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Überschau. 


Jedes einzelne Heft der „Gerichtlich - medizinischen Fällen und Abhand- 
lungen“ besteht als Monographie für sich und ist von der unterzeichneten 
Verlags- Buchhandlung besonders zu beziehen; daher besteht keine Ver- 
pflichtung zur fortgesetzten Abnahme der Sammlung nach dem einmaligen oder 
nochmaligen Bezug. Heft II wird, etwa in dem Umfang des Heftes I,, eine 
Abhandlung über die „strafbare Fahrlässigkeit bei Ausübung der 
Heilkunst“ bringen, worin die wichtige Lehre von den s. g. Kunstfehlern 
der Medizinalpersonen dargestellt wird. Heft III. enthält einen Fall der Ver- 
brechensverübung im Traumwandeln, und Heft IV. einen Fall einer 
Körperverletzung durch eine Öhrfeige eines Lehrers: Trommelfellzer- 
reissung durch Trauma oder Entzündung? Gerichtsärzte und Uni- 
versitäts- Professoren der Medizin, auch Mitglieder von Medizinalkollegien, 
werden ersucht, dem Unternehmen durch Mitarbeit innerhalb der Schranke, 
dafs eine Abhandlung, an einen Rechtsfall anknüpfend, regelmäfsig drei bis 
fünf Druckbogen nicht überschreite, ihre Unterstützung angedeihen zu lassen. 
Manuskripte sind an den Herausgeber einzusenden. 
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Heft 1. 


Kind oder Foetus? 


vom 


Herausgeber. 


Alle Rechte vorbehalten. 


Morwonrt 





Die hier gebotene Sammlung gerichtlich-medizinischer Fälle 
und Abhandlungen soll in Heften von drei bis höchstens sechs 
Bogen, von welchem jedes einzeln im Buchhandel zu beziehen ist, 
_ kleine Monographieen über interessante und besonders prak- 
tische Fragen in Anknüpfung an Rechtsfälle bringen, um eine 
Nutzanwendung in der Praxis davon machen zu können. 

Den Herren Ärzten und Juristen sei in dem hiermit der 
öffentlichen Verbreitung übergebenen ersten Hefte eine Anregung 
gegeben zur Prüfung einiger für die Strafrechtspraxis gewils recht 
wichtigen Fragen. 

Der Rechtsfall, an welchen dieselben angeknüpft worden, 
bietet wegen seiner Seltenheit in foro, obschon derartige Fälle 
ziemlich oft vorkommen mögen, aber wegen ihrer schwierigen 
Entdeckung kaum einmal zur strafrechtlichen Verfolgung, ge- 
schweige denn zur Bestrafung, gelangen, ein besonderes Interesse. 
Es bleibt eine nicht leicht zu lösende Aufgabe des Zusammen- 
wirkens der Sachverständigen auf dem Gebiete der Physiologie 
und der gerichtlichen Medizin mit den Strafbehörden, namentlich 
den Gerichten, da wo die Wissenschaft und Erfahrung vor den 
Schranken des menschlichen Erkennens angelangt ist, die Wahr- 
heit durch eine verständige und wohlbegründete Schlulsfolgerung 
nach Kräften zu ermitteln und festzustellen. Wo aber die Straf- 
gesetzgebung sichtlich von den unleugbaren Wahrheiten der Phy- 
siologie des Menschen abweicht, da ist es eine besondere Auf- 
gabe der Vertreter der gerichtlichen Medizin, in der Rechtspraxis, 
wo sie als Sachverständige dem Richter das Rechte zu finden 
helfen sollen, mit einer richtigeren Erkenntnis mutig hervorzutreten, 
und zwar ohne Scheu vor dem Widerspruch der hergebrachten, 
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wenn auch selbst in gesetzliche Bestimmungen aufgenommenen, 
Überlieferungen. Wie die Erforschung möglichster Wahrheit. der 
Thatsachen das höchste Ziel der Strafrechtspflege ist, so wird 
auch die ihr dienstbare gerichtliche Medizin sich bemühen sollen, 
nicht eine jenen Überlieferungen schlechthin „dienstwillige* zu 
sein, wie ein Vertreter derselben sie nannte (Böcker, Lehrbuch, 
S 56), sondern der wissenschaftlich besseren Erkenntnis rück- 
sichtslos die Bahn zum Übergang auch in das Rechtsleben zu 
brechen. 

Was meinerseits in der Reihe von Fragen, welche sich an 
die aufgestellte Hauptfrage: Kind oder Leibesfrucht ? anschlielsen, 
für das Richtige gehalten und zu halten empfohlen wird, das 
glaube ich aus der Erfahrung meiner Strafrechtspraxis und aus 
den Erwägungen, welche dieselbe dem Denken aufdrängte, — 
vielleicht zu weiterem Nutzen und Frommen anderer — aufrichtig 
mitteilen zu dürfen. | 


Weimar, im Mai 1837. 


Dr. IE. Ortiofi, 


Landgerichtsrat. 
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Im Nachstehenden sei ein Fall mitgeteilt, welcher in ge- 
richtsärztlicher wie juristischer Beziehung, aber auch für das ge- 
bildete Laienpublikum, von grofsem Interesse ist. Die besondere 
Schwierigkeit der Beurteilung derartiger Fälle, wie der vorliegende 
gewesen, dürfte die Erwägung rechtfertigean, ob die Kindestötung 
und Abtreibung, welche beide in technischer wie rechtlicher Be- 
ziehung oft dem rechtsgelehrten Praktiker Fragen von aulser- 
ordentlicher Bedeutung und Unterscheidungs-Schwierigkeit zu lösen 
bringen, nicht der Zuständigkeit der Schwurgerichte zu entziehen 
sein dürften. | 

Die Nähefrau verehel. F. in A...... hatte mit ihrem im 
Januar 1882 nach Amerika ausgewanderten Ehemann bereits 4 
noch lebende und noch unerzogene Kinder erzeugt gehabt. Sie 
unterhielt danach ein Liebesverhältnis mit einem Soldaten und 
war im Winter 1883/84 schwanger und, ohne es zu wissen, von den 
Nachbarn schwanger befunden worden; anfangs des Februar 1884 
waren die Zeichen der Schwangerschaft verschwunden und die 
Sorgfältigkeit, mit welcher diese Veränderung von der F. zu ver- 
bergen gesucht wurde, führte zu folgenden Ermittelungen, welche 
vom 8. Februar 1884 an fortgesetzt wurden. 

Der Polizei gegenüber gab die F. zu, schwanger gewesen 
zu sein, und vor 14 Tagen das Gefühl gehabt zu haben, als 
müsse sie gebären; sie habe sich deshalb auf einen mit Wasser 
gefüllten Eimer gesetzt und da sei ein Blutklumpen abgegangen, 
den sie in den Abort geworfen, ein Kind aber habe sie nicht 
geboren. Die beigezogene Bezirkshebamme fand im Abtritt eine 
Nachgeburt und auf deren Vorhalt, dafs, wenn diese letztere von 
der F. herrühre, sie auch ein Kind geboren haben müsse, räumte 
diese ein, ein Kind, das nicht gelebt, geboren, eine Zeit lang ver- 


wahrt und dann in das Ilmflüfschen geworfen zu haben, änderte 
H. Ortloff, Gerichtlich-mediz, Fälle etc, 1 
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später aber die letztere Angabe dahin ab, dals sie das Kind in 
ihrem Holzstall vergraben habe. Hier wurde am 8. Febrnar auch 
unter klarem Torf, in graue Leinwand gehüllt, die Leiche eines 
neugeborenen Kindes weiblichen Geschlechts gefunden, welches 
die F. auch als das von ihr in der Nacht vom 17/18 Januar 1884 
geborene anerkannte. Schon hier bestritt die F. entschieden, 
das Kind getötet zu haben, und behauptete, dafs sie, als das 
Geburtswasser von ihr gegangen, ohne dafs auch die Leibesfrucht 
zu weichen begonnen, ihre Zuflucht zu Bähungen genommen, 
deshalb sich auf einen mit warmem Wasser gefüllten Eimer ge- 
setzt und hier die Geburt abgewartet habe; plötzlich sei das Kind 
aus dem Schofs in den Eimer „geschossen ,* sie habe es aber 
nicht aus dem darin befindlichen Wasser herausnehmen können, 
weil sie den Oberkörper auf einen neben dem Eimer stehenden 
Stuhl stützend im Sitzen auf dem Eimer in Ohnmacht gefallen 
und daraus erst nach einigen Stunden erwacht sei; dann erst 
habe sie die Nabelschnur getrennt und das Kind aus dem Was- 
ser genommen, es aber tot gefunden und deshalb, damit das 
Geschehene niemand erfahren solle, die Leiche eingewickelt und 
vergraben. 

Tags darauf, am 9. Februar, fand vor dem Untersuchungs- 
richter durch den Physikus und einen zweiten Arzt die Leichen- 
schau und Zergliederung der Kindesleiche statt. Während eine 
uumittelbar vorhergegangene Sektion einer Kindesleiche in einer 
anderen, gleichen Untersuchung und zwar auch wegen Kindes- 
bötunsam en. ‚ das Leben des neugeborenen Kindes vor sei- 
nem Ertränktwerden, besonders durch die Lebens- bez. Lungen- 
proben, festgestellt worden war, ergaben diese hier gerade das 
Gegenteil und versagten den Beweis für das Gelebthaben des 
Kindes „in oder gleich nach der Geburt‘ (8 217 St.-G.-B.). Die 
Sachverständigen gaben ihr vorläufiges Gutachten dahin ab: „Das 
Kind war ein ausgetragenes, reifes, lebensfähiges Kind, das je- 
doch nicht geatmet, nicht gelebt hat. Höchst wahrscheinlich 
ist das Kind während der Geburt gestorben. Es ist keine Ver- 
anlassung da, anzunehmen, dafs der Tod des Kindes auf eine 
Verschuldung der Mutter zurückzuführen sei.“ 

Der Untersuchungsrichter fand sich veranlalst, diesen Fall 
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der Begutachtung des Physikus am Landgerichtssitz, Dr. Z. vor- 
zulegen, und stellte die Frage: ob der Tod des wahrscheinlich 
in der Geburt verstorbenen Kindes dadurch herbeigeführt worden 
sein könne, dafs das Kind mit dem Kopfe aus der Vagina und 
den das Wasser im Eimer fast berührenden Schamlefzen der 
Mutter, ohne Gelegenheit zum Almen gefunden zu haben, 
weil sein Kopf mit der Luft gar nicht in Berührung gekommen, 
gleich in das Wasser hinein geboren worden und auf diese Weise 
sein bisheriges Fötalleben eingebülst habe? Dabei machte er 
darauf aufmerksam, dals eine solche Art zu gebären eine der 
raffiniertesten Arten sei, weil auf diese Weise die wichtigste Le- 
bensprobe, die Lungenprobe, für solche Fälle ganz paralysiert 
und damit die Möglichkeit eines Beweises, dals ein neugeborenes 
Kind, das tot gefunden, in oder nach der Geburt gelebt habe, 
ausgeschlossen werde. Die Art und Weise der Abwartung der 
Geburt Jurch die Mutter deute darauf hin, dals sie ein lebendes 
Kind zu gebären, sich bewulst gewesen, aber die Absicht gehabt, 
dasselbe im Wasser umkommen, vielleicht durch Abreifsen der 
Nabelschnur darin verbluten oder sonst nicht zum Leben kommen 
zu lassen; es würde nach der bisherigen Auffassung in Gesetz 
und Praxis dann nicht mehr ein Fötus, sondern ein von der 
Mutter getrenntes Kind in Frage sein, welches getötet worden 
sei, vielleicht durch Verblutung oder Hemmung des Atmens in 
und nach der Geburt. Immerhin aber, wenn das Kind entgegen 
der Vorstellung der Mutter, ein lebendes Kind zu gebären, bei 
der Geburt schon nicht mehr am Leben gewesen wäre, würde 
die Mutter doch wegen Versuches der Kindestötung (am untaug- 
lichen Objekt) nach der bekannten Entscheidung der vereinigten 
Strafsenate des Reichgerichts vom 24/V. 1880 noch strafbar 
sein, weil darnach nicht mehr erforderlich sei, als dafs die Hand- 
lung von dem Thäter in der Vorstellung, sie werde zur Herbei- 
führung des beabsichtigten Erfolges führen, vollbracht sei. Hier- 
durch wurde die Frage der Vorsätzlichkeit der Tötung 
vorerst allein präzisiert und die der Fahrlässigkeit der Handlung 
vorerst aulser Betracht gelassen; es galt erst festzustellen, ob 
eine wirkliche Tötung eines gelebt habenden Kindes vollbracht, 


oder aber eventuell der Anfang der Ausführung der auf Tötung 
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gerichteten Absicht seitens der Gebärenden, indessen dieser Ver- 
such der Tötung an einem bereits toten Kinde (Fötus) gemacht 
worden sei? Damit war auch die Frage der Unterscheidung 
zwischen den Begriffen: Kind und Leibesfrucht getrennt. 
Freilich trat alsbald noch der Begriff des ‚scheintoten“ 
Kindes dazwischen, wie sich bald zeigen wird. 

Um nun der Vernehmung der Angeschuldigten eine technisch 
sichere Unterlage zu geben, wurde der letzterwähnte Sachver- 
ständige Dr. Z. zu dieser hinzugezogen. Derselbe war der Mei- 
nung, dafs fast mit Gewilsheit das Leben des Kindes bis zur Ge- 
burt angenommen werden könne, dafs er aber vermute, das 
Kind habe mit Verschulden der Mutter seinen Tod bei der Ge- 
burt in den mit Wasser angefüllten Eimer gefunden. Die Er- 
fahrung lehre, dals normal und kräftig gebaute Leibesfrüchte in 
der Regel lebend und lebensfähig aus der Scheide der Mutter 
hervorgehen, tot oder scheintot nur dann, wenn beim Durch- 
gange durch das Becken unglückliche Vorkommnisse, z. B. an- 
haltender starker Druck auf die Zentralteile des Nervensystems, 
Striktur der Gebärmutter, Vorfall oder Umschlingung der Nabel- 
schnur, auf sie eingewirkt haben. Spuren von erlittenem Gebär- 
mutterkrampf oder von Hirndruck seien an der Leiche nicht 
wahrgenommen ‚worden; ob Vorfall der Nabelschnur stattgefun- 
den habe, lasse sich durch Vernehmung der Mutter vielleicht 
feststellen; ferner habe die F. bei Abgang des Fruchtwassers keine 
Veranlassung zur Anwendung warmer Bähungen gehabt, solche 
würden, wo sie wegen schmerzhafter oder Krampf-Wehen in Anwen- 
dung kämen, gewöhnlich in Form von Dunstbädern, aber nicht 
in Form von Sitzbädern gemacht; dazu komme die kurze Dauer 
der Geburt — das alles unterstütze die ausgesprochene Vermutung. 

Aus den angegebenen Gründen fand die Vernehmung unter 
Vermittelung des letzterwähnten Sachverständigen statt, und aus 
ihr mag Folgendes mitgeteilt werden. 

Die F. hatte bereits vier noch lebende Kinder und im Januar 
1883 eine aufserehelich konzipierte, etwa viermonatliche Leibes- 
frucht in den Abort geboren. Im August desselben Jahres über- 
zeugte sie sich durch zuerst wahrgenommene Kindesbewegungen, 
welche sich fortsetzten, von ihrer neuen Schwangerschaft. Am 
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Abend des 16. Januar 1884 ging nach und nach Fruchtwasser 
von ihr ab und nach allen ihr bekannten Anzeichen war sie der 
Meinung, ein lebendes Kind gebären zu sollen, weshalb sie 
auch angeblich das in der Kommode aufbewahrte Kinderzeug zu- 
recht gelegt haben wollte. Ihre Schwangerschaft glaubte sie aber 
vor den Mitbewohnern des Hauses und der Nachbarschaft ver- 
borgen gehalten zu haben. Den vorzeitigen Abgang des Frucht- 
wassers will sie auch bei ihren früheren Geburten gehabt haben 
und in diesem Falle sei er 20 bis 36 Stunden vor der Geburt 
erfolgt. In der fraglichen Nacht vom 17/18 Januar ist sie gegen 
3 Uhr wieder aufgestanden und machte sich, angeblich weil ihr 
die Hebamme bei ihren früheren Geburten gesagt, es würde zur 
Hervorbringung von Wehen und zur Erleichterung der Geburt 
dienen, wenn sie sich auf einen mit warmem Wasser gefüllten 
Eimer setze, warmes Wasser zurecht — angeblich nur etwa 21, 
Liter — gols dieses in einen Blecheimer und setzte sich auf den- 
‚selben. Nicht lange darauf wäre die erste und bald eine zweite 
Wehe gekommen, infolge welcher sie ein Kind im Durchgehen 
durch die Scheide und zwar, wie ihr geschienen, mit dem Kopf 
zuerst, gefühlt habe; ob dieses rasch erfolgt und das Kind schnell 
in das Wasser gefallen sei, das wisse sie nicht, weil sie er- 
schrocken gewesen und sich mit dem Rücken an die Lehne des 
neben dem Eimer stehenden Stuhles angelehnt, den Kopf zurück- 
gelehnt und die Besinnung verloren habe. Als sie nach einiger 
Zeit aus ihrer „Ohnmacht“ erwacht sei, habe sie bemerkt, dafs 
die Nachgeburt noch nicht von ihr gegangen sei, habe das Kind 
im Aufstehen von dem Eimer aus dem Wasser genommen und 
gesehen, dals es tot sei, darauf ein auf dem Tisch gelegenes 
Messer ergriffen und damit die Nabelschnur durschschnitten und 
das Kind in der Meinung, es sei doch tot, wieder in den mit 
Wasser gefüllten Eimer gelegt, sich selbst wieder auf diesen ge- 
setzt, worauf alsbald die Nachgeburt von ihr gegangen sei, die 
sie mit dem Wasser, nachdem sie das Kind herausgenommen, in 
den Abort geschüttet habe. Die Kindesleiche habe sie in ein 
graues Lein gewickelt und sofort unter Torferde im Nebenge- 
bäude lose versteckt, später tiefer darunter vergraben, wo es am 
8, Februar auch gefunden worden ist, 


Die sich nun weiter über die Verschuldung anschliessende 
Vernehmung ergab, dals die F, in der letzteren Zeit der Schwanger- 
schaft einen brennenden oder stechenden Schmerz in der Weichen- 
gegend verspürt haben will, welcher indessen nach der Geburt 
sich verloren gehabt, sie sei aber trotzdem der Überzeugung ge- 
wesen, ein lebendes Kind zur Welt zu bringen, sie habe jedoch 
die Hilfe der Hebamme noch nicht gesucht, da diese ihr bei der 
langen Dauer früherer Geburten gesagt, sie solle nicht eher nach 
ihr schicken, als bis sie Wehen verspüre, und da diese gleich so 
rasch eingetreten und das Kind sofort gekommen sei, habe sie 
weder ihre in einer nicht unmittelbar anstolsenden Kaınmer schla- 
fende Kinder, noch die im Hause über ihrer im Erdgeschols gelegenen 
Wohnung wohnenden Leute zu Hilfe rufen können. Sie bestritt 
bestimmt, das Kind in der Absicht, es töten zu wollen, in den 
Eimer bez. in das darin befindliche Wasser geboren zu haben, 
gab aber zu, dafs sie sich dabei sagen mulste, als sie sich 
auf den mit Wasser gefüllten Eimer setzte, es könne das Kind 
darin umkommen, und sie habe gleich hinterher sich das auch, 
als sie bemerkt, das Kind sei tot, gesagt, jedoch zu der Zeit, als 
sie sich, um Geburtswehen zu erzeugen, auf den Eimer gesetzt, 
habe sie nicht das Kind in den Eimer gebären, sondern wie 
früher auf Stühlen ihren Gebärakt unter dem Beistand von Mit- 
bewohnern des Hauses oder der von diesen herbeizurufenden 
Hebamme vollbringen wollen. Sie gab wiederholt zu, leichtfertig 
verfahren zu sein, habe sich darüber auch gleich, als sie be- 
merkt, dals das Kind tot sei, selbst Vorwürfe gemacht, dals sie 
niemanden, als sie Geburtswehen habe erzeugen wollen und sich zu 
diesem Zweck auf den Eimer gesetzt, zur Hilfe herbeigerufen habe. 

Dadurch, dafs die Angeschuldigte sich der Fahrlässigkeit 
der den Tod verursachenden Handlung bezüchtigte, gewann der 
vorliegende Fall eine weitere juristisch interessante Seite und 
der Untersuchung:richter veranlasste den von ihm zugezogenen 
Sachverständigen zu einem weiteren aus der Vernehmung der F. 
gewonnenen Anhaltepunkten zu schöpfenden Gutachten, da es 
sich auch für die Feststellung der eventuellen Schuldfrage, 
ob fahrlässiger Weise der Tod des Kindes herbeigeführt 
worden sei, vor allem darum frage; ob nach den Angaben der 
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Angeschuldigten, im Vergleich zu dem von den Obduzenten der 
Kindesleiche bekundeten Leichen- und Sektionsbefund anzunehmen 
sei, dafs das Kind (Fötus), ohne zum Atmen gelangt zu 
sein, lebend mit dem Kopfe in das Eimerwasser gekommen und 
darin durch Erstickung (Verhinderung von Atmungsbewegungen) 
oder Verblutung aus der Nabelschnur oder sonst wie umgekom- 
men sei? Denn wäre dies nicht mit grofser Wahrscheinlichkeit 
anzunehmen, sondern mit einiger Wahrscheinlichkeit schon, dals 
das Kind (Fötus) vorher, che es in den Wassereimer „ge- 
schossen,“ sein Leben verloren gehabt, so würde eine fahrlässige 
Tötung noch weit bedenklicher als eine vorsätzliche — an einem 
toten Kind! — anzunehmen sein, indem die Auffassung der ver- 
einigten drei Strafsenate des Reichsgerichts a. a. O., dafs die 
That als in der Vorstellung des Thäters vollbracht, auch wenn 
diese eine irrige war, anzusehen sei, nicht wohl auch auf ein die 
Fahrlässigkeit ausmachendes mangelhaftes Denken und Beachten 
der möglichen Folge der verursachenden Handlungsweise, hier 
des Todes des Kindes, auszudehnen sein würde, wenn dieser 
schon vor der Handlung — ohne Kenntnis des Handelnden — 
eingetreten gewesen sei. 

Der Sachverständige gab sein Gutachten dahin ab: „Da das 
Kind alle Zeichen der Reife hatte, auch frei von organischen 
Fehlern war, so darf man bei der kurzen Dauer der Geburt mit 
an Gewilsheit grenzender Wahrscheinlichkeit annehmen, dafs das- 
selbe als lebender Fötus in das Wasser hinein geboren wor- 
den ist und darin seinen Tod gefunden hat, weil es mit 
dem Kopfe unter Wasser nicht atmen konnte.“ Hiermit 
war die juristische Beurteilung in das Dilemma versetzt, sich 
zwischen Kindestötung und Abtreibung gestellt zu sehen 
oder einen Fall vor sich zu haben, auf welchen mangels einer zu- 
reichenden Gesetzesfassung keiner von beiden Sa al 
palste. Davon mehr weiter unten. 

Durch die nunmehr inzwischen erfolgte Vernehmung der 
Bezirkshebamme, welche bei den früheren Entbindungen der 
Angeschuldigten Geburtshilfe geleistet hatte, wurde für die medi- 
zinische Begutachtung eine neue Frage angeregt, nämlich die, 
ob das Kind nicht scheiutot (also duch lebend?) in das Wasser 
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gekommen sei? wodurch man der Frage näher trat, ob atmen 
und leben eines neugeborenen Kindes, wie die gerichlliche Me- 
dizin bisher annahm, wirklich identisch zu behandeln seien, oder 
ob es doch nicht einen Zustand des Lebens eines neugeborenen 
Kindes gebe, ohne dafs es wirklich durch Atmen atmosphärische 
Luft den Lungen zugeführt habe, wie beim Scheintote, wo es 
durch Hilfe erst zum Atmen d. i. zu Atembewegungen gebracht 
wird? oder ob ein scheintotes Kind, welches zwar von der Mutter 
getrennt aber noch nicht zum Atmen gekommen, nicht 
als Kind, sondern als Fötus zu betrachten sei? was ja für die 
Beurteilung eines Strafrechtsfalles, ob Kindestötung vorhanden 
sei, welche nur ein von der Mutter getrenntes, lebendiges 
(auch nur in der Vorstellung der Mutter lebendes nach Auffas- 
sung des Reichsgerichts) Kind als Angriffsgegenstand voraussetzt; 
von grolser Bedeutung ist. Die Hebamme bezeugte, dals nur bei 
den Erstgeborenen der Angeschuldigten die Geburt etwas länger, 
bei den späteren Kindern aber nur zwei bis drei Stunden oder 
„einige Stunden,“ nimmermehr 20 bis 36 Stunden solcher, ge- 
dauert habe; nur in einem Geburtsfall, wo sie Wehenkrampf ge- 
habt, sei ihr von der Zeugin zur Beförderung der Wehen em- 
pfohlen worden, sich auf den Eimer, worin etwas heilses Wasser 
Dämpfe erzeuge, zu setzen, niemals habe sie aber eine dahin ge- 
hende Weisung erteilt, nicht eher wieder nach ihr zu schicken, 
als bis die Wehen eingetreten seien, nur sei sie in jenem Falle 
des Gebrauchs der Wasserdämpfe in der Erwartung, die Geburt 
werde sich verzögern, auf kurze Zeit hinweggegangen und bei 
ihrer Zurückkunft sei das Kind bereits da gewesen; darauf, dals 
bei der Angeschuldigten in früheren Geburtsfällen das Frucht- 
wasser frühzeitig weggegangen, könne sie sich wegen der Um- 
fänglichkeit ihrer Praxis nicht besinnen, aber unglaubhaft wäre 
es ihr, dafs ein so überreifes Kind, wie das der Angeschuldigten 
nach der Obduktion gewesen sein müsse, schon bei der zweiten 
Wehe und zwar so rasch und plötzlich sich von der Mutter ge- 
trennt habe, vollends wenn es schon ttot bei der Geburt gewesen 
sei, weil bei einer Kopfgeburt, wie sie die F. zu haben behaupte, 
der Kopf und die Achseln eines ausgetragenen Kindes zum Durch- 
gehen durch die Beckenöffnung selbst einer schon mehrmals ge- 


boren habenden Frau gewöhnlich mehrere Wehen und grölsere 
Anstrengungen erforderten, die durch das Drehen des Kindes- 
kopfes eines lebenden Kindes, welcher an der einen hervortretenden 
 Achsel anlehne, allerdings befördert würden. Nun könne es sehr 
wohl sein, dals das fr. Kind mit dem Kopfe eine Weile sich 
aulserhalb des Beekens der Mutter befunden habe, ohne zu at- 
men, indem der Kopf gleich in das Wasser, oder in einem schmalen 
Luftraum zwar befindlich alsbald, nach völliger Trennung des 
Kindeskörpers von der Mutter, in die Tiefe des Wassers geraten 
und hier das Kind, sein Leben fortzusetzen oder dieses als „Kind“ 
zu beginnen, verhindert worden sei; sie habe über 4000 Kinder 
zur Welt zu bringen geholfen und sei ihr in sehr vielen Fällen 
vorgekommen, dafs von der Mutter getrennte Neugeborene zwar 
lebten, aber nicht zur Einatmung der atmosphärischen Luft 
gelangen konnten, weil die drei- bis viermal um den Hals ge- 
schlungene Nabelschnur die Atmungsbewegungen ver- 
hinderte, indem die Luftröhre durch den Druck der Nabelschnur 
verschlossen bleibe, so dafs die atmosphärische Luft nicht ein- 
dringen könne, obschon, wie auch im Mutterleibe, das Kind mit 
der Brust scheinbar Atmungsbewegungen mache. In vielen 
Fällen habe sie erst durch Lockerung der Nabelschnur, durch 
Schwingen der Kinder, durch Eintauchen derselben in frisches 
Wasser u. s. w. scheintote Kinder zum Einatmen der Luft ge- 
bracht. Werde eine derartige Hilfe nicht geleistet, so könne das 
Kind nicht zum Fortleben aufserhalb der Mutter gelangen, denn 
das Blut bleibe sofort stehen, wenn nicht durch die At- 
mungsorgane Luft zugeführt und dadurch das Blut in Bewegung 
gesetzt werde. Hätte ein solcher Fall des Scheintodes vorgelegen, 
so würde das Kind, auch ohne dafs die Angeschuldigte auf dem 
Eimer geboren habe, ohne die erwähnte Hilfe nach der Geburt, 
ohne geatmet zu haben, verstorben sein; es lockere sich 
die um den Hals geschlungene Nabelschnur durch den Nachge- 
burtsabgang, der seltener mit dem Abgang des Kindes zugleich, 
meist erst in einer Zeit von einer Viertel- bis zu einer ganzen 
Stunde nachher erfolge, zwar etwas, allein diese Lockerung 
würde in dem vorliegenden Falle doch zu spät gekommen 
sein, wenn die F., wie sie angegeben, längere Zeit auf dem Eimer 
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sitzend, verbracht habe. Wäre aber wahr, was diese behaupten 
wolle, dafs der Eimer nur bis zur Hälfte mit Wasser angefüllt 
gewesen sei, so mülste, ohne eine solche Verschlingung 
der Nabelschnur um den Kindeshals, eine Atmung des Kindes in 
dem zwischen dem Wasser und den Geburtsteilen der auf dem 
Eimer sitzenden Mutter befindlichen, wenn auch schmalen und 
engen Luftraum, solange der Kopf sich aufserhalb des Beckens 
hierin befunden, stattgefunden haben, falls die Leibesfrucht 
bis dahin überhaupt noch am Leben gewesen. Wäre hingegen 
der Eimer bis fast zum Rande mit Wasser angefüllt gewesen und 
die F. hätte sich mit dem Geburtsteil so nahe an das Wasser au 
den Eimer gesetzt, dafs der aus jenem hervortretende Kopf so- 
[ort in das Wasser gedrückt worden sei, so wäre dem Kind jede 
Möglichkeit benommen gewesen, bei seiner Trennung 
von der Mutter atmosphärische Luft einatmen zu können. 
Von dieser Möglichkeit war unter Hinzunahme der sonst 
noch die Tötungsabsicht bekundeten zahlreichen Nebenumstände 
der Untersuchungsrichter von Anfang an zur Annahme der Wahr- 
scheinlichkeit gelangt, nur stand der vollen Annahme einer grolsen 
Wahrscheinlichkeit die Behauptung der Angeschuldigten noch ent- 
gegen, dals sie nur 24 Liter Wasser, wodurch der beigezogene 
Eimer nur zur Hälfte angefüllt wurde, in den Eimer geschüttet 
haben wolle. Eine Anfüllung des Eimers bis oben hinan, war 
aber nicht zu beweisen und darauf kam für den Beweis 
der Vorsätzlichkeit alles an, denn dann sollte das Kind, 
einerlei ob Kopf- oder Fuls- oder andere Geburt eintrat, durch 
Aufsitzen der Mutter in dem Wasser am Beginnen seines Lebens 
durch sofortigen Übergang in das Wasser, in diesem verhindert 
werden, da sonst dieses Vollfüllen des Eimers, sehr fraglich, ob 
wirklich mit warmen Wasser, seitens der mit Bähungen wohl- 
bekannten F., keinen anderen denkbaren Zweck haben konnte. 
Obschon die Hebamme wulfste, dafs die F. ohne ihre Hilfe 
im Januar 1883 abortiert, auch bei der fr. letzten Geburt sie 
nicht beigezogen, auch nicht einmal von deren Bevorstehen be- 
nachrichtigt hatte, so war sie doch mehr geneigt anzunehmen, 
dafs das Kind, welches nach der Ansicht der drei bisher gehör- 
ten Sachverständigen bis in die Geburt hinein gelebt haben solle, 





durch eine Umschlingung der Nabelschnur um den Hals an der 
Atemholung verhindert und, da es davon nicht befreit worden, 
mangels einer Hilfe, wie die gewöhnliche Vorsicht sie beizuziehen 
erfordere, gleich nach der Geburt verstorben und zwar schein- 
tot nicht zum selbständigen Leben aufserhalb der 
Mutter gelangt sei. Wissenschaftliche Gründe für diese An- 
nahme hatte sie weiter nicht vorzubringen und vermutlich waren 
es s. g. moralische, welche sie mehr zu dieser Annahme als zu 
der einer der schlauesten Durchdenkungsarten und raffiniertesten 
Vorsätzlichkeiten führen mochten, da ja diese Tötungsweise voraus- 
setzt, dals der Thäter, wenn er seinen Zweck erreichen will, die 
Kenntnis des ganzen Zusammenhanges der hier wirkenden Natur- 
gesetze sich erworben habe und namentlich auch wisse, um vor 
der Beweisführung sicher zu sein, dafs die Lungenprobe als Le- 
bensbeweismittel auf diese Weise zu einem ganz trüglichen Be- 
weise führen würde, nämlich dafs eine Lunge, welche nicht ge- 
atmet hat, einem Kinde angehöre, das in und bei der Geburt 
nicht lebensfähig und nicht mehr lebend war, während es that- 
sächlich doch nur an der Fortsetzung eines lebensfähigen 
Daseins auflserhalb der Mutter durch einen raffinierten 
Gewaltakt gehindert worden ist — also ohne zum Atmen ge- 
langt zu sein, doch getrennt von der Mutter, wie im Mutterleibe, 
noch (als Fötus oder als Kind?) gelebt hat und lebens- 
fähig war. 

Die beiden Obduzenten wurden nunmehr zur Abgabe eines 
schriftlichen definitiven Gutachtens nach Mitteilung der inzwischen 
stattgehabten weiteren Ermittelungen veranlafst. Jm Obduktions- 
protokoll in Nr. 3 stand: „Die am Körper befindliche Nabelschnur 
ist 49 Gentimeter lang;* von dem Befund einer Umschlingung 
derselben um den Hals sagt das Protokoll nichts. Um vorerst 
bei diesem Punkt stehen zu bleiben, mag aus dem abgegebenen 
Gutachten Folgendes mitgeteilt werden. Für die Annahme eines 
durch Umschlingung der Nabelschnur veranlafsten Tod fehlten 
alle anatomischen Anhaltepunkte, namentlich sei eine Strangfurche 
am Hals der Kindesleiche nicht zu finden gewesen. Die anatomischen 
Erscheinungen einer Erstickung durch Nabelschnurumschlingung 
seien nach Skrzeska, „Kindesmord* in Dr, Maschka’s Hand- 


buch der gerichtl. Medizin, Tübingen, 1881, S. 926, Blutreichtum 
der luftleeren Lungen, welche bläulichbraun, mitunter dunkelblau, 
in den hinteren Teilen fast blauschwarz gefärbt erschienen, wie 
auch das Gewebe des Innern, wenn man es durschneide, wobei 
auf die Schnittfläche oft ohne allen Druck, reichlich dunkles, 
flüssiges, nicht schäumiges Blut trete; reichliehe Anfüllung des 
Herzens mit dunklem flüssigen Blute ohne Unterschied im Grade 
der Füllung zwischen den beiden Seitenhälften des Herzens, desgl. 
Füllung der grofsen Gefälsstämme der Brust- und Bauchhöhle mit 
viel Blut, wie auch Blutreichtum aller Organe, in denen auch 
sonst bei Erstickungstod Blutstauungen vorzukommen pflegten; 
ferner das Vorhandensein der hiermit im Zusammenhang stehen- 
den, sogenannten Petechial- Suggilationen auf Herz und Lungen 
sowie auf dem serösen Überzug der grofsen Gefälsstämme, der 
oberen Zwergfellfläche und der Kostalpleura. „Nachdem Caspar 
auf dieselben als auf einen für die Erstickung Neugeborener cha- 
rakteristischen Befund zuerst aufmerksam gemacht hatte, wurden 
diese punktförmigen Blutaustretungen an den Lungen totgeborener, 
d.h.an fötaler Erstickunggestorbener Kinder ausschliels- 
lich gefunden und fehlen in der That bei denselben fast niemals.“ 
Endlich sei noch eine derartige Erscheinung die Rötung der Schleim- 
haut der Luftröhre und des Kehlkopfes. Von diesen anatomischen 
Erscheinungen hätten die Obduzenten im vorliegenden Falle keine 
einzige gefunden, wie das Sektionsprotokoll ergebe; da die 
festgestellte Blutüberfüllung des Herzens und der Lungen gefehlt, 
so seien auch jene punktförmigen Blutaustritte („Petechial-Suggil- 
lationen‘), nach denen besonders gesucht worden, nicht zu 
finden gewesen. 

Im übrigen fulste das Gutachten auf Gasper’s Handbuch 
der gerichtl. Medizin, Thanatologischer Teil, wonach in foro 
Leben und Atmen identisch, Nichtgeatmethaben Neuge- 
borener gleichbedeutend sei mit Nichtgelebthaben, indem nur das 
selbstständige, von der Mutter emanzipierte Leben des Neuge- 
borenen be wiesen werden könne, während jedes andere Leben 
hypothetisch sei, der Gerichtsarzt aber nur auf Beweise sein Ur- 
teil stützen dürfe. Es sei nicht zu bezweifeln, dals ein Leben 
ohne Atmung auch beim neugeborenen Menschen vorkomme 
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und möglich sei, was die Erfahrung täglich an scheintot, also 
ohne Atmung, Geborenen unumstölslich beweilse; es könne auch 
nicht bezweifelt werden, dals ein solches, ein Scheinleben 
führendes Kind getötet werden könne, passiv wie aktiv, 
durch Unterlassen wie durch Handeln , und es gebe also, wie 
zugegeben werden müsse, ein kurzes post partum-Leben 
ohne Atmung — aber es fehlten alle Erkennungs- 
zeichen für das Vorhandengewesensein eines solchen Le- 
bens, nachdem es verschwunden! Was aber folge da- 
raus für die gerichtlich-medizinische Praxis? Ein solches Leben 
sei keine Thatsache für diese Praxis, welche nur ein Atmungs- 
leben kenne, weil sie nur ein solches erkennen und be- 
weisen könne. Auch die neueste Autorität, Skrzeczkaa.a.O. 
S. 853, äulsere sich übereinstiminend dahin: Den sichersten Be- 
weis dafür, dafs ein Kind nach der Geburt gelebt habe, erhalte 
man, wenn durch die Obduktion festgestellt werden könne, dafs 
das Kind nach der Geburt nicht gelebt habe, weil einesteils die 
Fäulnis die Leiche so verändert haben könne, dafs die Zeichen 
des Luftatmens dadurch verwischt worden seien und andernteils 
Kinder auch eine kurze Zeit nach der Geburt fortleben könnten, 
ohne Luft zu atmen. In solchen Fällen werde es dann nur sel- 
ten möglich sein, auf anderen Wegen den Beweis dafür zu er- 
bringen, dafs das Kind noch nach der Geburt gelebt habe. Wenn 
bewiesen sei — fährt Skrzeska.a. a. O. S. 884 fort — dals 
das Kind Luft geatmet habe, so könne daraus mit Sicherheit 
geschlossen werden, dafs das Kind in oder gleich nach der Ge- 
burt gelebt habe, — und Seite 886 —: habe die Lungenprobe 
ein negatives Resultat ergeben und befinden sich die Lungen in 
einem völlig fötalen Zustande, so könne doch hieraus nicht mit 
Sicherheit geschlossen werden, dals das Kind in oder gleich 
nach der Geburt nicht mehr gelebt habe, vielmehr sei die Mög- 
lichkeit vorhanden, dafs es trotzdem zu jener Zeit gelebt und auch 
getötet werden gekonnt habe. Der Sachverständige werde 
sich sonach, wenn die Lungenprobe einen völlig fötalen Zustand 
der Lunge nachweise, darauf beschränken müssen, aus- 
zusprechen, dals die Sektion keinen Beweis für das Leben 
des Kindes in oder gleich nach der Geburt erbracht habe. 
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Auf diese beiden Autoritäten nahm nur *) das Gutachten der 
Obduzenten Bezug und erklärte, es seien in dem vorliegenden 
Falle noch ganz fötale Lungen, welche nicht geatmet hätten, 
vorgefunden worden und daher seien die Obduzenten berechtigt 
zu sagen: „Das Kind hat nicht geatmet, nicht gelebt“ 
unter Bezugnahme auf die einschlagenden Befundbeschreibungen 
des Sektionsprotokolles verbesserten sie ihr vorläufig abgegebenes 
Gutachten dahin, dals sie vorsichtiger, wie Dr. Skrzeska, statt: 
„Das Kind habe nicht gelebt,“ hätten sagen können, es sei durch 
die Sektion kein Beweis für das Atmen und Leben erbracht. 

Auf die von dem Untersuchungsrichter an sie gestellte Frage: 
ob das Kind, auch ohne geatmet zu haben, sein Leben einbülsen 
mulste, wenn es mit dem Kopfe sofort in einen mit Wasser ge- 
füllten Eimer geboren worden sei? antworteten die beiden Obdu- 
zenten: dals dies geschehen könne, unterliege keinem Zweifel und 
es würde der Beweis hierfür sofort erbracht sein, wenn sich in 
der Luftröhre und in den Bronchien irgend etwas von der Flüs- 
sigkeit gefunden hätte, in welche das Kind geboren worden, da 
durch Berührung der Flülsigkeit bei einem scheintot geborenen 
Kinde Atembewegungen erzeugt würden und die Aspiration 
der Flüfsigkeit eintrete — unler Bezugnahme auf Skrzeska a. 
a. ©. S. 888: „Häufiger ist es, dafs ein Kind in Flüfsigkeiten 
hineingeboren wird. Wiewohl dabei mindestens partielles Luft- 
atmen in der Regel vorkommt, kann doch auch gleich der erste 
Atemzug in der fremdartigen Flülsigkeit erfolgen und diese 
aspiriert werden. In diesen Fällen läfst sich unter Umständen 
das Leben nach der Geburt feststellen, weil sich nachweisen lälst, 
dals, wenn auch keine Luft geatmet wurde, doch Atmungs- 
bewegungen nach der Geburt gemacht worden sind.“ Im vor- 
liegenden Falle haben die Obduzenten keine Spur dieses Vor- 
ganges gefunden, die Luftröhre sei leer, in den Bronchien eben- 
falls keine Spur einer Flülsigkeit zu finden gewesen und es fehle 
daher an jedem Beweis für dieses Atmen. Das Ergebnis 
ihrer Begutachtung war: durch die Sektion wurde kein Beweis 
erbracht, dafs das Kind in oder gleich nach der Geburt gelebt 


= *) Reichliches und vortreffliches Material bot noch das Lehrbuch der 
gerichtlichen Medizin von Ed. Hofmann in Wien, 3. Aufl, (1883) S. 692— 784. 
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habe, ebensowenig ein Beweis dafür, dafs das Kind durch die Todes- 
arten, welche Erstickung bewirken, namentlich durch Umschlingung 
der Nabelschnur, Kopfdruck, Ertrinken in einer Flüssigkeit ver- 
storben ist, ebensowenig aber auch ein Beweis für sein Leben olıne 
Atmen; auf Grund der Sektion lasse sich nur sagen, dafs das Kind 
aus unbekannten Ursachen kurz vor der Geburt gestorben sei. 

Der von dem Untersuchungsrichter bereits zur Vernehmung 
der Angeschuldigten zugezogene Sachverständige Dr. Z. veran- 
lalst, seinerseits nach Kenntnisnahme des vorstehenden Gutachtens 
ebenfalls ein solches abzugeben, fand in obigen Behauptungen 
nur den Ausdruck subjektiver Meinungen der Obduzenten und 
hielt gegen die Annahme, dals das Kind kurz vor der Geburt 
gestorben sei, seine frühere Meinung nur mit der Modifikation 
aufrecht, dafs er nach Durchlesung des motivierten Gut- 
achtens der Obduzenten annehme, das Kind sei scheintot zur 
Welt, bez. in den Eimer gekommen, welche Annahme er für 
wahrscheinlicher als die der Obduzenten halte, ohne aber 
positive Beweise dafür erbringen zu können. Denkbar sei schon, 
dafs das Kind aus unbekannten Ursachen kurz vor der Geburt 
gestorben sein könne, allein bei seiner kräftigen Natur,‘ bei der 
normalen Bildung und dem Fehlen jeder Spur von Organver- 
letzungen oder Krankheiten, welche erfahrungsgemäls den Fötus 
im Mutterleibe töten könnten, sei die Annahme, dals es bei Be- 
sinn der Geburt noch gelebt habe, natürlicher als die 
entgegengesetzte. Nicht ıninder gesucht erscheine die im vor- 
läufigen Gutachten befindliche Annahme, nach welchem das Kind 
„während der Geburt“ gestorben sci, wenn man bedenke, wie 
wenig Zeit es beim Durchgang durch die Geburtswege gebraucht 
habe und dals an seiner Leiche keine Zeichen gefunden worden 
seien, welche auf Ableben während der Geburt schliefsen liefsen. 
‘ Vor oder während der Geburt sei demnach der Tod des 
Kindes nicht eingetreten, wenigstens sei dies nicht durch die 
Obduktion erwiesen; es müsse daher für wahrschein- 
licher gehalten werden, dafs er in dem mehr oder weniger mit 
Wasser gefüllten Eimer stattgefunden habe, in welcher das Kind, 
ohne geatmet zu haben, hineingeboren worden. Das Kind habe 
auch im Wasser keine Atembewegungen gemacht, wie aus 
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der Obduktion zu ersehen; dieser Umstand aber sei es, wel- 
cher den Sachverständigen zu der Annahme bestimmt habe, dafs 
das Kind bei der Geburt scheintot gewesen sei. Die Berüh- 
rung des neugeborenen Körpers mit Wasser reiche nicht immer 
zur Hervorbringung von Atembewegungen Scheintoter aus; es 
sei dem Sachverständigen aus eigener Erfahrung mancher Fall 
bekannt, wobei das Atemholen sich nach lange. fortgesetzten Be- 
lebungsversuchen und wiederholtem Eintauchen des Körpers in 
warmes oder kaltes Wasser allmälig erst eingestellt habe. Wenn 
demnach das Kind in dem Wasser keine Atembewegungen ge- 
macht habe, so folge (daraus nicht, dafs es.vollständig abgestorben 
hineingekommen sei; es sei darin jedoch nicht zum Leben ge- 
kommen, weil ihm die erforderlichen Belebungsmittel 
gefehlt hätten. 

Angesichts der Wichtigkeit des Falles wurde wegen der 
Verschiedenartigkeit der vorliegenden Gutachten von der medi- 
zinischen Fakultät zu Jena ein Obergutachten . eingeholt. 
Dieses hebt aus dem Sektionsprotokoll folgenden Befund hervor: 
„Das schlaffe llerz enthält wenig braunrötliches Blut. Die grofsen 
Gefälse sind blutleer. Die Lungen erweisen sich bei sehr genau 
angesteliter Untersuchung als vollkommen Jluftleer. Hirn stark in 
Fäulnis übergegangen, blutleer. Keinerlei Verletzungen am Kinde.“ 
Das Gutachten der Obduzenten findet im wesentlichen darauf die 
Billigung des Obergutachtens und letzteres sucht den Widerspruch 
des vorläufigen mit dem motivierten Gutachten der Obduzenten 
rücksichtlich der Behauptung in ersterem, das Kind sei „wäh- 
rend“ der Geburt, und der in letzterem, es sei „kurz vor“ der 
Geburt aus unbekannten Ursachen gestorben, als einen, wie sich 
aus dem Zusammenhang ergebe, nur „scheinbaren“ dadurch 
zu erklären, dafs die Obduzenten mit der letzteren Aussage „kurz 
vor dem Zutagetreten des Kindes“ gemeint hätten. Im übrigen 
werden die bereits erstatteten Gutachten nur kurz erwähnt und 
darauf werden folgende Sätze aufgestellt: Liege der Beweis vor, 
dafs ein neugeborenes Kind geatmet habe, so sei damit natürlich 
erwiesen, dafs es nach der Geburt lebte; nicht mit gleichem Rechte 
lasse sich sagen, dafs ein Kind, für dessen Atmen nach der Ge- 
burt der Beweis nicht vorliege, nach der Geburt nicht gelebt 
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habe; im vorliegenden Falle müsse man sagen: „auch im Fall 
das Kind vollkommen lebendig die Geschlechtsteile der Mutter 
verlies, nach den besonderen Umständen der Geburt 
wäre es unmöglich gewesen, dals dasselbe Luft atmete;“ 
es sei alco der Beweis, dals dieses Kind Luft nicht geatmet 
l:abe. ganz bestimmt kein Beweis dafür, dals es tot geboren sei. 
Die weitere Frage sei die, ob ein solches Leben ohne 
Atmung unter Umständen durch die Sektion nachgewie- 
sen werden könne? Diese oft aufgeworfene Frage sei von nam- 
haften Autoritäten verneint worden; ohne jeden Zweifel würde 
ein solehes Leben ohne Atmung unter Umständen nachzu- 
weisen sein. Wäre z. B. das fr. Kind in kotige Flüfsigkeit mit 
dem Kopfe voraus hineingeboren und ebensobald wieder heraus- 
sezogen worden, so würde, falls es lebend (wohl atmend ?) hinein- 
gelangt sei, der Nachweis der kotigen Flülsigkeit in den Atem- 
wegen und im Magen schwerlich gefehlt haben, wodurch der 
sichere Beweis für das Ertrinken in der fr. Flülsigkeit erbracht 
worden sei; in anderen Fällen könnten Verletzungen, welche ihrer 
Natur nach nur das bereits geborene Kind treffen konnten und 
welche offenbar von lebendiger Reaktion geiolgt gewesen, oder 
könne die offenbar nach der Geburt erfolgte Verblutung auch an 
dem Kirde, das nicht Luft geatmet habe, den Nachweis liefern, dafs 
das geborene Kind noch gelebt lıabe. Die Annahme einer Ver- 
blutung — schaltet hier das Obergutachten ein — werde dadurch 
ausgeschlossen, dals die Länge der Nabelschnur von 49 Genti- 
meter schon ein erschwerender Umstand sei und dafs, als diese 
durschnitten, wenn an der Erzählung der Mutter einiges wahr 
sei, das Kind schon tot gewesen sei; die Blutleere der Leiche sei 
hinreichend erklärt durch die Länge der Zeit (22 Tage) zwischen 
dem Tode und der Sektion. Auch von den Beweisen, welche 
unter Umständen ein Leben ohne Atmung aus der Sektion dar- 
zulegen imstande seien, liege für das {r. Kind keiner vor; über- 
haupt liege in dem dargebotenen Material keinerlei Motiv vor 
für die Annahme, dafs das fr. Kind in und nach der Geburt ge- 
lebt habe, dals es erst nach der Geburt gestorben, dals es — 
fahrläfsig oder absichtlich — in oder nach der Geburt getötet 


worden sein könne. 
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Wie wenig dieses Obergutachten gegenüber den bereits vor- 
liegenden Anforderungen einer Klarstellung der wichtigsten 
Frage genügen konnte, ersieht man leicht. Es giebt zu, wie 
die früheren Gutachten, dals es ein Leben Neugeborener ohne 
Atmung gebe und mithin dieses durch die Gebärende in und 
nach der Geburt vernichtet werden könne; der Beweis, dafs das 
fr. Kind Luft nicht geatmet habe, sei bestimmt kein Beweis, dals 
es tot geboren gewesen sei. Auf die für die Rechtsbeurteilung 
so wichtige Frage, welche das motivierte Gutachten der Obdu- 
zenten und des Dr. Z. ausführlicher erörtert, ob das Kind nach 
dem Sektionsbefund zusammen mit den Angaben der Mutter, 
welche selbst geglaubt hat, ein lebendes Kind gebären zu sollen, 
trotz des fötalen Zustandes der Lungen wahrscheinlich bei 
der Geburt noch gelebt habe, was allein Dr. Z. ganz besonders 
betont und behauptet hat unter Ausführung der positiven und 
negativen Gründe der fast bis zur Gewifsheit für ihn reichenden. 
Wahrscheinlichkeit, geht das Obergutachten gar nicht ein. Giebt 
es ein Leben Neugeborener mit noch fötalen Lungen (ohne Luft- 
einatmung) auch nur ganz kurze Zeit in oder gleich nach der 
Geburt, wie auch die gerichtsärztlichen Autoritäten anerkennen, 
dann bleibt, wenn durch die Sektion dessen Bestandenhaben 
nicht im einzelnen Fall nachgewiesen werden kann, nur übrig, 
den Beweis aus dem Sektionsbefund, auch abgesehen von dem 
Ausfall der Lungenprobe, im Zusammenhalt mit den übrigen 
Untersuchungsergebnissen, z. B. mit den Erklärungen der Mutter 
über ihre Wahrnehmungen vor und bei der Geburt an sich und der 
Leibesfrucht zu ermöglichen. Es ist m. E. nicht geradezu unzu- 
lässig zu sagen: Leben und Atmen sei für die Praxis ein und 
dasselbe, weil nur durch letzteres das Leben Neugeborener be- 
wiesen werden könne. Beweisgrund und Beweissatz decken 
sich hier unmittelbar, denn das Atmen (Luftschöpfen) ist nicht 
nur das gewöhnlichste und untrüglichste Anzeichen des ein- 
gsetretenen vollendeten selbständigen Lebens eines 
neugeborenen Kindes, sondern dieser Eintritt selbst; ausnahms- 
weise leben ja auch die scheintoten „Kinder,* welche erst durch 
Hilfe zum Fortleben gebracht werden, durch Erzeugung der 
Atembewegungen, die doch übrigens schon bei dem Fötus im 


Mutterleibe in schwachem Grade ohne Luftzutritt vorbereitet wer- 
den sollen, also nur nach Austritt des Kopfes aus dem Becken be- 
stimmungsgemäfs eriegt werden -- als organische Grund- 
bedingung des Lebens des Neugeborenen. Hierdurch kommen 
wir auf den Brennpunkt, welcher im Abschnitt IV. näher zu er- 
örtern ist. Einstweilen darüber nur Folgendes. 

Handlungen gegen die Existenz der Neugeborenen bis dahin, 
wo ein solches selbständiges Leben noch nicht eingetreten d. h. 
nicht nachgewiesen ist, fallen nicht unter den Begriff der „Kindes-* 
sondern der Leibesfrucht-Tötung, weil eben Neugeborene, die 
nicht geatmet haben, keine Kinder, sondern geborene Leibesfrucht 
sind. Wird das selbständige Fortleben einer solchen durch Ab- 
haltung derselben von der Einatmung der Luft an dem Übergang 
zum Leben als Kind gehindert, wie im vorliegenden Falle, so ist die 
fr. Handlung nur gegen die erst beginnen sollende Existenz, immer- 
hin aber noch gegen eine künftige eines Menschen, wie bei der 
Abtreibung, gerichtet. Der Wortlaut des $ 218 St.-G.-B’s, welcher 
überhaupt das Verbrechen der Abtreibung keineswegs richtig wie- 
dergiebt und den T'hatbestand nicht deckt, würde erheblich ab- 
zuändern sein, indem auch die (ebärende neben „die Schwangere“ 
zu stellen und die Tötung nicht blos auf die „Frucht im Mutter- 
leibe“ zu beschränken wäre. Davon mehr im Abschnitt IV. Diese 
Auffassung auf den vorliegenden Fall angewendet, so würde es 
sich nicht um den Beweis des Gelebthabens eines „Kindes,* 
sondern einer totbefundenen Leibesfrucht handeln, nachdem 
die Sektion ergeben hat, dafs die Lungen noch fötal sind; das 
hat auch gewils dem Sachverständigen Dr. Z. vorgeschwebt, nur 
ist es in der Begutachtung nicht zur klaren Darstellung gekom- 
men; aber ganz folgerichtig geht er vom Scheintot auf den Be- 
weis des Gelebthabens der Leibesfrucht bis in die Ge- 
burt zurück und sucht die grofse Wahrscheinlichkeit desselben 
aus dem Sektionsbefund und den sonstigen Untersuchungsergeb- 
nissen darzuthun, genau so wie dies bei einer Untersuchung wegen 
Abtreibung der Leibesfrucht zu geschehen pflegt; es würde sich 
dann nur für den richterlichen Beurteiler fragen, ob die für das 
Leben der Leibesfrucht bis zu ihrer Versenkung in dem Wasser- 
eimer geltend gemachten Gründe überzeugend genug sind, etwa 
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unter Hinzunahme aller übrigen schwer verdächtigenden Umstände, 
welche mit zu erwägen dem medizinischen Sachverständigen un- 
benommen bleibt, die er aber in seinem Gutachten kaum berüh- 
ren darf, soweit sie nicht in unmittelbarer Beziehung zu 
den technischen Fragen stehen. 

Es wäre in dem vorliegenden Falle erfreulich, weil gewils 
richtig, gewesen, wenn die Sachverständigen, anstatt sich blos 
auf den Mangel des Beweises des Lebens des fr. Kindes 
nach der Geburt zu stützen, gesagt hätten, das Einatmen der 
Luft bedinge nicht blos das Leben, sondern auch den Begriff 
des Kindes, als der zur selbständigen Fortexistenz 
aulserhalb der Mutter befähigten, von ihr getrennten Leibesfrucht. 
Wie aber nach ihrem Gutachten und der Gesetzesfassung die 
Sache lag, mulste allerdings auch der Jurist sich dem Gutachten 
der Obduzenten anschlielsen und sagen: das Leben des Neuge- 
borenen, wenn es auch bestanden haben mag, ist mangels des 
Beweises erfolgter Atmung nicht bewiesen, mithin zu gunsten 
der Angeschuldigten anzunehmen, da/s das „Kind,“ welches 
sie zu töten meinte oder meinen konnte, bereits tot war. Dem- 
nach konnte von der Vollendung eines Kindesmordes, Tötung 
aus Vorsatz, (mit Überlegung), so wenig wie von der aus Fahr- 
lässigkeit, noch die Rede sein, wohl vielleicht eher von einem 
(verfehlten) Versuch des Kindesmordes in der irrigen Vorstellung, 
dafs die Angeschuldigte ein lebendes Kind duıch die Geburt in 
den Eimer mit Wasser am Fortleben als Kind zu verhindern: ver- 
möge, wenn sie diese Geburt in das Wasser bewirke, in der Be- 
rechnung, dafs es darin umkommen werde. Auf welche Weise 
das „Kind“ in den Eimer, wenn es noch als ausscheidende Leibes- 
frucht gelebt hat, umgekommen ist, das bleibt allerdings nicht 
aufgeklärt, weil die Symptome des Erstickungstodes gefehlt haben, 
obschon das wichtigste, die Blutüberfüllung einzelner Hauptorgane 
und Gefälse einer Blutleere, welche gefunden worden und in dem 
Obergutachten aus der längeren Zeit zwischen dem Tod und der 
Sektion zu erklären versucht wird, gewichen sein kann; aber ge- 
rade dieser Mangel des Beweises des Erstickungstodes spricht 
allerdings mehr gegen die Annahme des Dr. Z., dafs das „Kind“ 
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der Obduzenten, dafs es kurz vor der Geburt aus unbekannten 
Gründen schon eine verendete Leibesfrucht gewesen sein mag, 
wenn auch die Geburt rasch vor sich gegangen, was übrigens 
sehr in der Luft steht, da es der Angeschuldigten in ihrer Schil- 
derung des Geburtsvorganges offenbar darauf ankam, sich als 
überrascht von der Geburt bei ihrem Sitzen auf dem Eimer dar- 
zustellen. Dies führt nun auf den Beweis der Verschuldung. 


Ai. 


Die Angeschuldigte hatte das Sich-Setzen auf einen angeblich 
mit 24 Liter warmen Wassers gefüllten Blecheimer damit zu er- 
klären unternommen, dals sie Bähungen zur Erzeugung von 
‚Wehen machen wollte; weiter aber wollte sie in der sitzenden 
Stellung von einer plötzlichen Kopfgeburt dermafsen überrascht 
und dabei in Ohnmacht gefallen sein, dals ihr ein Aufstehen von 
dem Eimer nicht mehr möglich gewesen sei und sie nach Er- 
wachen aus dem Schwächezustand erst bemerkt habe, ein Kind, 
das tot gewesen, in den Eimer geboren zu haben. Es galt nun, 
durch Sachverständige die Wahrheit dieser für die Entlastung von 
der Vorsätzlichkeit ihrer Handlungsweise erheblichen Behaup- 
tungen nach der physischen Wahrscheinlichkeit zu ermitteln. 

Die Obduzenten sprachen sich in ihrem Gutachten da- 
rüber im folgenden aus: Der von der Angeschuldigten geschil- 
derte Geburtsvorgang sei wahrscheinlich, die schnelle Ausscheidung 
des Kindes bei der zweiten Wehe, wie dies häufig bei Mehrge- 
bärenden vorgekommen, sei möglich. Dem gegenüber stand die 
Behauptung der Hebamme, wie oben erwähnt wurde, dals bei 
Kopfgeburten der Geburtsgang nicht so rasch gehe, zumal bei 
totgeborenen, ausgetragenen Kindern, wenn die Drehung des 
Kopfes, der an der hervortretenden Achsel anliege, nicht das Her- 
vortreten erleichtere; auch Dr. 7. hielt insoweit die Angaben der 
Angeschuldigten für wenig glaubhaft, dafs das Kind „herausge- 
schossen“ sei — ein beliebter Ausdruck sich entschuldigender 
Kindesmörderinnen. Die Obduzenten behaupteten aber weiter, 
die F. habe nach Eintritt der ersten Wehe (wenn sie einmal auf 
Stühlen, wie sonst, hätte gebären wollen, von deren Zurecht- 
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machen sie übrigens gar nichts erwähnt hat) ihren Sitz auf dem 
Eimer verlassen und sich eine für das Gebären des Kindes weniger 
gefährliche Stellung oder Lage verschaffen müssen und es sei das 
Setzen und Sitzenbleiben der F. auf dem Eimer als eine zur Ver- 
heimlichung der Geburt bez. der Tötung des von ihr als lebend 
angenommenen Kindes führendes absichtliches zu bezeichnen, 
um so mehr, als von dem Eimer das abgehende Fruchtwasser, 
das Blut und alle sonst schwer zu beseitigenden Spuren einer Ge- 
burt aufgefangen würden. Die von der F. vorgeschützte „Ohn- 
macht“ aber sei schon deshalb fraglich, weil solche Ohnmachten 
gleich nach der Geburt überaus selten in der Praxis beobachtet 
würden; es wäre der von der F. beschriebene Zustand auch gar 
keine Ohnmacht gewesen, wenn die F. erzähle, sie habe die Be- 
sinnung verloren, sich mit dem Rücken an den daneben stehen- 
den Stuhl gelehnt, den Kopf zurückhaltend, dessen sie sich doch 
noch bewulst sei; selbst bei der lehnenden Stellung würde sie in 
einer wirklichen Ohnmacht, in Bewulstlosigkeit, nicht auf dem 
Eimer habe sitzen bleiben können, sondern würde herabgerutscht 
oder heruntergefallen sein. Sie hätte nach der Ansicht der Ob- 
duzenten sofort nach der Geburt sich erheben und das Kind 
aus der Flüfsigkeit nehmen können, wenn sie um das Leben 
des Kindes irgend eine Sorge gehabt; dafs sie aber nach der Ge- 
burt auf dem Eimer sitzen geblieben und das Kind im Wasser 
gelassen, wäre bei der ganzen Sachlage nicht Folge einer Ohn- 
macht, sondern Ausführung ihrer beabsichtigten Verheimlichung 
der Geburt auf Kosten des Kindeslebens. Ihre weitere 'Thätig- 
keit, das Herausnehmen des Kindes aus dem Eimer, wobei sie 
doch aufstehen mufste, das Abschneiden der Nabelschnur, das 
Wieder-Hineinlegen des Kindes in das Wasser, das Sitzenbleiben 
auf dem Eimer bis zum Abgang der Nachgeburt, der Gang nach 
dem Holzstall und das Verbergen der (vorher eingewickelten) 
Kindesleiche, die Versenkung der Nachgeburt in den Abort und 
Entfernung der Geburtsflüssigskeiten lielsen die vorgeschützte 
Schwäche als vollständig unglaubhaft erscheinen. 
Weiter nahmen die Obduzenten die frühere Verheimlichung einer 
aulserehelichen Geburt, die Verheimlichung auch dieser Schwanger- 
schaft der F., die Konstitution und den Kräftezustand der F, hin- 
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zu und kamen so zu dem Ergebnis: dafs die F. nach der 
ersten Wehe fähig gewesen, sich von dem Eimer zu erheben 
und eine andere Stellung einzunehmen, dafs aber ihr Verbleiben 
auf dem’ Eimer bis zur Vollendung der ganzen Geburt, bis zum 
Abgang der Nachgeburt eine nicht durch Schwäche be- 
dingtes, sondern ein absichtliches gewesen, um das Kind zu 
töten und die Geburt zu verheimlichen. 

Das Obergutachten äulserte sich über die fr. „Ohnmacht“ 
in einem nicht übereinstimmenden Sinne; zwischen völliger Be- 
wusstlosigkeit und vollbewulstem boshaften Sitzenbleiben der F. 
auf dem Eimer liege jedoch noch die Möglichkeit einer Reihe von 
Zuständen, der Erschöpfung, Unbesinnlichkeit, Willensschwäche, 
deren Annahme bei einer Frau, welche in ungünstigster Stellung 
von der Geburt überrascht werde, recht wahrscheinlich erscheine; 
solche Zustände als „Ohnmacht“ zu bezeichnen, sei im Volke 
ganz üblich und es brauche aus dieser Bezeichnung die Absicht, 
die Wahrheit zu entstellen, nicht abgeleitet zu werden; eine solche 
Absicht ergebe sich aus der Beschreibung des Geburtsherganges 
seitens der F. keineswegs, indem ihre wiederholten Darstellungen, 
mit Ausnahme des ersten Leugnens, unter;einander im Einklang 
und mit den anderweit ermittelten Thatsachen nirgends im Wider- 
spruch ständen. Das Obergutachten gelangt in bezug auf den 
hier fraglichen Punkt aber abweichend von dem der Obduzenten 
zu dem Ergebnis: „Es geht aus dem in den Akten vorliegenden 
Material keinerlei Beweis hervor für die Annahme, dals die 
F. die Absicht gehabt habe, ihr Kind, falls es lebend ‘geboren 
worden wäre, zu töten.“ 

War schon das Vorgutachten über die Grenzen der gerichts- 
ärztlichen Begutachtung in das Gebiet der Rechtsbeurteilung 
hinüber geschweift, so ist dies in gröfserem Malse in diesem 
Obergutachten geschehen. Merkwürdig genug, , wie oft in der 
Praxis ein derartiges Überschreiten der (Grenzen für die Sachver- 
ständigen vorkommt, welches in Hauptverhandlungen vor Ge- 
schworenen durch den Vorsitzenden sorgfältig zu verhüten ist, 
da diese leicht ihr Urteil an das der Sachverständigen, wenn es 
die Schuldfrage direkt mit deckt, binden! Die Sachverständigen 
hatten sich über die aus der Handlungsweise der F. zu folgernde 
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Absicht durchaus nicht zu äufsern, sondern deren Folgerung 
nur dem Gericht zu überlassen; ihre Aufgabe war, nur die fr. 
Thatsachen und deren Angaben nach ihrer physischen Möglich- 
keit und Erklärbarkeit zu prüfen und zu begulachten, ob die F. 
nach ihren Angaben wirklich aufserstande war, als Gebärende 
anders zu handeln, und ob sie unter dem Druck einer Naturnot- 
wendigkeit so handelte, wie geschehen. Die aus dem Gegenteil 
zu folgernde Absicht ging die Sachverständigen gar nichts an. 
Dieses Überschreiten war um so mehr schon in der Vorunter- 
suchung zu vermeiden, als die Grenzen der Begutachtung durch 
den Untersuchungsrichter vorgezeichnet waren, welcher nur über 
die beiden Punkte eine Auskunft verlangte: 

a. ob die Ausscheidung eines fast überreifen Kindes in der 
von der Angeschuldigten geschilderten Schnelligkeit bei der zwei- 
ten Wehe erfolgen konnte, nachdem nicht lange vorher eine erste 
Wehe vorausgegangen ? 

b. ob die Angeschuldigte, nachdem sie durch die angeblich 
erzeugten Wasserdämpfe den Zweck der Dampfaufnahme mit 
Eintritt der Wehen erreicht hatte, als Mehrgebärende nicht diese 
Stellung verlassen mulste, um nicht von der Geburt überrascht 
zu werden und in gänzlich hilfloser Lage das Leben des zu ge- 
bärenden Kindes wie das eigene zu gefährden, oder ob anzu- 
nehmen sei, dafs schon hier ihr Körperzustand so geschwächt 
gewesen, dals sie sich nicht mehr von dem Eimer habe erheben 
und in eine jene Gefährdung ausschliefsende Lage habe bringen 
können ? | 

Das waren die Fragen und nur zum Verständnis ihrer Trag- 
weite war noch beigefügt worden: „Ist nämlich aus den Um- 
ständen anzunehmen, dafs die Angeschuldigte nach dem Eintritt 
der ersten Wehe sitzen geblieben ist in der Absicht, das Kind, 
von dem sie selbst annahm, dals es leben würde, in den Eimer 
hineinzugebären, dann wird auch anzunehmen sein, dals sie 
wenigstens das Bewulstsein hatte (dolus eventualis), in dem von 
ihrem Gesäfs verdeckten Eimer könne und werde das Kind am 
Fortleben verhindert werden, wenn nicht sogar ihr Wille darauf 
gerichtet, wenigstens doch ihr Einverständnis hiermit vorhanden 
war. Wäre sie jedoch durch Schwäche an dem Verlassen des 





25 


Eimers nach der ersten Wehe verhindert gewesen, dann würde 
ihr die hilflose Geburt als Veranlassung zu dem Tode des Kindes 
zur Last fallen, was die Angeschuldigte anzuerkennen sich geneigt 
gezeigt hat; dasselbe würde übrigens auch dann zutreffen, wenn 
sie, etwa um eine zweite Wehe abzuwarten, auf dem Eimer 
sitzen blieb und hier nun von der Geburt, wie sie darzustellen 
bemüht ist, wirklich überrascht wurde und nun in dieser Lage 
ihren Platz nicht mehr zu verlassen vermochte.“ 

Wohl zu bemerken ist, dafs die Entscheidung der Frage, ob 
das fr. Kind in der Geburt noch gelebt habe, damals noch ganz 
in der Luft stand und daher auch die eventuelle Verschuldung 
durch Fahrlässigkeit für den Fall der Bejahung jener Frage mit 
zu berücksichtigen war; denn es gilt ja in der Voruntersuchung 
zunächst eine Vorbereitung des Beschlusses über Eröffnung des 
Hauptverfahrens und auch der Beweise für die Hauptverhandlung 
ganz besonders bei Sachverständigenbeweisen auf Grund von 
Augenscheinseinnahme. 

Die Anklage vermochte sich der Auffassung des Ober- 
sutachtens nicht anzuschliefsen, indem bei näherer Prüfung der 
Verhältnisse keineswegs behauptet werden könne, dals dieF. von 
der Geburt „überrascht“ worden sei, auch fehle es der Annahme, 
dals die F. „aus Erschöpfung, Unbesinnlichkeit, Willensschwäche, “ 
also gewissermalsen infolge einer teilweisen Ohnmacht, auf dem 
Eimer sitzen geblieben sei, an den erforderlichen Unterlagen, zu- 
mal die F. selbst angegeben, dafs sie so erschrocken über 
die Geburt des Kindes gewesen und infolge dessen die Besinnung 
verloren habe und deshalb auf dem Eimer sitzen geblieben sei; 
vielmehr schlofls sich die Anklage dem Gutachten der Obduzenten 
und des Dr. Z. an, dals bei der genauen Erinnerung der Hand- 
lungesvorgänge vor der fr. Ohnmacht und bei dem zielbewulsten 
Handeln der F. nach derselben, sowie der klaren Erinnerung der 
Einzelheiten bei dem angeblichen Weichen der Besinnung, die 
Angabe der F. insoweit unglaubhaft und mit den drei Sachver- 
ständigen anzunehmen sei, dals sie recht wohl imstande gewesen 
sei, von dem Eimer abzurücken oder das Kind herauszunehmen — 
wenn sie nur ernstlich gewollt habe. Die Anklage unterstützte 
ihre Behauptung der Vorsätzlichkeit weiter noch durch die 
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mehrfachen Bemühungen der Angeschuldisten, ihre frühere und- 
auch die letzte aulsereheliche Schwangerschaft zu verdecken, 
welche auch einen Schlufs auf die heimliche Beseitigung eines 
Kindes rechtfertigten. Die F. stand bei ihren Nachbarn schon im 
Januar 1883 — ein Jahr vor dem jetzigen Falle — im Verdacht 
der ‚Beseitigung eines Kindes, da sie gegen Ende des Jahres 1889 
und im Januar 1883 so stark wie eine Frau, die ihrer Nieder- 
kunft bald entgegensehe, befunden worden’ war und dann nach 
Verschwinden dieses Zustandes als dessen Grund vorhanden ge- 
wesene Blutverstopfung angegeben hatte; auch in dem jetzigen 
Falle suchte sie den Verdacht der Schwangerschaft und dann 
nach ihrer Entbindung den der Geburtsbeseitigung dadurch ab- 
zuschwächen, dafs sie sich sehr diek anzog, sich vor den Leuten 
als „aufgeblasen* bezeichnete, weil sie 17 Wochen ihre Periode 
nicht gehabt habe. Nicht minder deute aber die ganze Art ihrer 
Verheimlichung der Geburt und deren berechnete Hilflosigkeit 
auf die Tötungsabsicht, mindestens aber auf beabsichtigte Besei- 
tigung eines Kindes; auch die von ihr abgegebene Erklärung, 
sie habe die Hebamme deshalb noch nicht herbeiholen lassen, 
weil diese ihr verboten gehabt, sie vor Eintritt der Wehen nicht 
holen zu lassen, sei bei dem Bestreiten dieser Behauptung durch 
die Hebamme ganz unglaubhaft; ferner die Verbergung der Kindes- 
leiche und erstmalige Ableugnung der Geburt eines Kindes, dann 
die Einräumung der Geburt, aber eines toten, dann der Geburt 
auf dem Eimer und des endlichen Zugebens einer Fahrlässigkeit, 
lasse erschlielsen, dafs die Angeschuldigte in der Erkenntnis der 
erdrückenden Beweise bemüht sei, immer wenigstens das geringere 
Übel auf sich zu nehmen, um nicht der Vorsätzlichkeit ihrer 
Handlungsweise beschuldigt zu werden. 

Der Staatsanwalt hatte in der Anklage zwar die rechtlichen 
Gesichtspunkte rücksichtlich der vollendeten vorsätzlichen, ev. 
fahrlässigen Tötung des neugeborenen Kindes für den Fall, ‚dals 
dem Gutachten der Hebamme und des Dr. Z., es möge die Ge- 
burt eines scheintoten Kindes vorgelegen haben, beigetreten werde, 
auseinander gesetzt, sich aber doch der Annahme der Obduzenten 
und des Obergutachtens angeschlossen, dals mangels des Beweises 
des Gelebthabens ohne Atmung das Kind als totgeborenes anzu- 
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-sehen sei, dafs aber im Anschluss an die Auffassung des Reichs- 
gerichts ein Versuch der Kindestötung seitens der F. anzu- 
nehmen sei; daher wurde die Anklage auf Grund der $$ 43 und 
207 St.-G.-B. erhoben. 

Die Strafkammer eröffnete auch dem entsprechend am 15. 
Juli 1884 das Hauptverfahren ünd verwies die Sache vor das ge- 
meinschaftliche Schwurgericht zu Gera. Hier fand am 7. Oktober 
1884 die Hauptverhandlung statt. In der Vernehmlassung der 
Angeklagten wich diese hier mehrfach von ihren früheren An- 
gaben ab; so soll sich namentlich, als sie sich auf den Eimer 
gesetzt gehabt, ein krampfhaftes Gefühl im Leibe, in welchem sie 
in den letzten zwei bis drei Wochen keine Bewegungen mehr 
verspürt gehabt, nicht aber eine s. g. Druckwehe, eingestellt haben; 
sie habe auch das Kind nicht (im Durchgehen) gefühlt und wisse 
nicht, wie es zur Welt gekommen, da sie auf dem Eimer besin- 
nungslos geworden. Hinsichtlich des Abganges des Fruchtwassers 
und des Grundes, weshalb sie sich auf den Eimer gesetzt habe, 
blieb sie bei ihren früheren Aussagen stehen, auch dabei, dals 
die Hebamme ihr verboten habe, sie vor Eintritt der Wehen her- 
beiholen zu lassen. Sie bestritt namentlich auch, sich der Vor- 
sänge des Geburtsaktes (Erweiterung der Geburtsteile, Kopfgeburt 
u. s. w.) bewulst gewesen zu sein und suchte ihre desfallsigen 
Angaben in der Voruntersuchung damit zu erklären, es seien ihr 
die Einzelheiten des Geburtsaktes genau vorgehalten worden, sie 
habe darauf geantwortet, dafs sie die einzelnen 'Thatsachen nicht 
mehr wisse und es sei dies anders, als es von ihr ausgesagt, 
niedergeschrieben. Weiter aber behauptete sie, dals sie, als sie 
auf dem Eimer sitzend das krampfhafte Gefühl verspürt gehabt, 
den Willen gehabt habe, sich von dem Eimer zu erheben, dals 
ihr dazu aber die Kräfte gemangelt, ebenso wie zum Herbeirufen 
von Hilfe. Im übrigen bewendete es bei den früheren Angaben. 
Es ergab sich nur noch, dafs ihr Ehemann mit ihrer Bewilligung 
nach Amerika ausgewandert, dals sie aber noch mit ihm iu Ver- 
bindung stehe. Ihr Verteidiger hatte auch eine, jedoch nicht le- 
galisierte und auch nicht den Vorschriften der 88 222, 223 und 
»1 St.-P.-O. entsprechende protokollarische Vernehmung des letz- 
teren über die Vorgänge der letzteren Geburten seiner Ehefrau 
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beigezogen, deren Vorlesung jedoch abgelehnt wurde. Daher fand 
auf Antrag eine Vertagung der Hauptverhandlung statt und die 
vorher bis zur Hauptverhandlung auf freiem Fufs belassene An- 
geklagte sollte nunmehr wegen Kollusions- und Fluchtverdachts 
in Haft bleiben, der Verteidiger setzte aber durch Erhebung der 
Beschwerde an das Oberlandesgericht die Freilassung durch — 
und zwar sehr zum Glück der Angeklagten, da die Requisition 
um ordnungsmälsige Vernehmung des Ehemannes der Angeklagten 
fast $ Jahr Zeit in Anspruch nahm und die neue Hauptverhand- 
lung erst am 29. September 1885 abgehalten werden konnte. 
Die Beweisaufnahme ergab keine wesentlichen Abweichungen von 
der der Voruntersuchung und der ersten Hauptverhandlung und 
die vorgelesene Aussage des Ehemannes der Angeklagten be- 
stätigte diejenigen Punkte durchgehends genau, welche der Ver- 
teidiger aufgestellt hatte, wie sie von der Angeklagten über ihre 
früheren Geburtsakte und die Weisungen der Hebamme schon in 
der Voruntersuchung hervorgehoben worden waren. 

Nach Schlufs der Beweisaufnahme wurde der Schuldfrage 
auf Antrag der Staatsanwaltschaft noch eine auf mildernde Um- 
stände beigefügt und es erfolgte die gesetzliche ‚Belehrung der 
Geschworenen durch den Vorsitzenden. Die erstere lautete da- 
hin: Ist die Angelagte F. schuldig, in der Nacht vom 17 /18. 
Januar 1884 den Entschlufs, ihr uneheliches Kind in oder gleich 
nach der Geburt zu töten durch vorsätzliche Handlungen, welche 
einen Anfang der Ausführung dieses Verbrechens enthalten, be- 
thätigt zu haben, ohne dafs das beabsichtigte Verbrechen zur 
Vollendung gekommen ist? Diese Frage wurde von den Ge- 
schworenen mit Nein! beantwortet — aber mit dem Zusatz, 
dals das fr. Verbrechen am 16./17. Januar 1884 verübt worden 
sei (!?). Dieser Zusatz mochte darauf beruhen, dals auch schon 
in der vorigen Hauptverhandlung ein Zweifel vorhanden war, ob 
der fr. Geburtsakt nicht einen Tag früher stattgefunden habe, 
als die Voruntersuchung angenommen hatte, was ja ganz uner- 
heblich war. Der Vorsitzende belehrte die Geschworenen, dals 
diese Beantwortung der Schuldfrage einen Widerspruch enthalte, 
zum mindesten aber eine doppelte Auslegung zulasse, und ver- 
wies sie in Gemälsheit des $ 309 St.-P,-O. in das Beratungs- 
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zimmer zurück, worauf der Obmann nach Rückkehr der Ge- 
schworenen in den Gerichtssaal die Antwort vorlas: „Nein! auch 
nicht in der Nacht vom 16. zum 17. Januar 1884.“ 

Hierauf wurde das auf Freisprechung lautende Urteil 
des Gerichtshofs verkündet. Was eingangs bemerkt worden ist, 
mag durch diesen Ausgang des Prozesses belegt werden, dals die 
Laienrichter der Beurteilung der bei der Kindestötung und Ab- 
treibung vorkommenden technisch-medizinischen Fragen durchaus 
nicht gewachsen sein dürften, da solche den in der Beurteilung 
geübten und durch ihre wissenschaftliche Bildung befähigten rechts- 
gelehrten Richtern schon recht erhebliche Schwierigkeiten be- 
reitet; dazu kommt, dafs die physischen und psychischen Zustände 
und Umstände, aus und unter welchen derartige Verbrechen be- 
cangen werden und welche den Strafgesetzgeber gerade zu einer 
milderen, von der Regel abweichenden Beurteilung der Straf- 
würdiegkeit bestimmt haben, den Laienrichtern weit weniger be- 
kannt sind und sein können, als den rechtsgelehrten Richtern, 
denen solche Fälle aus ihrer Praxis und dem Leben vielfach zur 
Beurteilung vorkommen, wobei nur an die zahllosen Fälle der 
Alimentenklagen aus aulserehelicher Schwängerung erinnert sein 
mag, welche einen Einblick in jene psychischen Zustände ge- 
währen. Aber vor allem besteht die erklärliche Unfähigkeit der 
Laien, sich einen Einblick in die Bedeutung und den Zusammen- 
hang der medizinischen Gutachten zu verschaffen, welcher dem 
rechtsgelehrten Richter und vielleieht auch höher Gebildeten 
nach und nach geläufig wird. Die Zeit ist vorüber, in welcher 
der Richter blind auf das Gutachten der Sachverständigen s. z. s. 
schwören durfte; die freie Beweiswürdigung des heutigen 
Prozesses erfordert ein sachliches Eingehen auf die Begrün- 
dungen der Sachverständigen mit dem Erfolge, dals der Richter 
die Gründe für und wider entgegenstehende Ansichten prüfen 
muls, ja dals er sich selbst im äufsersten Falle über die Begrün- 
dungen der Sachverständigen hinwegsetzen und sich aus dem 
Zusammenhang aller sich ihm aus der Verhandlung ergebenden 
Thatsachen und Beweisgründe ein eigenes, selbständiges Urteil 
bilden darf; freilich soll es nicht ein blolses Gefühlsurteil, son- 
dern ein auf Gründen der Überzeugung, des Wissens, der Ver- 
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nunft und der durchdenkenden Verstandeserwägungen sein, wozu 
aber der gewöhnliche Menschen- und Laienverstand eben nicht 
ausreicht, wenigstens nicht mehr in einer Zeit, wo durch die 
Spezialisierung der Wissensgebiete die Möglichkeit eines tie- 
feren Durchdringens und der richtigeren Erforschung und Fest- 
stellung der Wahrheit gegeben ist, welche gehörig zu würdigen 
aulserhalb der blolsen, alleemein menschlichen Kenntnisse und 
Erfahrung, wie sie die Laien vom Lande, aus den städtischen 
Gewerben und dem llandelsstande, und im günstigsten Falle ver- 
einzelt aus den gebildeten Ständen, zur Richterbank mitzubringen 
pflegen. Eine Beschränkung der sachlichen Zuständigkeit 
der Schwurgerichte, welche im Grunde nach wie vor mehr po- 
litisches als Rechtsinstitut*) geblieben sind, scheint eine nicht 
zu umgehende Aufgabe der Strafprozessreform zu werden. 


11. 


„Ein Kind, welches geboren worden ist, ohne ge- 
atmet zu haben, ist als totgeborenes zu betrachten, 
wenn es nicht nach der Geburt noch zum Atmen ge- 
bracht worden ist.“ So sprach sich das Obergutachten der 
Königl. Wissenschaftlichen Deputation für das Medizinalwesen zu 
Berlin vom 7. Dezember 1855 in der Untersuchung gegen die 
ledige K. A. Nitz zu Streizig bei Neustettin wegen Kindesmordes 
aus. Durch dasselbe erlangte die Angeklagte einen Freispruch 
wegen dieses Verbrechens, obschon die Obduzenten mit Gewils- 
heit, das Medizinalkollegium zu Stettin mit höchster Wahrschein- 
lichkeit, die an dem Kinde wahrgenommenen schweren Ver- 
letzungen als von der Hand der Mutter im Leben des Kindes 
nach der Geburt beigebrachte, erachtet hatten; eine Strafe wurde 
nur wegen Beiseiteschaffens des Leichnams ihres Kindes zuer- 
kannt. Da der obige Satz als ein von der gerichtlichen Medizin 
in der preufsischen Strafrechtspraxis malsgebender ausge- 
sprochen worden war, erregte er besonders in der juristischen 
Welt das gröfste Aufsehen, weil er geeignet erschien, in der Ge- 


*) Vergl. des Verf. Abhandlung in der „kritischen Überschau“ Bd. VI 
(1859) Nr. XViI.: „Der Schwurgerichtsstreit in Deutschland.“ 
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setzgebung und Strafrechtspflege hinsichtlich des Verbrechens des 
Kindesmordes eine vollständige Umwälzung mit den weitgreifendsten 
Folgen hervorzubringen *). 

Das Gutachten der Obduzenten lautete dahin: Dafs das 
Kind der Nitz reif und lebend geboren sei, aber nie geatmet 
habe, weil ihm Nase und Mund mechanisch durch eine stark 
drückende Gewalt verschlossen gehalten wurden, und dafs das- 
selbe durch eine den Schädel zerschmetternde und einen bedeu- 
tenden Gcehirnschlag hervorbringende Gewaltthätigkeit getötet 
worden sei. Wenn das letzte und zwar Obergutachten der 
obersten Medizinalbehörde sagte: Das Nitz’sche Kind habe, weil 
es nicht geatmet, nicht gelebt, und Leben und Atmen sei in ge- 
richtlich - medizinischer Hinsicht gleichbedeutend, so hat dieselbe 
doch wohl den Kindern, welche noch nicht geatmet haben, im 
allgemeinen das Leben nicht abgesprochen, auch nicht dem 
fr. Kinde vor der Gehurt. Die Frage, auf welche es ankam, 
war nicht die nach dem Gelebthaben überhaupt, sondern nach 
den „in oder nach der Geburt des Kindes“ und ob diesem im 
Zustande des Lebens todbringende Verletzungen zugefügt worden ? 

Von welcher Bedeutung die nähere Bestimmung des Mo- 
mentes oder des Eintrittes des Todes ist, ergiebt sich besonders 
bei dem Zusammentreffen mehrerer tötlicher Verletzungen seitens 
mehrerer auf den Körper Einwirkenden, ob die eine oder andere 
vor oder hinter dem Eintritt des Todes liegt; so ist es auch für 
den Beweis des Kindesmordes von erheblichster Bedeutung, mög- 


*), Vergl. Goltdammers Archiv für preufs. Strafrecht, V. (1857) S. 1ff.: 
„Eine Frage aus der Lehre vom Kindesmord,“ vom Ober-Staatsanwalt Orth- 
mann. Das. S. 433 ff.: „Ist Leben und Atmen in foro identisch? von Dr. 
S.E. Löwenhardt in Prenzlau. Dazu die Aufsätze in Uasper’s medizinischer 
Zeitschrift, IX. S. 193 ff. X. S. 79 ff. u. 101 ff, Goltdammers Archiv IX. S. 
617 ff. Von der neueren Litteratur über Kindestötung u. Abtreibung sei nur 
angeführt: Jordan, Begriff u. Strafe des Kindesmords, 1844, Hübener, 
Kindestötung, 1846, v. Faber, gerichtsärztliche Untersuchung neugeborener 
Kinder bei zweifelhaften Todesarten, 1855, Kunze, der Kindesmord, 1860, 
Feyfer, Verhandeling over den Kindesmord, Utrecht, 1866, v. Fabrice, 
Lehre von der Kindesabtreibung und vom Kindesmord, 1868, Schwarze, zur 
Lehre vom Kindesmord in Schletters Annalen, XXVIIL. S. 10 ff. J. Mair im 
Juristisch-medizin. Kommentar (1863) IV. S.1ff. Die Lehrbücher von Schür- 
mayer 8 471ff., Böcker, $ 54, Buchner, S. 371 ff. Casper-Liman II. 
SS Y4 ff, E. Hofmann a. a. OÖ. S. 692 ff., die über Strafrecht von Berner, 
8183. Hälschner II. S. 107 ff. v. Holtzenrdorff, Handbuch des Strafrechts, 
Ill. S. 448, Rechtslexicon s. v. Kindesmord von Merkel. 


lichst den „Übergang vom Leben zum Tode bei einem zur 
Welt gekommenen Kinde, welches bald nach seinem Eintritt in 
die Welt tot befunden wurde,“ zu bestimmen, indem hier ein 
geringer Zeitunterschied entscheidend sein kann, sobald 
die Verletzung einen raschen Tod erzeugt, welchenfalls dieser der 
tötlichen Verletzung unmittelbar vorausgegangen sein kann *). 
Wie nahe aber Leben und Tod bei Neugeborenen neben einander 
liegen, ergiebt sich aus folgender, sehr zutreffenden Schilderung 
rücksichtlich der ersten, dem Geborenwerdenden zuzuwendenden 
Pflege**): „Der Hauptgegenstand aber, auf den die ihm zuzuwen- 


*) Die Erkennungszeichen für die einem lebenden oder einem toten 
Kinde zugefüsten Verletzungen können hier nicht näher aufgeführt werden, 
wie z. B. Sugillationen, Extravasate u. s. w.; es wird deshalb auf Orthmanns 
Abhandlung a. a. OÖ. S. 24 fi., auf Oasper-Liman a.a. OÖ, II. SS 4 ft. 
125 ff. und E. Hofmann a. a. 0. S. 708, 728, 731 ff. verwiesen. 

**) Orthmann a. a. 0.8. 26 ff. Wir geben diese, von einem Krimi- 
nalpraktiker unter offenbarer Kontrolle des Kreisphysikus Dr. Franz ın Neu- 
Stettin verabfalste Darstellung wörtlich, um sie der Praxis mehr zugänglich 
zu machen, als es nach 30 Jahren durch eine krimicalistische Zeitschrift mög- 
lich ist. Für alle ähnlichen Fälle aber muls das Studium obiger Abhandlung 
dringend empfohlen werden. Uber das „Leben ohne Atmen“ der Neugeborenen 
enthält die Vierteljahresschrift für gerichtl. Medizin seit 1852 mehrere Abhand- 
lungen: I. 266. 1X. 193. X. 101. XIII. 265, 325. XVI. 26, 297. XVII 354 
und über Lungen-Atelectasie: XI. 239. N. F. XVIIL 9. XXXIX. 12. 

Über den Scheintod Neugeborener s. B. Schultze, Sendschreiben au 
Herrn Dr. L. Ludwig in Leipzig, Jena, 1871. Die Schultze’schen Schwin- 
gungen scheintoter Neugeborener als Atmungs-Belebungsversuche sind seit dem 
Oktober 1878 bei den Hebammen Preulsens in Ubung; vergl. Lehrbuch der Ge- 
burtshilfe für die preufs. Hebammen, Berlin, 1878, S. 263. Hierbei muls der 
Kopf des Neugeborenen zwischen den Handgelenken der schwingenden Hände 
so gehalten werden, dafs der Hals beim Schwingen stets gestreckt, der Thorux 
aber frei von jedem Druck bleibt; vorher muls der Zeigefinger auf die Zungen- 
wurzel gelegt werden und diese bei der Schwingung des Körpers nach vorn 
drücken, um den Kehldeckel nach aufwärts zu stellen. Nun haben freilich auch 
an totgeborenen Neugeborenen künstliche Lufteinblasungen dasselbe aua- 
tomische Bild erzeugt, wie bei Lungen vou Kindern, welche extrauterin ge- 
lebt haben, wenn auch vielleicht die Luftverteilung nicht so gleichmälsig dabei 
ausfällt. Die Stichhaltigkeit der Lungenprobe wird dadurch sehr erschüttert. 
Es wird von Runge in der Vierteljahrsschrift für gerichtl. Medizin N. FE. 
XLII. (1985) S. 41ff.: „Die Stichhaltigkeit der Lungenprobe,“ mit Recht auf 
die Gefahr der genannten Schwingungen seitens unzuverlässiger Geburts- 
helfer aufmerksam gemacht, dafs dieses Mittel, so unentbehrlich es zur Wie- 
derbelebung scheintoter Neugeborener sei, zu den grölsten Täuschungen mils- 
braucht werden könne, einmal in böswilliger Absicht, um eine Person, die ein 
totes Kind geboren habe, wegen Kindesmords zu verdächtigen, oder in gewinn- 
süchtiger Absicht in solchen Fällen, wo durch den Nachweis des Gelebthabens 
besondere Vorteile, wie Erpschaften u. dergl., zu erreichen wären. In derselben 
Weise aber wie durch diese Schwingungen durch passive Inspiration Luft in 
die Lungen eingeführt wird, können bei richtiger Ausführung durch die pas- 
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dende Pflege zunächst ihr Augenmerk zu richten hat, sind die 
ersten Atemzüge des Kindes, durch die es sein Verlangen, das 
Geschenk des Lebens seinerseits anzunehmen, bekundet. Hier 
bietet sich nun die auffallende Erscheinung dar, dafs diese — 
die ersten Züge des Luftschöpfens — häufig ausbleiben, auch da, 
wo die Geburt sonst anscheinend günstig verlaufen ist und ein 
Grund für die Ohnmacht des Kindes, sich als selbständiges 
lebendes Wesen zu manifestieren, nicht aufgefunden werden kann. 
Eine Unzahl von Kindern wird geboren, ohne zu atmen, während 
ihnen sonst ersichtlich nichts zum Leben Notwendiges fehlt; 
man nennt diesen Zustand Scheintod und er steht hart an 
der Grenze des wirklichen Todes, der auch sehr bald seine Stelle 
einnimmt, wenn nicht der schlummernde Lebensfunke durch die 
Hilfe der Umgebung des Kindes geweckt und durch dieses Wecken 


sive Exspiration die aspirierten Lungen entleert werden. In letzterer Beziehung 
ist von Ungar in der Vierteljahrsschrift für gerichtl. Medizin N. s. XXXIX., 
Ss. 12 ff., 213 ff. der Nachweis erbracht, dafs die Lungen Neugeborener, welche 
seatmet haben, durch die Absorption 'der Luft seitens des in den Lungenge- 
fäfsen zirkulierenden Blutes wieder völlig atelectatisch werden können. 
Die Möglichkeit, dafs ein Luftatmen stattgefunden hat und die Lungen wieder 
luftleer geworden sind, kann durch das Ergebnis der Magen- Darmprobe und 
die Erwägung der näheren Umstände des Falles, namentlich die mangelnde 
Reife und das vermutlich langsame Hinsterben des Kindes, wodurch das Leer- 
werden der Lungen von Luft begünstigt wird, verstärkt werden. „Mit dem 
Nachweis, dafs die durch Atmung lufthaltig gewordenen Lungen ihren Luftge- 
halt völlig wieder verlieren können, schwindet für den Gerichtsarzt die Be- 
rechtigung, allein auf Grund der Thatsache hin, dafs die Lungen bei der 
Obduktion luftleer gefunden worden, das Gutachten abzugeben, das Kind habe 
keine Luft geatmet. Ebensowenig wie der blolse Mangel an Anzeichen eines 
Lebens nach der Geburt dazu berechtigt, dasselbe direkt zu verneinen, giebt 
die Unmöglichkeit, ein Luftatmen nachzuweisen, das Recht, dasselbe ohne wei- 
teres auszuschlielsen.‘“ E. Hofmann a.a. O. S. 703 bemerkt: „Würde ein 
Fall vorkommen, in welchem die Möglichkeit eines stattgehabten Lufteinblasens 
in Betracht gezogen werden mülste, so wäre weniger das Verhalten der Lunge 
als jenes des Verdauungstractus im stande, Aufschlufs in dieser Richtung zu 
geben. Da nämlich die experimentelle Erfahrung lehrt, dafs, wenn Luft von 
Mund zu Mund, aber mit einer nicht in den Kehlkopf,, sondern blos in die 
Mundhöhle eingeführten Röhre eingeblasen wird, dieselbe in der Regel weniger 
in die Lungen als in den Magen- und Darımnkanal gelangt und letzteren auf- 
bläht, während sonst Magen und Darm eines totgeborenen Kindes luftleer 
sind und daher im Wasser untersinken. Wenn durch Lufteinblasen auch Luft 
in die Lungen dringen kann, so tritt doch keine Vermehrung des Blutgehaltes 
ein. weil der beim Luftatmen gleichzeitige Beginn des kleinen Kreislaufs aus- 
bleibt.“ EB. Hofmann a.a. 0. S. 705 hält die künstliche Respiration mittels 
der Schultze’schen Schwingungen keineswegs für so beweisend, dafs das Ein- 
dringen von Luft in die Lungen so leicht geschehe, namentlich, dalsı von einer 
stärkeren Aufblähung der Lunge die Rede sein könne. 


H. Ortloff, Gerichtlich-mediz. Fälle ete, 3 
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mittels Atmens zur lebendigen, fortan sich selbst unterhaltenden 
Flamme wird. Viele von diesen Kindern sind durch den Geburts- 
akt auf eine der Entdeckung sich entziehende Weise so verletzt, 
dafs. ihnen die Kraft fehlt, welche nötig ist, den Akt des Atmens 
zu vollziehen, durch den sie von diesem Leben Besitz ergreifen. 
Dahin gehören meist die schnell — wenn auch anscheinend glück- 
lich — Geborenen. Der Mehrzahl aber scheint nur die Energie 
zu fehlen, welche sie den Entschlufs zu leben fassen läfst. Bei 
solchen Kindern mufs man daher durch Klopfen, Rütteln und 
andern Mitteln die fehlende Energie hervorrufen, den ersten Atem- 
zug zu thun, dem die andern dann ohne Anstrengung folgen; 
diese Kinder waren, so scheint es, nur betäubt von der Ge- 
walt auf Gewalt, die ihnen bei der Geburt angethan wurde, und, 
gleich dem Sturze brandender Wogen, über sie kam, oder sie 
erschraken von der Neuheit der Szene, die das offene Weltleben 
ihnen darbot, und hatten nicht den Mut, die ihnen darin über- 
wiesene Stelle anzutreten .. . Wer wollte nun behaupten, der- 
gleichen Kinder haben nicht gelebt, wenn ihnen nieht geholfen 
wurde, ihr Leben durch Atmen zu bekunden? Wer 
wollte den Satz aufstellen, alle Kinder, die nicht geatmet haben, 
lebten nicht, weil sie nicht atmeten, da es ja doch äufserst häufig 
von blofsen Zufälligkeiten abhängt, ob ihnen die Hilfe zum Leben 
kam oder nicht. Der Satz ist physioloeisch falsch und 
ein physiologisch falscher Satz kann niemals em 
richtiger Satz der gerichtlichen Medizin sein SErzoll 
aber darum richtig sein, weil bei Kindern, die nicht geatmet 
haben, das Leben in der Zeit nach der Geburt bis zum Tode 
nicht nachgewiesen werden könne. Indefs auch dies ist nicht 
richtig. Das Leben solcher Kinder ist erweisbar ohne Al- 
men, wie diejenigen selbst zugeben müssen, die den als un- 
richtig bezeichneten Satz zu einer Wahrheit erheben. Das Leben 
solcher Kinder ist zu erweisen und wird wenigstens in einer 
grolsen Zahl von Fällen zu erweisen sein: 

1. durch die von der unwillkürlichen sehr wohl zu unter- 
scheidende willkürliche Bewegung der Glieder des Kindes; 

-3. durch die Hörbarkeit und Fühlbarkeit des Herzschlages; 

3. durch anderweitige Manifestierungen des lebendigen, in 
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der Leiche nicht bestehenden Blutstromes, als z. B. Verblutung 
aus der Nabelschnur oder aus beigebrachten Verletzungen, wobei 
auch Sugillationen und Extravasate in Betracht kommen können, 
wenn sich die charakteristischen Merkmale ihres Unterschiedes von 
blofsen Leichensugillationen und Leichenextravasaten unter Berück- 
sichtigung aller vorliegenden Umstände deutlich genug hervorhoben ; 

4. Äufserungen des Empfindungsvermögens; z. B. Zuckungen 
bei Reizung der Nerven; 

5. ja, da man beobachtet haben will, dafs scheintotgeborene 
Kinder sogar beinahe 24 Stunden das Leben, ohne zu atmen, 
fristen können*), selbst durch beginnende Eiterung an der von 
der Nabelschnur getrennten Nabelschnur und an solchen Verlet- 
zungen, die erweislich nach der Geburt empfangen wurden, wenn 
anders dem sonst wohl in 24 Stunden schon seinen Anfang 
nehmenden Eiterungsprozelse eine für ihn hinreichend starke 
Entzündung während des Schlummerns der Lebensthätigkeit ge- 
währt wird. **); 

6. in dem Beweise, dals das Kind vor der Geburt gelebt 
hat, verbunden damit, dafs der hiernächst vor der Geburt erfolgte 
Tod des Kindes nicht nachgewiesen werden kann und dafs alle 
Umstände fehlen, einen durch die Geburt erfolgten Tod anzu- 
nehmen, insofern der Fall so liegt, dafs der Tod in der Geburt, 
wenn er wirklich eingetreten wäre, auch äulserlich hätte erkenn- 
bar werden müssen, vorausgesetzt, dals die Leiche vorhanden 
und nicht schon in einem den Thatbestand verwischenden Grade 
in Fäulnis übergegangen ist.“ 

Bereits vor 20 Jahren hatte Senator die Zeichen der Er- 
kennung des Lebens eines Kindes „in der Geburt,“ d. i. (nach 
seiner Unterscheidung von der Zeit „nach der Geburt“) vor ein- 
getretener Atmung, aufzustellen versucht. Er stellte den Satz 
auf: „Jedes Neugeborene, welches kein Zeichen des vor der Ge- 
burt erfolgten Todes an sich trägt und das nicht geatmet (nach 


*, Orthmann a. a. OÖ. S. 29 bezeugt einen Fall, wo ein heimlich ge- 
borenes uneheliches Kind, noch ehe es geatmet, von der Mutter in einen Sand- 
haufen vergraben worden, nach 4 Stunde dort aufgefunden und dann, ohne 
Schaden gelitten zu haben, zum Atmen und Leben gelangt ist. 

=) Möglicherweise helfen hier Zeugenwahrnehmungen und die Aussage 
der Mutter den Beweis unterstützen. 
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der Geburt gelebt) hat; ist sehr wahrscheinlich in der Geburt ge- 
storben.*“ Diese Wahrscheinlichkeit werde durch etwaige, positive, 
an der Leiche zu erhebende Befunde, welche direkt darauf hin- 
wiesen, dals das Leben in der Geburt bestanden und geendet 
habe, bis zur Gewilsheit erhöht; inwiefern man aber aus ihnen 
auf Leben und Sterben in der Geburt zum Unterschied von dem 
Tode vor der Geburt schliefsen könne, sei vordem noch nicht 
berücksichtigt worden, wenn auch in den Lehrbüchern der ge- 
richtlichen Medizin wenigstens davor gewarnt worden sei, sie als 
Zeichen eines stattgehabten Lebens (nach der Geburt) zu be- 
trachten. Diese Zeichen beruhten alle, mit: Ausnahme der Toten- 
flecke, auf einer durch irgend welchen Eingriff während des 
bestehenden Lebens erfolgten Reaktion des kindlichen 
Körpers, welche natürlich an der Leiche erkennbare Spuren zu- 
rückgelassen habe, deren Entstehung also notwendig Leben voraus- 
setze und welche deshalb besonders beweisend seien. 

Die Totenflecke sprächen für ein in der Geburt er- 
folgtes Absterben dann, wenn sie sich an Stellen fänden, wo sie 
sich im Mutterleibe entweder überhaupt bei keiner irgend mög- 
lichen Kindeslage hätte bilden können, z. B. auf der ganzen Rücken- 
fläche, oder wo sie wenigstens im gegebenen Falle bei der be- 
kannten, oft auch aus der Leiche selbst festzustellenden Kindeslage 
nicht hätten entstehen können; sie stellten einen rein physikalischen 
Vorgang am toten Körper dar, indem sie sich gleich nach dem 
Tode, so lange das Blut noch flüssige, durch Senkung desselben 
bildeten; ihr Befund an Körperstellen, welche während der Ge- 
burt entschieden nicht die niedrigstgelegenen gewesen, lasse keine 
andere Deutung zu, als dafs der Körper schon ganz kurze Zeit 
nach erfoletem Tode in eine andere, als die während des Gebär- 
aktes innegehabte Lage gebracht worden, also, wenn durch die 
Atemprobe erwiesen, dals das Kind nach der Geburt nicht gelebt 
habe, dafs es in derselben gestorben sei. 

Dem gegenüber seien die Reaktionserscheinungen Zeichen 
einer lebendigen Reaktion auf irgend Eingriffe gegen das Kind, 
entweder aus dem natürlichen und notwendigen Hergang der Ge- 
burt oder aus einem von dem Gebärakte unabhängigen äulseren 
und gewaltsamen Angriff. Es werden nun die bekannten, vom 
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blofsen mechanischen Druck bis zur Behinderung der Zirkulation 
und des Placentar-Stoffwechsels fortschreitenden Einwirkungen, 
„Umschnürungserscheinungen“ Birnbaums, Kopfgeschwulste, 
Eechymosen, Infiltrationen oder Blutextravasate u. dgl. erwähnt, 
ferner von den Suggillationen besonders die Blutergüsse unter 
dem Pericranium, weiter die Reaktionserscheinungen, welche durch 
irgend eine Veränderung oder Unterbrechung des placentaren Blut- 
verkehrs hervorgerufen werden; Krahmers Epoche machende 
Entdeckung der vorzeitigen Atembewegungen findet hierbei be- 
sondere Würdigung, wodurch erwiesen worden, dafs jedes Mal, 
wenn eine Störung des Gasaustausches zwischen Mutter und 
Kind und dadurch Kohlensäureüberladung des fötalen Blutes ein- 
trete, die entstehende Atemnot die Auslösung von Atembe- 
wegungen durch Vermittelung des verlängerten Markes zur not- 
wendigen Folge habe und dafs, wenn diese, wie sie oft bei ge- 
hindertein Luftzutritt, erfolglos seien, bei fortdauernder Störung 
des Placentarverkehrs, der Erstickungstod der Frucht eintrete. 
Darauf hin stellte Senator den Satz auf, dafs bei einer offen- 
bar nicht totfaulen Kindesleiche mit Zeichen vorzeitiger Atmung 
(bei luftleeren Lungen) der Tod mit Gewilsheit in der Geburt 
erfolgt sei, obschon, aber sehr selten, auch schon vor der Ge- 
burt Störungen des placentaren Gaswechsels vorkämen. 

Weiter werden als Reaktionserscheinungen die Erweiterung 
les Brustraumes, namentlich der Stand des Zwerchfells, und die 
Aspiration von Blut und anderen in den Bereich der betr. Organe 
kommenden leichtbeweglichen Stoffen erwähnt, auch die vorge- 
lagerte Zunge, rücksichtlich der Aspiration die Petechialsugilla- 
tionen, das Gewicht und der Blutreichtum der Lungen, Injektion der 
Luftröhren-Schleimhaut, Füllung des Herzens, besonders rechter- 
seils und der gro'sen Gefälsstämme mit Blut, Spuren von Schling- 
bewegungen und das Vorfinden spezifischer Flüssigkeiten, welches 
evident den Erstickungstod beweise; ferner Besudelung des Kör- 
pers mit Kindspech, dessen Entleerung nicht ein rein passiver 
Akt durch Pressung beim Durchgang durch die Geburtswege, 
sondern eine letzte Lebensäufserung des sterbenden Fötus, die 
Folge der in der Agonie krampfhaft wirkenden Peristaltik und 
Bauchpresse sei. 
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Wir fügen die Senator’schen Ausführungen hier ein, um 
zu zeigen, welchen Fortschritt inzwischen die medizinischen For- 
schungen gemacht hatten, um das Leben oder Sterben des Neu- 
geborenen in der Geburt beweisen zu können *). 

Auch Löwenhardt.a.a. O. erkennt an, dals der Schein- 
tod oder das „Scheinleben“ der Neugeborenen, wo ein inneres, 
das Atmen behinderndes Moment, mithin eine Alteration der 
eigenen Lebensthätigkeit des Kindes vorhanden sei, von den vor- 
zugsweise in Betracht kommenden Fällen unterschieden werden 
müsse, wo ein lebendes gesundes Kind, während der bald län- 
geren, bald kürzeren Pause, welche nach dem Ausschlufls des 
Kopfes, seltener schon des Oberkörpers bis zu den Hüften, oder 
bei Fulsgeburten bis zum Kopfe („in der Geburt“) einzutreten 
pflege, oder wenn dessen Gesicht mit Eihäuten bedeckt oder 
dessen Mund- und Schlundhöhle mit Schleim oder Fruchtwasser 
gefüllt sei, kurz wenn ein äulseres Moment das Atmen ver- 
hindere, vorsätzlich getötet werde. Das gänzliche Verkennen 
dieses höchst wichtigen Unterschiedes zwischen des Kindes na- 
tüärlichem Leben in seinem Übergange zum Atmen und 
dem im Scheintode oder dem „Scheinleben‘“, oder das Zu- 
sammenfassen dieser Zustände eines Kindeslebens ohne At- 
mung unter dem Begriff des Scheintodes habe in der Lehre vom 
Kindesmorde alle die unter den Autoren herrschenden unseligen 
Milsverständnisse veranlaflst und so auch den Satz, dals „Leben 
und Atmen in foro identisch“ sei**) und „Nichtgeatmethaben“ 
gleich sei dem „Nichtgelebthaben.“ 

Die den Fall begleitenden Umstände sind es, welche 
bald einen sicheren, bald nur wahrscheinlichen Aufschluls geben 
können über das Leben eines solchen Kindes, nicht aber das 
Atmen als solches. Ks wird nicht bezweifelt, dals diese Er- 
mittelungen bei noch nicht stattgefundenem Atmen zu den schwie- 





*, In der Casper-Horn’schen Vierteljahrsschrift, N. F. IV. S. 99 f.: 
„Über den Tod des Kindes in der Geburt.“ S. dazu das. S. 145 den von Marnow 
mitgeteilten Fall: „Kindesmord oder nicht.“ : 

**) Der Streit, ob es ein Leben ohne Atmen gebe, ist so alt wie die 
Lungenprobe besteht, gegen deren Beweiskraft zuerst der Einwand erhoben 
wurde, sie vermöge ein solches Leben nicht nachzuweisen. $. auch schon 8. 
E. Löwenhardt, über die verschiedenen Arten des Scheintodes der Neuge- 
borenen und dessen rationelle Behandlung, Prenzlau, 1843. 





rigsten und oft ergebnislosen gehören, aber um so mehr muls 
dabei der Gerichtsarzt vor der Beeinflulsung durch jenen stereotyp 
gewordenen Satz der Identität des Lebens und Atmens Neuge- 
borener sich hüten, denn da brauchte er ja, wo das Gesetz nicht 
die Öffnung aller drei Haupthöhlen des Körpers vorschreibt, bei 
einem nicht zum Atmen gelangten Kinde aulser der Brusthöhle 
keine weitere zu öffnen *). 

Löwenhardt beantwortet die Frage: welchen Vorteil für die 
Diagnose des Kindermordes die von ihm geforderte Unterscheidung 
des Lebens in der Geburt des Kindes von dem Scheinleben bis 
zu dem nach der Geburt wirklich eintretenden Tode biete, wenn 
es sich beim Kindesmorde doch nur um die an der Leiche 
wahrnehmbaren Kennzeichen des bereits entflohenen Le- 
bens, die doch sämtlich unsicher wären, handle? mit der Wich- 
tigkeit der von ihm gemachten Unterscheidung für den bei dem 
Mangel aller sicheren Zeichen allein übrig bleibenden Wahr- 
scheinlichkeitsbeweis, welcher zu erbringen sei, soweit es 
möglich, und der darin bestehe, dafs in dem ersteren Falle des 
Überganges gesunder Leibesfrüchte zum Atmen in der Ge- 
burt, wo regelmälsig ein Atmen noch nicht stattfinde, die unge- 
heuere Mehrzahl der Kinder bei normaler Schwangerschaft 
am Leben bleiben oder vom Fötalleben zum Kindesleben 
durch Atmen gelangten, durchschnittlich fast wıe 50:1, während 
von wirklich scheintoten Kindern (zweiter Fall der Unter- 
scheidung), je nach der Art und dem Grade des Leidens (des 
inneren Hinderungsgrundes der Atembewegung) nur wenige und 
fast nur durch besondere und fortgesetzte Kunsthilfe, zum Leben 
zurückkehrten, woraus zugleich das jedenfalls höchst seltene 
Vorkommen des wirklichen Scheintodes resultiere, da doch 





*) Für überflüfsig erachtet auch die Atemprobe, wenn man nicht spe- 
zielle Gründe dazu habe, Liman in Bd. ILI. des v. Holtzendorff’schen Handbuchs 
für deutsches St.-R. S. 5li, bei Früchten unter 210 Tagen (bez. 180 Tagen 
nach Art, 312 des rheinischen Gesetzbuchs), bei einem Kinde, dessen Nabel- 
schnur bereits abgefallen, dessen Nabel vernarbt sei, weil es dann nicht mehr 
neugeboren sei, wenn das Kind bereits gekäste Milch im Magen habe, wodurch 
der unzweideutigste Beweis des Lebens geliefert sei, und wenn das Kind tot- 
faul geboren war. Eigentlich nur in dem letzteren Falle liegt ein Recht der 
Obduzenten vor, mit Bestimmtheit Leben und Atmen nach der Geburt zu ver- 
neinen, 
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aulserdem noch ein Teil der Leibesfrüchte kurz vor der Geburt 
sterbe und durch den Gebärakt wirklich tot oder ganz leblos zur 
Welt komme. Mit Recht wurde von Orthmanna.a. ©. die 
Frage aufgeworfen: wie man dazu kommen könne*), ein Ab- 
sterben vor der Geburt zu vermuten, wenn ein lebensreif ge- 
borenes Kind nach normaler Schwangerschaft vorliegt und da- 
gegen nicht der mindeste Anhalt dafür, dafs ihm im Mutterleibe 
etwas Gefährliches zugestofsen wäre oder hätte zustofsen können ? 
wie ferner komme man zu der Annahme, dafs ein Absterben in 
der Geburt stattgefunden haben möge, wenn ein solches vor der 
Geburt nicht wahrscheinlich war? Die Wahrscheinlichkeit 
ist also für das Leben der Neugeborenen und bei einem fast 
gänzlichen Mangel eines Indizienbeweises ist die Vermutung in 
den beiden eben gedachten unterschiedenen Fällen gerade ent- 
gegengesetzt: bei der ganz unverhältnismäfsigen Mehrzahl der 
Geburten wird aber sowohl jenes noch nicht zum Atmen gelangte 
Leben als die höchste Geringfügigkeit der ohne fremde Ein- 
wirkung bewirkten Sterblichkeit vorhanden sein, während es sich 
im anderen Falle gerade umgekehrt verhält, der wirkliche Schein- 
tod also äufserst selten, die eigene Sterblichkeit dieser Kinder 
aber, zumal bei heimlichen Geburten, wegen unterbliebener Kunst- 


*) Beachtenswert sind die Mitteilungen von Fielitz über „Leben ohne 
Atmen“ in der Vierteljahrsschrift für gerichtliche Medizin, XII. (1884) S. 72ft. 
Hiernach erklärt sich das Vorfinden fötaler Lungen bei Neugeborenen, welche 
geatmet, geschrieen und mehr oder weniger lang: gelebt haben, daraus, dals 
wegen Schwäche der Atemmuskeln die Luft nicht bis in die Lungen drang 
(Maschka), oder dafs durch die Elastizität des Lungengewebes allmälig die 
Luft wieder ausgetrieben wurde (Schröter) bei nach und nach schwächerem 
Atmen in langsamem Absterben; beides ist.aber nur bei lebensschwachen, un- 
reifen Kindern beobachtet worden. Völlig reife und kräftige Kinder werden 
aber durch vorangegangenes Zusammendrücken des Kopfes in der Geburt, 
scheintot geboren und machen höchst unvollkommene Atembewegungen und 
sterben allmälig ab, worauf die Lungen sich noch ganz fötal erweisen. 
(Skrzeezka in Maschka’s Handbuch, 1. S. 887). Nach Schultze in 
Gerhard’s Handbuch der Kinderkrankheiten, II. S. 24 ff. giebt es zwei 
Grade des Scheintodes; im ersten („blauroten“) ist Muskeltonus vorhanden, 
der Körper noch nicht erschlafft, die Haut noch straff und das Atmen ist erst 
langsam, dann tief und kräftig genug, um Luft in die Lungen zu bringen und 
den Scheintod zu überwinden; im zweiten Grade aber ist der Muskeltonus 
verschwunden, die Glieder sind schlaff, die Haut bleich, die Herzthätigkeit 
schwach und Atembewegungen fehlen oder beschränken sich auf Einziehungen 
der Rippenenden. Die asphyktischen Atembewegungen sind so oberflächlich, 
dafs keine Luft in die Lungen gelangt und Sauerstoff den Zentralorganen nicht 
zugeführt wird. 
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hilfe meistenteils anzunehmen sein wird. Daher ist eine Schlufs- 
folgerung aus der Gegenüberstellung der Geburtsart sehr wohl 
berechtigt: „Denn wenn man hiernach einerseits erwägt, wie 
äusserst selten bei normaler Schwangerschaft und leichter, 
zumal im Bette abgewarteter Geburt, Kinder totgeboren wer- 
den, und andererseits berücksichtigt, dafs eine unehelich Ge- 
schwängerte, die ihre Schwangerschaft und Niederkunft 'verheim- 
licht, so wie ihr Kind beseiteschafft, auch in den meisten Fällen 
schon die beabsichtigte Tötung vermuten lälst, so dürfte diese 
Vermutung, selbst bei der vorurteilfreiesten Ansicht in den Fällen 
auch fast zur Gewilsheit oder vielmehr zur höchsten Wahrschein- 
lichkeit erhoben werden, wo sich an einer, wenn auch noch nicht 
zum Atmen gelangten, frischen Kindesleiche lebensgefährliche Ein- 
griffe, als von der Mutter bewirkt, vorfinden, an deren Binwir- 
kungsstellen aber deutliche und ausgebreitete Reaktionserschei- 
nungen vorhanden sind; wogegen der Einwand, dafs die Be- 
schädigungen auch gleich nach dem Ableben des Kindes, bei 
noch warmer Leiche, ebensowohl entstanden sein können, gegen 
die, aus dem Inbegriff aller Thatumstände des besonderen Falles 
hervorgehende, an Gewifsheit grenzende Wahrscheinlichkeit un- 
erheblich bleiben mufs“ *). Merkwürdiger Zufall würde es sein, 
dals die aufserehelich gebärende Mutter an ihrem Kinde gerade 
in der kurzen Zeit eine tötende Handlung gegen dasselbe vor- 
nahm, zu welcher es einen Augenblick vorher schon (unbewulst 
der Mutter!) dem natürlichen Tode verfallen gewesen! Dem 





ä *) Löwenhardt, a.a.0. 8. 439. Gans, Verbrechen des Kindesmordes, 
S. 123 meint,’ dafs der Scheintod und die Geburt eines Fötus in den Eihäuten 
die Zurechnung wegen einer gegen ein solches Wesen geführten Handlung aus- 
schliefse, wenn die Mutter mangels des Schreiens und Atmens das Kind für tot 
halten könnte. Wenn eine Mutter ihr „Kind“ für tot hält, dann braucht sie 
nicht noch Gewaltakte gegen dasselbe zu unternehmen, um sich dessen zu ent- 
ledigen, aber wenn sie des Todes nicht sicher wäre und nähme deshalb noch 
Gewaltakte an dem scheintoten „Kind“ vor, um es für alle Fälle nicht zum 
Leben kommen zu lassen, dann hat sie den dolus eventualis, die Frucht zu 
töten, ev. das Kind, wenn es gelebt haben sollte. Die voreilige, irrige An- 
nahme der Mutter, das „Kind“ sei tot, und infolge dessen die Vernachlässigung 
oder Beiseiteschaffung des scheintoten Kindes, welches nachweisbar doch ge- 
lebt gehabt und durch die Vernachlässigung gestorben ist, wäre als Verur- 
sachung des Todes eines Menschen aus Fahrlässigkeit nach $ 222 R.-St.- 
G.-B. zu strafen. Eine Vermutung aus dem Mangel des Atmens läfs sich nicht 
für den Eintritt.des Todes ableiten; dagegen spricht die Erfahrung. 
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gegenüber steht die dem gewöhnlichen Verlaufe eines Kindes- 
mordes enlsprechende Annahme, dafs die Mutter, ein lebendes 
Kind zur Welt zu bringen, mit Sicherheit oder Wahrscheinlichkeit 
anzunehmen Grund hatte, indem sie dessen Bewegungen im Leibe 
verspürt hatte, vor oder in der Geburt Herzschlag und Pulsieren 
der Nabelschnur fühlte — und nun noch ehe das Kind zum Atmen 
gelangen konnte, die mörderische Handlung vollbracht habe, wie 
so viele aufsereheliche Mütter, wenigstens in der Berechnung, 
einer ihnen lästigen Bürde am leichtesten enthoben zu werden, 
dies gethan haben, „als wären sie in Ermangelung eines anderen 
Lehrmeisters, von der Natur selbst unterrichtet, dals die ersten 
Atemzüge des Kindes für sie die Gefahr mit sich bringe, das 
Kind am Leben erhalten zu sehen.“ *). 

Aus alledem ergiebt sich, wie notwendig es ist, dafs in 
derartigen zweifelhaften Fällen der Verdacht der Schwanger- 





*), Orthmanna.a. 0. 8. 30. Bei früh geborenen, auch bei reifen, 
jedoch schlecht entwickelten Kindern kann die anfangs ergiebig zustande ge- 
kommene Atmung infolge der durch unvollkommene Entwickelung bedingten 
Lebensschwäche bald wieder an Umfang verlieren und flacher werdend langsam 
erlöschen; vergl. Ungara.a. 0. S. 236. „Da nun die grofse Mehrzahl der 
intra partum abgestorbenen Früchte an Asphyxie zugrunde geht und deshalb 
vor dem .Tode vorzeitige Atembewegungen ausführt, so wird die Gefahr der 
Täuschung für den Obduzenten eine aulserordentlich grolse. Durch die vorzei- 
tigen Atembewegungen werden die Lungen blutreich, durchdie Schultzeschen 
Schwingungen wird das aspirierte Fruchtwasser, Blut oder Mekonium aus den 
Luftwegen entfernt und durch dieselbe Manipulation Luft in die Alveolen 
eingeführt, während der übrige anatomische Befund alle Zeichen der Er- 
stickung darbietet. Wenn in einem solchen Falle das Luftatmen unter 
der Geburt sich ausschlielsen liels, so kann nach den heutigen Lehren der 
forensischen Medizin der Obduzent gar nicht anders begutachten, als: „lebend 
geboren, nach der Geburt erstickt!“ So Runge aa O. S. 47. Vergl. über 
„Asphyxie* B. Schultze in v. Gerhards Handbuch der Kinderkrankheiten, 
Il. 5. 39 ff. und E. Hofmann in den Wiener mediz. Blättern, 1884, Nr. 34 
und in dessen Lehrbuch der gerichtlichen Medizin, 1884, S. 705 über die Ver- 
suche mit den Schultze’schen Schwingungen. Von E. Hofmann a.a.0. S. 69 
wird als Ursache des ersten Atemzuges die Unterbrechung, beziehungs- 
weise Aufhebung der Placentarrespiration angesehen, welche teils durch die 
Kontraktion des von der Frucht entlasteten Uterus und durch konsekutive Ver- 
engerung der Uteringefälse, teils durch Kompression und Ablösung der Pla- 
centa veranlalst werde; das nun hypervenös werdende Blut wirke erregend auf 
das automatische Atmungszentrum in der Medulla oblongata und löse die erste 
Atembewegung aus, welcher dann, nachdem die Atemnot, mit der die meisten 
Früchte geboren würden, sich gelegt habe, die normale, rhythmische Atmung 
folge. Nach Schwartz, Hirndruck und Hautreitze, im Archiv für Gynäkologie 
I. 361 machen Kinder schon beim Durchschneiden des Kopfes Atembewegungen, 
aber auch nach seinen Beobachtungen, sowie nach denen Kehrs, das. I. 478 
kommt es vor, dals völlig geborene, lebensfrische Kinder einige Zeit ruhig da- 
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schaft und die Entbindungsgeschichte möglichst genau 
und glaubhaft ermittelt werde. Dies kann aber nur mit Hilfe 
des die Obduktion leitenden Gerichtsarztes geschehen, welcher 
die für seine Begutachtung des Lebens des Kindes in und nach 
der Geburt nötigen Fragen dem Untersuchungsrichter unterbreiten 
muls, da dieser nicht selbst Sachverständiger sein und nicht wissen 
kann, auf welche vorausgehende Umstände die Sachverständigen 
einen Wert legen könnten. Der Beweis um das Gelebthaben oder 
Nichtgelebthaben in der Geburt ist, wie sich ergeben hat, da aus der 
Obduktion der Kindesleiche meistens ein solcher nicht sicher geführt 
werden kann, ein Indizienbeweis mit aus der wissenschaft- 
lichen und Lebenserfahrung entlehnten Obersätzen una den im 
Einzelfall sich darbietenden besonderen Thatsachen, welche naclı 
jenen gemessen werden, woraus sich eine endliche Schlufsfolgerung 
auf dem Wege des Syllogismus oder der Induktion ziehen lälst. 


liegen, die Augen aufschlagen und erst dann anfangen, mit nach und nach zu- 
nehmender Energie zu atmen. Die Ursache dieser Erscheinung findet 
E. Hofmann a. a. OÖ. S. 708 in der s. g. Apnoä&, einem Zustand, in 
welchem die Sauerstoffverarmung des Blutes noch nicht einen solchen Grad 
erreicht, dafs dadurch das Atemzentrum zur Auslösung von Atembewegungen 
angeregt wird, welcher Zustand bei Neugeborenen dann eintrete, wenn nach 
erfolgter Entbindung die Placenta mit dem Uterus in Verbindung bleibe und 
eine Wehenpause erfolge, so dafs die fötale Atmung durch die Placenta 
fortdauere. Dieser Zustand, der selbst minutenlang andauern könne, unter- 
scheide sich von Asphyxie dadurch, dals, während bei dieser nur ein 
schwacher, seltener und unregelmäfsiger Herzschlag bestehe, bei der Apno& 
das Herz kräftig und in normaler Frequenz weiter schlage; derselbe habe 
uuter normalen Verhältnissen keine Bedeutung, da nach kurzer Zeit die 
Lungenatmung von selbst sich einstelle, wohl aber insofern, als während einer 
solchen Apno&@ dem Leben des Kindes ein Ende gemacht werden 
könne, ohne dafs es zum Luftatmen gelangt sei. Ein der häufigsten 
Ursachen des Ausbleibens der Atembewegungen bei neugeborenen, obgleich 
noch lebenden Kindern sei die Asphyxie, welche verhältnismäfsig häufig 
während des Geburtsaktes eintrete und vorzugsweise durch vorzeitige Unter- 
brechung der Placentaratmung den Erstickungstod des Kindes noch vor der 
Beendigung der Geburt hervorzubringen vermöge und bewirke, dafs die Kinder 
noch nicht vollkommen tot („asphyktisch“) geboren würden, indem sie sich, 
wie tote verhielten, oder das noch bestehende Leben durch gewisse Erschei- 
nungen, zZ. B. schwache, terminale Atembewegungen, oder durch nachweisbaren 
Herzschlag der oft + bis 4 Stunde und länger dauernd beobachtet worden, ver- 
rieten. Eine Grenze, von welcher man solche Kinder als unrettbar bezeichnen 
müsse, als sterbende oder wie totgeborene, lasse sich mit Rücksicht darauf 
nicht bestimmen, weil die asphyktisch Neugeborenen thatsächlich die günstigsten 
Chancen für die Wiederbelebung hätten und viele wieder zum Leben gebracht 
worden seien, weshalb die Möglichkeit verneint werden könne, dafs das betr. 
Kind vielleicht hätte noch gerettet werden können. 
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Es ist für den Sachverständigen daher erforderlich, dafs er das 
ganze Aktenmaterial kennen lerne, um einen vollen In- 
dizienbeweis führen zu können. Gegen die durch die Erfahrung 
gebotene Vermutung für das Leben des Neugeborenen würde 
der Beweis des Nichtgelebthabens zur Zeit der Einwir- 
kung auf das Kind der Angeschuldigten obliegen und, um diesen 
zu ermöglichen, falls Zweifel gegen das Gelebthaben beständen, 
hat auch der Gerichtsarzt mit dem Untersuchungsrichter nach 
Thatumständen zu forschen, welche jene allgemeine Vermutung 
ausschliefsen könnten. Zu verbannen ist aber bei der bis- 
herigen Feststellung des Begriffes von „Kind“ für mmmer 
ein Ausspruch des Gerichtsarztes: „Das Kind hat in der Geburt 
nicht gelebt, weil es nicht geatmet hat.“*). Aus dem sehr sel- 
tenen Vorkommen des Scheintodes bei normaler Schwangerschaft 
und Geburt einen Einwand gegen die grofse Mehrzahl der ge- 
wöhnlichen Geburten oder der lebenden, nur noch nicht zum 
Atmen gelangten Kinder erheben wollen, würde ebenso zu einem 
/weifel gegen die Beweisfähigkeit der Lungenprobe berechtigen, 
weil Kinder unter begünstigenden Umständen in der Geburt doch 
schon atmen, ja Töne von sich geben können und andere, nach- 
dem sie geatmet, durch den Geburtsakt allein umkommen, oder 
auch, weil Lufteinblasen gleich oder ähnlich dem Einatmen die 
Luftzellen verändern kann, wobei es auf die subjektive Schätzung 
einer relativen Blutmenge in den Lungen, welche allerdings ohne 
Atmung btutärmer als geatmet habende bez. erstickte Lungen, 
aber im fötalen Zustande nicht blutleer sind, da sie ohne Blut- 
au rmes nicht ernährt werden können, nicht ankommt **. Die 





u) Düsterberg, in Kaspers Vierteljahrsschrift, X. (1856) 1. S. 59 if. 
„Die Wissenschaft im Konflikte mit der Gesetzgebung.* Böcker, Lehrbuch 
der gerichtlichen Medizin, S 5l. Senatorin der Vierteljahrsschrift für ge- 
richtl. u. öffentl. Medizin von v. Horn, N. F. IV. (1866), der sehr beachtens- 
werte Aufsatz: „Über den Tod des Kindes in der Geburt.“ 

**) Löwenhardta..a. O0. S. 441. In einer von Löser in der Viertel- 
jahrsschrift für gerichtliche Medizin, XII. S. 80 if. mitgeteilten Falle: „Er- 
stickungstod oder Verblutung aus der nicht unterbundenen Nabelschnur ?* wird 
aus dem Obergutachten eines preuls. Provinzial Medizinal - Kollegiums mitge- 
teilt: bei Neugeborenen können auch Erstickung stattgefunden haben, ohne 
dals sich die sonst damit verbundene Blutüberhäufung in den drei Höhlen 
zeige, abseiten einer Zersetzung und Verdunstung, weil die noch offenen 
Fötalwege dem Blute leichteren Abfluls gewährten. Die allgemeine 
Blutleere sei auch nur in der frischen, niemals in der faulenden Leiche für 
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Seltenheit eines wirklichen Scheintodes spricht gegen die 
Annahme eines solchen im einzelnen Fragefall; aber positive 
Zeichen dafür ergeben sich aus dem Gebärakte, indem der Schein- 
tod gemeinhin nur die erklärliche Folge einer schweren, lang- 
sam verlaufenden, mit erschwerenden Umständen, z. B. Um- 
schlingung, Vorfall der Nabelschnur, einer Schulter oder eines 
Armes, verbundenen Geburt zu sein pflegt, während derselbe bei 
den gewöhnlichen, mäfsig leichten Geburten, welche, wie 
die verheimlichten, meist gut und rasch zu verlaufen pflegen, 
fast niemals vorkommt; weiter aber würden positive Zeichen 
sich an der Kindesleiche, auch ohne alle äufsere, durch den Ge- 
bärakt bewirkte Verletzung, von sich vorfindenden Todesursachen 
auffinden lassen. 

Fragen wir nun nach dem neueren Stand der gericht- 
lichen Medizin gegenüber unserem Zweifel, so finden wir bei 
Gasper-Liman das Zugeständnis des letzteren, dals Gasper 
in den früheren Auflagen seines Handbuchs der gerichtlichen Me- 
dizin den Satz allerdings aufgestellt habe: Nichtgeatmethaben 
heisse soviel wie Nichtgelebthaben; indessen habe damit nie 
bezweifelt werden sollen, dals, wie die tägliche Erfahrung an 
scheintot Geborenen, welche zum Leben erweckt würden, zeige, 
beim neugeborenen Menschen ein Leben ohne Atmung vorkommen 
könne, mithin an einem solchen, aktiv wie passiv, eine Tötung 
verübbar sei. 

Liman a. a. OÖ. $ 102 verneint das Stattfinden des wirk- 
lichen Luftatmens eines Kindes im Mutterleibe -— vagitus uterinus — 
am meisten bei heimlichen Geburten, welche nicht rasch ver- 
laufende, ja „präzipitierte* seien*), da hier die Bedingungen des 
Luftzuganges, z. B. Manualhilfe zur Erweiterung des Scheiden- 





den sehr selten erfolgenden Verblutungstod durch die Nabelschnur be- 
weisend, ein vollständiger Aufluls erfolge auch hier nicht, der Tod trete 
viel eher hier ein, als alles Blut ausgeflossen sei, und bei dieser Todesart sei 
die Farbe der Lungen charakteristisch bleichgrau. 

*) Bei verheimlichten Geburten kann vagitus uterinus nicht vorkommen, 
sofern nicht etwa Helfershelfer bei einer heimlichen, verzögerten Geburt Mani- 
pulationen in den Geburtsteilen vornahmen. Der Umstand, dafs bei gericht- 
lichen Sektionen Neugeborener unverhältnismäfsig viel Fälle des Zusammen- 
hanges der letzteren noch mit der Placenta vorkommen, beweist die Häufigkeit 
präzipitierter Geburten bei heimlichen Entbindungen (Liman a. a. O. S.,897). 
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kanals und Eröffnung ‘des Muttermundes u. dergl. fehlten, und 
kommt zu der Behauptung: es müsse jedes von der Atemprobe 
nachgewiesene Geatmelhaben eines heimlich geborenen Kindes 
als ein Atmen nach (nicht in oder vor) der Geburt, das Kind 
folglich als lebend geboren gewesen erachtet werden*); doch 
gehörten Fälle, in denen dem schon geborenen, zwischen den 
Schenkeln der Mutter liegenden Kopf atmosphärische Luft zu- 
ströme und geatmet werde, nicht mehr zum vagitus uterinus. 
Der Beweis, ob ein Kind gelebt habe, lasse sich aus zwei Reihen 
von Erscheinungen erbringen; einmal, direkt und positiv durch 
den Nachweis, dals es bereits vor seiner Ausstolsung abgestorben 
gewesen, entweder in der Geburt, also totgeboren worden, oder 
bereits totfaul zur Welt gebracht worden sci; dann, indem sich 
beweisen lasse, dafs die Funktionen, welche zur Fortsetzung des 
extrauterinen Lebens notwendig seien, sich etabliert hätten — 
Atmung und Zirkulation. Der Beweis des Lebens nach der Ge- 
burt werde durch die Atemprobe geliefert**); sei man imstande 
zu beweisen, das das Kind geatmet habe, so sei auch der Be- 
weis seines selbständigen Lebens geführt und geatmethaben 
heilse geleblhaben, aber nicht umgekehrt sei das Nichtgeatmet- 
haben auch gleich dem Nichtgelebthaben,; es müsse zugegeben 
werden, dafs es ein gewöhnlich sehr kurzes post — partum-Leben 
ohne Atmung gebe — dals es in der Regel aber anallen 
Erkennungszeichen für das Vorhandensein eines solchen 
Lebens, nachdem es verschwunden, fehle und die Obduktion des 
Kindesleichnams aulserstande sei, dasselbe nachzuweisen, und des- 
halb müsse der Gerichtsarzt sein Gutachten dahin fassen, dafs 
das Kind nach der Geburt nicht geatmet habe, und wenn er auch 


*), Liman führt in v. Holtzendorffs Handbuch des Strafrechts, III, 
S. 511 noch aus, dafs das Fruchtwasser abgeflossen sein, das nicht vorrückende 
Kind eine Gesichtslage haben, der Muttermund weit geöffnet und der Scheiden- 
kanal durch Manualhilfe klaftend erweitert sein müsse, um eine wirkliche At- 
mung zu bedingen, dals aber derartige Bedingungen des Luftatmens bei tot- 
gefundenen, aus heimlichen und daher meist schnell beendigten Ge- 
burten hervorgeganzeenen Kindern gänzlich fehlten, weshalb jedes von der 
Atemprobe nachgewiesene Geatmethaben eines heimlich geborenen Kindes als 
ein Atmen nach der Geburt und das Kind als ein lebend geborenes zu er- 
achten sei. 

**) Vergl. hierzu die zu III. angeführte Litteratur; dazu noch Fielitzinder 
Vierteljahrsschrift für gerichtl. Medizin XLI (1884) 8.72: „Leben ohne Atmen.“ 
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nicht aussprechen könne, dafs das Kind „tot geboren“ worden 
sei, — denn es sei nicht wissenschaftlich, zu sagen, was man 
nicht wisse — so könne er doch aussprechen, dafs Befunde nicht 
vorlägen, wodurch erwiesen werde, dals das Kind in oder gleich 
nach der Geburt gewaltsam um’s Leben gekommen sei, womit 
der praktischen Behandlung des Falles vollkommen Genüge ge- 
leistet werde *). 

Gerade das letztere ist es, wogegen man sich vom juristischen 
Standpunkte aus zu wehren hat; es darf nicht genügen, zu 
sagen: Die Atemprobe vermag in dem vorliegenden Falle nicht 
auszureichen, das Kind hat noch fötale Lungen, es kann trol7- 
dem gelebt haben in oder gleich nach der Geburt — aber ob 
dies der Fall war, wissen wir nicht, weil der Befund keine Merk- 
male für eine gewaltsame Einwirkung auf das Kind ergeben hat. 
Das Ungenügende fühlt offenbar auch Liman a. a. 0. $ 101 
heraus, indem er doch aus der Sachlage nachzuhelfen sucht in 
Folgendem: „Es können Befunde an der Leiche vorliegen, die 
einen gewaltsamen Angriff gegen den scheintoten Körper 
wahrscheinlich machen, vielleicht beweisen, z. B. ein Schnitt 
in den Hals, Bruch des Kehlkopfs oder der Kopfknochen, eine 
Strangulationsmarke u. dgl., ja es wäre nichts weniger als un- 
möglich, dafs man hier eine Reaktion an den Stellen der Ver- 
letzung fände, und man würde, wenn sich Verletzungen am Kinde 
vorfinden, welche nicht in der oder durch die Geburt entstanden 
sein können und welche die oben auseinander gesetzten Erfah- 
rungen im Leben erzeugter Verletzungen an sich tragen, selbst 
bei Abwesenheit des durch die Atemprobe geführten Beweises, 
dennoch auf einen gewaltsamen Tod (des ohne Atmung) lebenden 





*, v. Holtzendorff im Handbuch des Strafrechts, III. S. 451: „Nur 
die Thatsache des stattgehabten Lebens ist nachzuweisen, eine Schwierigkeit, 
an welcher der Sachverständigen - Beweis und in weiterer Folge die Verurtei- 
lung Schuldiger häufig scheitert. Das Leben aufserhalb der Mutter 
mufs begonnen haben, wenn schon sich Teile des Kindes noch innerhalb 
des Mutterleibes befinden mögen. Was nun als Lebenszeichen eines in der 
Geburt befindlichen oder eben geborenen Kindes anzusehen ist, läfst sich ju- 
ristisch nicht bestimmen. Es ist eine Thatfrage, welche der Richter mit Hilfe 
der Physiologie durch sachverständigen Rat zu ergründen hat. ° Es ist irrig, 
den Beweis nur darauf zu richten, dafs das Kind lebend geboren worden. Es 
ist auch weiterhin darzuthun, dafs das Kind bis zur tötendsn Handlung fort- 
gelebt hat.“ Hierzu wird Feyfer a. a. O0. S. 154 ff. angeführt. 
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Kindes zu schliefsen berechtigt sein.“ Es wird vonLiman auf 
die grolse Seltenheit solcher Fälle und auf deren dem Richter von den 
Sachverständigen vorzulegenden Eigentümlichkeiten für den Schuld- 
beweis hingewiesen, desgleichen auf die Trüglichkeit der etwa 
von Hebammen oder den Müttern der vermeintlich lebendge- 
borenen, aber scheintoten Kindern wahrgenommenen Lebens-Er- 
kennungszeichen; dabei gedenkt er kürzlich der Fälle, in denen 
Kinder in Flülsigkeiten hineingeboren werden und in diesen ihren 
ersten und letzten Atemzug gethan haben, wobei sich „fötale“ 
Lungen fänden, welche jedoch nach genauerer Untersuchung, wenn 
auch nicht Luft, so doch geatmet hätten*). In derartigen äulserst 
seltenen Fällen werde die Atemprobe wegen der verschwindenden 
Bedeutung jener als Beweismittel für stattgehabtes Leben nicht 
abgeschwächt und, wo sie im Stiche lasse, werde der Beweis 
des Lebens in foro nur in den seltsamsten Fällen zu 
führen sein. 

- Die Strafbehörden haben angesichts einer derartigen Ab- 
lehnung seitens der Gerichtsärzte in solchen, wenn auch seltenen, 
Fällen alle Ursache, die begutachtenden Sachverständigen darauf 
hinzuweisen, dafs es im Strafbeweise, wenn auch nicht eine ab- 
solute Gewilsheit zu erreichen sei, bei der vollen Freiheit der 
richterlichen Überzeugung, genüge, wenn eine hohe Wahr- 
scheinlichkeit vorliege, welche die Annahme des Gegenteils 
des Beweissatzes nach der menschlichen Erfahrung nicht aufkom- 
men lasse. Nehmen wir an, dals die in dem unter I und II von 

*), Nach Liman, „Das Leben des Kindes in und nach der Geburt,“ in 
$ 32, der Abhandlung XXIV. in v. Holtzendorffs Handbuch des deutschen 
Strafrechts, III. S. 509, lebt ja das Kind im Mutterleibe von dem Blute der 
Mutter und bezieht aus diesem vermittelst des Mutterkuchens oder der Nabel- 
schnur seinen Sauerstoff; diese letztere, aus Arterien und Venen bestehend, 
führt der Frucht das mütterliche Blut zu und das die Frucht durchkreist ha- 
bende Blut in den mütterlichen Kreislauf zurück; daher nennt man die Nabel- 
schnur die Luftröhre des neugeborenen Kindes und alle Folgen, welche bei dem 
Geborenen Abschlufs der atmosphärischen Luft durch Kompression oder Un- 
wegsamkeit der Respirationsorgane haben, treten auch ein, wenn die Nabel- 
schnur komprimiert oder sonst, z. B. durch Verschlingung u. dgl., unwegsam 
wird oder wenn die Mutter abstirbt. Das Kind leidet dadurch Atemnot wegen 
Sauerstoffmangels, seine instinktiven Atembewegungen sind fruchtlose, und, da 
es keine Luft zu atmen bekommt, erstickt es zwar nicht im Fruchtwasser, denn 
die Nabelschnur ist ja sein ihm Sauerstoff zuführender Kanal, aber es aspiriert, 


während es erstickt und durch die von ihm gemachten instinktiven Atembe- 
wegungen, Fruchtwasser und dessen Beimengungen und verschluckt sie auch. 


u id ee; 
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uns mitgeteilten Falle geübte Geburtsweise bekannter und zur ver- 
breiteteren Praktik der leichtfertigen und böswilligen Prostitution 
würde*), wie machtlos würde dieser gegenüber das Strafgesetz 
sein, wenn der Sachverständige, den die Atemprobe im Stiche 
gelassen hat, rundweg erklären wollte, ohne den Beweis der Luft- 
atlmung vermöge er nicht zu beurteilen, ob das in der Geburt 
begriffene, unmittelbar in die Flülsigkeit geborene Wesen noch am 
Leben gewesen sei? etwa weil nur jene Probe dies beweisen könne. 

Es wurde oben unter I und II bereits das Gutachten des 
Dr. Z. betont, welches sich bemüht hatte, den Beweismangel in 
dem vorliegendem Fall durch den aus den begleitenden Um- 
ständen der Geburt gezogenen Indizienbeweis für das nach 
der auf die Erfahrung sich stützenden allgemeinen Vermu- 
tung anzunehmende Leben der Leibesfrüchte in der Geburt (auch 





Atmungsbewegungen sind von Geburtshelfern bei solchen Kindern im Sterben 
beobachtet worden und während die Todesursache, das Zirkulationshindernis, 
jenseits der mütterlichen Geburtsöffnung lag, erfolgte, auch wenn das letztere 
gehoben war, der Tod doch noch aufserhalb des Mutterleibes. 

Casper-Limana. a. O. S 75 erwähnt die fötalen, vorrespiratorischen 
Schlingbewegungen der nicht atmenden Neugeborenen, in irgend eine Er- 
tränkungsflülsigkeit hineingeborenen Früchte, wodurch Flülsigkeiten weit eher 
als durch Hineinflielsen in die Leiche, die in Flüfsigkeiten gelegen, aufgenom- 
men würden; dafür liefere die Zusammensetzung des Meconium, welches kon- 
stant Wollhaar und vernix caseosa enthalte, einen unzweideutigen Beweis. 
Solche Schlingbewegungen finden wie im Ei, auch nach abgeflossenem Ei- 
Inhalt in der Geburt beim Fötus statt, was den gar nicht seltenen Befund bei 
ganz unzweifelhaft Totgeborenen von Fruchtwasser und Uterinschleim in Mund, 
Schlund und Magen erkläre. Liman giebt aber zu, dafs man nach den von 
ihm geschilderten Versuchen, dann, wenn die Leichen längere Zeit, Tage und 
Wochen in den spezifischen Flüfsigkeiten gelegen hätten, aus dem Auffinden 
von Flüfsigkeiten, Menschenkot u. dgl. in der Luftröhre, in Lungen und Magen 
solcher Früchte, nicht mehr unbedingt annehmen dürle, sie seien lebend ge- 
wesen und die Flüfsigkeit im Atmen und Schlucken in sie gelangt; es müsse 
vielmehr der Tod durch diese Flülsigkeit dahin gestellt bleiben, und selbst 
wenn durch die Lungenprobe das Luftatmen des Kindes erwiesen sei, so könne 
aus jenem Befunde noch nicht darauf geschlossen werden, dafs das Kind noch 
lebend in die Flülsigkeit gelangt und durch Ertrinken erstickt sei. Liman 
-legt hier nun nächst der Frische der Leiche, allen begleitenden Um- 
ständen den besonderen Wert für die Ermittelung und die Abgabe eines mög- 
lichst sicheren Gutachtens bei, wobei aber nicht aufser acht zu lassen, dafs 
der Befund von Ertränkungsflülsigkeit in der Leiche nicht der alleinige Beweis 
des Ertrinkungstodes sei. S. noch Senator.a. a. 0. 8. 137—14Al. 

*) Es wäre interessant, wenn festgestellt werden könnte, wie viele Eimer- 
geburten jährlich vorkommen, wobei darauf gerechnet worden, dals das Kind 
nicht lebend zur Welt käme oder in der darin befinalichen Fiülsigkeit am Le- 
ben verhindert werde. Zwei Fälle dieser Art s. in Bd. 1V Nr. 106 u. XII Nr. 
124 der Entscheidungen des Reichsgerichts, Veit und Komp. 


H. Ortloff, Gerichtlich-mediz. Fälle etc. 4. 
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ohne Atmung) auch in. dem vorliegenden Falle zu ersetzen, Wo 
die Mutter selbst ein lebendes Kind zur Welt zu bringen meinte 
und die Besichtigung der Leiche ein fast überreifes Kind ergab 
ohne jede Spur einer Normabweichung und einer Verletzung, 
ohne Strangulationsmarke, ohne Anzeichen einer Verblutung, wo 
aber die ganz besondere Abweichung von den früher beobach- 
teten Geburtsarten, die Abortierung im vorletzten Falle, die Ver- 
heimlichung der Schwangerschaft. und der Geburt und das Ver- 
graben der Kindesleiche und Verbergen der veränderten Leibes- 
beschaffenheit, die angeblich überraschende Kopfgeburt in den 
mit Wasser gefüllten Eimer, die angeblich aber unglaubhaft ein- 
tretende und die Mutter am Aufstehen von dem Eimer und am 
Herausnehmen des Neugeborenen daraus verhindernde Besinnungs- 
losigkeit und trotzdem das zielbewulste Abschneiden der Nabel- 
schnur mit einem zurecht gelegten Instrument, nachdem das Kind 
länger im Eimer bewegungslos verbracht hatte u. s. w. — wo 
alle diese ganz eigentümlichen Nebenumstände die wohlüberleste 
Tötungsabsicht gegen ein fahrlässiges Handeln auf das Bestimm- 
teste kennzeichnen, da hatte der Sachverständige die höchste 
Wahrscheinlichkeit für seine Behauptung, dafs aus dem Befunde 
im Zusammenhalt mit allen jenen begleitenden Um- 
ständen kein Grund zu der Annahme vorliege, das fr. Kind 
habe in der Geburt das sonst allgemein und auch hier wahr- 
scheinliche Leben nicht mehr gehabt*). Dieser Behauptung 
gegenüber haben die anderen gutachtlichen Aeulserungen einen 
Gegenbeweis zu führen nicht vermocht, sondern sich damit be- 
gnügt, zu sagen, das Leben des Kindes in der Geburt lasse sich 
mangels des Beweises des Geatmethabens nicht beweisen und 





*, Vergl. Böcker a. a. O. S3 49 u. 50 über die Zeichen des Lebens 
oder Todes des Kindes vor der Geburt und den Beweis der Wahrscheinlich- 
keit seines Lebens während der Geburt. Am schwierigsten liegt nach dem 
Zeugnis des Dr. v. Fabrice a. a. 0. S. 186 der Fall, wenn eine reife Frucht 
ein paar Tage vor der Geburt verstorben ist, indem sich hier der Körper von 
dem eines in oder unmittelbar nach der Geburt gestorbenen (noch nicht ge- 
atmet habenden) Kindes nicht wohl unterscheiden lasse. Bei der Schwierigkeit 
dieser Beweisführung muls es dem Gerichtsarzt gestattet sein, aus den Akten 
die vorhandenen Indizien, soweit sie in irgend einer Beziehung zu 
den rein technischen Fragen seiner Wissenschaft stehen, zu 
sammeln und zu benutzen. Nur in seinen Schlulsfolgerungen soll er sich vor 
der Beantwortung reiner Rechtsfragen und der eigentlichen Schuldfragen hüten. 





deshalb wäre anzunehmen, dafs es „während,* dann in der 
Selbstkorrektur: „kurz vor der Geburt“ gestorben gewesen sei 
aus unbekannten Ursachen! 

Schon vor 30 Jahren hatte Ober-Staatsanwalt Orthmann 
a. a. OÖ. nachzuweisen unternommen, dals das preulsische Straf- 
geselzbuch in den $$ 180 und 181 (mögliche Tötung des Kindes 
in der Geburt und der Frucht im Mutterleibe), dessen Bestim- 
mungen übrigens fast unverändert von der Reichsgesetzgebung 
aufgenommen worden sind, wohl nicht zu Rate gezogen habe: 
„dafs der Hauptbeweis des Lebens des in dem Mutterleibe 
gebildeten, durch die Geburt zur Welt zu bringenden neuen 
menschlichen Wesens, welches wir Kind nennen, wenn es 
schon mit allen wesentlichen Teilen des menschlichen Orga- 
nismus ausgestattet ist, in dem Beweise des Atmens besteht, 
und dafs dieser Beweis (des Atmens) niemals für die Zeit 
vor der vollendeten Geburt zu führen ist, sondern nur für 
die Zeit nach der vollendeten Geburt“*), hätte man daran ge- 
dacht, die strafgesetzlichen Bestimmungen nur auf wissenschaftlich 
haltbare Sätze zu stützen, so würde man nicht ein von der 
Wissenschaftlichen Deputation für das Medizinalwesen durch die 
Aufstellung des eingangs erwähnten Satzes dem Kindesmord er- 
teiltes Privilegium auch noch im Strafgesetz bestätigt haben, 
während man doch den Kindesmord und die ihm ähnliche Tötung 
einer lebenden, noch nicht zum Kinde entwickelten Frucht ohne 
alle Schonung habe strafen wollen. Daher schlug Orthmann 
schon damals eine Änderung des $ 180 des preufs. St.-G.-B’s. 
dahin vor: „eine Mutter, die ihrem unehelichen Kinde in der Ge- 
burt oder in den ersten 6 Stunden nach derselben Verletzungen 
zufügt, die dasselbe, wenn es lebte, töten mulsten,“ hat die und 
die Strafe verwirkt; eine Ermälsigung der Strafe um die Hälfte 
sollte dann eintreten, wenn durch die gerichtsärztliche Unter- 





*) Vergl. Löwenhardta.a. 0. S.45l: Das Schwimmen der Lungen 
an und für sich kann allein kein Beweismittel für das Atmen und Leben 
eines Kindes nach der Geburt abgeben; das Untersinken der Lungen hingegen 
u. 8. w. kann höchstens nur erweisen, dals entweder gar kein oder doch nur 
ein sehr unvollkommenes Atmen und Leben kurze Zeit nach der Geburt 
stattgefunden, keineswegs aber, dals das Kind auch in oder gleich nach der 
(seburt nicht gelebt habe. 
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suchung mit Sicherheit festgestellt werde, dafs das Kind bereits 
tot war, als es die Verletzung empfangen. Dieser Vorschlag wird 
damit zu rechtfertigen versucht, dafs der Frevel an dem Menschen- 
leben auch da eine schwere Bulse verdiene, wo es schwer sei zu 
sagen, ob dasselbe zur Zeit der Verletzung bestanden habe oder 
nicht, also immer die gar nicht zu widerlegende Möglichkeit vor- 
handen sei, dafs der Thäter sich am Leben vergreife *). 

Dieser Vorschlag hat bei der Reichsgesetzgebung keine Be- 
rücksichtigung gefunden, er beweist aber, wie sehr schon damals, 
als er gemacht wurde, eine Lücke ın der Strafgesetzgebung em- 
pfunden worden ist, welche ihren Grund lediglich in dem erwähn- 
ten Beweismangel hat. Wir werden später auf diese Lücke zu- 
rückkommen und begnügen uns gegenüber der heutigen Gesetz- 
gebung vorerst damit, dafs auch heute noch, wie früher in Preulsen, 
bei der vorsätzlichen Tötung eines Kindes in oder gleich nach 
der Geburt ein Leben mit oder ohne Atmen nicht unter- 
schieden worden und mithin die Tötung eines Kindesin der Geburt, 
wo nach der Regelannahme noch kein Atmen von Luft stattge- 
funden hat, zum Kindesmord gerechnet worden ist, während es sich 
fragen möchte, ob nicht physiologisch und auch gerichtlich- _ 
medizinisch das Kind mit noch fötalen Lungen **) vor Vollen- 





*) Diesem Vorschlag ist wegen seiner Unbestimmtheit trotz einer Be- 
grenzung der Zeit für die Dauer der Geburtsvollendung nicht beizustimmen, 
da er nicht gesetzgeberisch gedacht und formuliert ist und die Unsicherheit 
nicht beseitigt. Es kann nur dadurch geholfen werden, dals der Begriff des 
Kindes von dem ersten Eintritt des Luftatmens, wodurch die Unabhängigkeit 
der Leibesfrucht von der Mutter durch Aufhören der Zuführung des Sauerstoff 
und Blutes aus der Nabelschnur begonnen wird, eintreten und mithin bis dahin, 
solange noch fötale d.h. luftieere Lungen vorhanden sind, der Begriff der Leibes- 
frucht, auch wenn sie ganz ausgeschieden wäre, dauert. Man mag zwischen unge- 
borener und geborener Leibesfrucht unterscheiden, aber das Unterscheidungs- 
merkmal bleiben die fötalen Lungen, welche ein „Kind“ nicht mehr hat. Ist 
die Atmung nicht nachgewiesen, so fragt es sich nur um eine Leibesfrucht, 
und die Frage, ob diese gelebt hat oder nicht, bleibt immer wie sonst dieselbe, 
unabhängig von aller Atmung, eine Frage der Wahrscheinlichkeit des Indi- 
zienbeweises für Sachverständige und Richter. Es kann sich rücksichtlich 
der Strafbarkeit des Angriffs nur darum handein, ob er gegen das Fötus- 
oder gegen das eingetretene Kindes- bez. Menschenleben gerichtet war, 
also vor oder nach der Lufteinatmung; nach physiologischen Begriffen bildet 
diese die Grenze zwischen jenem und diesem, was die Gesetzgebung wie die 
gerichtliche Medizin zu beachten hat. 

**) Auf Beseitigung des Begriffes: „totgeboren“ und „Totgeburt,“ als 
eines die Rechtspraxis störenden und auch nicht im Strafgesetz enthaltenen, 
arbeitete vor 20 Jahren Dr. Senator in Berlin hin, in der Casper-Horn’schen 








dung der Geburt der Frucht im Mutterleibe gleichzustellen 
und nicht eher als „Kind“ zu betrachten sein dürfte, als bis es 
durch Luftatmen zu einem selbständigen menchlichen 
\Vesen aulserhalb der Mutter geworden ist. 


Vierteljahrsschrift für gerichtl. Medizin, 1866, a. a. O. S. 99 ft. und in Golt- 
dammers Archiv, XIV. S. 327: „Ein Beitrag zur Lehre vom 'TThatbestand des 
Kindesmords,“ im Anschlufs an die das. 8. 43 ff. enthaltene Abhandlung „über 
die Lage der Gesetzgebung über Kindesmord und fahrlässige Kindestötung im 
Hinblick auf die Ungewilsheit des objektiven Thatbestandes.“ Er forderte, dafs 
das Richterpersonal in jedem Falle, wo ein Kind nicht offenbar nach der Ge- 
burt gestorben war, dem Gesetze folgend Aufklärung darüber verlange, ob der 
Tod nicht in (bei) derselben erfolgt sei, und dafs so der Gerichtshof gezwun- 
gen werde, diesem Stadium des Kindeslebens seine Aufmerksamkeit zuzuwenden, 
statt es, wie bisher gewöhnlich, totzuschweigen, indem man die Beantwortung 
der Frage, ob der Tod in der Geburt und vor eingetretener Atmung erfolgt 
sei (Frage des Gesetzes) durch den Ausspruch „totgeboren“ umgangen habe. 
Diese Zeit: „in der Geburt“ sei nach der einzig passenden und naturgemälsen, 
auch allen Anforderungen entsprechenden Auffassung nur die Zeit vomAn- 
fang der Geburtbis zum Anfang der Luftatmung, welche meist, aber 
nicht immer, mit dem Ende der Geburt zusammenfalle, nicht aber die Zeit, 
während welcher sich das Kind noch innerhalb der Geburtsteile befinde. Letz- 
tere Auffassung würde zu einer ganz unfruchtbaren Diskussion darüber führen, 
ob das ganze Kind mit oder ohne Nachgeburt, oder nur ein Teil derselben und 
welcher, oder ein wie grolser Teil sich noch im Mutterleibe befinden müsse, 
während der physiologische Unterschied zwischen dem Leben nach 
der Geburt und dem vorhergehenden einzig und allein in der 
Luftatmung bestehe. Daher schlug Senator zur Vermeidung aller haar- 
spaltenden Deutungen inbezug auf das Kind und sein Leben mit oder ohne 
Atmung die Gesetzesfassung dahin vor: „Eine Gebärende oder Neuentbundene, 
welche ihr Kind vorsätzlich tötet“ u. s. w. Es sei nun Pflicht des Gerichts- 
arztes, wenn er nun dasjenige Leben, das für ihn allein als ein bewiesenes 
existiere, anerkennen könne, nicht dem Richter das Gegenteil von dem, was 
er nicht beweisen könne und weil er dies nicht könne, anzugeben, denn für 
den Richter sei noch vieles bewiesen und beweisbar, was der Gerichtsarzt nicht 
feststellen könne. Daher sei der T'hatbestand nicht durch den Ausspruch: „tot- 
geboren‘ zu verdunkeln, sondern das Gutachten dahin abzugeben, dafs das Kind 
in (bei) der Geburt gestorben sei und dafs die Obduktion einen Beweis für eine 
gewaltsame Todesart nicht ergeben, oder aber mehr oder weniger wahrschein- 
lich gemacht habe; dann bleibe es dem Richter immer noch unbenommen, 
ausanderweitigen Verdachtsmomenten zusammen mit dem et- 
waigen Obduktionsbefund einen Indizienbeweis herzustellen, woraus die 
Überzeugung von der Schuld einer Thäterin gewonnen werden könne. 

Wir können hier nur wieder hinzufügen, dafs der Gerichtsarzt durch 
nichts behindert wird, die aus dem Obduktionsbefund sich ihm für das Leben 
oder Nichtleben des Neugeborenen ergebenden Wahrscheinlichkeiten durch an- 
derweitige aus der Untersuchung sich ergebende Belastungs- oder Entlastungs- 
momente, welche in Verbindung mit jenen Obduktionsergebnissen zu bringen 
sind, mittels Schlulsfolgerungen zu verstärken oder zu entkräften; sagt er, dals 
die Obduktion einen Beweis für eine Annahme nicht ergeben habe, so darf er 
immer auch sagen, dals unter Zugrundelegung der Obduktionsergebnisse mit 
Hinzunahme sonstiger Untersuchungsergebnisse diese oder jene Annahme bi 5 
zur Gewilsheit wahrscheinlich sei oder nicht. 





= 





Unserer Auffassung ziemlich nahe war schon Senator in 
der Abhandlung: Über den Tod des Kindes ‚in der Geburt“ a. 
a. ©. S. 107 ff. bei der Hervorhebung des Unterschiedes des Le- 
bens „in oder nach der Geburt.“ Er fand ıhn nur in der Luft- 
einatmung. „Sobald ein Kind angefangen hat, Luft zu atmen, hat 
es ein selbständiges Leben begonnen, es hat. nach der Geburt 
gelebt, gleichviel ob es schon ganz oder zum Teil oder selbst 
noch gar nicht aus dem miütterlichen Körper ausgestolsen war, 
wie in den seltenen Fällen von vagitus uterinus ..... Erst mit 





Senatora.a. 0. 8. 134 hebt unter anderem auch das Gewicht der 


Lungen als nicht zu unterschätzendes Zeichen des in der Geburt noch statt- 
gehabten Lebens hervor. Fötale Lungen seien noch nicht gleichbedeutend 
mit luftlosen oder solchen, welche entschieden noch gar keine Atembewe- 
gungen gemacht haben (wirklich fötale), denn sie unterschieden sich von den 
postfötalen nicht blos durch die eingeatmete Luft, sondern besonders auch 
durch das aspirierte Blut, welcher Unterschied inbezug auf das Gewicht 
wesentlich und allein malsgebend sei, da das geringe Quantum von Luft (nach 
Krahmer 0,4 Kubikzoll = 0,15 Gramm), das selbst zur vollständigen Aus- 
dehnung der Lungen ausreichte, ganz aulser Betracht bleiben könne. Da die 
meisten Totgeborenen durch vorzeitige Atembewegungen erstickten, so könne 
man unter den Lungen solche von verschiedenstem Gewicht, schwere und leichte, 
finden, aber der Zweifel bleibe, ob sie schon Atembewegungen gemacht oder 
nicht. Wirklich fötale Lungen könnte man nur durch Vivisektion hochträch- 
tiger Tiere erlangen, wenn bei den Lungen, bevor noch Atmungsbewegungen 
ausgelöst werden könnten, das verlängerte Mark vernichtet würde. Man habe 
sich nun bemüht, ein durchschnittliches Normalgewicht der Lungen festzustellen, 
nach dem Verhältnis des Lungengewichts zur Körperlänge unter Berücksich- 
tigung von etwa das Gewicht verändernden Umständen (Verwesung, Verblutung, 
eingedrungene Flülsigkeiten); als Regel lasse sich darnach hinstellen, dafs im 
allgemeinen bei reifen Neugeborenen mit den gewöhnlichen Mafsverhältnissen 
Lungen, deren Gewicht 36 Quent. Zollgewicht oder 60 Gramm (etwa 161 Unzen) 
übersteige, durch Atembewegungen, denn eine andere Ursache sei nicht denk- 
bar, Blut in sich aufgenommen hätten und umsomehr, je mehr sie das ange- 
gebene Gewicht überträfen. 

Daher kommt es auch, dals E. Hofmann a. a. 0. S. 696 Anm.*) sagen 
konnte: „Eigentlich fötale Lungen, d.h. durch Atmung gar nicht veränderte 
Lungen kommen bei reifen oder der Reife nahen Früchten sehr selten vor. 
Da nämlich die meisten totgeborenen Kinder eines suffocatorischen Todes in- 
folge vorzeitiger Unterbrechung der Placentaratmung sterben und vor dem Tode 
Atembewegungen machen, so wird die ursprüngliche fötale Beschaffenheit der 
Lungen schon durch die Todesart in mancher Beziehung geändert, namentlich 
aber ihr Blutgehalt und damit auch die ursprüngliche Farbe und das ursprüng- 
liche Gewicht.“ Überall, wo wir von „fötalen Lungen“ reden, stehen sie, da 
es hier nur auf die Bestimmung der physiologischen Grenze zwischen Fötus- 
und Menschen- oder Kindesleben durch Lufteinatmung ankommt, im Gegen- 
satz zu denjenigen Lungen, welche Luft geatmet haben, womit der Placentar- 
kreislauf abgesetzt wird und der selbständige des Kindes beginnt, sind also 
gleich den Juftlosen, wenn auch mit eingedrungenem Blut oder Flüfsigkeiten 
angefüllten, verstanden worden. 
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der Luftatmung hebt der Zustand nach der Geburt an, weil 
erst mit ihr die physiologischen Bedingungen dazu ein- 
treten; vorher und ohne dieselbe sind die Lebensverhältnisse des 
Kindes die gleichen, ob es sich in der Gebärmutter oder in irgend 
einem anderen Medium befindet. Nur die veränderten Lebens- 
bedingungen sind malsgebend und begründen den Unterschied, 
nicht der zufällige Ort, wo sie eintreten. Niemand wird Anstand 
nehmen, einen Menschen, dessen Leiche alle Charaktere des Er- 
trinkungstodes zeigt, für ertrunken zu erklären, auch wenn es er- 
wiesen wäre, dals, als der letzte Lebensfunke erlosch, er bereits 
aus dem Wasser entfernt und weit davon gewesen wäre; ein 
solcher Mensch hat trotzdem seinen Tod im Wasser gefunden, 
weil im Wasser die Lebensbedingungen andere, für ihn unmög- 
liche geworden sind. Mit demselben Recht kann und muls man 
ein lebendes Kind auch nach seiner vollständigen Ausstolsung und 
Trennung vom Mutterleibe als in der Geburt lebend erklären, 
wenn es noch nicht Luft geatmet hat. Es können sehr wohl bis 
zu diesem Zeitpunkte Sekunden, Minuten, ja eine halbe Stunde 
vergehen, wie immer wieder beobachtet und genugsam veröffent- 
lichte Fälle von Leben ohne Atmen, die sich nun einmal nicht 
wegleugnen lassen, beweisen. In diesen Fällen hat das Kind sein 
Nachgeburtsleben noch nicht begonnen, eszehrtnochvondem 
aus dem mütterlichen Organismus mitgebrachten 
Vorrat von oxydiertem Blut und solange dieser Vor- 
rat zur Innervation der Zentralteile ausreicht, setzt 
es sein intrauterines Leben, wenn auch aulserhalb 
der Mutter, fort und kann jeden Augenblick zum Atmungsleben 
gebracht werden; ja man muls nach den vorliegenden Erfah- 
rungen annehmen, dafs das Leben Neugeborener, solange sie 
noch keine Luft geatmet haben, ein verhältnismäfsig viel zäheres 
sei und dals sie viel länger ohne Atmungsluft ausdauern können, 
als Erwachsene.“ Bei der Bestimmung der Grenzen, wie lange 
ein Kind als „in der Geburt“ lebend zu betrachten sei, nämlich 
vom Anfang des Geburtsaktes bis zur Luftatmung, ging Senator 
von dem Regelsatz aus, dafs alle Kinder mit seltenen Ausnahmen 
erst nach der Geburt atmeten, nicht schon in der Geburt (damit 
käme man allerdings dazu, die meisten Kinder in der Geburt für 
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totgeboren oder wenigstens für scheintot zu erklären, wenn sie 
erst nach der Geburt anfangen, Luft zu atmen). Dieser Regel- 
satz aber ist umrichtig; E. Hofmann a. a. O. S. 706 belehrt uns 
insoweit eines besseren: Die Möglichkeit, dals ein Kind schon 
während der Geburt Luft atmen könne, komme bei heimlichen 
Geburten ja nur insofern in Betracht, als ein Kind, das nur mit 
dem Kopf geboren sei (und die meisten Geburten sind Kopfgeburten) 
schon Luft zu atmen vermöge; dieses Ereignis scheine sogar 
häufiger vorzukommen, da Schwartz, Archiv für Gynäkologie 
I. 381 bemerke, dals die Inspirationsbewegungen des Kindes 
meistens gleich nach dem Durchschneiden des Kopfes, nächst-. 
dem am häufigsten während des Durchganges des Fruchtkörpers 
durch die Schamspalte und nicht ganz selten auch erst nach völ- 
liser Austreibung des Kindes erfolge. In der Regel folge dem 
Kopfe sofort der übrige Körper nach, es könne sich jedoch er- 
eisnen, dafs das mit den Schultern stecken gebliebene Kind er- 
sticke oder totgeboren werde, obzwar es bereits Luft geatmet 
habe, welche Fälle von Henke, Teichmeyer, Martin, Rothe 
u. :s. w. berichtet worden seien. 

Nach Senator ist das Leben in der Geburt ohne Eintritt 
des Luftatmens noch intrauterines oder Fötusleben, auch 
wenn die Frucht völlig getrennt wäre, da auf das räumliche Ver- 
hältnis physiologisch nichts ankommen kann. Das war richtig, 
aber das mulste ihn dahin führen, dafs der Begriff des lebenden 
Fötus durch die Luftatmung sich in den des Kindes, des ge- 
wordenen Menschen verwandelt :und erst von da an, wo 
physiologisch sich der Begriff verändert, auch eine veränderte 
Strafwürdigung der Angriffe auf das Leben des werdenden und 
sewordenen Menschen, begründet sei — Insulten gegen das 
Fruchtleben und solche gegen das Kindesleben, zwischen 
welchen die Luftatmung die natürliche Grenze bildet. 


IV. 


Wenn die Strafgesetzgebung die Tötung der „Frucht m 
Mutterleibe* von der eines „Kindes“ unterscheidet, so wird sie 
darin von dem physiologischen Unterschied der Existenz des wer- 
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denden Menschen vor der Geburt und des gewordenen nach 
der Geburt, d. 1. im Zusammenleben mit und in der Mutter und 
im unabhängig gewordenen Getrenntleben von derselben, ausge- 
gangen sein. Wann beginnt denn aber die selbständige Exi- 
stenz des Menschen? erst mit seiner vollen Trennung von der 
Mutter durch Abschneiden oder Abreilsen der Nabelschnur als 
Vollendung der Geburt? Manche haben das behauptet; allein 
dieser Zeitpunkt wird mit Recht als ein zu später verworfen. 
Andere haben den Austritt des Kindes mit dem grölseren Teil 
des Körpers, andere schon oder erst mit dem Kopfe des Kindes 
aus dem Geburtsteil der Mutter als Beginn der Selbständigkeit 
angesehen, weil hiermit erst die Möglichkeit des Atemschöpfens 
aulserhalb der Mutter gegeben sei. Hierin liegt viel. Wahres, 
nur macht die Möglichkeit des Einatmens der atmosphä- 
rischen Luft die zutage tretende Leibesfrucht noch nicht zu 
einem von der Mutter unabhängigen Geschöpfe, sondern der 
wirkliche Eintritt einer vollen und ganzen Einatmung der 
Luft*). Hiermit tritt die selbsteigene Zirkulation des Blutes im 
Körper des Neugeborenen ein und damit wird die vorher durch 
die Nabelschnur von der Mutter aus bewirkte unterbrochen, der 
Kreislauf des Mutterblutes im Kinde nach der Mutter zu hört auf 


*) Schmidtmüller, Handbuch der St.-A.-W. 8 373 hat die Meinung 
vertreten, dafs ein Kind, welches nicht geatmet hat, auch nicht selbständig 
aulserhalb der Mutter gelebt habe. Ganz treffend bemerkt Orthmann.a.a. 0. 
S. 20: „Ist das Kind gezeitigt, so stölst es der Mutterleib durch den Akt der 
Geburt in die Aufsenwelt hinaus und hier beginnt nun die Selbständigkeit 
des Lebens, welches bis dahin als noch unselbständiges im Mutterleibe ge- 
führt wurde, mit dem Atmen und dessen gewöhnlichen Verkünder, dem 
Schreien, falls nicht die mit dem Geburtsakte immer verbundene Gewaltsamkeit 
seinem Leben ein Ende gemacht, oder es in einen dem Tode ähnlichen Zu- 
stand versetzt hat, der für den Augenblick die Thätigkeit des Organismus so 
lähmt, als wäre dieselbe schon gänzlich aufgehoben, und erst später, — was 
zwar nicht immer, .aber doch in einer grolsen Zahl von Fällen geschieht, — 
in volles, durch Atmen bethätigtes Leben übergeht.‘ Insoweit 
macht es für die praktische Rechtspflege keinen Unterschied, ob das gerichts- 
ärztliche Gutachten sich darauf beschränkt zu sagen, ein Luftatmen habe 
nicht stattgehabt oder die Obduktion habe dafür keinen entsprechenden B e- 
fund geliefert. Der Luftgebalt in den Lungen ist nur als Beweis eines extra- 
uterinen selbständigen Lebens von Bedeutung; ob nun die Lungen nie luft- 
haltig waren oder ob sie es waren und wieder luftleer (atelectatisch) geworden 
sind, ist in den meisten Fällen ohne weiteres Interesse; vergl. Ungar a. a. 0. 
3. 237. Volle Bethätigung des Lebens durch Atmen läfst sich von mangel- 
hafter sicher unterscheiden. 


und das Kind ist durch seinen eigenen Blutkreislauf, trotz des 
Zusammenhanges mit der Mutter durch die Nabelschnur, ein 
selbständig lebendes Wesen geworden, es hat sein bis dahin als 
Leibesfrucht von der Mutter bezogenes Leben in ein eigenes und 
selbständiges Leben verwandelt — mit der Atmung! Diese 
ist also die natürliche Grenzscheide zwischen Fötal- und 
Kindesleben, auf welche es allein ankommen kann, wenn es sich 
fragt um die Strafbarkeit eines Angriffes gegen den werdenden 
und gewordenen Menschen, aber auch wenn es sich fragt um die 
zivilrechtliche Geltung eines Rechtssubjekts, auf dessen Gelebt- 
haben etwas ankommt als Bedingung des Rechtserwerbs. Für 
alle Gesetzgebung erscheint diese Grenze zwischen Leibesfrucht 
und Kind als die einzige der Natur entsprechende. Scheintote 
Neugeborene bleiben danach bis zum Eintritt des Atmens, da sie 
noch nicht, wenn sie auch von der Nabelschnur befreit sind, zu 
einem selbständigen Leben gelangt sind, zwar geboren, aber 
wenn auch lebende, doch noch Leibesfrüchte; gelingt es, sie noch 
zum Atmen zu bringen oder kommen sie von selbst zum Atmen, 
so werden sie erst von da an selbständige Menschen, an- 
dernfalls bleiben sie tote Leibesfrüchte. Die scheintoten Neuge- 
borenen führen also ein Leben selbst aufserhalb der Mutter fort, 
aber es ist noch ein Fötalleben, ein Scheinleben, um dessen 
Übergang zum Menschenleben (Kindesleben) die Natur noch kämpft, 
bis es gelingt, die Atmungsorgane in T'hätigkeit zu setzen; oder 
wenn man anders will, so liegt ein Zustand zwischen Fötal- 
und ‚Menschenleben, eine Ruhepause von kurzer Zeit vor, bis 
entweder das Fötalleben ganz erlischt oder durch Atmung in Men- 
schenleben übergeht*). Dieser Zustand ist bei vielen Geburten 
während des Geburtsaktes vorhanden, also „in der Geburt“ 
bis zum Eintritt der Atmung, welche dem Fötalleben den Über- 
sang zum Menschenleben als selbständigem, von der Mutter un- 
abhängigem Dasein vermittelt. Wir müssen hiernach behaupten: 
das Fötalleben dauert bis zum Einatmen der atmosphärischen Luft 
und von da an beginnt das Leben des selbständigen 
Menschen oder „Kindes“ als eines in die Welt getretenen 





*) Einen solchen Mittelzustand nimmt v. Fabrice a. a. 0. S. 170 an. 





Rechtssubjektes, mag sonst die Trennung von der Mutter voll- 
ständig bewirkt sein oder nicht*). Somit beginnt der Begriff des 
gewordenen Menschen in seiner ersten Gestalt als „Kind“ mit 
dem Nachweis oder den Erkennungszeichen des Atems; ein tot- 
sefundenes Neugeborenes ohne diese, also mit fötalen Lungen, 
war noch kein „Kind,“ noch kein Mensch als selbständig und 
unabhängig vonder Mutter gelebthabendesGeschöpf, 
sondern eine Leibesfrucht oder Fötus. 

| Atmen ist also Beginn des Menschenlebens im „Kinde“ 
und Beendigung des Fötallebens; Nichtatmen aber kann ein Zu- 
stand des Überganges zum Tode, sowie zum Beginn des Kindes- 
lebens in der Geburt sein; jedenfalls ist dieser Zustand dem 
Fötalleben, nicht aber dem Kindesleben, angehörig, da sich in 
ihm noch fötale Lungen vorfinden, wie bei der Frucht im Mutter- 
leibe. Man kann mithin vom medizinischen Standpunkt aus das 
Fötalleben der Frucht in der Geburt ohne den Eintritt des 
Atmens nicht schon Kindesleben oder richtiger Menschen- 
leben nennen. 

Hieraus ergiebt sich, dafs von einem „Kind“ (Mensch) in 
oder nach der Geburt nur zu reden wäre, sobald es durch At- 
mung (vollständige) sein Selbständigkeitsleben begonnen 
hat. Ein totgeborenes Neugeborenes, das nicht geatmet hat, ist 
eine tote Leibesfrucht, wenn auch eine noch so ausgereifte; er- 
giebt aber dessen Obduktion das Geatmethaben, so ist es ein 
totes „Kind“, ein toter „Mensch,“ das Rechtssubjekt gewesen 
ist mit dem selbständigen, wenn auch kürzesten Leben **). Vol- 


*, Im $ 10 Tit.1 Teil I. des preulsischen Allgemeinen Landrechts sind 
„die allgemeinen Rechte des Menschen“ auch den „Kindern, schon 
von der Zeit der Empfängnis“ an zugesprochen, daher schützt das Strafrecht 
auch die Leibesfrüchte. Wirklicher Rechtsträger aber wird erst das lebend 
zur Welt gekommene Kind. Das preulsische Allgemeine Landrecht I. Tit. 1 
$S 12 u. 13 bestimmt: „Bürgerliche Rechte, welche einem noch neugeborenen 
Kinde zukommen würden, wenn es zur Zeit der Empfängnis schon wirklich 
geboren wäre, bleiben demselben auf den Fall, dafs es lebendig zur Welt 
kommt, vorbehalten. Dals ein Kind lebend zur Welt gekommen sei, ist 
schon als ausgemittelt anzunehmen, wenn unverdächtige, bei der Geburt gegen- 
wärtig gewesene, Zeugen die Stimme desselben deutlich vernommmen haben.“ 

*=*) Casper-Liman im Handbuch a. a. O. 3 95: „Leibesfrucht und 
neugeborenes Kind,“ erklärt sich noch dafür, das Intra- und Extra-Uterinleben 
als Basis für die Unterscheidung zwischen Leibesfrucht und Kind zu machen, 
wie ja auch der gewöhnliche ärztliche Sprachgebrauch das Kind im Mutter- 
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lendeter Kindesmord ist sonach nur denkbar an einem „Kinde“ 
in unserem Sinne, als an einem geatmet habenden Neugeborenen 
vollbracht, wenn es auch den Mutterleib noch nicht ganz ver- 
lassen, wenn es nur durch Luftatmung sein Mutterleben in ein 
eigenes verwandelt hatte, was also mit dem Austritt des Kopfes 
schon geschehen kann. 

In der Verhinderung des Fintrittes der Einatmung von 
Luft liegt aber auch nicht ein Versuch der Kindestötung, weil 
nach obigem ein „Kind“ in der Geburt noch nicht vorhanden ist, 
bevor es geatmet hat, mithin ist die Handlung gegen die Leibes- 
[rucht oder gegen das Fötalleben gerichtet, wenn auch der 
Eintritt des Kindeslebens, etwa durch eine unmittelbare Geburt 
in eine Flülsiekeit, abeeschnitten werden sollte*). Es liegt also 
derselbe subjel Kir Thatbestand wie bei der Tötung des Kindes 
im Mutterleibe vor, die gegen das Leben eines werdenden 
Menschen gerichtete Absicht offenbart sich am äufsersten und 
Endstadium des Fötallebens gegen die Leibesfrucht vor der At- 
mung. Sonach gehört eine gegen dieses Leben ohne Atmung 
gerichtete Handlung nicht in das’ Gebiet des Kindesmordes, auch 
nicht seines Versuches, sondern in das der Tötung der Leibes- 
frucht, welche indessen nach der jetzigen Gesetzeslage unter den 
Begriff der Abtreibung, weil sie die Tötung der Frucht im Mut- 
terleibe nach dem Strafgesetz umfalst, nach diesem wenigstens 


leibe, im Gegensatz zum geborenen „Kinde“ die „Frucht“ nenne, welche Un- 
terscheidung auch der deutschen Gesetzgebung vorgeschwebt habe. Er nimmt 
aber auch an, dafs die Reichsgesetzgebung im Ausdruck, dals ein „Kind“ in 
der Geburt getötet werden könne, auch die intrauterine , ‚Frucht* — denn 
solange sie in der Geburt noch verbleibe, sei sie eine solche — mit unter 
„Kind“ gebracht habe. Die Lösung der Frage: ob Frucht oder Kind? will 
Casper-Liman den Rechtsgelehrten überlassen, allein die Praxis wird von 
den Sachverständigen künftig erfahren müssen, ob das Fruchtleben in das 
Menschenleben übergegangen sei oder nicht?! 

*) Im $ 218 des deutschen St.-G.-B.'s besteht die Abtreibung: der Leibes- 
frucht in folgendem: „Eine Schwangere, welche ihre Frucht abtreibt oder im 
Mutterleibe tötet“ u. s. w. Wäre die Frucht noch zum Teile im Mutterleibs, 
etwa nur der Kopf herausgetreten und die Achseln noch nicht, und würde gegen 
den Kopf der lebenden Frucht, der noch nicht geatmet hat, die tötende Hand- 
lung verübt, wie dessen Eintauchen in die den Eimer füllende Flülsigkeit, wo- 
rauf die Gebärende sitzt, oder wäre der Kopf noch in den Geburtsteilen und 
der Tötungsakt wäre gegen den Leib der Frucht gerichtet, so würde doch eine 
Frucht im Mutterleibe nicht mehr anzunehmen sein, auch nicht ein Kind, aber 
eine Frucht aufserhalb des Mutterleibes mehr als innerhalb desselben. 
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nicht mit unterstellt werden könnte. Fällt nun nach dem obigen 
die hier fr. Handlung nicht unter die vorsätzliche Tötung eines 
unehelichen Kindes seitens der Mutter in oder gleich nach der 
Geburt ($ 217 des deutschen St.-G.-B.’s), aber auch nicht unter 
die Abtreibung, so läge in der Gesetzgebung eine Lücke 
vor, denn es fehlte an einem Strafgesetz, welches die zwischen 
. der Abtreibung und der Kindestötung liegende Handlung gegen 
das fortgesetzte Fötalleben aufserhalb des Mutiterleibes 
trifft. Der Strafwürdigkeit nach, aber auch dem Angriffsobjekt 
nach, liegt diese strafbare Handlung näher der Tötung der Frucht 
im Mutterleibe, als der Menschen- bez. Kindestötung und daher 
würde es sich empfehlen, in die Strafbestimmung über die Ab- 
treibung, welche nicht blos die unehelich erzeugten Leibesfrucht 
schützt, sondern alle, noch den Zusatz aufzunehmen: „sowie 
eine Mutter, welche ihre Leibesfruchtin oder gleich 
nach der Geburt tötet,“ als den schwersten und der Kindes- 
tötung am nächsten stehenden Fall, womit die vorsätzliche auch 
an scheintoten „Kindern“ verübte Tötung getroffen wird, ohne 
Unterschied, ob an ehelich oder unehelich erzeugten*). Praktisch 
wird diese Zurückverweisung der Fälle der Tötung an geborenen 
Leibesfrüchten mit noch fötalen Lungen, deren Leben, jedoch 
ohne Atmung, aus der Schwangerschafts- und Geburtsgeschichte 
und aus allen begleitenden Umständen sowie aus dem Befund der 
Leichen, sich als höchst wahrscheinlich behaupten lälst, aus dem 
Bereiche des Kindesmords dadurch, dafs der Beweis sich hier 
auf die Kindeslebensproben, vorzüglich die Atem- und Zirkulations- 
probe, — ohne Hinzunahme eines Wahrscheinlichkeits- und In- 
dizienbeweises — beschränken kann und sich auf rein positiver 
Unterlage des Erfahrungswissens bewest. Entweder: Das 





*) Es wurde zwischen Frucht- und Kindestötung im preufs. Allge- 
meinen Landrecht, II. Tit. 20 88 965, 984 bereits unterschieden. Es ist nicht 
zu verstehen, wie in S 95 des Casper-Liman’schen Handbuchs gesagt wer- 
den konnte, für die gerichtsärztliche Praxis hätte eine Unterscheidung von 
- „Frucht“ und „Kind“ im Ausdruck keine Bedeutung und es sei diese füglich 
den Rechtsgelehrten zu überlassen. Allerdings mufs vom physiologischen und 
juristischen Standpunkt aus der Arzt gefragt werden, ob eine vorliegende Ge- 
burt für eine „Frucht“ oder ein „Kind“ zu erachten sei. Der werdende 
Mensch in der Geburt ist eben vor dem Luftatmen noch kein gewordener 
iensch als Gegenstand des Kindesmords. Die umgekehrte Annahme ist 
eine Fiktion gegen die Physiologie. 
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Neugeborene ist ein ausgetragenes (oder vorzeitiges, aber ein 
lebensfähiges) Kind, da es vollständig geatmet und mithin 
selbständig sein Leben aufserhalb und unabhängig von der 
Mutter begonnen gehabt hat, gewesen; oder im anderen Falle: 
das Neugeborene ist eine zwar ausgetragene (oder vorzeitige, aber 
lebensfähige) Leibesfrucht, da es nicht oder nicht vollständig 
gealmet und mithin nicht selbständig sein Leben aulserhalb und 
unabhäng von der Mutter begonnen gehabt hat, gewesen. Nach 
Angabe der einen oder anderen Alternative vermag der Sachver- 
ständige dann bestimmter die Art und Beziehungen der auf das 
Leben des Kindes oder der Leibesfrucht gerichteten und beab- 
sichtigt gewesenen Angriffe darzulegen; dort hat er auf positiver 
Grundlage ein Kindesleben als Angriffsobjekt, hier aber auf Wahr- 
scheinlichkeitsannahme ein Fötusleben. Der Richter aber vermag 
dann den Wahrscheinlichkeitsbeweis für den Bestand des letzteren 
zu prüfen und frei zu würdigen, während er an den Beweis des 
Lebens eines Kindes als positiven gebunden ist; zwischen beiden 
Beweisen aber liegt klar die Grenzscheide, der Eintritt des 
Atmens und nur in dieser Beziehung wurde oben im Abschnitt 1. 
bemerkt, es sei nicht unzuläfsig zu sagen: Atmen und Leben 
sei eins, nämlich in der hier begründeten Beschränkung des 
Kindes begriffes, welcher mit dem Eintritt des vollen Luftatmens 
beginnt, nicht aber in der bisherigen Ausdehnung dieses Begriffes 
auch auf Leibesfrüchte (in oder nach der Geburt) mit noch fö- 
talen Lungen. 

Kann sich die gerichtliche Medizin entschlielsen, nach die- 
sen Ausführungen künftig den Begriff des „Kindes“ bei 
dem „Kindesmord“ zu beschränken, dann würde die oben er- 
wähnte Gesetzeslücke recht greifbar hervortreten, und es würden 
selbst die entgegenstehenden Ausführungen des Reichsgerichts 
verstummen müssen, welche alsbald zu erwähnen sein werden*). 

*) Um bei seinen Kollegen den Irrtum zu beseitigen, als könnten sie 
sich durch Aussprüche des obersten Gerichtshofes für gebunden erachten, teilt 
Böckera.a. VO. $ 54 einen von ihm von Professor Hälschner in Bonn 
eigens darüber eingeholten Ausspruch mit, der hier auch am Platze sein dürfte: 
„Ein Urteil des Obertribunals hat für die Praxis der Untergerichte diejenige 
Autorität, die ihm vermöge des Umstandes zukommt, dafs jenes Gericht in 


letzter Instanz zu entscheiden berufen ist, und einer Anzahl hochstehender in 
ihrer juristischen und richterlichen Befähigung bewährter Männer umfalst. 


Die oben ausgeführte Begriffsbeschränkung hat aber für die 
preulsische Praxis insbesondere noch den Vorteil, dals man 
nicht genötigt ist, einen Unterschied zwischen dem Leben eines 
Kindes in zivilrechtlicher und in strafrechtlicher Hin- 
sicht zu machen, wie dies durch die Vorschriften des Allgemeinen 
Landrechts in dessen Geltungsgebieten der Fall gewesen ist *). 

Es ist dort stets anerkannt gewesen, dals es im Zivilrecht 
sich bei einem Neugeborenen, wegen der Begründung eines Rechts- 
erwerbs, z. B. eines Erbrechts, wirklich um ein Kind handelt, 
welches ein selbständiges, von der Mutter (man nahm sogar an 
von der Nabelschnur) getrenntes, also auch mit Atmung verbun- 
denes Leben erlangt gehabt habe, das sich durch Schreien („das 
deutliche Vernehmen der Stimme‘) als dem besten Beweis, 
mindestens durch Atmen erkennbar gemacht **). Die geschichtliche 
Rechtsentwickelung erklärt die Bestimmungen des preufsischen 
Allgemeinen Landrechts I. Tit. 9 5 371, 1. Tit. 1 88 12 und 13. 
Das Schreien des Kindes soll hiernach als ein vorzugsweises und 
genügendes, andere Lebenserscheinungen nicht ausschlielsendes 
Lebenszeichen gelten, wenn unverdächtige, bei der Geburt an- 
wesend gewesene Zeugen es gehört haben. Jene Gesetzesbestim- 
mungen sollen die in Widerspruch mit einander stehenden Ver- 





Wieweit der Unterrichter jener Autorität einen Einfluls auf seine Entscheidung 
gewähren will, hängt lediglich von seinem Ermessen ab, und in 
keinem Falle hat für ihn ein solches Urteil die Bedeutung eines Gesetzes. 
Ebensowenig, oder noch weniger kann der Gerichtsarzt rück- 
sichtlich seiner amtlichen Funktionen irgendwie an die Ur- 
teile des Obertribunals gebunden sein.“ Noch hinzugefügt werden 
mag, dals die Prozelslehre in den Sachverstandigen stets Gehilfen des 
Richterserkannt hat, worin ihre Unabhängigkeit hauptsächlich begründet liegt. 

*) Vergl. die Dogmengeschichte bei Löwenhardt in Goltdammers 
Archiv X., 8.443 ff. Uber: Kindesmord oder Fruchtmord? s. die Abhandlungen 
in der Vierteljahrsschrift für gerichtl. Medizin XII. 279, Xlll. 259, X1V. 55, 
XX. 293, XX1. 333. 

**) Vergl. in Caspers Vierteljahrsschrift für gerichtliche und öffent- 
liche Medizin, IX. 2. einen vom Medizinalrat Dr. Neumann in Magdeburg 
mitgeteilten Rechtsfall, worin der Vater die Erbschaft, welche dem durch einen 
Kaiserschritt an der am Stickflufs verstorbenen Mutter zur Welt gebrachten 
„Kinde“ zugefallen sein sollte, beanspruchte. Der Fötus zeigte zwar Herz- 
. schlag und Pulsieren der Nabelschnur, aber keine deutlichen Atemzüge, das 
Kind soll sich bewegt, aber weder die Augen geöffnet, noch geschrieen haben. 
Das Medizinal-Kollegium aber entschied, dafs zwar Lebenserscheinungen vor- 
handen gewesen seien, ein selbständiges Leben, da das Kind nicht ge- 
atmet und nicht geschrieen habe, nicht eingetreten gewesen sei. Vergl. das. 
Ss. 329 ff. Niemanns Abhandlung. 
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ordnungen des römischen und altgermanischen Rechts*) ver- 
einigen und die Verordnung des corpus juris Friederici 1. & $ 4 
damit in Verbindung bringen, indem sie dahin gehen, der Erfolg 
der Geburt müsse abegewartet werden und die Zeichen der Unter- 
scheidung eines Fruchtzustandes von dem eines lebenden Kindes 
sei hinreichend, das Leben des Neugeborenen zu beweisen; an- 
dere Zeichen des Lebens erkennt das Gesetz zwar an, aber es 
sagt nicht ausdrücklich, dafs dieselben für sich allein beweisen 
‘könnten**).. Sehr richtig wurde schon von Goltdammer in 
seinem Archiv. V. S. 717, hervorgehoben, dafs diese Auslegung 
sich auch noch auf die Grundsätze der preufsischen Kriminalord- 
nung über die Obduktion Neugeborener stütze, wonach die Lungen- 
probe zu erforschen habe, ob das Kind tot oder lebendig, voll- 
ständig oder unvollständig zur Welt gekommen sei, denn sie solle 
für das Leben des Kindes dasselbe beweisen wie das Schreien; 
wie das Kriminalrecht noch anderweitige Thatsachen als Beweise 
des stattgefundenen Lebens zulasse, so müsse dies auch im Zivil- 
recht sein; die Gesetzgebung würde in offenbarem Widerspruch 
mit sich stehen, wenn sie inbezug auf wissenschaftlich fest- 
stehende der gerichtlichen Medizin entlehnte That- 
sachen in der Kriminalpraxis andere Grundsätze befolgen 





*) L.3C.6,29. Leg. Alemann. T. 92. Sachsenspiegel I. 33. Magdeburg. 
Weichbild. Art. 86. 

**) Daszu mancherlei Zweifeln Veranlassung gebende Wörtchen „schon“ 
hat nach der richtigen Auslegung hier nicht, wie ein Kommentar zum preuls. 
L.-R. angenommen hat, eine zeitliche Bedeutung mit Beziehung aut die Ge- 
burt, sondern im Zusammenhang mit S 12 nur die Bedeutung der Versicherung 
oder Verstärkung, so dals zweifelloses Schreien schon allein zum Beweise ge- 
nügen soll, bei zweifelhaften Tönen aber soll dieses Zeichen nur in Verbindung 
mit anderen Lebenszeichen, wie Herzschlag, Pulsieren der Arterien, Atmen, 
Bewegungen u. S. w. einen Lebensbeweis abgeben. S. Goltdammers Archiv, 
V.s. di4 fl. „Die Preufsische Gesetzgebung inbezug auf die Lebenszeichen 
neugeborener Kinder.“ Hier wurde (1857) eine gesetzliche Unterscheidung 
zwischen dem Fruchtleben und dem selbständigen Leben eines 
Kindes schon herbeigewünscht, zur Beseitigung vieler Zweifel in der Praxis. 
Ob ein Kind natürlich oder künstlich (durch den Kaiserschnitt) zur Welt und 
Selbständigkeit gelangt ist, bleibt sich gleich; für den Gerichtsarzt ist die 
Thatsache hierbei wichtig, dafs ein Fruchtleben "stattfindet, welches selten in 
ein selbständiges Kindesleben übergeht, denn ein Kind, bei dem die Lebenser- 
scheinungen nur solange dauern, als dasselbe nur noch mit dem Mutterkuchen 
und der Nabelschnur in Verbindung steht, ist nicht einmal als vollgetrennt 
von der Mutter anzusehen; auch 8285 des preufsischen Hebammenbuchs spricht 
dafür, dafs ein solches Kind nicht als selbstän dig lebend zu erachten ist. 
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wollte, als im bürgerlichen Rechte; beide mülsten darin völlig 
übereinstimmen, dafs sie den meisten Wert auf das Zeichen legten, 
welches beweise, dafs das Kind vollständig atmete, was dort 
durch die Lungenprobe, hier durch das Schreien nachgewiesen 
werde, welche Zeichen gegenüber den anderen, gar zu leicht 
Täuschungen unterworfenen, den zweifellosen Vorzug verdienten. 

Aus dem eben Mitgeteilten mag sich ergeben, wie wirklich 
‘in der preufsischen Gesetzgebung der Begriff des „Kindes“ als 
das vom Mutterleben befreiten, selbständig gewordenen 
Menschen festgehalten worden ist und wie auch in dem als 
Lehr- wie als Gesetzbuch geltenden prcufsischen Hebammen- 
buch dieser Begriff aufrecht erhalten ward; daher wird man auch 
nicht behaupten können, dals im preulsischen Strafgesetzbuch 
von 1851 unter dem „Kind“ in $ 180 ein weitergehender Begriff 
des Kindes, welcher auch das Neugeborene mit fötalen Lungen, 
das noch lebende Frucht war, aber ohne geatmet zu haben, mit- 
umfalste, verstanden worden wäre. 

Dies führt uns auf die bis jetzt erfolgten Aussprüche 
des deutschen Reichsgerichts, welche hier, da sie den 
Herren Ärzten weniger zugänglich sind als den Juristen, in einer 
gedrängten Zusammenstellung vorzuführen sind. 

Dem Urteil des III. Strafsenats v. 3/VI. 1880*) lag folgender 
interessanter Rechtsfall zugrunde. Ein zur Hülfeleistung bei einer 
Entbindung zugezogener Arzt beseitigte nach vergeblichem Ver- 
such, die festgestellte Querlage des Kindes durch Wendung zu 
heben, den bereits bei seiner Ankunft aus der Scheide hervor- 
getretenen Arm des Kindes durch einen Messerschnitt, dann auch 
bei weiteren erfolglosen Bemühungen den andern Arm, rils dann 
den Unterkiefer ab, holte mit der Kneifzange das abgebrochene, 
aus der Scheide hervortretende Knochenstück des Kiefers heraus, 
griff schlielslich mit dem Haken in das linke Auge des Kinds- 
kopfs, ohne dafs dessen Herausziehung gelang, und tötete so das 
Kind. Deshalb wurde gegen ihn Anklage wegen fahrlälsiger Tö- 
tung nach 8 222 St.-G.-B. erhoben und er demgemäls verurteilt, 


*) Entscheidungen des Reichsgerichts, Leipzig, Veit und Komp. 1880. 
I. Nr, 206. 
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da, wenn der Angeklagte das Kind wirklich bereits für tot ge- 
halten haben sollte, diese Annahme nach den vorliegenden Um- 
ständen auf einem groben Verstofs gegen die Regeln der Arznei- 
wissenschaft beruht habe, indem sie auf Anzeichen hin erfolgt 
sei, welche wissenschaftlich einen solchen Glauben nicht recht- 
fertigten, übrigens auch an sich eine Notwendigkeit zur Tötung 
des Kindes behufs der Rettung der, bald nach der Entbindung 
durch einen herbeigezogenen anderen Arzt, gestorbenen Mutter 
gar nicht vorgelegen, vielmehr die erforderliche Ausdauer in der 
Wiederholung des Wendungsversuches durchaus sachwidrig ver- 
absäumt worden sei. 

Die gegen dieses Strafurteil eingewendete Revision behauptete, 
dafs die Tötung eines „Menschen“ sich nicht annehmen lasse, 
sondern eine „Leibesfrucht“ getötet worden sei, welche erst 
durch ihre Trennung von der Mutter die Eigenschaft eines Menschen 
erlangt haben würde *). 

Das Reichsgericht gab zwar zu, dals nach den Grundsätzen 
des Zivilrechts (L. 3 GC. 6, 29 u. L. 12 D. 28,2) und namentlich 
nach den Vorschriften des hier einschlagenden preufs. Allgemeinen 
Landrechts II. Tit. SS 12 u. 13 die besondere Persönlichkeit 
und Rechtsfähigkeit eines lebenden Kindes erst mit der Vol- 
lendung der Geburt, d. h. dem Heraustreten aus dem Mutterleibe 
und der äulseren vollständigen Trennung von der Mutter, ihren 
Anfang nehmen und insofern dem Neugeborenen erst von da an 
der Vollgenuls der menschlichen Rechte zukomme, allein es be- 
stritt die Folgerung daraus, dals dieser Begriff des Menschen 
ohne weiteres auf das strafrechtliche Gebiet Anwendung finde; 
im Gegenteil falle die Terminologie des Strafgesetzbuchs nicht 
überall mit derjenigen der Zivilgesetze zusammen und gerade auf 


*) Es handelt sich hier um die Ausschliefsung der Strafbarkeit, beson- 
ders s. g. ärztlicher Kunstfehler bei der Geburtshilfe nach $$ 222 R.-G.-B.s, 
darum, ob „der Tod eines Menschen durch Fahrlässigkeit verursacht“ worden 
ist. Die Frage ist hier: „Mensch“ bez. „Kind“ oder „Frucht“? Ist 
mangels Luftatmung die Frucht, wenn auch lebend, noch nicht selb- 
ständiger „Menseh“ geworden, so kann gegen einen Geburtshelfer oder 
eine Mutter wegen fahrlässiger T'odesverursachung aus $ 222 R.-G.-B.'s eine 
Strafe nicht verhängt werden, weil der werdende Mensch (die Frucht) hier 
nicht unter „Mensch“ (dem gewordenen) verstanden werden kann. Am Schlufs 
dieses Abschnittes wird derauf weiter einzugehen sein, ob fahrlässige Frucht- 
tötung nicht strafbar zu machen sei? 
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dem Gebiete der familien- und statusrechtlichen Verhältnisse be- 
ständen Differenzen, welche dahin führten, dals z. B. ein Kind, 
welches nach zivilistischen Regeln als eheliches erscheinen würde, 
im Sinne des $ 217 St.-G.-B.’s wegen Unanwendbarkeit der im 
Privatrechle geltenden Präsumtionen und Wirkungen der Rechts- 
kraft richterlicher Erkenntnisse als uneheliches erscheine und um- 
gekehrt ein Kind aus einer nichtigen Ehe als eheliches gelte, un- 
geachtet ihm nach dem preufs. Allgemeinen Landrecht II. 2 
88 50 ff. die Rechte eines solchen nicht nach allen Beziehungen zu- 
ständen*). Der weiteren Ausführung des Reichsgerichts, dafs der 
Begriff „Mensch“, wie derselbe in den $$ 211, 212, 222 vorkomme, 
in einem weiterenals dem gewöhnlichen Sinne aufgefalst werden 
müsse, stehen die oben ausgeführten Bedenken entgegen. Wegen 
der weitgreifenden Bedeutung geben wir jene hier wörtlich: 
„Die in Teil II. Abschn. XVI. St.-G@.-B’s. vorgesehenen Ver- 
brechen und Vergehen gegen das Leben beziehen sich teils auf 
das Leben eines Menschen ($$S 211 bis 217, 221 und 9222), teils 
auf das Leben der neugeborenen Frucht (SS 218 bis 220). Der 
$ 217 betrifft nicht die Frucht, sondern ein Kind, betrachtet also 
das Kind als Mensch, da weder nach dem Gedanken, welcher 
der Ausscheidung der Kindestötung von dem Gattungsbegriffe der 
Menschentötung überhaupt zugrunde liegt, noch nach sonstigen 
Rücksichten sich annehmen lälst, dafs hiermit ein Mittelbegriff 
habe geschaffen werden sollen, welcher, je nachdem die Tötung 





*) Es mag, was sehr bestritten wird, im einzelnen Kindesmordsfall die 
Frage, ob ein eheliches oder uneheliches Kiud getötet worden, von dem im 
Partikularrecht festgesetzten Begriffe abhängen; allein daraus mag nicht ab- 
geleitet worden, dals der Begriff des gewordenen Menschen als Rechtsträgers, 
bez. des Kindes, in der preulsischen Gesetzgebung, welche der Reichsgesetz- 
gebung hier zur Unterlage gedient hat, ein im Zivil- und Strafrecht abweichen- 
der gewesen sei. Dafs dies nicht der Fall gewesen sein mag, ist von uns 
nachzuweisen versucht worden. Die Reichsgesetzgebung hat im $ 217 St.-G.-B. 
rücksichtlich des Begriffs der unehelichen Zeugung die Materie nicht voll- 
ständig geordnet, weil sie in das Gebiet der Statusfragen nach Partikularrecht 
nicht eingreifen wollte; aber der Begriff des Menschen als selbständigen 
Geschöpfes hat sie wohl nieht über die natürlichen Grenzen, welche im 
preulsischen Recht eingehalten zu sein scheinen, erweitern wollen. Rubo, 
Kommentar, zu $ 217, will die Frage um die Unehelichkeit abseiten der zivil- 
rechtlichen Vermutungen selbständig im Strafverfahren entschiedeu wissen ; 
vergl. preufs. Allgemeines Landrecht Il. Tit. 2 8S 596, 597. Aufserhalb einer 
formal giltigen Ehe Erzeugte, sind uneheliche, z. B. auch Notzuchtskinder der 
Ehefrauen. Anm. 2 daselbst. 
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bo 
in oder gleich nach der Geburt erfolgt, im ersteren Falle eine 
Frucht, im letzteren einen Menschen umfalst. 

Der $ 217 trifft die Mutter, welche ihr uneheliches Kind in 
oder gleich nach der Geburt vorsätzlich tötet; derselbe erkennt 
damit an, dafs die Leibesfrucht, welche noch nicht vollständig 
geboren und von dem Muttterleibe getrennt, sondern noch in 
der Geburt begriffen ist, in Beziehung auf ihre vitale Existenz 
und Integrität die Rechte eines geborenen Menschen genielst. 
Vom Beginn des Geburtsaktes an gilt das uneheliche Kind als 
Mensch, dessen vorsätzliche Tötung seitens der Mutter nach $ 217, 
dritten Personen gegenüber aber, welche sich an der Tötung als 
Mitthäter oder Teilnehmer beteiligen, nach den $$ 211 oder 912 
St.-G.-B.’s. strafbar ist. Eine Beschränkung, dals das Kind, um 
ein Objekt der Tötung nach $S 217 sein zu können, zu einem 
gewissen Teile, namentlich bereits mit dem Kopfe, aus dem 
Mutterleibe ausgetreten sein müsse, ist aus der gedachten Straf- 
bestimmung nicht zu entnehmen und auch nicht etwa daraus zu 
schlielsen, dafs das Kind aufserhalb des Mutterleibes bereits g e- 
atmet haben müsse. Denn nur das Leben, nicht das Atmen 
des Kindes ist vorausgesetzt. 

Die Frage, wann der Geburtsakt beginne, ob insbesondere 
die Thatsache, dais die Geburtswehen begonnen, zugleich den 
Anfang der Geburt bezeichne, hat vorliegend keine praktische Be- 
deutung, ist aber auch richtiger zu verneinen. Es genügt, muls 
aber auch als notwendig erfordert werden, dals das Kind bereits 
den Schols der Mutter verlassen hat und damit an die Aulsen- 
welt getreten ist, um dasselbe als in der Geburt begriffen er- 
scheinen zu lassen *). 





*) Mit Recht wird angenommen, dafs die tötende Handlung, nicht der 
Tod selbst, „in oder gleich nach der Geburt“ erfolgt sein müsse; Ols- 
hausen.a.a. OÖ. Anm. 3. v. Holtzendorff, Handbuch des Strafrechts, 111. 
S. 453 sagt: in diesem kritischen Zeitraum werde ein Kind getötet, welches 
sein Leben aufserhalb des Mutterleibes begonnen, aber noch nicht völ- 
lige, erst mit der Lösung der Nabelschnur vorhandene Selbständigkeit 
des Daseins erlangt habe. mit dem Hinweis, dafs auch in der Geburt Kinder 
öfters eines natürlichen Todes sterven. Ist die tötende Handlung gegen das 
Neugeborene in oder während der Geburt verübt in der Berechnung, dafs 
das Menschwerden des Fötus verhindert werden sollte, wie bei den Eimerge- 
burten, so ist die Absicht auf Ersterben der Frucht vor dem Kindwerden, 
also gegen das Leben der letzteren gerichtet, mithin ist an das Leben aufser- 
halb der Mutter und dessen Vernichtung noch nicht gedacht worden. 


In dieser Beschränkung korrespondiert der $ 217 mit dem 
S 218 St.-G.-B’s., wenn dieser die Schwangere, welche ihre Frucht 
vorsätzlich abtreibt oder im Mutterleibe tötet, unter Strafe stellt. 
Indem derselbe voraussetzt, dafs die Frucht, wenn sie abgetrieben 
wurde, im Mutterleibe getötet worden sei, spricht er zugleich 
mittelbar aus, dafs, wenn die lebende Frucht bereits ganz oder 
teilweise aus dem Mutterleibe herausgetreten ist, sie in Bezie- 
hungaufihrFortlebenrechtlichnicht mehr alsFrucht, 
sondern als Mensch geschützt wird. Wäre dem anders, 
so würde die Tötung eines aus dem Scholse der unehelichen 
Mutter zwar bereits hervorgetretenen, aber noch nicht mittels 
Lösung der Nabelschnur von ihr vollständig getrennten Kindes 
seitens der Mutter straflos sein und zwar straflos wegen Kindes- 
tötung, weil die geborene Frucht die Eigenschaft eines Menschen 
noch nicht besitzt, straflos aus $ 218, weil die Tötung der Frucht 
nicht im Mutterleibe erfolgt ist*). 

Eine solche Anomalie kann der Gesetzgeber nicht gewollt 
haben. Was aber von der Menschenqualität eines in der Geburt 
begriffenen unehelichen Kindes gilt, mufs auch auf eheliche Kin- 
der Anwendung finden. Denn der $ 217 hat, wie bereits ange- 
deutet, in dem Rechtsbegriffe „Mensch,“ wie er den übrigen Be- 
stimmungen des vierzehnten Abschnitts zugrunde liegt, nichts 
ändern, sondern nur die besonderen Umstände berücksichtigen 
wollen, welche von dem Standpunkte der Mutter eine Milderung 
der gesetzlichen Strafe des Mordes oder Totschlages in dem Falle 
erheischen, dafs die Geburt auf einer unehelichen Zeugung be- 
ruht und die vorsätzliche Tötung in oder gleich nach der Ge- 
burt erfolgt. 

*) Das ist allerdings ganz richtig gegen die Annahme, dafs erst mit 
der Beendigung der Geburt ein „Kind“ vorhanden sei, ausgeführt. Diese An- 
nahme ist eben so extravagant wie die, dafs ein Kind schon mit dem Beginn 
der Geburt, etwa mit dem Eintritt der Wehen, vorhanden sei. „Kind“ wird 
die Frucht, gleichviel, ob sie nur zum Teil oder ganz den Mutterleib verlassen 
hat,. mit der Unterbrechung des Placentarkreislaufs durch Luftatmung und 
das war bei der preufsischen Strafgesetzgebung nicht gehörig beachtet worden. 
Die daraus entstandene Lücke zwischen $$ 180 u. 181 des preulsischen St.-G.-B.'s 
(jetzt 88 217 u. 218 des R.-G.-B.'s) wird nun durch jene ausdehnende Aus- 
legung des Begriffes „Kind“ in obiger Entscheidung zu überbrücken versucht, 
damit aber wird der Konflikt mit der Naturwissenschaft nicht beseitigt, 


welcher in der Praxis unvermeidlich in jedem Falle der gedachten Art wieder 
hervortritt, 
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Die Kindestötung von seiten der unehelichen Mutter unter- 
scheidet sich von der gemeinen Tötung nur nach der subjektiven 
Richtung; der objektive Thatbestand ist bei beiden derselbe. Auch 
hier würde, wäre man der entgegengesetzten Meinung, der Wider- 
spruch hervortreten, dals, während dritte Personen, welche an 
der von der unehelichen Mutter verübten vorsätzlichen Tötung 
ihres Kindes als Mitthäter teilnehmen, nach $ 50 St.-G.-B.’s den 
allgemeinen Vorschriften über Mord und Totschlag unterliegen 
und die Strafmilderung aus $ 217 ihnen nicht zustatten kommt, 
dieselben Personen, wenn sie zu der ehelichen Mutter in dem 
Verhältnisse der Mitthäterschaft stehen, wegen Tötung deren 
Kindes in der Geburt aus den $$ 211 und 212 nicht bestraft 
werden könnten, weil diesem Kinde die menschliche Qualität noch 
mangelte“ *). 

In naher Beziehung zu dem erwähnten Rechtsfall und der 
darin erteilten Entscheidung des Reichsgerichts, Strafsenat I., 
steht das Urteil des I. Strafsenats v. 99,IX. 1883 **) in einer 
ganz ähnlichen Untersuchung gegen einen Geburtshelfer, welcher 
nach Abgang des Fruchtwassers, ungeachtet des normalen 
Beckens der Gebärenden und obwohl der Kopf des Kindes 
noch beweglich über dem Beckeneingang stand, bei dem Mangel 
jedes Notstandes zu einer derartigen Anwendung. der Zange an 
den Kopf des Kindes schritt und bei ungleicher Stellung der beiden 
Zangenteile Ausziehungsversuche in solcher Weise machte, dals 
die Knochen des Kopfes zertrümmert wurden und die Substanz 
des Gehirns unter bedeutenden, das damalige Leben des Kindes 
erweisenden Blutergüssen verletzt wurde. Das Gericht erblickte 
hier in der Anwendung der Zange unter den gegebenen Umstän- 
den bei der dem Angeklagten erkennbaren Möglichkeit der ein- 
getretenen Folge eine fahrlässige Handlung und darin die alleinige 
Ursache des durch die Kopfverletzungen bewirkten Todes des 
lebenden Kindes, sprach aber den Angeklagten von der erhobenen 
Anklage frei, weil das Kind zur Zeit, als ihm die bezeichneten 





*) Diese Eigenschaft fehlt ihm allerdings nur, sofern es noch nicht ge- 
atmet hat; dann hat es Fötuseigenschaft und der $ 218 St.-G.-B.’s kommt in 
Anwendung, unter den Voraussetsungen der $S [219 und 220 St.-G.-B. auch 
einer dieser — oder es bleibt eben die gerügte Gesetzlücke übrig. 

**) Entscheidungen des R.-G. a. a. IX. Nr. 37. 
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Verletzungen beigebracht wurden, sich noch vollständig im Mutter- 
leibe befunden und mit keinem Teile denselben verlassen gehabt, 
ein solches Treten an die Aufsenwelt aber zur Annahme des 
Beginnes der Geburt und zur Erfüllung des Begriffes des Menschen 
notwendig sei. Dieses Urteil wurde vom Reichsgericht als rechts- 
unbegründet aufgehoben, was die Verurteilung des Arztes wegen 
‘(eines sog. Kunstfehlers) fahrlässiger Tötung eines „Kindes,“ nicht 
einer „Leibesfrucht‘‘ zur Folge haben mulste. 

In den Gründen des Reichsgerichtsurteils wurde darauf hin- 
gewiesen, dafs die Bezugnahme auf das vorangeführte Urteil v. 
S/VI. 1880 die entgegengesetzte Beurteilung der fr. Handlung nicht 
rechtfertige, denn dort habe die Frage, wann der Geburtsakt be- 
ginne, ob insbesondere mit den Geburtswehen, keine praktische 
Bedeutung für jenen Fall gehabt und die Ausführung, dafs das 
Kind den Schofs der Mutter verlassen haben müsse, 
um als „Mensch“ in Betracht zu kommen, sei nur als gelegentlich 
 geäulserte Ansicht zu würdigen. Diese Bemerkung hatte offen- 
sichtlich den Zweck, dals die nun zu erwähnende Ausführung des 
Strafsenats I. nicht als eine, wenigstens teilweis von der des Straf- 
senats II. abweichende erscheinen möchte; sie lautet in dem hier- 
her bezüglichen Teile folgendermalsen: 

„Das Strafgesetz hat durch die Fassung des vom S 217 mit 
Strafe bedachten Thatbestandes des Kindesmordes, indem die vor- 
sätzliche Tötung des unehelichen Kindes nicht blos gleich nach 
der Geburt, sondern auch in derselben als möglich vorausgesetzt 
wurde, grundsätzlich jedem Kinde, ohne Unterschied unehelicher 
und ehelicher Abstammung, den Schutz des Gesetzes auch schon 
vor dessen vollendeter Geburt und vor dessen Eintritt in ein 
selbständiges, von der Mutter unabhängiges Leben noch während 
des Zustandes, in welchem es sich im Verlaufe des Geburtsvor- 
ganges befindet, zugesichert. Da innerhalb dieses Verlaufs das 
Strafgesetz keinerlei Unterscheidung trifft, ist der Schlufs berech- 
tigt, dafs jener Schutz sich auf den Geburtshergang in seinem 
vollen Umfange von dessen Beginn bis zur Trennung des Kindes 
von der Mutter erstrecke. Es lälst sich daher entscheidendes Ge- 
wicht nicht auf den Umstand legen, dafs $ 218 St.-G.-B.’s die 
Schwangere, welche ihre Frucht vorsätzlich im Mutterleibe tötet, 
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wegen besonders gestalteten Verbrechens bestraft, denn es ist die 
Auffassung zulässig, dals die der Abtreibung gleichgestellte Tötung 
der Frucht im Mutterleibe, verübt zur Zeit vor dem Beginne der 
Geburt, der Vorschrift des $ 217 a. a. O., der Tötung der Frucht 
während der Geburt entgegengestellt ist und dafs das Gesetz der 
in den Geburtsakt eingetretenen, wenn auch noch im Mutterleibe 
befindlichen Frucht, indem es diese selbstschon dem Kinde 
gleichstellt und als solches bezeichnet, einen erheblich 
erhöhteren Schutz angedeihen lassen will. Es ergiebt sich daher 
keineswegs, dafs etwa in Fällen, wo eine Frucht vor oder in 
der Geburt, aber im Mutterleibe getötet wurde, allein S 218 an- 
wendbar erscheint und $ 217 a. a. ©. ausschlielslich da, wo das 
Kind, sei es teilweise oder vollständig, während der den Tod ver- 
ursachenden Verletzung sich auflserhalb des Mutterleibes befunden 
habe. Vielmehr ist es in dem Falle, wenn die Geburt begonnen 
hat, für den Thatbestand der Tötung rechtlich nicht erheblich, 
ob sich das Kind noch im Mutterleibe oder bereits aulser dem- 
selben, ganz oder mit irgend einem Körperteile, befand. 

Der Beginn der Geburt ist auch nicht erst alsdann als ein- 
getreten zu erachten, wenn die lebende Frucht ganz oder teil- 
weise aus dem Mutterleibe herausgetreten ist, sondern schon dann 
vorhanden, sobald die naturgemälse Ausstolsungsversuche einge- 
treten, um die Frucht nach aulsen zu treiben. 

Der Grund des Strafgesetzes, der in der Geburt begriffenen 
Frucht, dem werdenden Kinde, das volle Recht auf 
Leben einzuräumen und seine Integrität wie die 
eines schon geborenen Menschen zu schützen, kann 
nicht als ein solcher gedacht werden, welcher abhängig davon 
hätte gemacht werden sollen, dafs die Geburt bereits so weit ge- 
diehen sei, um einen aus der Mutterscheide hervorragenden Kör- 
perteil des Kindes ersichtlich werden zu lassen. Es ist nicht ab- 
zusehen, warum die Gesetzgebung im Hergange der Geburt selbst 
eine Veranlassung hätte finden sollen, in einem Teile des Geburts- 
aktes das fragliche Recht dem Kinde zu gewähren, diesem aber 
im anderen Abschnitte des Geburtsvorganges jenes Recht zu ver- 
sagen. Es besteht kein innerer Grund, denjenigen, welcher 
dasLebenderim Geburtsvorgange begriffenen Frucht 
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fahrlässig vernichtet, alsdann nicht zu bestrafen, wenn ihm 
der Geburtsakt gestattet, die Frucht zur Verletzung zu erreichen, 
obwohl solche innerhalb des Muttermundes liegt, während der 
Verletzende zu bestrafen ist, wenn er dieselbe Verletzung am 
nämlichen Teile der Frucht, sobald dieser aus der Mutterscheide 
hervorgetreten, zufügt.“ 

Die Bemühungen dieser Begründung der beiden Strafsenate 
des Reichsgerichts, für die Praxis eine Überbrückung der von urs 
bezeichneten Gesetzeslücke zu beschaffen, sind ersichtlich. 
Man hat den sehr bedenklichen Weg eingeschlagen zu behaupten, 
der Begriff von „Mensch“ als Rechtssubjekt sei im Strafrecht im 
Vergleich zur Leibesfrucht ein weiterer als im gewöhnlichen 
Sinne und ein weiterer als im Zivilrecht. Wir fragen aber, wie 
kommt man dazu, der Strafgesetzgebung die Absicht nachweisen 
zu wollen, sie sei von dem gewöhnlichen, alltäglichen wie 
juristischen, namentlich auch physiologischen und ge- 
richtlich-medizinischen Begriffe des Menschen abgewichen, 
um der Leibesfrucht schon den sonst dem „Menschen“ zuge- 
billigten Strafrechtsschutz angedeihen zu lassen? Nur um der 
Gesetzgebung den Vorwurf einer „Anomalie“ oder einer Lücken- 
lassung zu ersparen ? 

Man kann sich mit den Ausführungen des Reichsgerichts 
insoweit ganz für einverstanden erklären, dafs es nicht darauf 
ankomme, wieweit eine Trennung des Kindes von der Mutter in 
der Geburt vorgeschritten sei; aber daran ist festzuhalten, dafs 
der Begriff des Kindes als eines selbständigen Geschöpfes in- 
sonderheit des Menschen nicht über die Grenze der Unselbstän- 
digkeit rückwärts in das Fötalleben hineingedrängt 
werden darf, d. i. über den Zeitpunkt der Begründung des selb- 
eigenen Kreislaufes der Lebensthätigkeit durch Luftatinen. 
Zu welchen bedenklichen Folgen der Grenzenlosigkeit jene ab- 
weichenden Darlegungen führen, sieht man ja daraus, dafs ein 
Mensch (Kind) schon vorhanden sein sollte mit dem Beginn der 
Geburt bei Eintritt der Wehen (der „falschen“ oder „rechten“ ?), 
welcher bekanntlich, zumal bei vorzeitigem Fruchtwasserabgang, 
lange dauert und sich hinzieht, wo also die Frucht ganz zweifel- 
los den Mutterleib noch nicht verläfst. Wir brauchen nach allen 
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früheren Darlegungen kaum mehr zu entgegnen, als dafs physio- 
logisch und gerichtlich-medizinisch jene Erweiterung des Menschen- 
begriffes undenkbar ist und deshalb auch vom Gesetzgeber nicht 
wohl beabsichtigt gewesen sein kann. Wir haben vielmehr nach- 
zuweisen versucht, wie die preufsische Gesetzgebung den Begriff 
des „Kindes“ festzustellen bemüht war, wie aber bei dem 
preufsischen Strafgesetzbuch $S$ 180 und 181 das von Orthmann 
a. a. O. gerügte Überseben begangen worden ist unter dem Ein- 
fluls des damaligen Standes der gerichtlichen Medizin zu der Frage: 
ob Leben und Atmen identisch sei? enenso „Nichtgeatmethaben“ 
soviel bedeute als „Nichtgelebthaben?* Dals es einen kurzen Zu- 
stand zwischen dem Fötalleben und dem beginnenden Menschen- 
leben, den des Lebens ohne Atmung und den Scheintod gebe, 

mag damals unberücksichtigt geblieben sein und daher kam es 
einerseits, dafs das Fötalleben nur auf den Stand der Frucht im 
Mutterleibe beschränkt blieb, als man es als Gegenstand eines 
Angriffes in $ 18l a. a. OÖ. schützen wollte, während es doch 
auch noch aufserhalb des Mutterleibes thatsächlich fortbesteht bis 
zum Eintritt des Menschenlebens durch Luftatmen, andernteils, 
dals man den Beginn des Menschen- oder Kindeslebens schlecht- 
hin in die Geburt der Leibesfrucht verlegte, ohne Rücksicht da- 
rauf, dafs auch hier noch das Fötalleben bestehen kann, ohne 
Eintritt des selbständigen Menschenlebens durch Luftatmen. Diese 
physiologische Grenzscheide zwischen Fötal- und Menschen- 
leben blieb also bei der preulsischen Strafgesetzgebung unberück- 
sichtigt und — auch bei der Reichsgesetzgebung! Aber die ju- 
ristischen Überbrückungsversuche zur Verdeckung der erwähnten 
greifbaren Gesetzeslücke werden von der unerbittlichen Logik der 
natürlichen Thatsachen, welche die gerichtliche Medizin zur Gel- 
tung zu bringen hat, zurückzuweisen sein — was nach dieser 
noch Leibesfrucht ist, kann nach ihr nicht selbständiger 
Mensch, nicht „Kind“ als erstes Menschlein sein, und ist nach 
juristischen Begriffen nicht wirkliches Rechtssubjekt! Mithin 
ist auch eine Gleichstellung des Fötal- und Menschen- 
lebens inbezug auf dessen strafrechtlichen Schutz von der Gesetz- 
gebung unmöglich beabsichtigt gewesen, auf welche die reichs- 
gerichtliche Ausführung hinausläuft, wenn die in der Geburt be- 
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sriffene Frucht dem geborenen Menschen, der werdende dem ge- 
wordenen Menschen als vermeintlich gleichgestellt bezeichnet wird *). 
An den Übergang vom Fötal- zum Menschenleben aber scheinen 
gerade die Vorgänger in der Reichsgesetzgebung am wenigsten 
gedacht zu haben; dafs sie einem Kind, das bereits geatmet und 
Menscheneigenschaft, sowie Rechtsfähigkeit erlangt hat, eine 
geborene Leibesfrucht, die noch nicht geatmet, also Menschen- 
selbständigkeit und Rechtsfähigkeit noch nicht erlangt hat, haben 
gleichstellen wollen rücksichtlich des strafrechtliches Schutzes, 
ist eben wegen des grolsen natürlichen Unterschiedes zwischen 
beiden, welchen das vollständige Luftatmen begrenzt, also wegen 
der Nichtachtung dieser für die Gesetzgebung so wichtigen und 
mafsgebenden natürlichen Existenzbedingung des Menschen 
kaum denkbar. 

Wir kommen also darauf zurück: den Gerichtsärzten wird 
es en für die Einhaltung der physiologisch gege- 





*) Die beabsichtigte Unterscheidung der Angriffe auf den werdenden 
und den gewordenen Menschen war gesetzgeberisch dadurch verfehlt 
worden, dafs die physiologische Grenze zu weit rückwärts ausgedehnt und der 
Begriff „Leibesfrucht“ räumlich zu sehr (auf das Befinden im Mutterleibe) be- 
schränkt wurde; dies geschah durch Herbeiziehung des gerichtlich-medizinisch 
nicht wohl zu begrenzenden Begriffes: „vor“ und „in oder gleich nach der 
Geburt.“ Hätte man den Standpunkt des Allgemeinen Landrechts a. a. O. 
nicht verlassen und das Luftatmen als Unterscheidungsmerkmal zwischen 
Frucht und Kind festgehalten, so wäre unendlich viel an Streitfragen in Wort 
und Schrift erspart worden und es würden zweifellos der Bestrafung nicht un- 
zählige Fälle entzogen worden sein. Waren in dem Thatbestand der Abtrei- 
bung der Leibesfrucht und der Tötung der Frucht im Mutterleibe die Angriffe 
gegen das Fruchtleben, das ja physiologisch auch noch über das räumliche 
Verhältnis, bis über die Geburt durch Trennung vom Mutterleibe 
hinausbis zum Luftatmen, sich fortsetzt, als strafbare Handlungen gegen 
den werdenden Menschen zu begreifen, so hatte $ 218 R.-St.-G.-B.'s, wie seine 
Vorgänger in den Partikulargesetzen, die Fassung viel zu eng genommen; 
die Folge davon war, dafs dann in $ 217 R.-St.-G.-B. der noch werdende 
Mensch, soweit er sich nicht mehr ganz im Mutterleibe befindet oder diesen 
verlassen hat, aber seinen eigenen Kreislauf durch Luftatmung noch nicht be- 
gonnen hat, dem durch Luftatmung zur Lebensselbständigkeit gelangten, g e- 
wordenen Menschen in dem Begriffe: „Kind,“ als dem Menschen „in oder 
gleich nach der Geburt“ als Tötungsobjekt gleichwertig zur Seite 
gestellt werden mufste; — damit aber ward der natürliche Unterschied 
zwischen Atmungs- und Nichtatmungsleben, welcher dieBegriffevon Frucht 
und Kind trennt und einander entgegensetzt, völlig "mifsachtet und für 
immer der Praxis ein Stein des Anstofses in den Weg velegt. Wir haben die 
Versuche, darüber nicht zu fallen, darzuthun unternommen: allein nur eine 
Änderung der Strafgesetzgebung zu gunsten der Naturwissen- 
schaft vermag gründlich zu helfen! 
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benen Grenze zwischen Fötal- und Menschenleben 
im Rechtsleben (Straf- wie Zivilrechtsverfahren) einzutreten und 
zu sagen, dals eine geborene Leibesfrucht, welche Luft nicht voll- 
ständig geatmet gehabt, noch kein selbständiges Geschöpf, kein 
Mensch, kein ‚Kind‘ sei*); dals an jenen also auch nicht 
eine Menschen- bez. Kindestötung verübt werden könne, ist dann 
die selbstverständige Rechtsfolgerung. Es bleibt sodann nur der 
Begriff der Leibesfrucht übrig, an welcher eine fahrlässige Tötung 
nach $ 222 St.-G.-B. aber nicht verübt werden kann, da diese 
einen „Menschen“ voraussetzt. Hieraus ergiebt sich, dafs es 
zwar nach $ 220 St.-G.-B. eine vorsätzliche Tötung der Leibes- 
frucht einer Schwangeren ohne deren Wissen oder Willen seitens 
eines anderen, nicht aber als strafbare Handlung auch die durch 
Fahrlässigkeit verursachte Tötung einer (ungeborenen oder 
geborenen) Leibesfrucht, z. B. seitens einer Hebamme oder eines 
Arztes bei der Geburtshilfe**), etwa durch Unterlassen der Le- 
bensrettungsversuche an den nichtatmenden, aber lebenden Fötus, 
oder durch positiv schädliches Verfahren mit der Frucht vor oder 
in der Geburt, aber auch seitens der Mutter und deren Umge- 
bung selbst, giebt, dafs mithin auch insoweit eine Gesetzes- 
lücke vorhanden ist, welche wenigstens hinsichtlich der s. g. 
Kunstfehler der Geburtshelfer unfühlbar zu machen, auch das 
Reichsgericht sich dahin bemüht hat, dals es diese Fälle mit der 
Erweiterung des Begriffes: „Mensch“ auch auf die geboren wer- 
denden 'Leibesfrüchte, selbst noch im Mutterleibe, decken will! 
Dem gegenüber glauben wir nach unserer Darlegung berechtigt 
zu sein, auch hier das Vorhandensein einer Gesetzeslücke be- 
haupten zu dürfen, die sich folgerichtig an die Ursachen der erst- 
erwähnten anschlielst. 


*) Dies wird noch gänzlich von Horch, Abtreibung, S. 45 verkannt, 
ferner von Puchelt, ‚Komment. $ 217 N.3. Buchner, Lehrbuch der gericht- 
lichen Medizin für Arzte und Juristen, 2. Aufl. herausgegeben von Hecker, 
München, 1862, S.434: „Kinder können auch im Mutterleib getötet werden.“ 

=) Einige Fälle s. bei Casper-Liman, Handbuch a. a. O. II. Nr. 489, 
492. Uber die Lage der Gesetzgebung über Kindesmord und fahrlässige Kin- 
destötung im Hinblick auf die Ungewilsheit des objektiven Thatbestandes vergl. 
Goltdammers Archiv. XIV. S.73ff. Hier findet sich ein den oben in I. u. 
li. besprochenen Fall ganz ähnlicher mitgeteilt, worüber ein treffliches Gut- 
achten des Dr. Pincus und ein Obergutachten des Medizinalkollegiums der 
Provinz zu Königsberg i. Pr. erteilt worden ist (1866). 
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V. 


Unter Lebensfähigkeit oder auch Lebensreife eines 
neugeborenen Kindes versteht die gerichtliche Medizin eine der- 
artige organische Ausbildung des Neugeborenen, vermöge welcher 
es sowohl zu einem solchen Grade der Entwickelung gelangt ist, 
dals es ohne den Schutz des Mutterleibes den vernichtenden Ein- 
‚wirkungen des begonnenen Lebens zu widerstehen vermag, als auch 
von angeborener Krankheit und Fehlern frei ist, deren fortschrei- 
tende Entwickelung einen alsbaldigen Tod naturgemäls bedingen *). 

In manchen ältern deutschen Bundes-Strafgesetsen war die 
Feststellung der Lebensfähigkeit eines Kindes, worunter schlecht- 
weg die Fähigkeit desselben, getrennt von der Mutter fortzuleben, 
verstanden wurde, als Voraussetzung der Strafbarkeit 
des Kindesmordes angesehen, wahrend das Leben der Leibes- 
frucht rücksichtlich ihrer Abtreibung stillschweigend vorausgesetzt 
wurde wie bei dem Kindesmord. Indessen es haben sich ange- 
sehene Kriminalisten **) auch gegen das Erfordernis der Lebens- 
fähigkeit zum Begriffe des Kindesmordes ausgesprochen. 


*) Casper-Liman.a.a. O. II. $S 4 definiert: „Lebensfähig im ärzt- 
lichen Sinne ist ein Neugeborenes, wenn es nach seinem Alter und nach der 
Bildung seiner Organe die Möglichkeit hat, fortzuleben, d. h. die durchschnitt- 
liche Lebensdauer des Menschen zu erreichen.“ Recht erhebliche Bedenken 
gegen den zweiten Teil der obigen Definition hat Skrzeczka in der Viertel- 
jahrsschrift für gerichtliche Medizin, N. F. Bd. IlIl.: „Leichnam.“ Lebens- 
fähigkeit. Monstrum,“ auch abgedruckt in Goltdammers Archiv, XIV. 8. 513 ff., 
geltend gemacht; nach ihm soll auf organische, zum alsbaldigen Tode führende 
Fehler nichts ankommen, vielmehr jedes Kind im Sinne des $ 186 des preufs, 
St.-G.-B. als lebensfähig gelten, das wirklich gelebt hat, und sein toter Körper 
ein „Leichnam“ sein. Die Beobachtung, dals die mehr oder weniger vorzeitig 
geborenen Kinder wenigstens tot zur Welt kommen oder nach kurzem und 
mühseligem Leben abstarben, die Auffassung einer solchen vorzeitigen Geburt 
als einer regelwidrigen, unnatürlichen, habe dazu geführt, das vorzeitige Kind 
als ein richtiges nicht anzuerkennen, sein Leben nicht als ein wirkliches, wahres 
Leben, sondern nur als einen Nachklang des intrauterinen zu betrachten; es 
könne sich nur um ein Wahrscheinlichkeitsleben von einem bestimmten 
Termine an handeln, gegen den nichts weiter einzuwenden sei, als dals die 
Gesetzgebung zwei Termine, den 210. und 180. Tag nach der Empfängnis, als 
Beginn angenommen habe. S. aber Mecklenburg in der Vierteljahrsschrift 
a.2.0. V.S.352: „Die Lebensfähigkeit in strafrechtl. Beziehung.“ Goltdammer, 
Materialien Il. S. 384 definiert die Lebensunfähigkeit rücksichtlich der Tötung 
des Kindes, welches zwar in oder gleich nach der Geburt im Augenblicke der 
Tötung gelebt habe, jedoch aulserstande gewesen, das Leben aulserhalb der 
Mutter fortzusetzen. Schürmayer, Lehrbuch a. a. 0. $ 1%. 

*=*), Tjttmann, Handbuch des gemeinen deutschen peinl. Rechts, I. 
$ 171 u. Handbuch der Strafrechtswissensch. II. $ 616. Spangenberg in 


Aus der Entwickelung der preulsischen Gesetzgebung ist 
zu ersehen*), dafs die Frage, ob das Kind lebensfähig sei oder 
nicht, wegen ihrer Vielbestrittenheit in der Praxis, hat beseitigt 
werden sollen, weil das gedachte Erfordernis gegen das Rechts- 
prinzip verstolse, indem die Gewilsheit einer nur sehr kurzen Lebens- 
dauer des Getöteten nicht in Betracht kommen könne, weil es 
aber auch zur Willkür führe, indem über den Zeitpunkt des Ein- 
trittes der Lebensfähigkeit Streit und auch im positiven Recht 
keine Übereinstimmung bestehe, so z. B. im römischen Recht der 
152. Tag, im Allgemeinen Landrecht der 210 Tag nach der 
Empfängnis, welche aber für die Mutter ungewils bleibe, als Zeit- 
punkt angenommen werde**). Daher kam es, dals in dem Ent- 
wurf des preufsischen St.-G.-B.’s. von 1843 $ 308 die Lebens- 
fähigkeit des Kindes nur als Strafzumessungsgrund ange- 
führt, später aber bei der Weglassung der Strafzumessungsgründe 
weggefallen ist. Da das Allgemeine Landrecht und das Straf- 
gesetzbuch von 1851 für Preulsen die Frage um die Lebensfähig- 
keit mit Schweigen übergangen haben, wurde auch in der Praxis 
gefolgert, dals auf deren Vorhandensein bei der Kindestötung 
nichts ankomme; allein ersteres unterschied doch in $ 935 zwischen 
unzeitigen Leibesfrüchten und in SS 941, 957 und 958 zwischen 
vollständigen Kindern da, wo es sich um Verheimlichung der 
Schwangerschaft und Niederkunft handelt, letzteres aber auch bei 
der Strafandrohung in $$ 180, 181, und so war doch die Reife 
des Kindes als Lebensbedingung, freilich nicht auch die Freiheit 
von tödlich organischen Fehlern als solche anerkannt. Man nahm 
an, dals an dem partus vivus sed non vitalis nur ein Versuch 


N. Archiv des Kriminalrechts, III. S. 28., Henke, Handbuch des Kriminal- 
rechts II. S. 59 u. a. m. 

*) Ergänzungen und Erläuterungen der preuls. Rechtsbücher, XII. 
Nachträge von Gräf u. v. Rönne, S. 573 ft. 

**) Protokoll über die Sitzung der Staatsrats-Kommission v. 21. April 
1841. Hier wurde bemerkt, dafs die Regel des Zivilrechts über die Lebens- 
fähigkeit sich nur auf die Frage wegen der Paternität beziehe und zur Be- 
gründung einer Vermutung für die Legitimität diene, dafs aber, wenn die Le- 
bensfähigkeit als Erfordernis für den Thatbestand des Kindesmords aufgestellt 
werden solle, die Entscheidung darüber ganz den Arzten überlassen werden 
müsse, was zu Schwankungen und Willkür führen werde. 

Über das angebliche Erfordernis der Lebensfähigkeit bei dem Thatbe- 
stande der Kindestötung u. s. w. vergl. Abegg, in der Zeitschrift f. deutsches 
Recht XIX. S, 406 ft. 
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des Kindesmords stattfinden könne, liefs aber auch das in der 
Praxis wieder fallen und es kam nun zur Geltung, dals die Lebens- 
fähigkeit nur noch bei der Strafzumessung zu berücksich- 
tigen sei*), mithin als ein Thatbestandserfordernis des Kindes- 
mordes die Beschaffenheit und Art des Lebens eines Neugeborenen, 
ob und wie lange dieses sein Leben unabhängig von der Mutter 
habe fortsetzen können, nicht mehr zu betrachten sei**). 

Die Bestimmungen der preulsischen Strafgesetzgebung sind 

auch hier, wie bekannt, von der Reichsgesetzgebung schlechthin 
aufgenommen worden. Indessen scheint man in Preufsen auch 
weiterhin einen Wert auf die Ermittelung der Reife und der 
Entwickelungszeit Neugeborener gelegt zu haben; denn in dem 
preulsischen Regulativ für das Verfahren der Gerichtsärzte bei 
den gerichtlichen Untersuchungen menschlicher Leichen $$ 23 und 
94 sollen vorerst die Zeichen ermittelt werden, aus welchen auf 
die Reife und die Entwickelungszeit des Kindes geschlossen wer- 
den kann; „ergiebt sich aus der Beschaffenheit der Frucht, dafs 
dieselbe vor Vollendung der dreilsigsten Woche geboren ist, so 
kann von der Obduktion Abstand genommen werden, wenn die- 
selbe nicht von dem Richter ausdrücklich gefordert wird;“ wenn 
aber anzunehmen ist, dafs das Kind nach der dreifsigsten Woche 
geboren worden, so ist zu untersuchen, ob es in oder nach der 
Geburt geatmet habe, und wenn sich Verdacht ergiebt, dals die 
Lunge wegen Anfüllung ihrer Räume mit krankhaften (Hepatisa- 
tion) oder fremden (Kindesschleim, Kindspech) Stoffen, Luft an- 
zunehmen nicht im Stande war, soll eine mikroskopische Unter- 
suchung derselben vorgenommen werden. 

Die deutsche Reichs-Strafprozelsordnung $ 90 verlangt, dals 
bei der Öffnung der Leiche eines neugeborenen Kindes die Un- 
tersuchung insbesondere darauf zu richten sei, ob dasselbe „nach 
oder während der Geburt gelebt habe und ob es reif 


*) Goltdammer, Materialien, II. S. 333—387. 

** Wenn $ 181 des preufs. St.-G.-B. die vorsätzliche Tötung einer un- 
reifen, und ebenso oft einer reifen lebensunfähigen Frucht, deren spätere Le- 
bensfähigkeit gar nicht festgestellt werden kann, ohne Unterscheidung mit 
Zuchthaus bedachte, so würde damit in grellstem Mifsverhältnis stehen, wenn 
die Tötung eines lebensunfähigen Kindes straflos ausgehen sollte} 
Löwenhardta.a. 0. $, 450. 
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oder wenigstens fähig gewesen sei, das Leben aulser- 
halb des Mutterleibes fortzusetzen.“ (Die österreichische 
St.-P.-O. $ 130 fordert nur Erforschung, „ob das Kind lebendig 
geboren sei“). 

Wenn die Lebensfähigkeit bedeutungslos für die Strafrechts- 
pflege gewesen wäre oder hätte sein sollen, dann wäre nicht zu 
ersehen, weshalb dieselbe bei der Obduktion Neugeborener fest- 
gestellt werden soll. 

Soviel steht fest, dafs sie für die Kindestötung als ein be- 
sriffsmälsiges Erfordernis nicht mehr von Erheblichkeit ist, 
wie das Reichsgericht I. Strafsenat im Urteil v. 21/X 1880 *) in 
einem Fall der fahrlässigen Tötung eines Neugeborenen seitens 
einer Hebamme, welche die zur Erhaltung des Lebens des neu- 
seborenen Kindes ihr obliegenden Pflichten in der Annahme, es 
könne vermöge seines Organismus nicht länger leben, versäumt 
hatte, ausgesprochen hat: „Steht dies (der Kausalzusammenhang) 
und damit die Thatsache fest, dals die Handlungsweise der An- 
geklagten die wirkende Ursache für den Tod des lebenden Kindes 
war, so steht eben jener ursachliche Zusammenhang fest und 
wird nicht dadurch beseitigt, dafs das Kind vermöge. seines Or- 
ganismus möglicherweise in einem dem wirklichen Zeitpunkte 
ziemlich nahestehenden Zeitpunkt auch ohne die Handlungsweise 
der Angeklagten gestorben wäre, oder dals etwa vermöge jenes 
Organismus die Handlungsweise der Angeklagten den Tod noch 
leichter bewirkte.“ / 

Aber für die Strafzumessung muls man auch heute noch 
auf das Vorhanden- oder Nichtvorhandensein der Lebensfähigkeit 
eines Neugeborenen nicht minder als auf die grössere oder ge- 
ringere Reife einer Leibesfrucht, welche getötet worden, ein Ge- 
wicht legen, wie dies früher von der Revision des preulsischen 
Strafgesetzentwurfs und von Goltdammera. a. O. geschehen 
ist; wenn auch auf die subjektive 'T'hatbestandsseite vom Reichs- 
gericht ein vorwiegendes Gewicht gelegt wird, so dals auch der 
Versuch der Tötung an einer nicht lebenden Leibesfrucht und an 
einem totgeborenen „Kinde,“ oder an einem, das nicht lebens- 





*) Entscheidungen des Reichsgerichts, Leipzig, Veit & Komp. Il. Nr. 168 





fähig gewesen, für strafbar gilt, selbst der Versuch der Abtreibung 
seitens einer Frauensperson, die sieh irrtümlich für schwanger 
gehalten hat, so kann doch der wirkliche, thatsächliche Bestand 
des Angriffsobjekts, wenn seine Gefährdung gar nicht mehr mög- 
lich war, nicht ganz für die Strafabschätzung aufseracht gelassen 
werden, denn gewissermalsen kommt der günstigere Bestand dem 
Thäter zugute, auch bei der Tötung eines lebenden Kindes, das 
aber nur wegen Mangels der Lebensfähigkeit (Reife und organischer 
- Fehlerfreiheit) nur kurze Zeit sein begonnenes Leben führen konnte. 
Es ist dies mehr ein Gesichtspunkt der Billigkeit, welchen man 
von jeher im deutschen Strafreeht, wo ja stets die objektive Seite 
die subjektive, im Vergleich mit dem römischen Strafrecht, bei 
der Beurteilung der Strafwürdigkeit überwogen hat, einzu- 
nehmen pfleste. 

Die Gerichtsärzte können sich, wie begreiflich, auch bei Be- 
gutachtungen von Kindestötungen nicht von der Feststellung der 
Lebensfähigkeit des Neugeborenentrennen, denn es könnten*) „Kom- 
plikationen vorkommen, welche eine richterliche Frage an den Arzt 
nach dem Alter (der Ausbildung) der Frucht bedingen, z. B. eine 
Person angeschuldigt, ein sewisses Kind getötet zu haben, das 
sich als ein ausgetragenes, lebensfähiges, reifes erwies und das 
mutmalslich von ihr geboren worden ist, dies letztere, also das 
konkrete Verbrechen, leugnet, wenngleich sie einräumt und nicht 
leugnen kann, geboren, aber behauptet, ein frühzeitiges Kind ge- 
boren zu haben, und es nun darauf ankommt, ob der gerichts- 
ärztliche Befund an Mutter und Kind ihre Angabe unterstützt. 
Ferner ist nicht in Abrede zu stellen, dals die Frage vom zw ei- 
felhaften Leben eines Kindes nach der Geburt doch immer 
mehr oder weniger mit jener, ob dasselbe fähig gewesen zu 
leben? zusammenhängt“. Nicht ganz im Einverständnis mit 
der gerichtlichen Medizin hat die Rechtspraxis bei der Übertretung 
nach $ 367 Ziff. 1, des Reichsstrafgesetzbuchs, der heimlichen 





*, Casper-Liman a. a. O. TI. 8 97. Unter Nr. 497 wird hier ein 
Fall, wenn auch als einziger, erzählt, worin seitens der Behörde der Verdacht 
des Kindesmordes vorlag, das Gutachten des Gericht:- und zweiten Arztes aber 
dahin abgegeben wurde, dafs ein nicht lebensfähiges Kind unter 210 Tagen 
Alter geboren gewesen sei und nach der Geburt geatmet resp. gelebt habe, 
Zeichen eines gewaltsamen Todes daran nicht zu finden gewesen und, wie bei 


H. Ortloff, Gerichtlich-mediz. Fälle etc, 6 
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Beerdigung oder Beiseiteschaffung eines „Leichnams“ oder der 
unbefugten Wegnahme eines Teils einer Leiche aus dem Gewahrsam 
des dazu Berechtigten, wie schon früher das Berliner Obertribunal 
zu S 186 des preufsischen St.-G.-B.’s angenommen, dals die 
nicht lebensfähige Frucht nicht ein „Leichnam“ sei, davon 
ausgehend, dals nicht tot sein könne, was nicht gelebt hat und 
nicht leben konnte; obschon man zwischen Fötus- und Menschen- 
leiche unterscheiden kann, ist ein solcher Unterschied nicht üblich, 
indessen versteht der Sprachgebrauch unter einem „Leichnam“ 
meist nur die Leiche eines lebend gewesenen Menschen, begreift 
aber unter „Kindesleiche, sowohl die eines gelebthabenden, als auch 
die eines totgeborenen „Kindes“ und die einer unreifen Leibesfrucht. 

Die Begründung des preufsischen Obertribunals*, ging da- 
hin, dafs eine Leibesfrucht von 4 bis 5 Monaten, welche in die- 
sem Alter zur Welt gebracht werde und sich lebensunfähig er- 
weise, weder nach kirchlichem Herkommen, noch nach weltlichen 
Gesetzen als ein Leichnam anzusehen sei, worauf die Vorschriften 
und Regulative der Beerdigung Anwendung finden, noch auch 
das fr. Strafgesetz bezogen werden könne. Dazu bemerkt Gas- 
per -Eımanta. va. 0.82 a. Er: man7sehe daraus, dafs die 
Rechtsansicht nicht sowohl an dem Begriff des Lebens des Fötus, 
d. h. dem vegetativ-organischen, das derselbe ja ohne Zweifel in 
utero gelebt gehabt, festhalte als vielmehr daran, ob ein Fort- 
leben der Frucht nach deren Beschaffenheit möglich, ob sie 
(fort-) lebensfähig gewesen; erst von diesem Zeitpunkt an sei 
nach der preulsischen Praxis der menschliche „Leichnam“ vor- 
handen, weshalb der Gerichtsarzt sich im Fragefalle dahin aus- 
zusprechen habe: dafs die fr. Frucht nach preulsischem Sprach- 
gebrauch als ein Leichnam nicht zu erachten sei, wenn die 
Lebensfähigkeit derselben nicht zu behaupten sei. Richtig wird 
bei der Bestimmung des Begriffes von „Leichnam“ nicht die- 


derartigen Frühgeburten, die Lebensschwäche der vorliesenden die Todesur- 
sache sei. Dabei wird der Widerspruch erwähnt, in den man in einem solchen 
Falle gerate, indem eventuell eine Tötung in Frage komme und doch nach 
der Gesetzgebung und der Praxis eine Beiseiteschaffung eines „Leichnams,“ da 
ein solcher mangels der festzustellenden Lebensfähigkeit nicht vorliege, nicht 
bestraft werden könne. 

*) Goltdammers Archiv für preufs. St.-R. I. S. 396 u. 511 V. S. 626. 
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jenige Lebensfähigkeit als vorhanden gewesen vorauszusetzen sein, 
durch die ein Leben aufserhalb der Mutter bedingt wird, um 
dessen Fortsetzung es sich handelt, sondern nur die Fähigkeit 
des Fötus, indas Extra-Uterinleben überzutreten, so dals 
eine soweit entwickelte Frucht, wenn sie totgeboren oder getötet 
worden, „Leichnam“ ist. Über den Begriff „Leichnam“ vergl. Viertel- 
jahresschrift für gerichtl. Medizin, VIIM., S. 115 N. F. II, S. 263. 
Der Begriff der Lebensfähigkeit ist jedoch, wie gelegentlich 
bemerkt, ein schwankender*) und zwar seit Jahrhunderten, ja 
Böcker a. a. ©. hat sogar die Möglichkeit, ihn zu begrenzen, 
bestritten. Gasper-Liman a. a. O. IE S 97a.E. sagt: „Ein 
zeitiges Kind nun, wenn es nicht mit Bildungsfehlern zur Weit 
gekommen, welche sein Fortleben absolut unmöglich machen, 
z. B. mit einem Zwerchfellbruch und Vorfall der Baucheinge- 
weide in die Brusthöhle, mit Ektopien, vollständiger Spina 
bifida u. dgl. m. ist zugleich ein lebensfähiges. Es beginnt aber 
die Lebensfähigkeit schon vor der Reife und es fragt sich nur, 
welches ist der terminus a quo der Lebensfähigkeit? Hier sehen 





*”), Casper-Liman II. $2 u. $ 97 u.dazu Goltdammers Archiv, V. 
S. 336, besonders Böcker, über die Lebensfähigkeit der Kinder, Heft 1 u. 2 
der Zeitschr. für Staatsarzneikunde von Schürmayer u. s. w. u. ein Auszug 
daraus in dessen Lehrbuch der gerichtl. Medizin SS 54 ff. Skrzeczka, über 
Lebensfähigkeit, in der Vierteljahrsschrift für gerichl. u. öffentl. Medizin. N. F. 
1865, Ill. 8. 263, das. V. S. 352., die gleichnamige Abhandlung von Meck- 
lenburg in strafrechtlicher Beziehung, worin er sich gegen Vorgenannten, 
welcher den Begriff der Lebensfähigkeit aus der gerichtlichen Medizin verbannt 
wissen wollte, weil jedes lebend und jedes 210 Tage alt geborene Kind im 
Sinne des Strafgesetzes für lebensfähig zu erachten sei, gewendet hat; er 
schlielst sich im übrigen der Casper-Liman’schen Definition an, erweitert 
aber die Ursachen der Lebensunfähigkeit über angeborene Organfehler auch 
auf angeborene Krankheiten, z. B. hereditäre Syphilis eines im 8. Monate Ge- 
borenen. In Übereinstimmung mit der früheren preufsischen Praxis erachtet 
M.. die Feststellung der Lebensfähigkeit in jedem Sektionsfalle für notwendig 
wegen der Strafzumessung, da auch ein lebend geborenes Kind noch lange 
nicht lebensfähig gewesen zu sein brauche; viel wichtiger sei noch ihre Fest- 
stellung rücksichtlieh der Beiseiteschaffung eines Leichnams ($ 186 Abs. 2 des 
preuls. St.-G.-B.’s.), welche nicht an sich ein Delikt sei, sondern nur soweit 
ein lebensfähiges Kind sich ergeben habe und soweit eine Verdunkelung des 
objektiven Thatbestandes einer Kindestötung hätte herbeigeführt werden können, 
also nur soweit darin eine Verletzung einer Vorbeugungsvorschrift gelegen. 
Es komme darauf an, ob die Leiche eine menschliche Frucht und ein Kind ge- 
wesen, das auch getötet werden konnte, also wenigstens 210 Tage alt gewor- 
den sei; der Thäter müsse wegen Beiseiteschaffung gestraft werden, weil er 
dadurch den Thatbestand einer Tötung eines etwa lebend und normal ge- 
wesenen Kindes verdunkelt habe. 

6* 


wir die Ärzte und Gesetzgebungen seit den ältesten Zeiten aus 
einandergehen und die verschiedensten Bestimmungen aufstellen.“ 
Wo die Zivilgesetze sich auch kategorisch über den Termin des 
Beginnes der Lebensfähigkeit ausgesprochen haben, ist immerhin 
die Bestimmung, ob das Kind 180 bez. 210 Tage alt geworden, 
bei Beachtung der Entwickelungsstufen der Frucht in den ver- 
schiedenen Monaten eine sehr trügliche, weil einmal die Konzep- 
tionszeit auf Täuschung der Mutter beruhen kann, da aber auch 
es vorgekommen ist, dals vor deın 210. bez. selbst 180 ten Tage 
nach der Empfängnis geborene Kinder, ja sogar länger, gelebt haben. 
Noch viel unbestimmter aber ist von je die Dauer des Lebens 
nach der-Geburt für die Bestimmung der Lebensfähiekeit ange- 
nommen worden, ja sogar ist von manchen die Lebensfähigkeit 
einem Kinde, wenn es Minuten, Stunden oder Tage und Monate 
gelebt, aber vor jenem terminus a quo geboren gewesen, abge- 
sprochen worden, weil es „nicht lebendig genannt werden dürte!,“ 
während andere (auch Skrzeczkaa.a. O.), namentlich Juristen 
ul dals ein Kind, das aufserhalb der Mutter auch nur 


+) en Mittermaier, N.. Archiv des Kriminalrechts VUI. ]. 318, 
E. Henke, Handbuch des Kriminalrechts II. S. 55, welche ein Leben des 
Kindes von einigen Tagen, wenn es sonst nicht fähig war, selbständig fortzu- 
leben, für unerheblich achteten. Schür mayer.a.a 0. $ 190 hat in dem 
Begriff der Lebeusfähigkeit die selbständige Fortsetzung des Lebens „nach 
normaler Dauer“ aufgenommen, welche dann anzunehmen sei, wenn keine Zu- 
stände vorlägen, welche vom Augenblick der Geburt an die organischen Thätig- 
keiten in abnormer Weise in Anspruch nähme und dadurch mit Erschöpfung 
drohten. Die Reife der Früchte sei für sich unstreitig ein entscheidender 
Grund für die Lebensfähigkeit, aber nicht der einzige, auch nicht ein unbe- 
stimmter; s. 8 191. E. Hofmanna.a. O.S. 741 hat sich, wohl angesichts 
des Umstandes, dafs die neue österreich. St.-P.-O. (1873) bei Verdacht der 
Kindestötung nicht mehr, wie die frühere (1853) in $ 90 die Erforschung der 
„Lebensfähigkeit* fordert, auf eine Begriftsbestimmung derselben nicht einge- 
lassen, sondern bei dem „Tod des Kindes nach der Geburt“ als Ursache eines 
solchen die Lebensunfähigkeit behandelt. Er meint, dafs, wie der Fall 
der Tötung eines Kindes, welches binnen Kurzem nach der Geburt wegen Un- 
reife oder anderweitig bedingter Lebensunfähigkeit („Mangel oder Verbildung 
oder angeborenen Erkrankung der zum Leben "unumeänglich notwendigen Or- 
gane‘) von selbst gestorben wäre, richterlicherseits aufzufassen sein würde, aus 
den Gesetzen nicht zu ersehen sei. Aus dein preuls. Regulativ a. a. O. $ 23 
könne man wohl schliefsen, dafs eventuell auch bei zweifellos lebensunfähigen 
Früchten nach anderweitiger Todesursache geforscht uud der absichtlich be- 
wirkte Tod geahndet werden könne. Zweifellos könnte in einem solchen Falle 
die bestandene Lebensunfähigkeit den Thatbestand der Kindestötung nicht al- 
terieren, würde jedoch als Minderungsgrund inbetracht gezogen werden müssen, 
wie dies einzelne ältere Strafgesetze ausdrücklich bestimmt gehabt hätten. 
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die kürzeste Zeit gelebt habe, als ein lebensfähiges mit allem, was 
für dessen Legitimität, Erbfähigkeit u. s. w. daraus folge, zu er- 
achten gewesen sei. 

Zuweit aber geht offenbar Böcker a. a. O., wenn er die 
gänzliche Unmöglichkeit der Begriffsbestimmung der „Le- 
bensfähigkeit“ behauptet, weil sich weder angeben lasse, von 
welchem Zeitpunkte der Entwickelung des Fötallebens dieselbe 
' beginne, noch auch, wie lange das Kind selbständig, von der Mutter 
getrennt, imstande sein müsse zu leben, um lebensfähig genannt 
zu werden, und weil sich deshalb auch keine, am Kindeskörper 
erkennbaren Merkmale angeben lielsen, welche die Lebensfähigkeit 
oder Unfähigkeit für eine bestimmte Zeit darthäten, oder deren 
Feststellung doch nur zu ungemessener Willkür führen würde. 
In seiner Verzweiflung über die Ratlosigkeit der Mediziner und 
Juristen bei der Feststellung des Begriffes der Lebensfähigkeit ge- 
langt er dahin zu sagen, dals da, wo das Gesetzbuch eine Defi- 
nition davon nicht gebe, der Arzt den Richter ersuchen müsse, 
ihm eine solche zu geben; dieser habe jenem in Beziehung auf 
den Termin der beginnenden Lebensfähigkeit und auf den Zeit- 
punkt, bis zu welchem das Leben vom Kinde fortzusetzen gewesen, 
wenn es nicht getötet worden, ausdrücklich zu bestimmen, ob 
der Arzt sich über die Möglichkeit, Wahrscheinlichkeit 
oder gar Gewiflsheit, dafs das Kind bis zu dem anzuge- 
benden Zeitpunkt gelebt haben oder nicht an derjeniger Kör- 


Dieses Regulativ sei von der Erfahrungsregel ausgegangen, dafs erst von der 
vollendeten 30. Woche der Schwangerschaft angefangen die Früchte als le- 
bensfähig angesehen werdeu könnten; Ausnahmen, dafs auch Früchte selbst aus 
der 25. Woche am Leben erkalten worden, auch selbst von der 20. Woche an- 
gefangen lebend geboren, aber sofort gestorben seien, wären ja nachgewiesen. 
Aber auch nach Vollendung der 30. Woche trete die Lebensfähieckeit nicht 
vollständig und sofort auf, sondern sei anfangs eine geringe, ebenso wie die 
Widerstandsfähigkeit der Frucht gegen äufsere Schädlichkeiten, und beide 
nähmen desto mehr zu, jemehr die Frucht sich ihrer vollkommenen Reife nähere. 
Daher sei auch die Wahrscheinlichkeit, dafs ein Kind eines natürlichen Todes 
(an Lebensschwäche) gestorben sei, desto gröfser, je früher dasselbe vor dem 
normalen Ende der Schwangerschaft geboren worden. Dazu wird noch auf 
E. Hofmanns Ausführungen in der Vierteljahrsschrift für gerichtl. Medizin, 
XIX. (1873) 8.233 ff. verwiesen, wo behauptet wird, dafs gerade bei Früchten, 
welche vor der 28. bis 30. Woche geboren werden, der Tod meist bei der Ge- 
burt eintrete, ohne dafs sie Atembewegungen gemacht haben, weil die auto- 
matischen Atemzentren noch nicht genug ausgebildet sind. 


perbeschaffenheit, welche es mit zur Welt gebracht, gestorben 
sein würde *). 

Wir befinden uns im heutigen Recht im Deutschen Reiche 
nun in der Lage, dals,. wie erwähnt, nach $ 90 der deutschen 
St.-P.-O. bei Öffnung der Leiche eines neugeborenen Kindes die 
Untersuchung insbesondere auch darauf zu richten ist, ob das- 
selbe „reif“ gewesen sei, was ja bekanntlich keine Schwierigkeit 
verursacht, „oder wenigstens fähig gewesen sei, das 
Leben auflserhalb des Mutterleibes fortzusetzen.“ Dies 
wird für das Gebiet des Strafverfahrens erfordert, obschon die 
Strafgesetzgebung sonst nirgends die Lebensfähigkeit oder Un- 
fähigkeit des Kindes, sein Leben selbständig fortzusetzen, erwähnt 
hat. Dieser letztere Satz des $ 90 setzt sich in einen gewissen 
Gegensatz einesteils zu dem Gelebthaben des Kindes, welches ins- 
besondere festzustellen ist, andernteils zu der Reife eines Kindes, 
indem bei unreifen oder unzeitigen Kindern wenigstens die Fähig- 
keit zur selbständigen Fortsetzung eines Menschenlebens (aulser- 
halb der Mutter) zu prüfen und festzustellen sei. Anerkannt ist, 
dals durch diese instruktionelle Vorschrift des $ 90 eit. an dem 
Thatbestand der Kindestötung nichts geändert wer- 
den sollte**. Es mufs sonach vom Gesetzgeber doch die Mög- 
lichkeit ins Auge gefalst worden sein, dals die Reife und Lebens- 
fähigkeit eines unreifen Kindes für die strafrechtliche Beurteilung 
besonders bei der Kindestötung von Erheblichkeit sein könne, 
wenn auch nicht zur Beurteilung des Thatbestandes erforderlich, 
doch etwa zu der der Strafwürdigkeit, also für die Strafzu- 
messung, was schon oben hervorgehoben worden ist, da es in 
der That nicht einerlei erscheint, ob ein gelebt habender, unreifer 
oder reifer, Fötus, welcher nicht zum Kindes- oder Menschen- 
leben gelangt ist, oder ein gelebt habendes, reifes oder unreifes 
Kind, das aber zu schwach oder zu fehlerhaft zum selbständigen 


*) Böcker.a. a. O. 556 stellt auch noch die Merkmale zusammen, aus 
welchen die „dienstwillige* gerichtliche Medizin die Lebensunfähigkeit eines 
Kindes erkennen zu können verneint habe und behauptet, dafs auch der 210. 
Tag nach der Empfängnis als Anfang der Lebensfähickeit dazu führen müsse, 
die vor diesem Tage geborenen und gelebt habenden Kinder als lebensunfähig 
zu bezeichnen. 

”*) Die Kommentare zur R.-St.-P.-O. 8 90. 


87 





Fortleben war, den Gegenstand des Angriffes gebildet hat, wenn 
auch der Thäter von diesen Zuständen keine Kenntnis hatte, 
vollends, wenn er sie hatte, z. B. eine Hebamme, welche deshalb 
weniger Fürsorge für das Leben eines Kindes angewendet hat, 
weil nach ihrer Überzeugung, das Fortleben des Neugeborenen 
eine physische Unmöglichkeit war. 

Ist also eine Tötung eines gelebthabenden (nach unserer Auf- 
fassung also zum Atmen der Luft gelangten) Kindes in Frage, 
so ist nach der Feststellung des Gelebthabens auch die der Reife 
und „wenigstens“ der Lebensfähigkeit im Sinne des $ 90 eit. zu 
bewirken. Bei der Reife kann das Fortleben der Frucht aufser- 
halb der Mutter, sobald sie zum Atmen und Menschenleben gelangt 
ist, regelmäfsig angenommen werden — wenn sonst nicht eine Mils- 
‘bildung oder ein tötlicher Fehler, wohin auch allzugrolse Schwäche, 
Hyperämie u. dgl. gehört, alsbald die Beendigung des selbstän- 
digen Fortlebens nach der Erfahrung in Aussicht stellt. Eine Kindes- 
leiche, deren Obduktion eine Tötung nach Eintritt des Atmens bez. 
des Menschenlebens ergiebt, mufs sonach, mag sie ein reifes oder 
vorzeitiges Kind darstellen, immer nach diesen beiden Voraus- 
setzungen der Lebensfähigkeit geprüft werden *); bei einem un- 
zeitigen Kinde erstreckt sich diese Prüfung, da hier die Erfahrung 
für ein baldiges Absterben des Menschen spricht, vor allem auf 
die Altersprüfung von der angeblichen Empfängnis an, welche bei 
der Abwesenheit organischer Fehler ihre Grenzen nicht in einer 
gesetzlichen Bestimmung; zu suchen hat, sondern lediglich in der 
Beschaffenheit der zu tage geförderten Leibesfrucht, ob diese 
von der Art gewesen, dafs auch bei den Erfahrungen über seltene 
Ausnahmen von der Regel, ein selbständiges Fortleben der 
Frucht als Mensch möglich oder sogar nicht unwahrscheinlich 





*) Bei den reifbefundenen Kindern lautet der Ausspruch entweder: 
reif und ohne Hindernis des selbständigen Fortlebens, oder: reif zwar, aber 
doch mit einem solchen Hindernis behaftet; bei unreifen Kindern dagegen 
lautet er: zwar unreif, aber trotzdem ohne Hindernis zum Fortleben befunden, 
oder: unreif, doch nicht so, dafs, wenn nicht das und das Hindernis des Fort- 
lebens vorläge, ein solches möglich wäre. Eine Annäherung zum Urteil der 
Wahrscheinlichkeit kann hier nach den besonderen Umständen eintreten und 
der Richter wird den Sachverstäudigen meistens dazu veranlassen, sich über 
das Vorhandensein einer Wahrscheinlichkeit aus den begleitenden Um- 
ständen auszusprechen wie über das Gelebthaben der Leibesfrucht bis zu 
ihrer Verendung vor oder in der Geburt. 
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gewesen sei — als Ausnahme. Auf eine Gewilsheitsannahme 
muls hier, abgesehen von erfahrungsgemälsen Unmöslichkeiten, 
durchweg verzichtet werden. Es kann hier sich nur um Möglich- 
keiten handeln, welche unter Hinzutritt von einzelnen Merkmalen 
oder bei dem Mangel von Defekten, sich zu entfernteren oder 
näheren Wahrscheinlichkeiten erhöhen. Danach hat der 
Richter zu bemessen, ob er auf der Strafskala auf- oder ab- 
steigen darf; denn je grölser die Wahrscheinlichkeit, dafs ein 
normales, zu Hoffnungen für die Zukunft berechtigendes Menschen- 
leben begonnen war, desto strafwürdiger erscheint dessen Ver- 
nichtung, vollends wenn diese Eigenschaft dem Thäter bekannt 
war, im Gegenteile und zumal, wenn das Gutachten des Sach- 
verständigen dahin geht, dals das gelebthabende Neugeborene 
unter keinen Umständen sein besonnenes Menschenleben habe 
fortsetzen können, wird, vollends wenn dies dem Thäter bewulst 
war, eine erhebliche Strafmilderung einzutreten haben. Hat ein 
Kind wirklich gelebt, aber es wäre gleich nach dem Lebensbe- 
sinn getötet worden und dann hätte die Obduktion die Unmög- 
lichkeit der Fortsetzung des selbständigen Menschenlebens 
ergeben, um die es sich ja immer nur bei der Frage um die 
. Lebensfähigkeit handelt, so ist das momentane Gelebthaben 
keineswegs, wie man oft hört oder liest, ein Beweis für die Le- 
bensfähigkeit eines Kindes, da diese doch im richtigen Verständnis 
nur die Fähigkeit zum, wenn auch nur wahrscheinlichen, Fort- 
leben des begonnenen Menschenlebens unter den gewöhnlichen 
Einwirkungen des Getrenntseins von der Mutter bedeuten kann. 
Auf die grölsere oder geringere Dauer dieses Fortlebens kann bei 
der Thatbestandsbeurteilung nichts ankommen*), da das Straf- 
gesetz das begonnene Menschenleben ohne Rücksicht auf die es 
mehr oder weniger bedrohenden Einwirkungen im Kampfe um 
sein Bestehen zur Zeit der Geburt und mehr noch nach dieser 
Zeit zu schützen beabsichtigt, ohne ausdrücklich dessen Dauer- 
wert abzuschätzen. 





*), Casper-Liman.a.a. O. II. S 4 hat „die durchschnittliche Lebens- 
dauer des Menschen“ als Ende d. h. als Bedingung der Lebensfähierkeit in 
deren Begriffsbestimmung aufgenommen. Eine wohlgebildete Frucht von 5 
Monaten könne nicht fortleben dem Alter nach, ebensowenig aber eine Frucht 
von 10 Monaten mit völliger Verschliefsung des Mastdarmes u. s. w.; ein Kurzes 


Der Gerichtsarzt steht auch hier bei der Beurteilung einer 
Lebensfähigkeit eines totgefundenen Neugeborenen nur vor einem 
Wahrscheinlichkeits- bez. Indizienbeweise, wie bei der 
Frage um die Annahme des Gelebthabens der Leibesfrucht vor 
und in der Geburt, wie oben unter III. gekennzeichnet worden 
ist; freilich sind hier die Merkmale der Negative grölser als die 
der Lebensfähigkeit. Im wesentlichen handelt es sich um die 
: Wahrscheinlichkeit, dals ein Neugeborenes, wenn es nicht getötet 
worden wäre, die Zeit nach der Geburt hindurch fortgelebt 
‘haben würde, denn nach derselben ist das Menschenleben nicht 
mehr als Kindesleben nach $S 217, sondern aus SS 211 und 212 
R.-St.-G.-B.’s geschützt, ohne Unterschied des Alters eines leben- 
den Menschen. 

Hiernach muls man darauf verzichten, die Lebenstfähigkeits- 
frage an positiv-zivilrechtliche Grenzen rücksichtlich des Be- 
sinnes der Lebensfähigkeit und eines möglichen Zieles binden zu 
wollen*); in ersterer Beziehung ist um so weniger Veranlassung 
dazu vorhanden, als alle jene Bestimmungen über die Vermutungs- 
annahmen der Lebensfähigkeit nicht zu dem Zweck, diese zu be- 
grenzen, sondern zu dem Zweck, die Legitimität Neugeborener 
und den daran sich knüpfen sollenden Rechtserwerb zu begren- 
zen, geschaffen worden sind, also abseiten der strafrechtlichen 
Bestimmungen über die Kindestötung. Daher wird man aber 
auch rücksichtlich der strafrechtlichen Bestimmungen über die 
Beiseiteschaffung von Leichen, bez. der Kindesleichen, nicht 
zur Begriffsbestimmung der „Leiche“ oder des „Leichnams“ 
auf jenen Lebensfähigkeitsbeginn der Zivilgesetze zurückzugehen 
brauchen. Vielmehr wird man für die Frage, ob eine mensch- 
liche Leiche heimlich beerdigt oder beiseite geschafft worden, 





Leben von Minuten oder Stunden sei hier absichtlich ausgeschlossen — indessen 
für die Strafzumessung sei die Aussicht auf längere Dauer von Einflufs. 

*) Im Geltungsgebiet des rheinischen Zivilgesetzbuchs — code civil — 
Artt. 314, 725, welcher von der Lebensfähigkeit eines Kindes spricht, kommt 
dieser Begriff noch praktisch in Frage; dort scheint Existenz und Lebensfähig- 
keit inbezug auf die Erbfähigkeit eines Neugeborenen im Augenblicke der Er- 
öffnung einer Erbschaft gleichbedeutend gebraucht zu sein; Goltdammers 
Archiv, V. S. 637. Art. 312 setzt den 180ten Tag der Uterinalentwickelung 
als Beginn der Lebensfähigkeit fest zum Zweck der Legitimitätsbegrün- 
dung, nicht aber, um überhaupt den Beginn der Lebensfähigkeit bestimmen 
zu wollen; s. Böcker a. a. 0.8 55. 
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ins Auge zu fassen haben, was denn $ 367 Ziff. 1 des St.-G.-B.’s 
mit dem fraglichen Strafverbot beabsichtigt haben mag? Es ist 
darin lediglich ein, wie gegen die vorzeitige Beerdigung gekenn- 
zeichnetes, Polizeiverbot enthalten, um die Verhinderung 
der möglichenfalles notwendigen gerichtsärztlichen Untersuchung 
einer L‘iche zu verhüten, was weiter auf die Verhütung der 
Verdeckung von Kindestötungen und Abtreibungen hinausläuft*). 
Fruchtleiche und Kindesleiche bleiben sich hiernach gleich 
und fallen unter die „menschliche Leiche;* dabei kann es sich 
nur fragen, ob die erstere bereits eine soweit ausgetragene Frucht 
darstellt, dafs sie geboren aufserhalb der Mutter leben 
konnte, so dals auf die sonstige Lebensfähigkeit gar nichts 
ankommt**); im Verneinungsfall entfällt der Begriff: „Leiche.“ 





*) Als „Supplement der Vorschriften über Kindestötung“ und als deren 
„Fortsetzungs-Nexus“ bezeichnet Schwarze, Kommentar bei $ 367 Ziff. 1 u. 2. 
dieses Strafgesetz. Da, wo eine Leichenschau vorgeschrieben ist, geht das 
Polizeigebot auch dahin, ‚dafs jedes tote Neugeborene ihr unterworfen werde, 
und dann verstölst eine Übertretung nach $ 367 Ziff. 1 St-G.-B.s auch gegen 
ein solches Gebot. Ob, wenn ihre Bestrafung in Frage kommt, eine „Leiche“ 
vorhanden war, das ist im Einzelfall aus dem objektiven Befund oder mangels 
des Objekts durch Aussagen von Zeugen, etwa einer Hebamme, festzustellen. 

**) Hatte auch das Obertribunal zu Berlin in dem einen von Casper 
a. a. 0). angezogenen Urteil ausgesprochen, dafs die Lebensfähigkeit des Kindes 
erforderlich sei, um auf den Körper desselben die Bezeichnung eines Leich- 
nams anzuwenden, so gab es doch in den Gründen zu, dafs ohne Zweifel da- 
runter ein totgeborenes Kind falle, zweifelhaft aber sei, in welchem Zeitpunkt 
die Leibesfrucht den Namen eines totgeborenen Kindes verdiene. „Zeigen 
sich in der organischen Bildung des Fötus Fehler, welche den Sachverstän- 
digen zu dem Schlusse veranlassen, dafs sein Leben bereits in utero zerstört 
gewesen und daher von dieser Entwickelung keine Rede sein könne, so ist er 
nicht als Leichnam zu betrachten; sind derartige Fehler nicht vorhanden, so 
liegt kein Grund vor, dem Fötus jene Fähigkeit absprechen zu wollen oder 
seine „Lebensfähigkeit‘‘ zu bezweifeln. Es genügt daher, dafs die Frucht regel- 
mälsig gebildet, ihr bisheriges Leben im Mutterleibe also anzunehmen war, um 
sie, sobald sie tot zur Welt kommt, als „Leichnam“ zu betrachten“ Daraus 
ergiebt sich aber, dafs ein Unterschied der Lebensfähigkeit zu machen ist; der 
gewöhnliche, die Fortsetzung des selbständigen Lebens, von dem bei einem 
als Leiche geborenen Körper keine Rede sein kann, kommt eben nur ander- 
wärts in Anwendung; s. Goltdammers Archiv, V. S. 637. Nach Grimms 
Wörterbuch ist „Leiche ein toter Menschenleib“ und ist gleich „Leichnam.“ 
Oppenhoff, im Anschlufs an die preulsische Praxis in Nr. 5 zu Ziff. 1 des 
$ 367 St.-G.-B. bemerkt richtig, dafs eine unreife Leibesfrucht, die noch 
nicht soweit ausgetragen ist, dals sie aulser der Mutter hätte leben können, 
nicht als „Leiche“ oder ‚Leichnam‘ angesehen werden könne, dafs es aber 
nicht darauf ankomme, ob sie in jener anderen Beziehung lebensfähig gewesen 
sei, unter Bezugnahme auf Goltdammers Archiv V., 636, IX. 489 u. XIV., 
513 (die Abhandlung von Skrezeczka); $ 186 des preuls. St.-G.-B. beziehe sich 
nicht auf die Frucht als abortus; s. Beseler, Kommentar, 1851 S. 366. 
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Versuch eines Mordes oder Selbstmordes? 


Erwürgen und Erdrosseln. 
Von 


Arno Siefert, 


Erstem Staatsanwalt zu Weimar. 








I. 


Unter der Anklage: 
„am 14. und am 16. Mai 1887 den mit Überlegung gefalsten 
Entschlufs, die Anna H. nM... zu töten, durch Handlungen, 
welche einen Anfang der Ausführung dieses Verbrechens ent- 
halten, bethätigt zu haben, indem er am Abend des 14. Mai 
die H. nötigte, Rattengift einzunehmen, und sie aufforderte, 
von dem ihr übergebenen Pulver — Rattengift — noch mehr 
einzunehmen, und indem er am Abend des 16. Mai die Anna 
‘H. derart würgte, dass dieselbe alsbald in einen Zustand tiefer 
Ohnmacht verfiel“, 
wurde vom Landgerichte zu Weimar gegen den Landwirtschafts- 
gehülfen und Musiker Oskar L. inM... das Hauptverfahren 
vor dem Schwurgerichte zu Gera eröffnet. Am 7. und 8. Ok- 
tober 1887 fand die Verhandlung vor den Geschworenen statt, 
welche L. zwar von der Anklage weeen am 14. Mai verübten 
Mordversuchs freisprachen, dagegen des zweiten Versuches schuldig 
erklärten. Das Urteil des Gerichtshofes lautete auf 6 Jahre 
Zuchthaus und Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte für die 
Dauer von 10 Jahren. | 
Die Anna H. steht im 23. Lebensjahre. Sie ist die Tochter 
aus der ersten Ehe des in guten Vermögensverhältnissen lebenden 
Landwirts und Bürgermeister-Stellvertreters Ernst H. zuM.... 
Dieser ist zum zweitenmale verheiratet und hat noch zwei andere 
Kinder, einen Sohn Edmund und eine unerwachsene Tochter 
Selma. Die Wohnstube der Familie befindet sich im Erdgeschofßs. 
An der Wand gegenüber dem Eingang sind ein Sofa, ein Stuhl 
und eine Bank aufgestellt; vor der letzteren steht ein viereckiger 


Tisch, diesem gegenüber befindet sich die Eingangsthür und die 
H. Ortloff, Gerichtlich-mediz. Fälle etc. 1 


Hausflur. Der Sohn Edmund schläft im Nebengebäude. Im 
Oberstock des Wohnhauses, jedoch nicht auf der Seite der Wohn- 
stube, sind die Schlafzimmer der Eltern und der beiden Töchter. 
Die ersteren pflegen nachts die Thür der Kammer aufstehen zu 
lassen. 

L. unterhielt ein heimliches Liebesverhältnis mit der Anna H. 
Wenn deren Eltern zu Bett gegangen waren, stellte sich häufig 
L. ein, und zu oft wiederholten Malen vollzog er auf dem Sofa 
den Beischlaf mit der Anna H. Insbesondere geschah dies am 
ersten Weihnachtsfeiertage 1886, seit welchem die Regel des 
Mädchens nicht mehr eintrat. 

Im Februar 1887 war L. zu einer militärischen Übung in 
die nachbarliche Garnisonstadt Jena eingezogen worden. Nach 
seiner Rückkehr brachte er unter die Leute, dass er in Jena 
einen Brief folgenden Inhaltes erhalten habe: 


„M ..., den 14. Rebe ieI7 


Lieber Kollege! Wie ich vernommen habe, treibst Du ein 
wenig Liebschaft mit Fräulein Anna H. Darum teile ich Dir 
mit, wenn Du noch keinen besonderen Umgang mit ihr gehabt 
hast, so sehe Dich vor. Denn in dieser Woche war das Ein- 
steigen wieder Mode. Es grüfst freundlichst 

Dein Kollege.“ 


L. legte den Brief auch einzelnen vor. Auf der Rückseite 

befanden sich die Worte: 
„Wahrscheimlich Vater von 2 Kindern“, 

welche L. auf den Landwirt Zimmermann seines Ort deutete. 

Wie zwei eidlich vernommene Sachverständige erklärt haben, 
ist der Brief von dem Angeklagten selbst geschrieben. L. hat 
dies hartnäckig „eeleugnet und behauptet, den Brief von seiner 
(Juartierwirtin im Jena mit dem Bemerken erhalten zu haben, 
dals ein Fuhrmann aus Rothenstein ihr denselben zur Besorgung 
an ihn übergeben habe. Jene Wirtin erklärte in der Hauptver- 
handlung, dafs der Brief nicht durch ihre Hände gegangen sei 
und dafs sie weder von emem Fuhrmann noch von sonst jeman- 
dem einen Brief für L. bekommen habe. 
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Mitte März benutzte L. ein Zusammentreffen mit dem ge- 
dachten Landwirte Zimmermann zu der Anrede: 

„Höre, Gottlob, bleib einmal da. Ich habe gehört, Du 
machtest Hochzeit mit der Anna.“ Zimmermann erwiderte ihm, 
dafs er zwar im Herbste der H. einen Heiratsantrag gemacht 
habe, aber abgewiesen worden sei. L. sagte darauf: „Du kannst 
‚sie doch heiraten, es steht Dir nichts im Wege.“ 

Am 10. Mai war im benachbarten Dorfe G. Tanz und hier 
machte Anna H. dem L. die Mitteilung, dass sie schwanger sei. 
Sofort lehnte L. die Vaterschaft ab, indem er äusserte: 

„Dann ist es nicht von mir, so schlecht bin ich nicht.“ Am 
12. Mai abends suchte er die H. auf und fragte, „ob es so sei“. 
Er erklärte ihr dann, er könne sie nicht heiraten, sie solle 
Zimmermann heiraten. Schliefslich verlangte er von ihr, dafs sie 
sich durch einen Arzt untersuchen lafse, und drohte: „Wenn Du 
nicht gehst, kriegst Du keinen Pfennig von mir.“ Darauf liefs 
‚sich Anna H. am 14. Mai ärztlich untersuchen und erhielt dabei 
die Bestätigung ihrer Schwangerschaft. 

Abends wartete L. die H. vor ihrem Hause ab, begleitete 
sie dann in die Wohnstube, und wiederholte hier die Frage: ob 
es so sei? Nachdem die H. das Ergebnis der ärztlichen Unter- 
suchung mitgeteilt hatte, brachte L. eine Blechschachtel, die mit 
einem weilslichen Pulver angefüllt war, zum Vorschein, und gab 
dem Mädchen auf, täglich dreimal davon eine Messerspitze voll 
einzunehmen. Er bemerkte, es werde sie herumreifsen, ihr aber 
nichts schaden. Schliefslich nötigte er sie, alsbald eine Messerspitze 
voll in Wasser zu nehmen, indem er erklärte, dafs er nicht eher 
von der Stelle gehen werde. Am folgenden Morgen erkundigte 
er sich am Brunnen bei der H. nach der Wirkung des Pulvers. 
Die Antwort war: „gar nichts‘. 

Die Blechbüchse ist eine solche, wie sie der Droguist Höhne 
in J. beim Verkaufe von Glyricin verwendet; der Inhalt derselben 
ist als Glyriein nachgewiesen worden. Dasselbe besteht aus 
Meerzwiebel-Extrakt, der mit Gyps und dergl. vermischt ist. Es 
ist ein für Menschen unschädliches Rattengeift. Im Höhne’schen 
Geschäfte werden die Glyriein-Blechschachteln mit einer Etikette 
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verklebt, welche lautet: „Wirksamstes Mittel zur Vertilgung von 
Ratten und Mäusen“. Die von L. bei der H. zurückgelassene 
Büchse trägt auch die Spuren einer vorhanden gewesenen und 
abgekratzten Etikette. 

Im Höhne’schen Geschäfte wird jeder Käufer von Glyriein 
darauf aufmerksam gemacht, dafs dasselbe für Menschen nicht 
schädlich se. Um so mehr hat die Staatsanwaltschaft ange- 
nommen, dafs L. nicht selbst das Pulver gekauft, sondern irgend- 
wo vorgefunden und für wirkliches Gift gehalten habe. Der An- 
geklagte wollte glauben machen, er habe der H. ein anderes 
Pulver und zwar Laxierpulver gebracht, weil sie ihn zur Her- 
stellung ihres Appetits um ein solches gebeten habe. Die H. 
wies diese Behauptung zurück und die Erzählung des L. über 
den Ankauf von Laxierpulver im bereits erwähnten Höhne’schen 
Droguen-Geschäfte wurde von Höhne als durchaus unglaubwürdig 
bezeichnet. 

Dem Vernehmen nach ist die Frage nach dem Giftmordver- 
suche von den Geschworenen deshalb verneint worden, weil die 
Meerzwiebel in manchen Gegenden für ein Abtreibungsmittel ge- 
halten werde. Dafür hatte auch Anna H. das Pulver angesehen. 
Sie hatte jedoch geglaubt, ohne Schaden eine Messerspitze voll 
davon einnehmen zu dürfen. L. wird schwerlich die Bestandteile 
des Pulvers gekannt haben. 

Nachdem L. am Morgen des 15. Mai (Sonntag) erfahren 
hatte, dafs das von Anna H. unter seinen Augen eingenommene 
Pulver nicht die mindeste Wirkung gehabt habe, suchte er sie 
tags darauf in der Frühe am Brunnen auf, wo er zu ihr sagte, 
sie solle ihn abends erwarten und „nicht so bald zu Bett gehen“. 
Erst spät, 9'/, Uhr, klopfte L. in der gewohnten Weise am 
Stubenfenster, worauf die H., welche am Tische sitzend die 
Zeitung las, in der gewohnten Weise das Licht verlöschte. Sie 
empfing den Eintretenden mit einem Vorwurfe wegen seines späten 
Kommens. Sie sagt, L. sei dann an sie herangetreten, während 
sie am Tische gestanden habe, er habe sie umfalst und geäulsert: 

„Hier bringe ich noch etwas, das gehört dazu.” Von da ab 
habe sie die Besinnung verloren. Der Angeklagte dagegen hat 
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behauptet, dafs er sich mit der Anna H. über ihre Schwanger- 
schaft unterhalten habe und von ihr aus dem Hause geleitet 
worden sei. Er sei 10'/, Uhr wieder nach Hause gekommen. 

In der Nacht um '/,3 Uhr erwachte die im Oberstock 
schlafende Frau H. infolge eines rasch nach einander wiederholten 
Rufes: „ein Messer, ein Messer“. Sie weckte ihren Mann, beide 
begaben sich in die Schlafkammer ihrer Töchter und fanden, dafs 
nur die jüngere anwesend war. Während sie nun die Treppe 
hinab in das Erdgeschofs eilten, hörten sie den Schrei von neuem 
und nahmen nun wahr, dafs derselbe aus der Wohnstube komme. 
Die Stubenthür war nach der Angabe der Frau H. nicht eingeklinkt, 
stand vielmehr „so weit offen, dafs eine Katze hätte hin- und 
wieder kriechen können.“ In der Stube lag Anna H. auf dem 
Boden, etwas zusammengekrümmt und mit dem rechten Ellen- 
bogen etwas in die Höhe gestützt. Sie lag an der der Thür 
zugekehrten Ecke des Tisches, während vor dem Sofa Erbrochenes 
sich befand. Die Kleider waren mit Menschenkot stark besudelt. 

Die Mutter bemerkte bald, dafs ihre Stieftochter ein Band 
um den Hals hatte. Es ergab sich später, dafs dieses Band von 
einem Rocke der kleinen Selma abgerissen war, welchen diese 
abends auf den Stuhl zwischen Sofa und Tischbank gelegt 
hatte und welcher nunmehr auf dem Sofa lag. 

Die Mutter löste das Band sofort und fand, dafs es zweimal 
um den Hals geschlungen und mit einer einfachen Schleife zu- 
sammengebunden war. Die Schleife safs an der linken Seite des 
Halses, etwas hinter dem Ohre. 

Das Band hat eine Strangulationsmarke hinterlassen, von 
welcher noch in der Hauptverhandlung Spuren zu bemerken 
waren. Die Schnur war so stark angezogen gewesen, dals 
wie der Sachverständige, Hofrat Prof. Dr. Müller von Jena er- 
klärte — ein Teil der Blutkörperchen vollständig zerstört und in 
das Innere des Gewebes hineingetrieben worden war. Der Ge- 
richtsarzt, der Amtsphysikus Professor Dr. Gärtner zu Jena hat 
die Strangfurche am 4. Juni untersucht und sich damals in 
folgender Weise darüber ausgesprochen: 

„Der Streifen geht über den Kopfnickermuskel in einer 
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Entfernung von 5 cm an der rechten, von 6 cm von der linken 
Seite von dem Ansatz des Ohrläppchens an die Gesichtshaut; 
hinten erscheint er — nur ganz schwach bemerkbar — genau 
an der unteren Grenze des Haarwuchses. Vorn läfst sich der 
Streifen mehr vermuten als sehen. Die ganz leichte Hautver- 
färbung bleibt etwa 1 cm von dem oberen Schildknorpelrande 
nach unten entfernt. Rechts auf dem Kopfnicker ist der Streifen 
etwa 3 mm breit und sieht man an dieser Stelle deutlich, dafs 
er durch eine Blutunterlaufung bedingt ist. An der linken 
Seite ist der Streif schwächer und scheint er dort aus zwei 
dicht übereinander liegenden Streifen zu bestehen.“ 

Sobald das Band gelöst war, erbrach sich Anna H. von 
neuem. Die Eltern brachten sie dann zu Bett; sie konnte aber 
nicht stehen und schleppte die Beine nur etwas nach. Sie blieb 
den ganzen Dienstag hindurch ohne Bewulstsein; das letztere 
kehrte erst Mittwoch früh zurück. Nun fragte ihr Vater, in der 
Meinung, dafs sie sich selbst habe erdrosseln wollen, seine Tochter, 
ob sie sich das Band selbst um den Hals geschlungen habe. 
Die Antwort lautete: 

„Ich doch nicht, Oskar war ja da.“ Sie vermochte sich nur 
darauf zu entsinnen, dafs L. ihr mit einem Arme die Taille um- 
falst und gesagt habe: „Hier bringe ich noch etwas, das gehört 
noch dazu.“ Für den plötzlichen Verlust des Bewulstseins hatte 
sie keine Erklärung. Als am Freitag die Frau des Ortslehrers. 
ihr vorhielt, dafs L. der Vater des Kindes nicht sein wolle, und 
sie darauf mit den Worten herausplatzte: „er hat mich ja er- 
würgen wollen“, fügte sie deshalb hinzu: „er mufs mir etwas 
zu riechen gegeben haben.“ Als aber später durch die Unter- 
suchung festgestellt war, dals ein Betäubungsmittel nicht wohl 
angewendet worden sein konnte, und deshalb in Frage gezogen 
werden mulfste, ob etwa ein Zusammendrücken des Kehlkopfes 
und dessen Umgebung stattgefunden habe, erklärte die H., dafs 
auch drei Fingeregriffe an ihrem Halse gesehen worden seien, und 
es ergab sich nun, dafs am Morgen des 17. Mai (Dienstag) so- 
wohl von ihrem Vater als von ihrem Bruder die braunen Ein- 
drücke von drei Mittelfingerkuppen auf der vorderen rechten 
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Halsseite (in Zwischräumen übereinanderstehend, wie man die 
Finger bei festem Zugreifen hält) wahrgenommen worden waren. 
Diese Druckspuren wurden von beiden noch die ganze Woche 
hindurch (4—5 Tage) beobachtet. 


1. 


Das Skrutinialverfahren hatte unter Mitwirkung des Gerichts- 
arztes stattgefunden. Am Schlusse desselben, jedoch ohne dafs 
_ vorher Edmund H. über seine Wahrnehmung bezüglich der Finger- 
griffe vernommen worden war, erstattete der gedachte Arzt sein 
Gutachten über den Fall. Dasselbe ist interessant genug, um 
im Wortlaute hier mitgeteilt zu werden. 


Gutachten. 


„In der Anklage gegen L. ist vom gerichtsärztlichen Stand- 
punkte aus die Frage vorzulegen: 
1. hat p. L. Mittel zur Abtreibung der Leibesfrucht bei der 
Anna H. angewendet oder nicht? 
2. hat L. versucht die H. zu erwürgen oder zu erdrosseln? 
3. kann die Erwürgung oder Erdrosselung auch von der H. 
selbst ausgeführt sein? 
Die erste Frage zu behandeln liegt zur Zeit, so lange das 
Abtreibungsmittel nicht genügend bekannt ist, ein Grund nicht vor. 
Das Material, aus welchem die zwei anderen Fragen beant- 
wortet werden müssen, ist ein sehr kleines. Ganz objektiv findet 
sich nur: 
1. eine Strangschnur am Halse 
2. das übrig gebliebene Stück des Bandes des Kinderrockes, 
das Mittel der Erdrosselung. 
Durch Zeugenaussagen ist festgestellt worden: 
1. dafs die H. in der Nacht vom 15.—16. Mai 2'/, Uhr an 
der Ecke des Tisches des Wohnzimmers in dem H.’schen 
Hause halb bewulstlos gefunden worden ist, 
2. dals diese Bewulstlosigkeit oder richtiger Benommenheit 
1'/, Tag gedauert hat, 


3. dals in der Nacht vom 15.—16. Mai die H. Kot unter 
sich gelassen und sowohl vor dem Sofa als an der Ecke 
des Tisches sich erbrochen hat; 

4. dals sich am Halse der H. aufser der Strangschnur auch 
noch drei braunblaue Flecken ohne Kratzspuren gefunden 
haben. 

Der Vater der H. gibt über letztere Folgendes an: „Ich be- 
merkte unter der Bandschnur drei untereinander befindliche blau- 
braune unterlaufene Flecken“ etc. 

d. dals nicht unmöglich gewesen sei, dafs die Zeugin H. vor 
dem Schwinden der Besinnung an etwas gerochen habe; 
auch hätten die Eltern ihr mitgeteilt: „es hätte so lieb- 
lich gerochen“. 

Die drei ersten dieser Zeugenaussagen können, ob man nun 
Mord oder Selbstmord annimmt, gerichtsärztlich nicht beanstandet 
werden. Die Ste Aussage, dafs es nicht unmöglich gewesen sei, 
dafs die H. vor ihrer Betäubung an etwas gerochen habe, muls 
zurückgewiesen werden. Der Stoff, welcher hier hauptsächlich in 
Frage kommen könnte, ist das Chloroform; aber dasselbe bedingt, 
wenn in grolser Masse schnell eingeatmet, zwar rasche, aber doch 
keine plötzliche Besinnungslosiekeit.e. Denkbar wäre, dafs L. 
dieses Mittel von seinem Schwager R., einem Tierheilkünstler, er- 
halten habe, auch hätte die H. sich haben täuschen können und 
sei die Besinnungslosigkeit nicht plötzlich, sondern nur rasch über 
sie hereingebrochen. ‚Jedoch ergab eine sofortige Untersuchung 
in dem Hause des R. und des L. keine Spur von Chloroform, 
und ferner stellten die Eltern jeden „lieblichen“ Geruch in der 
Wohnstube in der fraglichen Nacht in Abrede. Andere betäubende 
Mittel wirken viel langsamer als das Chloroform. Hiernach ist 
eine Betäubung durch Einatmen ausgeschlossen. 

Die 4te Aussage betrifft die Druckspur am Halse. Dieselben 
werden nur von einem Zeugen, dem leiblichen Vater der H., nicht 
aber von der Stiefmutter, noch ihr selbst angegeben. Wenn als 
Aussage der H. angegeben ist: „Auch waren 3 Fingergriffe am 
Halse zu sehen,“ so mufs ich diesen Ausdruck dahin interpretieren, 
dafs die H. mir bei der Untersuchung ganz bestimmt sagte: „sie 





selbst habe diese Spuren nicht bemerkt, ihre Eltern, d.h. ihr 
Vater habe es ihr mitgeteilt.“ Da diese Spuren mit einer grölseren 
Wahrscheinlichkeit für Mord, als für Selbstmord sprechen, so darf 
vom gerichtsärztlichen Standpunkte aus nicht viel auf diese Aus- 
sage gegeben werden. Der (serichtsarzt soll nach bestem Wissen 
und Gewissen zwischen versuchtem Mord und Selbstmord unter- 
scheiden und deshalb sind ihm die Angaben des L. und der H. 
bezgl. ihres Vaters, als der interessierten Parteien, gleichwertig, : 
. und hat er dieselben mit dem gleichen Skeptizismus zu betrachten. 

(Grehen wir nun über zur Beantwortung der Fragen. 

I. Kann die H. in der Nacht vom 15.—16. Mai einen Selbst- 
mordversuch gemacht haben und werden alle an der H. gefundenen 
Erscheinungen durch einen Selbstmordversuch erklärt? 

Die Strangschnur um den Hals war nach 20 Tagen noch so 
deutlich, dafs sie mit Sicherheit als solche erkannt werden konnte; 
am deutlichsten ausgeprägt war sie an den Seiten des Halses auf 
den Kopfnickermuskeln, weniger deutlich im Nacken, und am 
schwächsten an der Vorderseite des Halses. Letzterer, 30 cm im 
Umfange messend, ist sehr hager, die Kopfnicker treten stark vor 
und bilden dieselben für die an der Schnurstelle gerade vor und 
neben denselben liegenden Halsgefälse und Nerven Schutz gegen 
eine Umschnürung. Zweifellos konnte sich die H. das Band selbst 
um den Hals knoten und sich dadurch erdrosseln. Durch die Um- 
schnürung mulste nach kurzer Zeit Besinnungslosigkeit eintreten 
und zwar entweder durch den Druck auf den Kehlkopf und den 
dadurch bedingten Verschlufs desselben und die heftige, diesen 
“ Druck begleitende Nervenreizung, oder durch Druck auf die grofsen 
(sefälse und Nerven des Halses, oder durch Andrücken der Zungen- 
wurzel gegen die Rachenwand. Schwieriger ist zu erklären, dals 
nach der Umschnürung nicht der Tod eintrat, sondern Rückkehr 
zum Leben und zwar ohne fremde Beihilfe. Doch kann die Mög- 
lichkeit der Wiederanregung der Atmung nicht geleugnet werden. 
Das Band war nicht sehr fest gebunden, und nachdem sich die 
ersten durch den Nervenreiz hervorgerufenen Chokerscheinungen 
gelegt hatten, welche die Bewulstlosigkeit bedingten, war eine 
gewisse Respiration wieder angängig. Dafs die Umschlingung der 
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Schnur die Atmung nicht vollständig aufhob, beweist der Ruf 
„ein Messer“. Andererseits konnte eine kurz vor oder in der Be- 
sinnungslosigkeit aufgetretene Lageveränderung den Druck ändern 
und dadurch die Stimmritze oder die Respirationsöffnung im Rachen 
freigeben, was dann die Rückkehr zum Leben erlaubte. 

Ferner ist nicht völlig ausgeschlossen, dafs die H. sich kurz 
vor 2'/, Uhr zu erdrosseln versuchte, und noch im Milslingen des 
Versuchs um Hilfe rief. Der Sitz der Schleife an der linken Seite 
kann sowohl durch eigene, wie auch durch Mörderhand bedingt 
sein. Sicherlich mufs die H. mit der Schnur um den Hals bez. 
zwischen Erwürgung oder Erdrosselung und dem Ruf „ein Messer“ 
auf oder vor dem Sofa sich befunden haben, weil dort Er- 
brochenes lag, von dort her muls sie sich zum Tische hin bewegt 
haben. Wenn auch Selbstmord durch Erwürgen nicht vorkommt, 
wegen der vorher eintretenden Bewulstlosiekeit, so ist immerhin 
denkbar, dafs sich die H., nachdem sie sich das Band um den 
Hals gelegt hatte, gewürgt habe und die Besinnungslosigkeit durch 
letztere eingetreten sei. Die Umschnürung des Bandes habe dann 
den Wiedereintritt des Bewulstseins verzögert. Die von dem 
Vater gesehenen braunblauen Flecken am Halse würden also in 
diesem Falle durch die Selbsterwürgung bedingt sein können. 

Vom gerichtsärztlichen Standpunkte aus muls somit die Mög- 
lichkeit zugegeben werden, dals die an der H. beobachteten 
Symptome Folgen eines Selbstmordversuches sein können, doch 
müssen schon verschiedene Umstände zusammentreffen, um alles 
zu erklären; sodann sei erwähnt, dafs sie sowohl als auch die 
Mutter und der Vater mir bestimmt angegeben haben, dafs die 
H. verweinte Augen nicht gehabt hätte, was doch nach ungünstig 
verlaufener Verhandlung mit L. am Abend des 15. Mai und da- 
durch bedingtem Selbstmord mit hoher Wahrscheinlichkeit zu er- 
warten gewesen wäre. Eine momentane Geistesstörung mit daraus 
resultierendem Selbstmord anzunehmen, liegt auch nicht die Spur 
eines Beweises oder eines Anhaltes vor. Die H. hat sogar auf- 
fallend wenig Schwangerschaftsbeschwerden. 

II. Können die an der H. gefundenen bez. von ihr ange- 
gebenen Zeichen Folgen eines Mordversuches sein? 
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Die H. sagt: L. sei zu ihr in das Zimmer getreten und habe 
gesagt, das Pulver allein helfe nicht genug, er brächte noch etwas, 
was dazu gehöre, habe den linken Arm um ihre Taille gelegt und 
von da an sei das Bewulstsein verschwunden gewesen. — An 
Krämpfen, Bewufstlosigkeit u. s. w. hat die H. weder vor der 
Schwangerschaft noch während derselben gelitten. — Von da an 
bis zum folgenden Nachmittag sei das Bewulstsein fortgewesen. 
Ob L. sie sonst noch irgendwie berührt habe, wisse sie nicht. 
Das Fortbleiben des Bewulstseins nicht allein für kürzere, son- 
dern auch für längere Zeit — mehrere Tage — ist eine nicht 
seltene Erscheinung bei den wenigen Strangulierten, welche über- 
haupt gerettet werden, und ist in diesem Falle die Bewulstlosig- 
keit, welche nach 2'/, Uhr Morgens bestand, als eine Folge der 
Strangulation — also des Erwürgens oder Erdrosselns — auf- 
zufassen. Die Frage bleibt nur, läfst sich die Bewulstlosigkeit, 
welche bei der H. gleich nach dem Umlegen des Armes 
aufgetreten sein soll, erklären, oder mufs sie von vornherein 
als unwahr zurückgewiesen werden. Da, wie ich nachgewiesen zu 
haben glaube, Selbstmordversuch der H. möglich war, so ist nicht 
ausgeschlossen, dafs die Angabe über diesen ersten Teil der Be- 
wulstlosiekeit erlogen ist. Andererseits aber liegen Beispiele vor, 
welche zweifellos darthun, dafs ein einfacher plötzlicher Druck 
auf den Kehlkopf und seine nächste Umgebung genügt, um so- 
fortige Bewulstlosigkeit zu erzeugen. Allerdings muls ich zu- 
geben, dafs mir kein Fall bekannt geworden ist, in welchem, wie 
in unserem Falle, selbst der Griff der Hand nicht gespürt 
ist. Doch vermeine ich, es kann die Bewulstlosiekeit so plötz- 
lich, also im Moment des Zugreifens eintreten, dafs sofort die 
Besinnung verschwunden ist, ähnlich wie vom Blitz Getroffene 
zusammensinken und, sofern sie gerettet werden, nicht wissen, was 
mit ihnen geschehen ist. Der Druck braucht anscheinend gar nicht 
einmal äufserlich deutliche Spuren zurückzulassen, doch sind bei 
der sehr grofsen Seltenheit dieser Fälle bestimmtere Angaben 
nicht zu machen. 

Es würde also, sowohl bei der Annahme, dafs die drei 
braunen Flecken, welche der alte H. am Halse seiner Tochter 
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gesehen hat, wirkliche Blutunterlaufungen waren, als ohne diese, 
die plötzliche Besinnungslosigkeit infolge eines Griffes an den 
Hals erklärlich sein. 

L. kann dann die. Besinnungslose auf das Sofa gelegt und 
ihr da das Band umgebunden haben, aber nicht so fest, dafs die 
H., als die Respiration nach Überwindung jenes Choks wieder 
einsetzte, nicht noch etwas, wenn auch beschwerlich, hätte atmen 
können. Die behinderte Atmung, die Blutstauung im Schädel be- 
dingte dann die sekundäre Benommenheit. Das Zerreifsen des 
Bandes erachte ich für leicht; wenn jemand den Fuls auf das 
Band stellte und an dem Rock zog, so konnte, wie ich glaube, 
schon eine schwache Person das Band durchreifsen, vielleicht hat 
auch das Band eine schlechte Stelle gehabt, es konnte somit auch 
zum Zwecke des Selbstmordes von der H. abgerissen sein. Ob 
L. für gewöhnlich Schleifen oder Knoten bindet, ist nicht anzu- 
geben. Von der Stiefmutter wurde das Band durch Anziehen des 
einen Schleifenendes gelöst. 

Meiner Auffassung nach ist nicht ausgeschlossen, dafs L. gar 
nicht die Absicht gehabt hat, die H. zu erwürgen. Mößglicher- 
weise hat er sie nur erschrecken wollen, um durch den plötzlichen 
srolsen Schreck Abort zu erzeugen, hat dann, wie die H. an- 
scheinend todt war, um Selbstmord vorzutäuschen, das Band um- 
gelegt und es mit Absicht zur Schleife gebunden. 

Soviel ist sicher, hat L. die H. erwürgt bezüglich erdrosselt, 
so ist das geschehen, ohne dafs ein Kampf oder ein Ringen etc. 
stattgefunden hat. Es ist, — aufserdem dafs die Eltern einen 
Hilferuf oder Geräusch hätten hören müssen — eine Kratzspur 
oder irgend eine Verletzung nicht gefunden, die Kleider waren 
in Ordnung, die Stube zeigte keine Spur eines Kampfes, und ob 
die, nur von einem beteiligten Zeugen gesehenen Würgespuren 
wirklich bestanden haben, kann fraglich erscheinen. Um auf diese 
Spuren noch näher einzugehen, will ich anführen, dafs die H. mir 
angab, sie glaube, I.. habe sie mit dem linken Arm umfafst. Nach 
dem Zeugnis des Vaters haben die drei Spuren rechts neben dem 
Kehlkopf gesessen, links fehlte jede Spur und habe er den Ein- 
druck gehabt, als stammten die Spuren von einem um den Nacken 


her geführten Griff. Nun sind allerdings trotz des nur 30 cm im 
Umfange messenden Halses der H. die Finger nur durch Um- 
greifen des Halses von hinten her und zugleich durch Andrücken 
der Person an die Brust an jene Stelle zu bringen, indessen auch 
dann bleibt der Kehlkopf selbst und die linke Seite des — nicht 
mit einem Tuche oder dergleichen bekleidet gewesenen — Halses, 
vom Drucke völlig frei. Es ist daher auch eime plötzliche Be- 
sinnungslosigkeit wohl nicht möglich, dahingegen kann der Griff 
mit Zusammendrückung des Kehlkopfs und der grolsen Gefälse 
und Nervenstämme ausgeführt werden, wenn die linke Hand von 
vorn her den Kehlkopf umgreift. Dafs der Daumen eine Sugil- 
lation nicht bewirkte — immer vorausgesetzt, dals die braunen 
Flecken wirklich auf diese Weise erzeugt sind — ist ein nicht 
seltenes Vorkommen und widerspricht der Annahme nicht. 

Aus allem folgt, dafs die Erscheinungen, wie sie von der H. 
und über dieselbe angegeben sind, wohl durch fremde Hand er- 
zeugt worden sein konnten, und ist aus dem Gesagten zu ent- 
nehmen, — Vermeidung des Geräusches, kein Kampf ete. — dals, 
wenn nicht die H. einen Selbstmordversuch gemacht hat, was nicht 
völlig ausgeschlossen ist, die Angaben derselben auf Wahrheit 
beruhen, also eine plötzliche Besinnungslosigkeit eingetreten sein 
muls. Diese kann erzeugt sein durch Griff an den Kehlkopf und 
seine nächste Umgebung. Die Erdrosselung mit dem Band hat 
später stattgefunden. 

Zum Schlusse füge ich hinzu, dafs die H. völlig gesunden 
(reistes ist, wie aus den Unterhaltungen, welche ich mit ihr hatte, 
mit Sicherheit hervorgeht. Auch erblich ist sie nicht belastet, nur 
ein Bruder ihres Vaters ist geistesschwach, sonst ist die Familie 
väterlicher- und mütterlicherseits frei. Wenn der Herr Verteidiger 
sagt: „Schwangerschaftszustand soll häufig momentane Geistes- 
störung und Hallucinationen zur Folge haben“, so bestreite ich 
das Wort häufig; die momentanen Geistesstörungen der Gravi- 
dität sind recht selten und liegt absolut kein Grund vor, diese 
momentane Greistesstörung bei der H. anzunehmen. 

Jena, den 14. Juni 1887. 

Prof. Dr. Gärtner, Amtsphysikus. 
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Vom Standpunkte dieses Gutachtens aus hätte sich die Mög- 
lichkeit eines Selbstmordversuches seitens der Anna H. nicht 
abweisen lassen; bei dieser Möglichkeit hätte man wegen des 
Vorganges am 16. Mai zur Einstellung der Untersuchung kommen 
müssen. 

Die Staatsanwaltschaft hielt aber dennoch L. nicht nur für 
verdächtig, dafs er seine Geliebte am 14. Mai unter Vortäuschung 
eines Selbstmords (durch die zurückgelassene Pulverschachtel) 
habe vergiften, sondern auch dafs er sie am 16. Mai unter 
gleicher Fingierung habe erwürgen bez. erdrosseln wollen. 

Die Aufforderung L.’s an die H. am Morgen des 16. Mai, 
ihn abzuwarten und nicht zu Bett zu gehen, sowie sein auffällig 
spätes Erscheinen sprachen dafür, dafs L. zu dieser Zeit etwas 
Aufsergewöhnliches beabsichtigte. Sodann erschien die von L. 
behauptete Unterhaltung mit der H. als erdichtet, weil der an- 
gegebene Greesprächsstofft nur wenige Minuten ausgefüllt hätte, 
während er beinahe eine ganze Stunde bei der Geliebten gewesen 
war. L. hat also den Vorgang falsch dargestellt. Der Umstand, 
dafs von dem Röckchen der kleinen Selma H. das zur Drosselung 
verwendete Band abgerissen worden war, deutete ferner nicht 
auf die Hand der Schwester Anna; ein Fremder aber, der bei 
einiger Überlegung sich sagen mulste, dals ein aus dem Hause 
kommendes Band zur Vortäuschung eines Selbstmordes unent- 
behrlich war, mulste da zugreifen, wo er ein geeignetes Band 
fand. Die Wahl der Schleifenform für die Knüpfung des Bandes 
liefs auf ein bedachtes, ruhiges Handeln schliefsen, also eher auf 
die Thätigkeit eines überlegenden Mörders als auf den Selbst- 
mordversuch eines verzweifelnden Mädchens. Die Selbstmörderin 
würde auch kaum übersehen haben, zum Zwecke der Sicherstellung 
ihres Unternehmens die Thür zu schliefsen, während der feige 
Mörder alle Veranlassung hatte, das Geräusch des Thürschlielsens 
zu vermeiden, wenn er sich nach der That aus dem bewohnten 
Hause fortschlich. Ebensowenig war der Ruf der Anna H. nach 
einem Messer auf natürliche Weise zu erklären, wenn sie den 
Versuch gemacht hätte, sich zu erdrosseln, und dann wieder zu 
sich gekommen wäre. Denn reute sie hinterher das Unternehmen, 
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so hatte sie nur die von ihr selbst gebundene Schleife aufzuziehen; 
wollte sie aber die selbstmörderische Handlung fortsetzen, so 
brauchte sie nur die Schleife fester anzuspannen. Nach der von 
dem Professor für pathologische Anatomie, Hofrat Dr. Müller, 
in der Hauptverhandlung gegebenen Erläuterung befand sich die 
H. bei dem Rufe nach einem Messer in dem Übergange von dem 
blauen Scheintode in den blassen Scheintod. Durch das Zu- 
sammendrücken der Halsschlagadern beim Würgen und durch die 
hohe Stauung des Blutes in den Venen infolge der Umlegung 
des Bandes um den Hals war danach ein grölserer Umfang der 
äufseren Teile des Halses herbeigeführt worden (der cyanotische 
oder blaue Scheintod), infolge der Fortdauer des Blutumlaufes 
aber nahm allmählich die Blutfülle m den äufseren Halspartieen 
wieder ab, das Band lockerte sich und irgend ein leiser Luftzug 
konnte die Respiration wieder einleiten. Da die Zuschnürung des 
Halses dem Menschen die denkbar gröfste Pein verursacht, so 
mufste die H., wenn sie von fremder Hand gewürgt und ge- 
drosselt worden war, also wegen des überraschend schnellen 
Eintritts der Bewulstlosigkeit keine Ahnung davon hatte, was 
mit ihr vorgegangen war, sich bei Eintritt der Wiederbelebung 
völlige macht- und hilflos fühlen. In diesem Zustande mulste sie 
unwillkürlich in Hilferufe ausbrechen und es entsprach ihrer 
eanzen Lage, wenn der Hilferuf sich m einem Schrei nach einem 
Werkzeuge äufserte, mit dem die Halsumschnürung aufgehoben 
werden konnte. Auch der wiederholte ängstliche Ruf „ein Messer“ 
findet deshalb eine natürliche Erklärung nur unter Annahme eines 
fremden Eingriffes. 

Dazu trat, dafs die Staatsanwaltschaft die Angaben des L. 
und die Angaben der H. und ihrer Angehörigen durchaus nicht 
für gleichwertige gelten lassen konnte. Damals war zwar noch 
nicht ermittelt, dass der „Brief des Kollegen“ von L. fingiert 
war; aber seine Erzählung über den Ankauf von Laxierpulver 
und die von ihm gegebene Darstellung des am späten Abend des 
16. Mai seiner Geliebten abgestatteten Besuches waren bereits 
als Erdichtungen erkannt. Ferner hatte er angegeben, dals er 
in der H.’schen Wohnstube im Beisein des Edmund H. einen 
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von dessen Schwester geschriebenen Brief gefunden habe, in 
welchem gesagt gewesen sei, dals er unschuldig sei und Zimmer- 
mann die Schuld an dem Unglück trage; diesen Brief habe er 
mit nach Hause genommen und zu Hause gelesen. Im elterlichen 
Hause L.’s waren nun zwar auch zwei Zettel gefunden worden, 
von denen der eine lautete: „Oskar ist unschuldig‘ und der andere: 
„Lieber Vater. An diesem Unglück ist Gotthold Zimmermann 
schuld daran, Oskar ist unschuldig“; allein nach sachverständigem 
Gutachten waren diese Zettel nicht von Anna H., sondern vielmehr 
von L. selbst geschrieben. (Dies hat er später auch eingeräumt). 

War hiernach die Absicht des Beschuldigten in verschiedener 
Weise darauf gerichtet gewesen, die Untersuchung irre zu leiten 
und die Behörden zu täuschen, so hatte sich anderseits kein Um- 
stand ergeben, welcher die Glaubwürdigkeit der H.’schen Familie 
hätte zweifelhaft erscheinen lassen. Der Gerichtsarzt erklärte 
freilich nicht für ausgeschlossen, dafs die Angabe des Mädchens 
über den ersten Teil der Bewulstlosigkeit erlogen sei, und bei 
Annahme einer solchen Lüge wäre überhaupt nicht mehr davon 
auszugehen gewesen, dafs ihr etwas geglaubt werden könne. Da 
aber eine Drosselung durch fremde Hand von jedem Menschen, 
dem auch nur geringe Widerstandskraft innewohnt, abzuwehren 
versucht werden wird, und da der Versuch einer solchen Abwehr 
mindestens am Halse des Angegriffenen Spuren hinterlassen mufs, 
so könnte eine ohne Hinterlassung irgendwelcher Spuren eines 
Kampfes erfolgte Drosselung der H. durch L. nur angenommen 
werden, wenn die H. vorher kampfunfähig gemacht worden war. 
Der Griff an die Kehle bot diese notwendige Ergänzung zur 
Strangulation. Die H. und ihr Vater hatten jedoch von selbst 
der Fingereindrücke am Halse keine Erwähnung gethan, sondern 
erst durch die Frage des Staatsanwaltes daran erinnert werden 
müssen, dafs solche vorhanden gewesen waren. Waren hiernach 
die Druckspuren am Halse der H. keineswegs erdichtet, so gab 
andererseits der Physikus selbst die Möglichkeit zu, dass die H. 
bereits im Augenblicke des Griffs an die Kehle das Bewulstsein 
verlor. Schon deswegen mulste für ausgeschlossen gelten, dafs 
die H. gelogen habe. 
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Es war aber auch die Anzeige gegen L. nicht auf ihren 
Wunsch und entgegen ihren Interessen erstattet worden. Ihr 
war es unerträglich, im Orte als „Hure“ gelten zu sollen; und sie 
wies deshalb den Gedanken nicht zurück, L. trotz des Vorgefallenen 


zu heiraten. Am 19. Mai, Himmelfahrtstag, — wir folgen auch 
bei dieser Schilderung alsbald dem Beweisergebnisse der Haupt- 
verhandlung — begab sich ihr Vater in das L.’sche Haus, wo er 


den Vater des L. antraf und diesem mitteilte, dals Anna schwanger 
set. L. sen. erwiderte: „Da habt Ihr euch doch den besten heraus- 
gesucht. Sie hat deren noch mehr gehabt. Wir haben einen 
Brief, den geben wir nicht heraus, den halten wir fest.“ 

H. sen. hat nun darauf hingewiesen, dafs er noch mehr erzählen 
könne, dafs Oskar der Anna Pulver gebracht habe und sie habe 
erdrosseln wollen. Nachdem L. sen. entgegnete, dals er warten 
müsse, bis Oskar nach Hause komme, hat H. sen. geäufsert, 
Oskar möge hinunter zu ihm kommen und sich erklären. Dabei 
hat er mit Anzeige gedroht, wenn nicht bis zum anderen Tage 
eine Erklärung erfolge. Als er sich hat entfernen wollen, ist 
Frau L. nach Hause gekommen. Auf die Wiederholung seiner 
Erzählung wurde Frau L. ohnmächtig. Am anderen Morgen ist 
der Geistliche in das L.’sche Haus gerufen worden, wo ihm ins- 
besondere der „Brief des Kollegen“ vorgelegt wurde. Vom L.’schen 
Hause ist der Geistliche in das H.’sche gegangen und hat dem 
H. vorgehalten „wie er Oskar L. solche Sachen vorwerfen könne“. 
H. erwiderte, dafs er das Pulver in Verwahrung habe und dafs 
Anna am Montag Abend ein Band um den Hals gehabt habe, 
worauf der Geistliche unter den Worten: „Oskar ist der Mörder, 
ich hätte es nicht gedacht“, das Haus verliels und zu L.’s zurück- 
kehrte. Am Abend erschien L. in Begleitung seines Schwagers 
R. bei H.; R. erklärte: „Anna könne hinaufziehen, wenn sie 
wolle“. Den Sonntag darauf (22. Mai) eröffneten L.s Filtern 
dem Vater der Anna H., „sie müsse die Sache auf sich nehmen, 
den Vorgang durch einen Krankheitsanfall erklären, sonst könne 
nichts daraus werden,“ und Dienstag Abend forderte L. sen. den 
H. sen. auf, anderen Tages „Anna zu bringen“. Am Mittwoch 
(25. Mai) fand auch die Verlobung statt. 1L.'s Mutter verlangte 
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dabei wiederholt, Anna müsse vorgeben, dafs sie in einem Schwanger- 
schaftsanfalle wahrscheinlich sich selbst habe erdrosseln wollen. 
Auf den Einwand: „das gehe doch nicht“ erwiderte Frau L.: 
„Sonst könnt ihr nicht zusammenkommen‘, und nun erklärte Anna 
H.: „Da muls ich es auf mich nehmen; ihr dürft aber nicht wieder 
zurücktreten und mülst mich gut beladen 

Tags darauf wurden die Taufzeugnisse der Verlobten beim 
Pfarramte bestellt, um beim Standesbeamten das Aufgebot be- 
antragen zu können. Der Geistliche lehnte die Ausstellung der 
Zeugnisse ab, worauf H. sen. und L. in Jena einen Rechtsanwalt 
darüber zu Rate zogen. Als sie zurückkehrten, umarmte Frau L. 
den H. sen. unter der Bitte: „Bleibe nur bei einer Rede, schütte 
das Pulver weg und thue Laxierpulver hinein.“ Am Abend des 
Donnerstag gab sich Anna H. dem L. preis. Freitag (27. Mai) 
holte der Geistliche bei seinem Vorgesetzten in Jena Instruktion 
ein und trat dann mit dem ÖOrtsbürgermeister und H. sen. in 
Verhandlung. Er sagte, dafs er die Zeugnisse nicht verweigern 
könne. Als dann aber H. sen. eine Warnung für die Zeitung 
zum Vorschein brachte, in welcher der Vorfall auf ‚„krankhafte 
Stimmung seiner Tochter‘ zurückgeführt wurde, zerrifs der Herr 
Pfarrer das Schriftstück unter den Worten: „Das ist alles nicht 
wahr“. Nun ging H. sen. nach Hause und teilte L. mit, es he!fe. 
alles weiter nichts, es müsse Anzeige gemacht werden. L. bat 
darauf Anna: ‚sie solle es doch auf sich nehmen, bei einer Rede 
bleiben, einen Anfall vorschützen.‘“ Er fügte hinzu, dafs er sonst 
jeden Tag gewärtig sein müsse, geholt zu werden. Am folgenden 
Tage (28. Mai) erfolgte endlich die Anzeige des Falles durch den 
ÖOrtsbürgermeister in Gemeinschaft mit dem Vater des Mädchens. 


111. 


Nachdem die öffentliche Klage erhoben war, erachtete man 
es im Hinblicke auf die vom Amtsphysikus erhobenen Bedenken 
für nötig, noch einen zweiten Sachverständigen zu hören. Es wurde 
deshalb von dem bereits erwähnten Hofrat Professor Dr. Müller 
in Jena ein weiteres Gutachten beigezogen. Dasselbe lautet: 
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Gutachten. 

Der Angeschuldigte Oskar L. aus M. hat seit einem Jahre 
mit Anna H. von da ein Liebesverhältnis unterhalten. Seit Weih- 
nachten glaubt die Anna H. schwanger zu sein. L. will dies am 
10. Mai dieses Jahres von ihr erfahren haben; aber schon im 
Frühjahr äufserte er gegen den Einwohner Zimmermann in M. 
„er könne mit der H. Hochzeit machen“. Am 14. Mai lälst sich 
die H. von Professor Schillbach in Jena untersuchen, welcher das 
. Vorhandensein der Schwangerschaft konstatiert. Am Abend des- 
selben Tages gibt Oskar L. nach eigenem Geständnis ihr eine 
Blechbüchse mit Pulver, mit der Weisung, davon einzunehmen. 
Am 16. Mai fragte er sie im Vorbeigehen, ob sie etwas nach dem 
Pulver spüre, was sie verneint. An demselben Tage abends 9'/, Uhr 
besucht er sie in der Wohnstube des H.’schen Hauses. Über den 
Verlauf des Zusammenseins weils die H. nur anzugeben, dafs L. 
sagte: „Hier bringe ich dir etwas, das gehört dazu“ und sie um 
die Taille fafste. Von da an fehlt ihr jede Erinnerung. L. gibt 
an, am 16. abends 10'/, Uhr seine Wohnung betreten zu haben. 
Am Morgen des 17. 2'/, Uhr erinnert sich die H. mehrmals „Messer“ 
gerufen zu haben, der Ruf wurde von der obenschlafenden Stief- 
mutter und dem Vater vernommen, welche die Tochter in der 
Wohnstube am Boden liegend, den Kopf etwas durch die rechte 
Hand gestützt, ein Band mit einfacher Schleife um den Hals ge- 
schnürt, antrafen. In der Nähe des Sofa waren Spuren, dafs die 
H. sich erbrochen habe. Die Mutter löste das Band, worauf 
wiederum Erbrechen erfolgte. Das Mädchen hatte aulserdem Ex- 
kremente unter sich gelassen; sie wurde von der Mutter ausge- 
zogen und von beiden Eltern zu Bett gebracht, wobei sie die 
Beine etwas nachschleppte. Ein Geruch in der Wohnstube wurde 
nicht verspürt, aulser nach den Exkrementen. Am folgenden Tage 
war Anna H. immer noch wie besinnungslos, erst am Mittwoch 
(den 18. Mai) war die Besinnung zurückgekehrt. Während sie 
am 17. im Bette lag, bemerkte der Vater unterhalb der Spur, 
welche das Band am Halse zurückgelassen hatte, rechterseits drei 
untereinander befindliche blaubraune unterlaufene Flecken in der 
Entfernung von einander, in welcher die Finger sich befinden, 

2% 


wenn man ordentlich zugreift. Die Flecken sind nach seiner und 
seines Sohnes Angabe vier bis fünf Tage zu sehen gewesen. 
Die Eltern glauben, zunächst. einen Selbstmordversuch an- 
nehmen zu sollen; die Tochter stellt einen solehen bestimmt in 
Abrede. Erst am 19. Mai will der Vater der H. von der 
Schwangerschaft Kenntnis erhalten haben, er ändert nun seine 
Auffassung des Vorfalls, unterläfst aber zunächst die Anzeige, 


weil eine Verheiratung des Oskar L. mit der Anna H. — sie 
gibt an, noch am 26. Mai den Beischlaf mit Oskar L. vollzogen 
zu haben — von den beiderseitigen Eltern verabredet wird. Da 


der Vorfall aber mittlerweile in weiteren Kreisen bekannt gewor- 
den ist, erfolgt auf Aufforderung des Bürgermeisters am 28. Mai 
die Anzeige. 

Die thatsächlichen Unterlagen zur Beurteilung des Falles be- 
schränken sich auf das Vorhandensein der Stranemarke am Hals 
der Anna H. — welche am 1. Juli noch zu konstatieren war und 
voraussichtlich noch lange Zeit sichtbar bleiben wird. Die wei- 
teren Unterlagen sind gegeben durch die Aussagen des Ange- 
klagten und der Zeugen. Um über die Glaubwürdigkeit der 
letzteren und über den Greisteszustand der Anna H. ein eigenes 
Urteil zu gewinnen, habe ich am 29. Juni und 1. Juli die Familie 
H. in M. aufgesucht, ohne sie vorher zu benachrichtigen. Ich 
traf die Familie am 29. Juni auf dem Felde, den Vater zu Hause 
und sprach mit den Mitgliedern einzeln, ohne dafs die andern das 
Gespräch hören konnten, am 1. Juli traf ich die versammelte 
Familie zu Hause. Die Aussagen der Anna H. selbst, die ihres 
Vaters, der Stiefmutter und des Bruders waren so klar, dafs sie 
an sich den Eindruck voller Glaubwürdigkeit auf mich gemacht 
haben; allerdings darf nicht übersehen werden, dafs die Zeugen 
alle in näherem verwandtschaftlichen Verhältnis zu der H. stehen. 
Die Strangmarke selbst beweist nur, dafs eine Umschnürung des 
Halses der Anna H. stattgefunden hat, welche stark genug war, 
um eine beträchtliche Sugillierung der Druckstelle hervorzubringen. 
Die Folgen der Umschnürung kennen wir lediglich aus den Aus- 
sagen der Zeugen, die Umstände, unter welchen sie stattgefunden 
hat, aus den Aussagen des Angeklagten und der Zeugin Anna 
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H. Da beide, wie der Angeklagte selbst zugibt, am Abend des 
16. Mai in der H.’schen Wohnstube allein zusammen waren, so 
kann nur durch ihn oder durch die H. selbst die Umschnürung 
vollbracht worden sein, und die Frage stellt sich so: Sind über- 
wiegende Gründe da zu der Annahme, dafs der Angeklagte, um 
sich der Anna H., nachdem ihre Schwangerschaft ärztlich kon- 
statiert war, zu entledigen, einen Erwürgungsversuch gemacht hat, 
oder sind überwiegende Gründe da zu der Annahme, dafs die 
Anna H., um den Angeklagten zur Heirat zu nötigen, einen Er- 
würgungsversuch fingiert, oder, um der Schande zu entgehen, 
einen Selbstmordversuch gemacht hat. 

Die erstere Annahme läfst sich begründen: 

1. Durch die Äußerung des Angeklagten gegen den Land- 
wirt Zimmermann im Laufe des Frühjahrs, und durch die beiden 
Zettel, welche derselbe eingestandenermalsen geschrieben hat. 
Sollte die H. verdächtigt werden, auch mit andern geschlecht- 
lichen Umgang zepflogen zu haben, so war die Hereinziehung 
Zimmermanns eine wohl berechnete, da dessen Vergangenheit in 
dieser Beziehung Keine ungetrübte ist. 

2. Durch die Verabreichung des Pulvers an die H. am Abend 
des 14. Mai. Ist die Büchse ursprünglich mit der den Akten bei- 
liegenden Etikette versehen gewesen, so liegt die Annahme sehr 
nahe, dals der Angeklagte in dem Inhalt etwas anderes als Sand, 
Gips, Amplum und Meerzwiebelextrakt vermutete, denn die ge- 
wöhnlich gegen Mäuse und Ratten angewandten Mittel sind Phos- 
phor oder arsenige Säure. Beides sind aber zugleich Gifte, deren 
Schwangere häufig sich bedienen, um durch Selbstmord der Schande 
zu entgehen. 

3. Enntziehen sich diese beiden Gründe der ärztlichen Beweis- 
führung, so ist dies nicht der Fall mit dem dritten Grund, mit 
der Art, wie die Strangulierung zur Ausführung gelangt ist. 
Nach den Zeugenaussagen ist die Strangulierung bewirkt worden 
durch ein von einem Mädchenrock abgerissenes Band. Die 
Strangulierung ist intensiv genug gewesen, um eine noch jetzt 
sichtbare Strangmarke und die gewöhnlichen Erscheinungen tiefer 
Asphyxie, Bewulstlosigkeit, Firbrechen, unwillkürliche Entleerune 
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von Exkrementen herbeizuführen, nicht intensiv genug, um die 
Respiration dauernd zu sistieren. Nach der Aussage des Vaters 
und des Bruders der H., welcher hierüber noch zu vernehmen 
sein wird, sind auf der rechten Seite des Halses aufserdem die 
Druckspuren von drei Fingern vier bis fünf Tage hindurch zu 
sehen gewesen. Wird die Aussage eidlich erhärtet, so ist kein 
(srund vorhanden, an der Richtigkeit der Beobachtung zu zweifeln. 
Dann weisen die Fingerspuren darauf hin, dafs dem Strangu- 
lierungsversuch ein Erwürgungsversuch, wie in vielen ähnlichen 
Fällen, vorhergegangen ist. Dann ist aber auch die Wahrscheim- 
lichkeit eine überwiegende, dafs die Asphyxie der H. durch 
fremde Hand, und zwar durch den Angeklagten, herbeigeführt 
worden ist. Zwischen dem Eintritt des Oskar L. in die H.’sche 
Wohnstube und seiner Rückkehr in die elterliche Wohnung liegt 
eine Stunde. Dieser Zeitraum war zur Ausführung der an der 
Anna H. verübten Gewaltthat mehr als genügend. Die That- 
sache, dafs die Druckspuren der Finger nach vier bis fünf Tagen 
verschwunden sind, während die Strangspur sich erhalten hat, 
führt zu der Annahme, dals die H. zunächt bis zum Eintritt 
cyanotischer Asphyxie gedrosselt und dafs ihr noch während des 
Bestehens eyanotischer Asphyxie das Band umgelegt worden ist. 
Die Bedingungen für die Erzeugung einer ausgiebigeren, bleibende 
Spur hinterlassenden Sugillierung waren bei diesem Hergang für 
das strangulierende Band günstiger, als für die den Hals zu- 
sammendrückenden Finger. 

Dafs die H. eines gewaltsamen weiteren Angriffs des An- 
geschuldigten gegen sich als des festen Umschlingens ihrer Taille 
seitens des vor ihr Stehenden sich nicht erinnern kann, ist elaub- 
würdig und widerspricht der Annahme eines Erwürgungsversuchs 
durch fremde Hand nicht. Auch wenn das Bewulstsein der 
Anna H. nicht sofort nach der Umklammerung des Halses ge- 
schwunden ist, was an und für sich im Bereich der Möglichkeit 
liegt, so sind, gleichviel ob die das Bewulstsein vermittelnden 
Teile des Gehirns durch ein Trauma, durch Insolation oder durch 
Asphyxie ihre Thätigkeit einstellen, die Fälle bei allen Formen 
von vorübergehender, rasch eintretender Lähmung dieser Teile 
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nicht selten, in welchen das Erinnerungsvermögen für die der 
Lähmung vorhergehenden Ereignisse verloren ist. Für die An- 
nahme, dafs die rasche Betäubung der Anna H. durch ein An- 
ästhetikum, wie etwa Chloroform, herbeigeführt worden sei, fehlt 
jeder Anhalt. 

Wird die Aussage der Mutter, dafs in der Nähe des Sofas, 
also von der Stelle, an welcher die Anna H. lag, etwas entfernt, 
ähnliche Massen am Boden sich befanden, wie die, welche nach 
Lösung des Bandes erbrochen wurden, eidlich erhärtet, so ist zu 
schliefsen, dafs die H. in der Nähe des Sofas so weit asphyktisch 
wurde, dafs es zum Brechakt kam. Da sie an einer andern 
Stelle des Zimmers lag, als die Eltern eintraten, während sie 
nach deren Aussage an dem Greebrauch ihrer Fülse behindert 
war, ergibt sich die Wahrscheinlichkeit, dafs die Asphyxie durch 
zwei an verschiedenen Stellen des Zimmers sich vollziehende 
Einwirkungen zu stande gekommen ist, und zwar in der Weise, 
dafs sie vor dem Sofa durch den Erwürgungsversuch bewulstlos 
wurde, und dafs ihr an der Stelle, an welcher sie später auf- 
gefunden wurde, zum Zwecke der Vortäuschung eines Selbst- 
mordes das Band um den Hals gelegt wurde. 

Das Vorhandensein einer Schleife an dem strangulierenden 
Band gestattet keinen Schlufs auf die Person des Thäters. Handelte 
es sich in dem vorliegenden Falle lediglich um die Strangulierung 
durch das Band, so hatte Oskar L. unter allen Umständen ge- 
nügende Zeit, die Schleife zu knüpfen. Aber auch die H., wenn 
sie selbst sich den Hals umschnürt hätte mit einer die Strangu- 
lationsmarke, wie sie noch zu sehen, verursachenden Kraft, konnte 
noch so viel eigene Kraft und Besinnung behalten, um die Schleife 
daran festzubinden. 

Der Wahrscheinlichkeit, dafs die Würgung und Strangulierung 
der Anna H. durch fremde Hand, und zwar die des Angeklagten 
stattgefunden hat, steht die Möglichkeit gegenüber, dafs sie selbst 
Hand an sich gelegt hat. 

Zurückgewiesen muls die Annahme werden, dafs die Anna H., 
um den Oskar L. zur Heirat zu nötigen, einen Erwürgungs- und 
Strangulierungsversuch fingiert habe. Die Strangulation war, wie 
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die noch vorhandene Spur beweist, so beträchtlich, dafs der 
günstige Ausgang nicht in der Hand der Strangulierenden lag, 
und die Erscheinungen, welche die H. darbot, waren die gewöhn- 
lichen schwerer Asphyxie. Es ist nicht anzunehmen, dafs ihr 
diese Symptomengruppe so genau bekannt gewesen sei, um sie 
in allen Einzelheiten folgerichtig zu simulieren. Für die An- 
nahme, dafs ein Augenblick geistieer Gestörtheit die Anna H. 
veranlafst habe, Hand an sich zu legen, fehlt jeder Anhalt, denn, 
wie ich nach eigener Wahrnehmung in Übereinstimmung mit dem 
Amtsphysikus Professor Dr. Gärtner aussagen muls, ist weder 
erbliche Belastung noch erworbene Epilepsie vorhanden, und die 
Beschwerden der Schwangerschaft sind bis jetzt bei ihr so gering, 
dafs ich sie am 29. Juni gleich den anderen Gliedern der Familie - 
H. bei der Feldarbeit beschäftigt antraf. | 

Aber die Möglichkeit ist auf Grund des objektiven Befunds 
nicht auszuschlielsen, dafs die Anna H., im Falle ihr Oskar L. 
am Abend des 16. Mai erklärt hat, dafs er sie nicht heiraten 
könne, einen Selbstmordversuch gemacht hat. Der Zeitraum von 
fünf Stunden ist ausreichend, dafs ein Mensch von einer durch 
einen Selbsterwürgungsversuch bedingten Asphyxie soweit sich 
erholen kann, um durch einen Strangulierungsversuch das Ziel zu 
erreichen. Schwerverständlich bleibt bei dieser Annahme — von 
der inneren Unwahrscheinlichkeit eines derartigen Selbstmord- 
versuchs ganz abgesehen —, dafs die Anna H. am Morgen des 
17. Mai wiederholt „ein Messer“ rief, während sie es doch in der 
Hand hatte, durch festeres Anziehen der Schleife den Zweck zu 
erreichen. 

Jena, o. Juli 1887. 

gez. Hofrat Wilhelm Müller. 


In der Hauptverhandlung machten Anna H. und ihre An- 
gehörigen den Eindruck voller Glaubwürdigkeit und die ärztlichen 
Sachverständigen*) erklärten ihre Aussagen auch vom ärztlichen 





*) Bemerkungen des Herausgebers: Der Physikus Prof. Dr. Gärtner war 
durch eine Urlaubsreise an der Vertretung seines Gutachtens verhindert und 
statt dessen war der Geh. Medizinalrat Dr. Pfeiffer aus Weimar als Sach- 





Gesichtspunkte aus als völlig einwandsfrei. Die Staatsanwaltschaft 
hob in ihrem Plaidoyer hervor, dafs der allgemeinen Erfahrung 
nach schon Erdrosselung mit gröfster Wahrscheinlichkeit auf fremde 
Hand deute, Selbsterwürgung aber gar nicht vorkomme. Sie wies 
aber die Annahme zurück, dafs L. die H. nur habe erschrecken 
wollen, um Abort zu erzeugen. Denn man könne eine Person, 
die man jederzeit und überall berühren könne, und der man sich 
‘in der unbefangensten Weise genähert habe, durch einen Griff 
an den Hals gar nicht in Schrecken versetzen. 
| Der Angeklagte kam nicht auf seine frühere Behauptung 
zurück, dafs Anna H. ihm selbst gestanden habe, dafs sie sich hätte 
um das Leben bringen wollen. Er suchte nur auszubeuten, dafs 
sie gesagt haben sollte, sie könne ihm keine Schuld geben, es 
wäre dunkel in der Stube gewesen. Die Verteidigung suchte die 
Anklage als eine Hypothese hinzustellen, welcher die gröfsere 
Wahrscheinlichkeit eines in momentaner Geistesstörung verübten 
Selbstmordversuches gegenüber stehe. Von der Staatsanwaltschaft 
wurde in der Replik der Zusammenhang der beiden Vorgänge 
am 14. und am 16. Mai noch besonders betont. 





verständiger zur Hauptverhandlung geladen. Dieser trat unter der Voraus- 
setzung, dass die Zeugenaussagen der Familie H. wahr seien, dem Müller'schen 
Gutachten durchweg bei. Wenn man diese Aussagen im Zusammenhalt mit 
dem günstigen persönlichen Eindruck, welchen die Glieder der Familie H., 
ganz besonders die Anna H. als Hauptzeugin, machten, unter und gegenein- 
ander schon in der Voruntersuchung verglich, so vermochte man ihnen die 
Glaubwürdigkeit in keinem Punkte abzusprechen. Anna H. war auch in der 
Hauptverhandlung noch Verlobte des Angeklagten; sie hatte es auch schon in 
der Voruntersuchung in der Hand, auf die an sie gerichtete Belehrung über 
ihr Zeugnisverweigerungsrecht die Zeugnislegung zu verweigern, sie machte 
aber davon keinen Gebrauch, obschon sie dem Angeschuldigten verziehen hatte. 
Aus den Äufserungen der H.’schen Familienglieder ging die Überzeugung 
hervor, dass der Lauf der Gerechtigkeit nicht aufzuhalten und das Geschehene 
in voller Wahrheit darzustellen sei; dazu stand der Familie H. das Zeugnis 
der Angesehenheit, allgemeiner Achtung und Bravheit zur Seite. 





Dem Herausgeber lag in dem vorstehenden Rechtsfall die 
Führung der gerichtlichen Voruntersuchung ob. Dabei war es 
für den Beweis des Mordversuches durch fremde Hand, welcher 
von vornherein weit mehr Wahrscheinlichkeit als ein Selbstmord- 
versuch für sich hatte, von Bedeutung, darüber von einem zweiten 
medizinischen Sachverständigen Aufschlufs zu erhalten, ob die 
plötzliche Besinnungslosigkeit der Anna H., bei dem von ihr be- 
zeugten Umfassen seitens ihres Geliebten um ihre Taille, ohne 
alle weitere Wahrnehmung eines Griffes an ihren Hals, wirklich 
eine so rasch eingetretene gewesen sein konnte, dafs auch jede 
Erinnerung an ihre Ursache (ob gewaltsamer Griff oder Druck‘ 
auf den Hals oder Zusammenschnürung desselben) unterdrückt 
worden ist. Es lag der Beweisfeststellung an einer Aufklärung 
dieses so plötzlichen Eintritts der Bewulstlosigkeit umsomehr, als 
in dem physikatsärztlichen Gutachten, in welchem der Selbst- 
mordversuch als möglich — aber eigentlich, wie daraus deutlich 
zu entnehmen war, für wahrscheinlicher als ein Mordversuch 
durch fremde Hand, hingestellt worden war, sich die Bemerkung 
fand, es wäre „nicht ausgeschlossen, dals die Angabe der 
Anna H. über diesen ersten Teil der Bewulstlosigkeit erlogen 
sei.“ Wäre nämlich die Bewulstlosiekeit bei selbeigener Zu- 
schnürung des Halses eine ebenso plötzliche gewesen. dann hätte 
doch wohl kaum die Anna H. während eines rasch-krampfhaften 
Zusammenziehens des zweifach um den Hals geschlungen ge- 
fundenen Bandes noch so viel Kraft und Besinnung gehabt, die 
von ihrer Mutter nach 4 bis 5 Stunden gelöste einfache Schlinge 
so gut zu knüpfen, dafs sie ganz fest zusammengezogen war. 
Anna H. war bei ihrer Vernehmune veranlafst worden, eine Schlinge, 
wie sie eine solche zu binden pfleete, möglichst rasch zu knüpfen ;- 
sie knüpfte eine doppelte (also nicht, wie an ihr gefunden, eine 
einfache oder einseitige) Schleife und brauchte dazu nach der Uhr 
8 bis 10 Sekunden nach dem ersten Durchschlingen (Kreuzen) 
der Bandenden; dieses Knüpfen der Schleife aber ist erst möglich, 
nachdem die letzterwähnte kreuzweise Durchschlingung und das 
feste Zusammenziehen der ersten Umschlingung um den Hals nach 
entgegengesetzten Seiten mit den Bandenden stattgefunden hat, 


und hierbei mufste schon Blutstockung, Nervenshok u. s. w. 
die rasche Besinnungslosigkeit herbeiführen, so dafs eine Schleifen- 
bindung nicht noch in der vorgefundenen Weise von der Anna H. 
hätte bewirkt werden können.*) Gerade aber diese letztere in 
aller Korrektheit und Festigkeit wies auf die Unmöglichkeit 
hin, dafs von Anna H. selbst die auf Erdrosselung abzielende 
Halsumschlingung ausgegangen sein konnte. Nimmt man dazu 
die Stärke der Strangulationsmarke, so mülste eine grofse Kraft- 
anstrengung bei der sie verursachenden Zusammenschnürung des 
Halses angewendet worden sein, wie ein Selbstmörder, hier ein 
junges Mädchen, sie, vollends mit nachfolgender Schleifenbindung, 
kaum an sich selbst hervorbringen dürfte. Eine Selbsterdrosselung 
kommt ohne Anwendung eines die Zugschlinge fester ziehenden 
Mittels, wie z. B. eines Stockes, Knebels oder Knüppels, welchen 
der Selbstmörder in der Schlinge herumdreht und wodurch _ die 
Schnürung fester bewirkt wird, äulserst selten vor, was auch 
E. Hofmann, Lehrbuch der gerichtlichen Medizin, 3. Aufl. S. 538 
bestätigt.*”) Daselbst S. 537 wird das Erdrosseln durch fremde 





*) In welcher Weise der Angeklagte sonst etwa Schleifen zu binden pflegte, 
etwa nur einfache oder halbe (einseitige) war nicht zu ermitteln; jetzt natür- 
lich band er sie doppelseitig und behauptete, so stets seine Schleifen gebunden 
zu haben —. 

**) Ein eigenartiger Fall der Selbsterdrosselung findet sich bei Casper 
und Liman, Gerichtl. Medizin, II. S. 582. Maschka in der Wiener medizin. 
Wochenschrift, 1879 Nr. 2 hat einige Fälle der Selbsterdrosselung beschrieben ; 
vergl. auch E. Hoffmann, Lehrbuch der eerichtl. Medizin, 3. Aufl. S. 538 tt. 
Derselbe erklärt zwar, dass Selbsterdrosselung „nur ganz ausnahmsweise“ 
vorkomme ausser da, wo die Todesstrafe durch Erdrosseln (garrot in Spanien) 
die Idee oder das Beispiel dazu gebe; er meint jedoch, die Seltenheit wäre 
nur mehr zufällig, da es verhältnismässig leicht erscheine, durch eigenhändiges 
Zusammenschnüren mit einem Bande die Luftwege, und wenigstens die venösen 
Gefässe bis zur Undurchgängigkeit zusammenZupressen und rasche Bewuist- 
losigkeit zu bewirken, worauf, wenn die Zusammenziehung mittels eines 
Knotens oder Hebels oder überhaupt auf eine solche Art geschehen sei, dass 
sie durch den Eintritt der Bewulstlosigkeit nicht unterbrochen worden, der 
Tod notwendig eintreten müsse. Diese Auffassung teilt Hoffmann mit 
Jacquier, du suicide par strangulation sans suspension, Troyes, 1851, welcher 
17 Fälle der Selbsterdrosselung aufgeführt habe. Ohne Gebrauch eines durch 
die Halsumschlingung gesteckten Hilfsmittels zum Drehen oder Zusammen- 
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Hand mit seinen raschen Wirkungen, namentlich dem plötzlichen 
Eintritt der Bewulstlosigkeit erwähnt und dabei bemerkt, dafs 
die meisten Fälle gezeigt haben, wie der Thäter sich mit dem 
Erdrosseln nicht begnügte, sondern das Würgen vorausgehen 
liefs, dessen Chok auf die Nerven eine sofortige Bewulst- 
losigkeit herbeiführe. Dafs dies in dem obigen Falle der Er- 
drosselung vorausgegangen ist, kann mit grolser Sicherheit aus 
den fünf Tage lang nach dem Vorfalle auf der rechten Halsseite 
der Anna H. noch sichtbaren Eindrücken dreier Fingerspitzen 
erschlossen werden, indem L. mit der einen Hand die Taille der 
Anna H. umschlang und mit der anderen ihr den Hals zu- 
sammenpresste, so dals sie sofort die Besinnung verlor. War 
einmal Bewulstlosigkeit, wie wohl auch berechnet gewesen sein 
wird, eingetreten, so kann auch die Klarheit der Besinnung und 
des Wissens von deren unmittelbarer Verursachung so getrübt 
gewesen sein, dals sie das Erwachen des Erinnerungsvermögens 
nicht aufkommen läfst, wie das in anderen Fällen urplötzlicher 
Überwältigung, z. B. bei der vom Blitze getroffenen und dann 
wieder erwachten Personen, und wie so oft bei plötzlich Er- 
schreckten, Überraschten u. dergl., vorzukommen pflegt, und dann 
war es dem Thäter leicht, eim daliegendes Rockband abzureilsen 
und damit, um eines tötenden Erfolges um so sicherer zu sein, 
— in aller Ruhe die Erdrosselung vorzunehmen. 

Daher wurden dem Sachverständigen Prof. Dr. Müller die 
Fragen vom Untersuchungsrichter besonders vorgelegt: Ist es 
wahrscheinlich, dafs Anna H., wenn sie sich selbst den Hals 
umschnürt gehabt, und zwar mit einer die Strangulationsmarke, 
wie sie noch zu sehen, verursachenden Kraft, noch so viel Be- 
sinnune und eigene Körperstärke behalten konnte, um die vor- 
sefundene Schleife nach der gekreuzten, festen Zusammenziehung 





pressen jener um den Hals, wie im Text erwähnf ist, könnte nun durch 
eine sog. Zugschlinge eine Selbsterdrosselung leichter zu bewirken sein; 
beim Schleifenbinden würde mit Eintritt der Besinnungslosigkeit durch Zu- 
sammenziehen der gekreuzten Schlinge die Kraft erlahmen und die leichte 
Schlingung mangels weiterer Zusammenziehung sich sogleich wieder 
lockern, und Fortatmung eintreten. 
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der Schlinge zu binden? oder deutet die vorgefundene Strangu- 
lationsmarke und die sie verursacht habende Bandknüpfung auf 
eine fremde, mit Zweck- und Zielbewulstsein geleitete, kräftige 
Hand? 

Daran schlofs sich die auch in dem Physikatsgutachten be- 
antwortete Frage: wodurch es sich erklären lasse, bez. ob es 
wahrscheinlich sei, dafs Anna H. in der That sich nicht eines 
gewaltsamen Angriffes des Angeschuldigten auf ihren Hals nächst 
der Umschlingung ihrer Taille durch denselben, als er vor ihr 
gestanden, erinnern könne? Das Müller’sche Gutachten gab 
hierauf die oben erwähnten Antworten. 

Zum Schlufs mag noch einiges hierher Gehörige aus Maschka’s 
Handbuch der gerichtl. Medizin, 1881, Bd. I mitgeteilt werden. 
Zunächst über das Erwürgen wird auf S. 632 bemerkt: „Erwürgen 
läfst in allen Fällen mit voller Bestimmtheit auf fremde Einwir- 
kung schliefsen; zufällig kann dasselbe nicht vorkommen und auch 
ein Selbstmord durch Erwürgen ist nicht denkbar, indem selbst 
angenommen, dafs sich ein Mensch auf diese Weise töten wollte, 
die den Hals komprimierenden Finger beim Eintritt der Bewulst- 
losigkeit notwendig erschlaffen müssen, wodurch dann die Fort- 
setzung der Kompression und die Behinderung des Luftzutrittes 
aufgehoben werden; übrigens wurde auch noch niemals ein Fall 
beobachtet, dafs sich ein Mensch selbst und absichtlich durch 
Erwürgen getötet hätte.“ 

S. 631 wird rücksichtlich der Lage der von Fingereindrücken 
herrührenden Spuren bemerkt, dafs sie für die Beurteilung sehr 
wichtig sei, nicht blofs, um zu erkennen, ob der Halsgriff rechts- 
oder linkshändig geschehen, sondern auch ob von hinten oder von 
vorn zugegriffen worden sei. Der wichtigste Umstand ist dabei 
der, dafs die Fingereindrücke der Stellung der angelegt gewesenen 
Finger entsprechend, niemals in einer Ebene (soll wohl heifsen in 
einer geraden Linie, denn am Halse ist eine Ebene als geradlinige 
Fläche nicht wohl denkbar), sondern mehr oder weniger über 
und untereinander gelagert sind, welcher Umstand den Unter- 
schied vom Erhängen und Erdrosseln markiert, indem auch die 
von einer unterbrochenen Strangfurche verbliebenen Eindrücke 
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und Hautabschürfungen stets in einer „Ebene“ gelegen sind und 
miteinander durch eine um den Hals gezogene Kreislinie verbun- 
den werden können, was beim Erwürgen nie der Fall ist. Auch 
nach der Form erscheinen die Eindrücke entweder unregelmälsig 
gestaltet, mohnkorn- bis erbsengrofs, oder sie haben mehr oder 
weniger eine den Fingernägeln entsprechende halbmondförmige 
(Gestalt, oder sie erscheinen streifenförmig, besonders wenn ab- 
wehrende Bewegungen mit Halsdrehung verbunden gemacht wur- 
den und eine Handverschiebung oder wiederholtes Zucken des 
Thäters stattfand, wobei auch die Zahl der Fingereindrücke sich 
über fünf vermehren kann. 

Interessante Mitteilungen macht Maschka a.a. 0. S. 621—630 
über das Erdrosseln, woraus für unseren Fall nur folgendes 
hervorgehoben werden mag. M. bestätigt, dafs in der Mehrzahl 
der Fälle das Erdrosseln durch fremde Hand bewirkt werde, 
dafs aber auch Fälle zufälliger Erdrosselung und solche durch 
Knüpfung eines Würgebandes durch eigene Handanlegung vor- 
kommen; ja er führt von letzterer Verübung eine ziemlich zahl- 
reiche Litteratur an, woraus sich ergibt, dafs nicht so „äulserst 
selten“, oder „nur ganz ausnahmsweise“, wie von anderen Schrift- 
stellern bemerkt wird, die Selbsterdrosselung vorkommt; indessen 
müssen die Fälle ausgeschieden werden, bei welchen ein Knebel 
oder ein sonst die Zusammenziehung oder Drehung des Drossel- 
bandes bewirkendes Werkzeug verwendet worden ist von den 
selteneren, wo nur die Hände allein das Band zogen oder drehten. 
Wie weit nun in den letzteren Fällen das Eingreifen in die Hals- 
umschnürung selbst mit der Hand, welche Knöcheleindrücke auf 
den Hals bewirken kann, um den Druck auf die Gefälse noch zu 
erhöhen, mitgewirkt haben mag, das ist aus den mitgeteilten, 
allerdings nur vereinzelten Fällen nicht zu ersehen und es kommt 
dann auf dasselbe wie der Gebrauch eines in die Umschnürung des 
Halses gesteckten Knebels oder Stockes hinaus. Auf keinen 
Fall ist aber m. E. eine feste Verknotung eines Bandes möglich, 
wenn durch das feste Zusammenziehen dieses schon das 
Bewulstsein schwindet, weil dann die Schnürungsfortsetzung 
durch Erlahmen der Hände aussetzt und sich die Schnürung 
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(Zugschlinge) lockert, mithin auch nicht noch eine Knoten- oder 
Schleifenbindung, welche doch von dem Thäter noch Aufmerksam- 
keit auf die Knüpfung erfordert, vorgenommen werden kann. 

Der S. 627 aus Tardieu’s Mitteilung erwähnte Fall des 
Prozesses Armand in Montpellier ist allerdings einzig in seiner 
Art. Hier fand sich der Hals des Gedrosselten von einer in meh- 
reren Touren umschlungenen, jedoch nicht fixierten Schnur fest 
komprimiert und nach eingetretener Bewulstlosigkeit war der ver- 
 meintlich durch die Hand seines Herrn erdrosselte Diener wieder 
zum Leben gekommen, worauf sich seine Anschuldigung, von 
seinem Herrn gedrosselt worden zu sein, als erdichtet ergab. 
Derartige simulierte Erdrosselungsversuche oder scheinbare Selbst- 
erdrosselungen können nach Maschka freilich leicht milsglücken 
und der doch beabsichtigten Erhaltung des Lebens Gefahr bringen, 
wie in dem eben erwähnten Falle, wo gegen die Berechnung in- 
folge einer spontanen Zunahme der Zusammenschnürung des Halses 
der Selbstthäter fast das Opfer perfider Simulation geworden 
wäre. Mehrfache Touren des Strangwerkzeugs um den Hals 
-deuteten mehr auf Selbstmord, weil es begreiflich sei, dafs der 
Mörder eine kräftige einmalige Strangulation vorziehen werde, in- 
dem sie ihm den Erfolg mehr sichere und auch leichter ausführ- 
bar sei, als wenn er den Hals seines Opfers mehrmals mit dem 
Würgebande umwinden würde. 

Endlich bestätigt auch Maschka a. a. OÖ. S. 633 die von 
Casper, Liman und Hoffmann gemachten Wahrnehmungen, 
dafs durch einmaliges heftiges und starkes Zufassen an den Hals, 
verbunden mit einem plötzlichen, auch kurz andauernden Zusam- 
mendrücken des Kehlkopfes, auch ohne dessen Beschädigung, 
plötzliche Bewulstlosigkeit, sogar durch auf reflektorischem 
Wege erzeugte Herzlähmung (Chok) der Tod eintreten könne. 
Jedenfalls aber sei hier für die Beurteilung besondere Vorsicht 
zu empfehlen, da ein blofses Anfassen des Halses oder Zugreifen 
an denselben nicht hinreiche, solche Folgen zu bedingen, zu deren 
Herbeiführung stets eine gröfsere Kraftanwendung notwendig sei, 
welche aber wieder eine böse Absicht voraussetze; erfolge der 
Tod rasch durch Erstickung, dann sei die Angabe des Beschul- 
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digten, er habe nur an den Hals gefafst oder auf denselben zu- 
gegriffen, nicht glaubwürdig und anzunehmen, dafs die Zusammen- 
drückung eine länger dauernde war und dafs wirklich ein Erwürgen 
stattgefunden habe. | 

Das von M. hier Bemerkte wird durch die häufig bei Prü- 
geleien und Einzelangriffen gemachte Beobachtung bestätigt, wobei 
(Griffe nach der Kehle von vorn oder an den Hals von hinten, 
meist, wenn auch recht unversehens und kräftig erfolgt, doch ohne 
weitere Gefährdung verlaufen, weil Drehungen und Abwehr des 
Angegriffenen die Fortsetzung des Würgedruckes verhindern, und 
wenn auch Ohnmachten eintreten, meist dann bald losgelassen 
wird. Gerade bei Prügeleien sind aber Erwürgungen selten. 


Material für die vorstehenden Fragen findet sich in der 
Vierteljahrschrift für gerichtliche Medizin in den bezeich- 
neten Bänden: 


Erwürgen oder Sturz? erste Folge Band XIX. 8. 342. 
Erhängt, erwürgt, erdrosselt? neue Folge „ OR: 
Erhängt, erdrosselt, oder Typhus? % ee RN een 
Erdrosselt oder natürlicher Tod? S 3 RTV. 2198 
Erhängt, erwürgt oder Kopfverletzung? B 2 BOCK Eh 
Erdrosselt oder erhängt? B. - XV 1008 
Erdrosselt oder natürlicher Tod? * . RXXRE 727229 
Erwürgen oder natürlicher Tod? e Y XXXI. 700292 
Erhängt, erwürgt, erdrosselt? > R XXXIVE 
Erdrosselt? 23 „» FRRRXRNE II: 
Erdrosselt oder natürlicher Tod? A „ SRXXVERZT 
Erdrosselt oder natürlicher Tod? x so RX VIITSEEBEETDIR 
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In meiner vieljährigen Untersuchungspraxis ist mir im ver- 
cangenen Jahre der erste Fall einer Verbrechensverübung vorge- 
kommen, wobei anscheinend das Bewulstsein des Handelns ausge- 
schlossen war, indem die Verdächtige als Nacht- oder Schlafwand- 
lerin dargestellt wurde. Da solche Fälle von der gerichtlichen Me- 
dizin als äufserst selten*) und, wenn sie vorkommen, als zweifelhaft 
bezeichnet werden, indem Täuschungen, absichtliche wie unabsicht- 
liche, gar zu leicht hierbei unterlaufen, so bot dieser Fall den 
Untersuchungsbehörden ein besonderes Interesse und um so mehr 
Veranlassung zur angestrengten Thätigkeit der Ermittelungen, als 
gerade die Thäterin, wenn sie mit Bewulstsein gehandelt hätte, 
sich selbst nur den gröflsten Schaden gethan haben würde. 

Der Landwirt H. in O. besitzt ein kleines im Dorfe gelegenes 
Anwesen, welches ringsum von Wirtschaftsgebäuden, Mauern mit 
Hofthor und dem Wohnhaus abgeschlossen ist. Letzteres bewohnte 
er mit seiner Ehefrau, einer fast taub gewordenen, aber sonst 
verständigen Person, und einem achtjährigen Töchterchen Rosa, 
und mit der einzigen Dienstmagd Lina H. Im niedrigen Erdge- 
schofs des Hauses befand sich eine mitten durchlaufende Hausflur, 
welche von der in den Hof führenden Hausthür abgeschlossen 
wurde, rechts davon eine Ef/skammer mit zwei Fenstern und mit 
Thür, daneben die Schlafkammer der Magd mit einem Fensterchen 
und einer Thür; links davon führte eine kurze Treppe nach dem 
oberen Geschofs und dahinter lag der Zugang zum Keller und 
eine Küche. Die Wohnräume der Familie H. befanden sich in 





*) In dem Lehrbuch der gerichtlichen Psychopathologie von v. Krafft- 
Ebing, Aufl. 2, S. 268—270 finden sich einige Fälle mitgeteilt; es sind Mord 
und Mordversuche, Unzuchtsvergehen, Diebstahl. 
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dem oberen Stock, welches durch den mitten durchlaufenden Kor- 
ridor (Vorsaal) in zwei Hälften geteilt wurde, wovon die eine die 
Wohnstube und die daran stofsende Kochstube und die andere zwei 
Schlafstuben enthielt, in deren ersterer, an der Treppe gelegenen, 
der Ehemann seine Schlafstelle und Mobilien hatte, während in 
der zweiten die Ehefrau mit ihrer Tochter zu schlafen pflegte, und 
darin ihre Wäsche und nötigen Kleidungsstücke aufbewahrte. Auf 
diesem Vorsaal nahe an der Haustreppe neben der Thür zu der 
ersteren Schlafstube stand des Fhemanns Kleiderschrank und am 
entgegengesetzten Ende, da wo eine abgeschlossene Treppe nach 
dem Hausboden hinaufführte, stand der Kleiderschrank der Ehe- 
frau, worin sie ihre besseren und Wert-Sachen aufzubewahren pflegte. 
Auf dem Boden dieses Schrankes hatte die letztere ein ererbtes 
Wertpapier, einen Pfandbrief der Pommer’schen Hypothekenbank, 
B. 32. über 1500 M., in der Weise verborgen, dafs sie denselben 
unter einem grofsen Bogen Packpapier, welchen sie an den Rändern 
festgeklebt, geschoben hatte und, wenn die Zinsscheine fällig waren, 
diesen hervorzog und nach Abschneiden des betreffenden Scheins 
wieder darunterschob, worauf sie den Deckbogen wieder festklebte. 

Der Inhalt dieses Schrankes war für die Beurteilung unseres 
Falles von besonderer Bedeutung. 

Zwischen diesem Schrank und der daran stofsenden Boden- 
treppe entstand nämlich am 12. Juli v. J. früh 2 Uhr ein Brand, 
welcher die Bodentreppe und das Dach des H.’schen Hauses rasch 
ergrift und die Rettung der im Oberstock befindlichen Mobilien 
vor dem Verbrennen unmöglich machte, ja das Leben der H.'schen 
Familie gefährdete. 

Im Dorfe war der Brand zuerst von Fr. Partschefeld bemerkt 
worden — also ehe irgend ein Lärm entstanden war —, welcher 
zum Rapsbrechen von Hause weggegangen in dem Vorsaal- 
fenster des H.’schen Wohnhauses schon aus grölserer Entfernung 
einen sehr hellen Lichtschein kommen, und dann näher geeilt, 
durch jenes Fenster die Bodentreppe brennen und auf dem Ober- 
boden sich das Feuer verbreiten gesehen hatte, indem die Funken 
unter der Ziegelbedachung hervorflogen; das Hofthor fand dieser 
Zeuge verschlossen und im Hofe, sowie in der Nähe desselben keinen 


Menschen vor, sprang nun im Dorfe Feuerlärm machend herum, 
zum Ortsvorstand, in die Schänke, zum Spritzenhaus u. s. w., 
da er als Zugführer bei der Druckmannschaft seiner NA 
nachzukommen hatte. 

Durch die Angaben des Ehemanns H. und der Dienstmagd H. 
ward festgestellt, dafs letztere den ersteren dadurch aus dem 
Schlafe erweckt hatte, dafs sie vom Hofe aus, wohin sie nur im 
: Hemd zum Fenster der Efskammer hinausgesprungen sein wollte, 
mit einer langen, an der Hausecke vorgefundenen Hacke das eine 
‘Fenster der Schlafstube ihres Dienstherrn, das sie damit erreichen 
konnte, vom Hof aus eingeschlagen habe, als auf der Dorfstrafse 
schon Lärm gewesen. H. selbst gab an, dafs er im Schrecken 
nur halb bekleidet, weil der Feuerschein von obenher so stark 
durch seine Fenster gefallen sei, den Ausweg über den Vorsaal 
ear nicht versucht, sondern ihn gleich durch ein Stubenfenster 
auf einen unter demselben stehenden Wagen mit einem Sprung 
genommen, dann aber eine im Hof lehnende Leiter schnell an 
dieses Fenster gelehnt habe, darauf wieder in seine Stube gestiegen 
sei und sich eiligst fertig angekleidet habe, sofort herunterge- 
stiegen und nun mittels derselben Leiter in das von ihm einge- 
schlagene Fenster der Schlafstube seiner Ehefrau eingestiegen sei, 
wo er diese von ihrer Tochter Rosa bereits geweckt angetroffen 
habe; die letztere hat H. durch’s Fenster herunter geholt, während 
seine Ehefrau durch die Thür über den Vorsaal, wo sie glaubte, 
noch etwas retten zu können, die Unmöglichkeit aber, nach ihrem 
brennenden Kleiderschrank zu kommen, erkennend, noch den Weg 
über die Haustreppe nach unten genommen haben will, wo in- 
zwischen allerdings die Hausthür von drei Männern von aufsen 
mittels eines Holzscheites eingestofsen worden war. Die Magd 
H. war vordem durch dasselbe Fenster der Efskammer, durch 
welches sie nur mit dem Hemd bekleidet in den Hof gesprungen 
war, wieder hineingestiegen und nach ihrer Kammer geeilt und 
hatte sich mit allen Stücken, die sie beim Niederlegen zu Bett 
von sich gethan, wieder durch dasselbe Fenster über den Hof, 
und durch das inzwischen geöffnet gefundene Hofthor auf die 
Strafse begeben, wo sich schon Leute eingefunden, und sich hier 
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erst völlig bekleidet. Hier nun erzählte, während der Brand nun 
das Haus trotz der Thätigkeit der herbeigeeilten Rettungs- und 
Löschmannschaft bis auf das Unterstock vernichtete, die Dienst- 
magd H. den Umstehenden folgendes, was sie auch bei ihrer 
ersten Vernehmung durch den Staatsanwalt am folgenden Nach- 
mittag ausgesagt und fünf Wochen später bei ihrer Vernehmung 
vor dem Untersuchungsrichter im wesentlichen wiederholt hat: 

Am Abend zuvor habe sie das Hofthor verriegelt, um das 
Verschliefsen der Hausthür sich aber nicht bekümmert, weil ihre 
Dienstfrau noch im Hause herum gegangen sei, was diese bis spät 
in die Nacht oftmals zu thun gepflegt, und habe sich etwa um 
9 Uhr zu Bett gelegt, nachdem bereits ihr Dienstherr in seine 
Schlafstube hinaufgegangen gewesen sei. In der Nacht sei sie, 
was öfter bei ihr geschehe, erwacht und da sei ihr aufgefallen, 
dafs es ungeachtet des nahen Vollmondes in ihrer Kammer dunkel 
gewesen; die Ursache davon hätte sie darin gefunden, dafs ihr 
aus zwei Fensterscheiben bestehendes Fenster von aulsen mit dem 
Kindermäntelchen der kleinen Rosa H. verhängt gewesen, wie sie 
selbst es zuweilen am Tage, wenn sie einmal hätte schlafen wollen, 
von innen gemacht gehabt hätte. Um sich nun einige Hellung 
in der Kammer zu verschaffen, habe sie von innen das Mäntelchen 
herabgerissen und unter das Fenster in den Hof herabfallen lassen 
und dabei in den Hof gesehen und bemerkt, wie bei den Schweine- 
ställen, wo die Reisigwellen gelegen, eine Person an diesen sich 
zu schaffen gemacht, und auch gehört, wie das Reisig geraschelt 
habe; diese Person sei mit Reisig in den Händen dann nach der 
Hausthür zugekommen und von ihr an einem dunkeln Rock als 
ihre Dienstherrin erkannt worden. Da dieselbe oftmals in der 
Nacht noch im Gehöfte sich zu schaffen gemacht und schon früher 
einmal, um in der Nachbarschaft zu backen, Reisig in der Nacht 
dahin getragen gehabt, so habe sie geglaubt, das solle etwa wieder 
geschehen, und habe sich deshalb wieder in ihr Bett gelegt. Die 
Hausthüre habe sie nicht öffnen oder schliefsen gehört, da diese 
ohne Geräusch leicht zu öffnen sei, nur hätte sie Tritte wie von 
unbeschuhten Fülsen die Treppe hinauf- und dann auch wieder 
heruntergehen gehört, auch dann wieder Rascheln im Hof, und 
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darauf habe sie abermals dieselbe Person Reisig nach der Haus- 
thür bringen durch ihr Kammerfenster gesehen, auch noch drei- 
mal dieselbe die Treppe hinauf- und herunterkommen gehört, auch 
wie sie jedesmal an ihrer Kammerthür,;, welche von innen zuge- 
stemmt gewesen, probiert und Licht gemacht und damit durch die 
Thürlücke in ihre Kammer geleuchtet habe, was sie sonst auch 
zuweilen gethan, wenn sie (die Dienstmagd) abends mit ihrem 
Geliebten auswärts gewesen sei, oder wahrscheinlich auch des- 
halb, weil sie einige Male des Nachts aus ihrer Kammer wieder 
‘sich weg- und nach aufsen geschlichen gehabt habe, um zu ihrem 
Geliebten zu kommen, z. B. in den Schuppen. Als der Licht- 
schein verschwunden und die Dienstherrin nach oben gegangen, 
sei sie selbst, schon einigermalsen an deren nächtliches Umher- 
wandeln gewöhnt, kurze Zeit wieder eingeduselt gewesen, aber 
von einem prasselnden Geräusch im Hause erwacht und habe 
anfänglich geglaubt, Frau H. habe unten in der Küche Feuer 
angezündet, was ihr jedoch bedenklich geworden; deshalb habe 
sie nur mit dem Hemd bekleidet durch ihre Kammerthür um die 
Ecke herum gelugt und über die niedrige Treppe hinweg wahr- 
genommen, dafs auf dem Vorsaal des Oberstockes hinten an der 
Bodentreppe neben dem Kleiderschrank der Frau H. ein Haufen, 
vermutlich Reisig, brannte. Vor Schreck habe sie aber nicht in 
das Haus hinauf gerufen, sondern gleich nach der nahen Haus- 
thüre gegriffen, jedoch diese nicht, wie gewöhnlich, verriegelt, 
sondern mit dem Schlüssel verschlossen, diesen aber nicht innen 
ansteckend, auch nicht an seinem sonstigen Platz, an dem Treppen- 
pfeiler, hängend gefunden”) und sei deshalb durch die nebenan 
liegende Efskammer, deren Fenster geschlossen gewesen, durch 
das eine derselben in den Hof gesprungen, habe eine am Haus 





*) Am Tage nach dem Brande wurde von dem Stationsgendarm an diesem 
Pfeiler ein Schlüssel mit einem halben Kamm hängend gefunden, welchen H. 
auf Befragen als den Hausthürschlüssel bezeichnete; derselbe pafste zwar in 
das Schlofs, griff aber den Schliefshaken nicht, sondern schnappte immer beim 
Probieren kurz über. Die verehel. H. wollte bis kurz vor dem Brande einen 
zweiten Hausthürschlüssel besessen, ihn aber von da an vermifst haben, H. 
selbst bemerkte insoweit, dafs das richtig sei. Nach Angabe der Magd wäre 
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lehnende lange Hacke ergriffen und damit dann das eine Fenster 
der Schlafstube, welches sie habe erreichen können, eingeschlagen. ' 
Ihr Dienstherr sei auch gleich an das Fenster gekommen und, als 
sie ihm vom Hofe aus zugerufen, dafs es im Hause brenne, sei 
sie selbst auf demselben Wege wieder nach ihrer Kammer geeilt, 
habe ihre am Bette abends niedergelegten Bekleidungsstücke zu- 
sammengerafft und diese wieder auf demselben Wege mit auf die 
Stralse genommen, wo sie dieselben erst vollends angelegt habe. 

Als nach dieser Erzählung Frau H. während des Brandes 
auch zu den Umstehenden trat, schrie ihr die Dienstmagd in das 
Ohr, warum sie ihr das Kammerfenster verhängt und Reisig in 
das Haus getragen habe? da antwortete Frau H. aufgebracht: 
„Was willst Du, grobes Mensch?“, sprang auf jene zu und wollte 
sie schlagen, indessen floh die Magd vor ihrem Zorn. 

Diese Erzählung gab dem Staatsanwalte nach der Besichtigung 
der Örtlichkeiten Veranlassung, die Dienstmagd H. eingehend zu 
vernehmen, da dieselbe mit einiger Wahrschemlichkeit erstattet 
worden war und nach Angabe des Ortsvorstandes und einiger 
Nachbarn die verehelichte H. eigentümliche Besonderheiten an 
sich haben sollte. In dem Jahre, seit die H. als Magd im 
H.’schen Hause diente, will sie beobachtet haben, dafs ihre Herrin 
„nicht ganz richtig im Kopfe“ sei; namentlich stehe sie des Nachts 
auf, gehe mit dem Lichte durch’s ganze Haus, wirtschafte überall 
herum und schlafe oft am Tage; bei ihrer fast gänzlichen Taub- 
heit sei sie schwer zugänglich, sonst aber sei sie vernünftig, be- 
sorge ihre Geschäfte, trage die Butter zur Marktstadt u. s. w. 
Mit ihrem Ehemanne habe sie, da er sie öfter zur Rede über ihre 
Sonderbarkeiten stelle, zuweilen Streit und dann stelle sie sich 
krank; mit ihm schlafe sie seit einiger Zeit nicht mehr in einer 
Schlafstube, angeblich weil er sie, als sie einmal nicht habe auf- 


der Schlüssel zur Hausthür nur dann verwendet worden, wenn beim Schlafen- 
legen ein Mitbewohner noch auswärts gewesen; dann sei er nach Verschliefsung 
von innen unten an der Thür gelegt worden; während sonst, wenn alle Haus- 
bewohner im Hause gewesen, stets nur der Nachtriegel vorgeschoben zu werden 
pflegte, sei gerade in der Brandnacht mit dem Schlüssel die Thür verschlossen 
gewesen. 


stehen wollen, aus dem Bett gezogen habe; so habe sie sich auch 
um ihn, als er im vergangenen Winter krank gewesen, gar nicht 
bekümmert, sondern der Zeugin die Pflege überlassen. Sie glaube, 
dafs ihre Dienstherrin das Feuer im Irrsinn angelegt habe. Später 
über diese Behauptung weiter befragt, erklärte die Zeugin, sie 
komme zu dieser Annahme, weil Frau H. sich, da ihre ganze 
Habe verbrannt und sie selbst mit ihrer Familie durch die That 
sehr gefährdet gewesen sei, dies hätte sagen müssen und der 
Gedanke, dafs ihre „hübschen Sachen“ vernichtet würden, sie 
von der Ausführung einer solchen Handlung sicher hätte ab- 
gehalten, wenn sie mit Bewulstsein den Brand angelegt habe. 
Dafls sie nachts im Dunkeln und auch mit dem Lichte im Hause 
herumgehe, wenn sonst die anderen Leute zu Bette gezangen, dafs 
sie dabei in ihren Schränken herumkrame u. s. w., sei von ihr 
dem Ehemanne H. öfter gesagt worden, allein davon wolle er 
immer nichts hören. 

Der Ortsvorstand äufserte sich dahin, dafs man im Dorfe die 
Frau H. auch „nicht für ganz richtig im Kopfe“ erachte, dafs sie 
heilsen Blutes sei und ihr Mann ihr nicht mehr genüge; schon 
vor etwa zwei Jahren wäre sie infolge ehelicher Zwistigkeiten zu 
ihm gekommen und habe erklärt, sie sei krank und müsse eine 
Pflegerin haben und trage sich mit den Gedanken, sich von ihrem 
Ehemanne scheiden zu lassen; er habe selbst öfter des Nachts 
spät noch Licht auf dem H.’schen Vorsaal und Oberboden gesehen 
und es sei im Dorfe bekannt, dafs Frau H. „die Nacht zum Tage 
mache“; er zweifle nicht daran, dafs sie das Feuer angeleet habe. 
Die weiteren V orermittelungen der Staatsanwaltschaft ergaben, dals 
bei der niedrigen Feuerversicherung und angesichts der sonstigen 
Vermögens- und wirtschaftlichen Verhältnisse der H.’schen Ehe- 
leute, welche lauter „schöne Sachen“ gehabt haben sollen, der 
Verdacht eines sogenannten Industrie- oder Spekulationsbrandes 
ausgeschlossen war, bis auf den einen Umstand, dafs das Haus 
ein altes gewesen, das nun durch einen Neubau ersetzt wurde. 
Dafür, dafs der Pommersche Pfandbrief über 1500 Mark wirklich 
mit verbrannt sei, sprach die Thatsache, dafs dessen Amortisation 
zwei Tage nach dem Brande bei einem benachbarten Bankhause 
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von H. beantragt worden war. Weiter aber war die Annahme 
ausgeschlossen, dafs die Brandlegung von einer im Hause nicht 
wohnenden Person ausgegangen sei, da besonders Thür und Fenster 
von innen verschlossen vorgefunden wurden; über den Verbleib 
des Hausthürschlüssels konnte nichts ermittelt werden, als dafs 
an dem Treppenpfosten, wo er zu hängen pflegte, nach der Brand- 
löschung ein die Hausthür nicht erschliefsender Schlüssel vor- 
gefunden wurde. Der Verdacht der Brandstiftung fiel mit aller 
Macht sonach auf die verehelichte H., aber niemand mochte 
daran glauben, dafs sie mit Bewufstsein und mit Willen ihre 
Kleider und Wertsachen in dem Schranke, namentlich den darin 
befindlich gewesenen Pfandbrief über 1500 Mark, dann weiter 
ihr und ihres Mannes ganzes Mobiliar habe vernichten können. 
Dafs es zunächst auf die Vernichtung des Kleiderschrankes, worin 
dieser Pfandschein verborgen war, abgesehen gewesen sein mochte, 
hatte einige Wahrscheinlichkeit für sich und diese führte auch zu 
der Vermutung, es könne, um ein unrechtmälsiges Verbringen 
jenes Wertpapieres zu verdecken, das Feuer zur Vernichtung des 
Schrankes gerade an diesem angelegt worden sein — vielleicht 
von der Dienstmagd, welche jene Erzählung erfunden habe, in 
der Erwartung, dafs ihre Herrin wegen Schwach- oder Irrsinns 
nicht bestraft werden könne; doch aber, wie gewagt wäre es ge- 
wesen, wenn die Magd, welche das nächtliche Wachen ihrer 
Herrin kannte, vor den Schlafstuben ihrer Dienstherrschaft in der 
Nacht Brennmaterial zusammengetragen und angezündet hätte!? 
Dafür aber, dafs der Ehemann H. irgendwie an der Brandstiftung 
beteiliet gewesen, lag absolut nichts vor,”) so wenig wie für 
eine solche aus Fahrlässigkeit. Vielmehr blieb das Wahrschein- 


*) Fin Zeuge bestätigte, dafs H. von seiner Schlafstube durch ein Fenster 
herab im Hemde in den Hof gesprungen sei und dann seine Kleider mittels 
einer Leiter herunter geholt und sich damit unten bekleidet habe. Dann ist 
H. nochmals und zwar in seine Wohnstube gestiegen und hat aus dem darin 
stehenden Sekretär seine dort verwahrten Papiere — Wertpapiere besals er 
nicht — an sich genommen, aber sein etwa 100 M. betragendes und in einem 
Ledertäschcehen, welches in dem in seiner Schlafstube stehenden Schranke hing, 
befindliches Bargeld ist mit verbrannt. 
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liche der Erzählung der Dienstmagd im Zusammenhalt mit deren 
und anderer Leute Beobachtungen über das nächtliche Treiben 
der verehelichten H. allein als Erklärungsgrund des Brandes übrig 
und zwar mulfste man im Mangel eines erklärlichen, verständigen 
Beweggrundes und bei dem Vorhandensein der eigenen Schädigung 
und Gefährdung annehmen, dafs in krankhafter Störung des Geistes 
oder unter vorübergehender Aufhebung eines klaren Bewulstseins, 
wie etwa im Schlafwandeln, von der verehelichten H. der Brand 
angelegt worden sei. 

Auf die Feststellung der Zurechnungsfähigkeit der letzteren 
richtete sich daher vor allem die weitere Ermittelung des Staats- 
anwalts. Der von diesem zur Beobachtung und Begutachtung 
veranlafste Physikus untersuchte den geistigen Zustand der ver- 
ehelichten H. und zog über denselben mehrfache Erkundigungen 
ein. Frau H. stammt danach aus einer gesunden Familie und ist ein 
geistig gewecktes und fleifsiges, sonst auch wohl gelittenes Mädchen, 
besonders nach dem Zeugnisse ihres Lehrers, gewesen; nach ihrer 
eigenen Mitteilung hat sie sich in ihrer Jugend stets gesund be- 
funden, namentlich nie an Krämpfen, Schwindel, Kopfschmerzen 
und Anomalieen oder Störungen der Menstruation gelitten, dagegen 
als Frau — sie ist jetzt 37 Jahre alt — an Nasen- und Rachen- 
katarrhen und ist im Laufe der Jahre nervenschwach und schwer- 
hörig geworden, so dafs sie mehrfach ärztliche Hilfe gegen die 
Schwerhörigkeit, nicht gegen die Nervenschwäche, gesucht hatte. 
Die letztere zeigte sich, nach ihrer Angabe, gewöhnlich wenn sie 
ihre Kräfte zu sehr angestrengt hatte, und äufsere sich durch 
schmerzhafte Eingenommenheit des ganzen Kopfes und durch das 
Bedürfnis nach Ruhe und Schlaf. Könne sie letzteres befriedigen, 
dann erhole sie sich bald, wenn nicht, dann fühle sie sich den 
ganzen Tag krank; aulser derartigen Anfällen sei sie gesund. 
Auch nach den Angaben ihres Ehemannes leidet die H. an jener 
Nervenschwäche, denn mache sie eine kleine Anstrengung, z. B. 
einen Weg nach der 1'/, Stunde entfernten Markstadt W., so sei 
sie so fertig, dals sie schleunig das Bett aufsuchen müsse; habe 
sie ausgeschlafen, dann gehe sie unaufgefordert an die Arbeit und 
vollende sie, gleichviel, ob es Tag oder Nacht sei, aulserdem lese 
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sie des Nachts Zeitungen und Bücher, woher es kommen möge, 
dafs sie des Nachts lange wach bleibe und mit dem Lichte bald 
da, bald dorthin gehend im Hause gesehen worden sei. Nach 
den Äufserungen der Dienstmagd H. wäre sie nicht, wie die Leute 
dächten, verrückt, habe aber „etwas im Kopfe“; wenn sie nämlich 
eine Arbeit vorhabe, überlege sie nicht, was sie dazu brauche, 
und hole alles einzeln zusammen, sodafs sie oft zehn Wege mache, 
wo einer genügt hätte; manchmal stehe sie plötzlich von der Arbeit 
ab, stelle sich hin und starre mit den Augen auf einen Fleck, 
als ob sie überlege; sie mache die Nacht zum Tage und diesen 
zur Nacht, stehe des Nachts auf und gehe mit dem Lichte im 
Hause herum und beargwöhne besonders die Magd, da sie nicht 
leiden könne, wenn sie abends ausgehe, und untersuche daher 
nachts ihre Kammerthür u. s. w. (was die Zeugin schon ausgesagt, 
wiederholte sie auch vor dem Gerichtsarzt).. Nach den eigenen 
Beobachtungen des Arztes zeigt die äulsere Erscheinung der Frau 
H. nichts Anormales, nur der Gesichtsausdruck läfst auf Unruhe 
und Bangigkeit des Gemütes schliefsen, ebenso der meist zur Erde 
gesenkte, scheue und ängstlich lauernde Blick ihrer lebhaft hin 
und her gewendeten Augen. Das Hörvermögen ist auffallend 
schwach bei ihr, man kann sich aber ganz gut mit ihr verstän- 
digen, wenn man dicht an sie herantritt und ihr direkt in’s Ohr 
spricht. Sie fafst dabei alle an sie gerichteten Fragen auf, gibt 
auf jede rasch eine entsprechende Antwort und zwar in zusammen- 
hängender, deutlicher Rede; nur einmal blieb sie mitten in der 
Antwort stecken und zwar bei einer ganz unverfänglichen Frage, 
sah mit verändertem Gesichtsausdruck einige Augenblicke starr 
vor sich hin und beendete die Antwort erst, nachdem sie in grofser 
Hast eine Tasse Kaffee, die vor ihr stand, ausgetrunken hatte; 
auf die Frage, ob sie sich unwohl fühle, sagte sie, das Aufpassen 
und Sprechen habe ihre Nerven so angegriffen, dals sie etwas zu 
sich nehmen müsse. 

Über die Entstehung des Feuers vermochte sie keine Aus- 
kunft zu geben; sie sei, wie sie sagte, um 10 Uhr zu Bette ge- 
sangen, habe fest geschlafen und sei erst erwacht, als sie von 
ihrem Kinde geweckt und auf das Feuer aufmerksam gemacht 
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worden sei; sie sei bei dessen Anblick sehr erschrocken, denn 
sie hätte samt ihrem Kinde verbrennen müssen, wenn sie nicht 
von ihrem Manne gerettet worden wäre. Dafs das Feuer durch 
sie verursacht worden wäre, stellte sie bestimmt in Abrede. 

Der Gerichtsarzt hatte während der ziemlich lange dauernden 
Unterredungen nichts an ihr bemerkt, was geeignet gewesen, eine 
krankhafte Störung ihrer Geistesthätigkeiten zu vermuten, und gab 
auf Grund seiner eigenen Wahrnehmungen sein Urteil dahin ab: 
„Vor der Brandstiftung ist die verehelichte H. mit einer geistigen 
Störung nicht behaftet gewesen, obgleich sie in OÖ. nach den 
Aussagen des dortigen Bürgermeisters für geisteskrank gilt. Ihre 
Lebensweise weicht zwar nach den darüber gemachten Angaben 
von der als allgemein richtig anerkannten in mancher Hinsicht 
ab. Das Schlafen am Tage, das Arbeiten und Lesen bei Nacht, 
ihre nächtlichen Wanderungen mit dem Lichte im Hause herum 
sind allerdings auffallende Wahrnehmungen und können Ver- 
anlassung geben, eine geistige Störung bei ihr zu vermuten, sie 
genügen aber nicht, das thatsächliche Bestehen zu beweisen. 
Wirkliche Zeichen von Geistesstörung, irrsinnige Reden und Hand- 
lungen, wie sie aus krankhaftem Fühlen und Vorstellen hervor- 
sehen, hat die Betreffende vor der Brandstiftung nicht verraten, 
wie aus den aktlich niedergeschriebenen Zeugenaussagen zu er- 
sehen ist. Ihr Mann stellte ihr bei seiner Befragung das Zeugnis 
aus, dafs sie seine Wirtschaft noch besorge, sogar zu Markte gehe 
und die ihr zukommenden Ein- und Verkäufe selbständig aus- 
führe. Dafs sie ihre Ware nicht immer an den Mann bringe, 
manchmal auch zu wenig Geld dafür löse, dürfte wohl mehr ihrer 
Taubheit, als einer geistigen Schwäche, zuzuschreiben sein. Zwei 
Tage nach dem Brande ist die H. von mir einer Untersuchung 
unterstellt worden und hat auch da keine Zeichen von Geistes- 
krankheiten wahrnehmen lassen; alle ihre seelischen Thätigkeiten 
singen während der mit ihr gehabten Unterredung in ganz nor- 
maler Weise von statten. Wenn ich somit zu der Überzeugung 
sekommen bin, dafs Frau H. weder vor noch nach der Brand- 
stiftung wirkliche Zeichen von Geistesstörung verraten habe, so 
bin ich trotzdem weit entfernt, behaupten zu wollen, dafs sie auch 
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während derselben in vollem Besitze eines ungetrübten Selbst- 
bewulstseins gewesen sei. 

Nach der Beschreibung, welche das Dienstmädchen von der 
fr. Handlung in den Akten macht, erschemt dieselbe so plan- 
mälsig angelegt und durchgeführt, dafs man in Versuchung kommt, 
sie für eine beabsichtigte, wohl überlegte und durchdachte Brand- 
stiftung anzusehen. Das ist sie aber nicht, denn ihre Urheberin 
wurde bald, nachdem dieselbe vollbracht, tief schlafend im Bette 
gefunden und sie erwachte nicht eher, als bis sie von ihrer in 
demselben Bette befindlichen Tochter durch Anstofsen geweckt 
und auf das Feuer hingewiesen wurde*). Die ungeheuerliche 
Absicht, sich selbst und ihr Kind den Flammen preiszugeben, 
kann man ihr nicht zutrauen, da sie weder durch Reden noch 
durch Handlungen Veranlassung gegeben hatte, dafs von ihr ein 
derartiges Verbrechen zu befürchten sei.“ (Hier sucht weiter das 
(zutachten die Annahme einer Fahrlässigkeit auszuschlielsen, wozu 
der Gerichtsarzt nicht berufen war, und deshalb übergehen wir das). 

„Ich nehme an“ — falfste der Gerichtsarzt sein Gutachten, 
so weit es von der Wahrheit der Angaben der Zeugin H. aus- 
vegangen ist, dahin zusammen — „dals die Frau H. die fr. Hand- 
lung in einem Zustande von traumartiger Sinnesverwirrung aus- 
eeführt, nach Vollbringung derselben schlafend ins Bett zurück- 
gekehrt, darin weiter fortgeschlafen hat und nach dem Erwachen 
nicht wissen konnte, wie das Feuer entstanden sei. Derartige 
scheinbar mit voller Überlegung, thatsächlich aber im Zustande 
tiefer Bewulstseinsstörung vollbrachte Handlungen mit daran sich 
reihender Amnesie sind bei nervenkranken Personen beobachtet 
worden. Neuropathisch ist aber die H., wie aus den von ihr 
oben beschriebenen und von ihrem Manne bestätigten Schwäche- 
anfällen, sowie auch aus den von dem Dienstmädchen über sie 
gemachten Angaben, dals sie an manchen Tagen ganz gut und 
thätie, an anderen aber vollständig unbrauchbar sei, die Arbeiten 
liegen lasse und auf einen Fleck starre u. s. w. hervorgeht. Ich 
fasse daher mein Gutachten dahin zusammen: Die Angeschul- 


*) Das war durch die Aussage der achtjährigen Rosa H. gleich am 
Brandtage festgestellt worden. 
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digte hat die ihr zur Last gelegte Brandstiftung in einem 
Zustande von transitorischer Bewulstseinsaufhebung 
vollbracht.“ 

Es mag hier nochmals betont werden, dafs dieses letztere 
Gutachten nur auf der Voraussetzung fulste, die Zeugin H. habe 
eine wirklich wahre Erzählung von dem der Brandentstehung vor- 
ausgegangenen Wahrnehmungen gemacht, ‚sowie auch darauf, dafs 
die Angaben des Ehemannes über die Beschaffenheit seiner Frau 
wahr seien. 

Namentlich auf die erstere Voraussetzung kam alles an. 
Einige Zeugen hatten die Dienstmagd erst zu sehen bekommen, 
wie sie nur mit einem Unterrocke bekleidet Kleidungsstücke auf 
dem Arme tragend um die Hausecke von dem geöffneten Fenster 
der Efskammer herkam und diese Leute bat, ihr ihre Sachen, 
welche in einem Korbe noch in ihrer Schlafkammer <estanden, 
retten zu helfen, was auch alsbald geschehen ist. Dieselben 
Zeugen bekundeten, dafs sie gleich darauf um dieselbe Hausecke 
nach dem Hofe zu den Ehemann H. nur mit dem Hemde be- 
kleidet kommen und seine anderen Kleider auf dem Arme tragend 
gesehen hätten; dann, nachdem er diese angezogen, sei er auf 
einer Leiter wieder hinaufgestiegen, angeblich um nach seinem 
(selde zu gehen, sei aber, ohne etwas zu sagen, gleich wieder 
heruntergeekommen und gleich darauf auch die verehelichte H. 
barfuls und nur mit einem Unterrock bekleidet und die. anderen 
Kleider auf dem Arme tragend von oben her in die Hausflur 
und durch die eingeschlagene Hausthür nach der Scheuer zu in 
den Hof gelaufen. Durch den Stationsgendarm wurde 14 Tage 
nach dem Brande noch folgendes ermittelt. Als er die Dienst- 
magd damit bekannt machte, dafs ihre Dienstherrschaft, aus deren 
Dienst sie, angeblich aus Furcht vor Verfolgung seitens der Frau 
H., am zweiten Tage nach dem Brande getreten war, sie der 
Brandstiftung verdächtige, erklärte sie, schon länger hätte sie ihm 
etwas mitteilen wollen, was sie sich nur nicht getraut habe, zu 
sagen. Am Morgen des Brandes zwischen 8 und 9 Uhr habe sie 
ihren Dienstherrn in die Schuppe gerufen und ihm alles erzählt, 
was sie in der Nacht vorher gesehen; er habe sie gefragt, ob sie 
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davon schon viel anderen Leuten erzählt habe, ob es nicht einge, 
dafs sie anders erzähle, da käme es ihm auf 50 bis 100 Thaler nicht 
an; sie aber habe eine derartige Zumutung, selbst auf wieder- 
holtes Zureden, abgelehnt. Dies wurde von H. als durchaus er- 
funden bestritten und er trat nun mit Verdachtseründen gesen 
seine Dienstmagd hervor, nämlich dafs er in den letzten Wochen 
vor dem Brande wiederholt in der Nacht von ihr geweckt worden 
wäre, weil es scheine, als ob ein fremder Mensch im Hofe, auch 
an den Fenstern gewesen, niemals aber habe beim Nachsuchen 
sich etwas zur Bestätigung eines solchen Verdachtes aufgefunden; 
ferner habe sie am zweiten Tage nach dem Brande unter dem 
Vorgeben, sie könne sich mit Frau H. nicht vertragen, ohne 
weiteres seinen Dienst verlassen, trotzdem er ihr, weil er sie vor 
der Ernte nicht entbehren gekonnt, anstatt des bisherigen Jahres- 
lohns von 30 Thaler sogar 50 Thaler geboten gehabt, und nun 
habe sie bei der Mutter ihres Geliebten im Dorfe Unterkommen 
gefunden; ferner hätte sie doch, als sie aus ihrer Kammer in die 
Hausflur tretend über die kurze Treppe hinweg den Brand am 
Kleiderschrank bemerkt gehabt, vor allen Dingen ihre oben 
schlafende Dienstherrschaft, wenigstens durch Feuerruf, wecken 
sollen und müssen, was sie aber nicht gethan habe, und als: sie 
mit der Hacke von aufsen sein Schlafstubenfenster eingeschlagen 
habe, da seien auf der Strafse sogar schon Leute gewesen. Die 
Zeugin M. Giegold war die erste und ganz allein im H.’schen 
Hofe, dessen Thor sie offen gefunden; sie hat an der Hausthür 
wiederholt geklopft, ohne dafs jemand davon im Inneren des 
Hauses gehört habe, und zwar als die Flamme schon oben zum 
Dache herausschlug; darauf ist sie in die Schänke geeilt, wo 
sich der Schlüssel zum Spritzenhaus befindet und hat den Wirt 
geweckt und von diesem den Schlüssel erhalten und damit das 
Spritzenhaus geöffnet und weils daher nicht, was inzwischen weiter 
geschehen ist. Unerklärlich ist es, dafs ihr Pochen an der H.’schen 
Hausthür nicht von der Dienstmagd H. gehört worden sein solle, 
die nach ihrer eigenen Angabe, nach den nächtlicherweile ge- 
machten Wahrnehmungen aus ihrem kurzen Duseln durch das 
Knistern des brennenden Reisigs wach geworden sein will. 
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So schwankte der Verdacht hin und her. Nach dem glaub- 
haften Zeugnisse eines Nachbars, ©. Backhaus, welcher nachts 
1 Uhr munter gewesen zur Pflege seiner kranken Ehefrau, ist 
in der Kochstube des H.’schen Hauses Licht gesehen worden, 
worauf es darin wieder dunkel geworden sei. Dafs der Feuer- 
lärm auf der Strafse von den H.’schen Eheleuten und der Magd 
nicht gehört worden sein sollte, wollte man auch nicht glauben. 
Dafs gerade in der Brandnacht die Hausthür nicht, wie gewöhnlich, 
nur verriegelt, sondern mit dem Schlüssel verschlossen und dieser 
nicht an seinem Platze, später aber angeblich im Schutte, einer 
mit halben Kamme am Treppenpfeiler, vorgefunden wurde, liefs 
eine Absichtlichkeit annehmen, dafs das Feuer nicht zu bald ge- 
löscht werden sollte. 


11. 


Am 15. August trat die Staatsanwaltschaft mit der öffent- 
lichen Klage gegen die verehel. H. hervor, dafs sie in der Nacht 
vom 11./12. Juli das ihrem Ehemann gehörige, zur Wohnung von 
Menschen dienende Haus vorsätzlich in Brand gesetzt habe; die 
Voruntersuchung wurde demgemäls eröffnet. 

Aus der Vernehmung des Ehemannes H. mag hier kürzlich 
noch folgendes mitgeteilt werden. Er behauptete, mit seiner Frau 
ganz gut und einig gelebt zu haben und ihre mit ihrer Schwer- 
hörigkeit und Nervenschwäche zusammenhängenden Eigenheiten 
wären sehr erträglich gewesen; wenn es ihr auch nicht so rasch 
von der Hand gegangen, so habe sie die Wirtschaft doch ganz 
gut mit besorgen helfen. Aber mit der Dienstmagd habe sie sich 
nicht gut vertragen, weil diese ihr wenig zur Hand gegangen, 
doch habe sie dieselbe behalten, da man jetzt auf dem Lande so 
schwer eine bekommen könne; deren nächtliches Ausbleiben vom 
Hause habe sie nicht geduldet und daher öfter ihre Kammerthür 
des Nachts untersucht, wenn sie mit dem Lesen, was sie bis zum 
späten Abend zu betreiben gepflegt, fertig gewesen sei. Da seine 
Ehefrau wegen ihrer Schwerhörigkeit fast keinen mündlichen Ver- 


kehr mit anderen führen könne, so suche sie sich durch Lesen 
H. Ortloff, Gerichtlich-mediz. Fälle etc. 4 
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von Zeitungen, Büchern, Journalen, z. B. der Gartenlaube, zu 
entschädigen und benutze dazu, wegen Mangels an Zeit, die Nacht 
und, ehe sie sich schlafen gelegt, möge sie noch manchmal das 
oder jenes zurecht gelegt und besorgt und auch nach der Haus- 
und Kammerthür der Magd gesehen haben, aber, wenn sie ein- 
mal zu Bett gewesen, dann sei sie nachts nicht wieder aufge- 
standen, was er bemerkt haben mülste, da er erst seit 8 Tagen 
vor dem Brande von ihr getrennt in einer anderen Stube schlafe 
und zwar mit Rücksicht auf ihr nun grölser werdendes Töchter- 
chen, welches mit in dem Bette ihrer Mutter schlafe. Von einem 
Nachtwandeln seiner Frau sei ihm nie etwas bekannt geworden 
und er halte dieselbe für geistig ganz gesund; wenn bei seiner 
ersten Vernehmung durch den Staatsanwalt von ihm die im Pro- 
tokoll niedergeschriebene Behauptung, er halte sie nicht für „zu- 
rechnungsfähig”, genehmigt worden sei, so habe er diese Bezeich- 
nung in der ihm vorgelegten, darauf bezüglichen Frage nicht 
verstanden, wie er erst jetzt ersehe. Ihre mit der Schwerhörig- 
keit zusammenhängenden Kigentümlichkeiten würden von den 
Leuten nicht richtig verstanden und entschieden unwahr sei, dafs 
sie des Nachts im Hofe gewesen sei; die Aussage der Dienstmagd 
über ihre Wahrnehmungen bez. des Reisigholens durch seine Ehe- 
frau ein anderes Mal und auch unmittelbar vor dem Brande halte 
er für ganz unwahr, vielmehr glaube er, dafs die von seiner Frau 
in dem Schranke verwahrten Sachen wohl gestohlen sein möchten 
und zur Verdeckung des Diebstahls der Brand angelegt worden 
sein würde. Während die Magd sonst Sonntags stets gegen Abend 
ausgegangen gewesen, sei sie an diesem Sonntage (11. Juli) gar 
nicht weggegangen*); ob sie aber, nachdem er und seine Familie 
sich gegen 10 Uhr zu Bett begeben gehabt, noch aus dem Hause 
geschlichen sei, wisse er nicht. In der Regel werde die Haus- 
thür von demjenigen, der zuletzt in das Haus trete, verriegelt 
und die Thür sei eine schwere und deren Auf- und Zugehen 





*) Die Magd sucht ihr diesmaliges Zuhausebleiben mit einer Scheu vor 
den Leuten zu erklären, weil sie bemerkt habe, dals man von ihrer Schwanger- 
schaft Kenntnis habe — eine Erklärung, die sonst zu der Unbefangenheit, mit 
der sie über ihren.Liebesverkehr sich äufserte, nicht recht passen wollte. 
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werde daher im Hause recht gut gehört und hätte auch von der 
Magd, die übrigens stets fest zu schlafen pflege, wenn sie wirk- 
lich in der fr. Nacht munter gewesen wäre, gehört werden müssen. 

Das letztere wurde von der Dienstmagd H., welche wohl ge- 
übt in dem vorsichtigen, möglichst geräuschlosen Öffnen der Haus- 
thür sein mochte, bestritten, ebenso ihr behaupteter fester Schlaf. 
Dieselbe beharrte allenthalben bei ihren früheren Aussagen und 
es wurde durch ihre weitere Vernehmung nur noch Folgendes 
festgestellt. Aulser einiger Wäsche, welche sie in einem in ihrer 
Kammer stehenden Korbe aufbewahrte, befanden sich in einem 
in der Schlafstube ihres Dienstherrn stehenden alten Schranke ihre 
Kleidungsstücke, etwa 5 bis 6 Röcke und 6 Kleider, einige Jacken 
und ein Winterpaletot, deren Rettung sie sofort durch einen Feuer- 
wehrmann und eine Frau veranlafst hatte; ihr Geliebter N. hatte 
sich, da er an die Dorfspritze mufste, nicht um sie bekümmert; 
ein im Schrank zurückgebliebener Rock war mit verbrannt. Da- 
rüber, ob ihre Sachen von der Dienstherrschaft mit versichert ge- 
wesen, wulste sie nichts anzugeben; bares Geld besals sie nicht. 
Da sie seit einigen Monaten von ihrem Geliebten geschwängert 
war, beabsichtigten beide die Heirat und daher kam es auch, dafs 
zwei Tage nach dem Brand die noch lebende Mutter des Bräu- 
tigams die H.’sche Magd zu sich ms Haus nahm, als sie ihren 
Dienst aufgegeben. Unbekannt wäre ihr gewesen, wo und wie 
Frau H. ihre Wäsche, Kleider und Wertsachen verwahrt gehabt, 
da letztere stets die Schlüssel zu ihren Schränken, Kommoden u. s. w. 
bei sich selbst getragen und sie nie hineinsehen gelassen habe; es 
könnte bei ihr jederzeit Nachsuchung gehalten werden, wenn man 
glaube, sie habe davon sich etwas angeeignet. Die Kleider ihrer 
Herrin hätten ihr ja nichts nützen können und ihre Betten und 
besonders Wäsche, welche in deren Schlafstube in einer Lade 
gestanden, wären mit verbrannt, was sich allerdings bestätigte. 
Sie that diese Äuflserung auf die Andeutung hin, dafs sie, da sie 
sich verheiraten wolle und auch ihrer späteren Niederkunft ent- 
gegensehe und ohne alle Mittel dazu sei, leicht in den Ver- 
dacht kommen könne, ja auch von ihrem Herrn verdächtigt werde, 


den Brand zur Verdeckung einer Beraubung des Schrankes an- 
A* 
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gelegt und, um das Leben der H.’schen Familie zu retten, für 
rechtzeitige Erweckung Sorge getragen zu haben.*) Aufserdem sei 
sie ja immer gut mit ihrer Herrschaft gewesen und habe gar 
keine Veranlassung gehabt, ihr einen Schaden zuzufügen. Ihre 
Dienstherrschaft habe „schöne Sachen“ gehabt und deshalb glaube 
sie, dafs der Mann nichts von einer Brandlegung gewulst, aber 
auch Frau H. nur in einem bewulstlosen Zustand das alles gethan, 
was von ihr beobachtet worden, und das hinaufgetragene Kiefern- 
reisig dann selbst angezündet habe. Dafs der Brand nur von einem 
Hausbewohner angelegt worden sein könne, da Thür und Fenster 
verschlossen gewesen, behauptete sie selbst. Die Wahrheit der 
Angaben dieser Belastungszeugin wurden mehrfach in Zweifel 
gestellt. So behauptete die Nachbarsfrau Unrein, in deren Back- 
ofen die Angeschuldigte zu backen pflegte, dals diese ihr Reisig 
stets nur am Tage zugebracht habe. Zwei der früheren Mägde 
der H.’schen Eheleute behaupteten übereinstimmend, dals sie Frau 
H. des Nachts niemals im Hofe hätten hantieren gesehen,. die 
eine davon hat nur manchmal, nachdem sie zu Bett gegangen, 
ihre Dienstfrau noch im Hause arbeiten hören. z. B. wenn sie 
Butter oder Käse gemacht habe, die andere aber hat auch dieses, 
sowie ein nächtliches Umherwandeln nicht bemerkt. 

Am meisten Widerspruch trat aber in der Vergleichung der 
Aussagen der H.’schen Eheleute mit der der Zeugin H. hervor. 
Der Ehemann bestritt bestimmt, dafs diese ihm jemals Mitteilung 
über das Nachtwandeln seiner Frau gemacht habe, dafs diese 
nachts in ihren Schränken und Sachen herumkrame, dafs sie sich 
während seiner Krankheit nicht um ihn bekümmert habe, behaup- 
tete vielmehr, dafs sie gerade in jener Zeit nachts, wenn sie auf- 
gewacht, nach ihm gesehen gehabt. 

Am auffälligsten aber blieb der selbst durch eine Gegenüber- 
stellung zwischen dem Dienstherrn H. und seiner Magd nicht zu 





*) Sollte diese Vermutung zutreffen, dann könnte vielleicht in Zukunft 
das eine oder andere beiseite gebrachte Kleidungs- oder sonstige im Kleider- 
schrank verborgen gewesene Wertstück zum Vorschein kommen — schwerlich 
der Pommer’sche Pfandbrief, da unter den Leuten über dessen Amortisierung 
schon zuviel gesprochen worden ist. 


hebende Widerspruch rücksichtlich der von jenem behaupteten 
Lohnerhöhung gegenüber der Angabe dieser, dafs ihr Herr ihr 
50 bis 100 Thaler Schweiggeld geboten. Hier behauptete sie 
sogar, sie habe später noch einmal in Gegenwart des Nachbarn 
Backhaus dem H., vorgehalten, dafs er ihr Geld geboten, wenn 
sie ihre Aussage über seine Frau ändere, und da habe sie noch 
hinzugefügt: „Ich sch.... auf Ihr Geld!“ und als B. dann ge- 
fragt, was das zu bedeuten habe, hätte sie ihm den Bestechungs- 
versuch ihres Herrn mitgeteilt. H. bestritt dagegen, dafs er ihr 
etwas wegen Änderung ihrer Angaben in Aussicht gestellt habe, 
behauptete aber nach wie vor, er habe ihr nur 20 Thlr. Lohn- 
erhöhung geboten, wenn sie gerade beim Beginn der Ernte und 
in der Unglückszeit bei ihm geblieben wäre; sie dagegen er- 
widerte: „Hätte er mir das verwilligt, so wäre ich gleich da ge- 
blieben.“ Beide Zeugen versicherten mit gleicher Zuversicht, 
ihre Aussagen beschwören zu können und zu wollen. Der per- 
sönliche Eindruck des H. war ein günstigerer als der der Dienst- 
magd, welche im allgemeinen leichtfertige in ihrem Wesen und 
allzufest in ihren Aussagen erschien. Unwahrscheinlich ist es an 
sich nicht, dafs H., als ihm die Magd die erste Mitteilung von 
ihren angeblichen Wahrnehmungen gemacht hat, versucht habe, 
sie zum Schweigen zu veranlassen, da er erschrocken sein mag 
darüber, dafs seiner Frau die Brandstiftung, einerlei ob mit Grund 
oder aus Firdichtung, zur Last gelegt wurde und zwar mit einer 
überraschenden Bestimmtheit. Um so mehr konnte die Magd aber 
diese Thatsache für sich ausbeuten, wenn von ihr die Brandstif- 
tung ausgegangen war; das Ableugnen der angebotenen Lohn- 
erhöhung war dann nur konsequente Verstärkung ihrer Erdichtung, 
während, wenn in der That ein Bestechungsversuch seitens des 
H. verübt war, sein Ableugnen eine Ungeschicklichkeit blieb, 
welche sehr verhängnisvoll werden konnte. Geistige war die 
Zeugin H. ihrem Dienstherrn ebenso überlegen wie mit dem 
Mundwerk. Es lag hier aber eine auffallende Zweifelhaftigkeit 
vor, die eine Vereidung beider Zeugen geradezu unmöglich machte, 
womit der Ausgang der Sache schon im voraus zu übersehen war. 

Einen durchschlagenden Erfolg aber erzielte zu Gunsten der 
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Angeschuldigten der persönliche Eindruck, welchen diese auf 
den Beurteiler machte. Es würden manche Anklagen nicht er- 
hoben werden, manche Eröffnung des Hauptverfahrens möchte 
unterbleiben, wenn Staatsanwalt und Verteidiger den Verhandlungen 
vor dem Untersuchungsrichter beiwohnen könnten und Gelegen- 
heit hätten, sich einen persönlichen Eindruck von Angeschuldigten 
und Zeugen zu verschaffen, wie es erst die Hauptverhandlung 
dem erkennenden Gericht bietet. Einigermafsen Ersatz könnten 
nur aktliche Bemerkungen des Untersuchungsgerichts über einen 
hervortretend gewonnenen Eindruck verschaffen zur Ergänzung 
der Auffassung der Sachlage, wie sie eben nur das Aktenmaterial 
zur mittelbaren Kenntnis des Staatsanwalts und der Strafkammer 
zu bringen vermag. In der Natur der prozessualischen Funktionen 
des öffentlichen Klägers liegt es, dafs er, wie ein beliebter Aus- 
druck ist, „von seinem Standpunkt aus“, die anscheinend belasten- 
den Momente durch das Vergröfserungsglas der Polizeiorgane, da- 
gegen die entlastenden in der durch jene bewirkten Verkleinerung 
oder gar nicht anschaut, während der Richter gewöhnt ist, der Seite 
der Verfolgung wie der Abwehr eine gleiche Aufmerksamkeit und 
Beurteilung zu teil werden zu lassen und vor allem dafür zu 
sorgen, dafs niemandem mehr zur Last gelegt werde, als er ver- 
dient. Daher ist es in manchen Fällen recht am Platze, wenn 
im vorbereitenden Verfahren der Richter gegenüber den häufig 
hervortretenden, einseitig verfolgenden Färbungen und Darstellungen 
vorgefafster Verdachtsmeinungen, seine Anschauung von der Sach- 
lage indirekt hervortreten läfst und da, wo der persönliche Ein- 
druck stark in die Wagschale fällt, sich darüber zu den Akten 
äulsert wie ein sachverständiger Zeuge, der das den ferner stehen- 
den Beurteilern aus dem Aktenmaterial ergänzt, was ihnen nicht 
zugänglich sein kann, aber ihm zugänglich geworden ist. 

Die Angeschuldigte, zu der wir uns nun wenden, stammt 
aus einer wohlhabenden Bauernfamilie eines benachbarten Dorfes, 
wo sie eine ihren Verhältnissen entsprechende Schulbildung ge- 
nossen hat. Über ihre körperliche und geistige Entwickelung und 
neuerliche Beschaffenheit hat der Gerichtsarzt das Erforderliche in 
dem mitgeteilten Befund geäufsert. Aufser einer reichlichen Aus- 


55 





stattung hatte sie 1500 M. von einem Onkel und aus dem väter- 
lichen Vermögen den bereits erwähnten Pommerschen Hypotheken- 
brief über 1500 M., wie aus den Nachlafsakten und der Verneh- 
mung ihres Bruders festgestellt war, erhalten und will denselben 
etwa 10 bis 12 Tage vor dem Brande zum letzten Male aus 
seinem Versteck bei Gelegenheit der Abschneidung des letzten 
fälligen Zinsscheins gesehen haben, den sie bereits mit 30 M. bei 
dem Bankhaus C. eingelöst hatte. 

Ihre Ehe bezeichnet sie im ganzen genommen als eine fried- 
liche, wenn auch ihr Ehemann über ihre Fehler, besonders Lang- 
samkeit und Schwerfälligkeit in der Arbeit, manchmal zanke; ihr 
Mann denke freilich, sie könne und müsse alles so machen wie 
er; aber sonst lebe sie ganz einig mit ihrem Manne, möchten doch 
die Leute schwatzen, was sie wollten. Darüber, dafs sie seit acht 
Tagen sich mit ihrer Tochter Rosa aus der Schlafstube ihres Ehe- 
mannes in die nebenan liegende Schlafstube gebettet habe, sprach 
sie sich nicht näher aus, schien aber den von ihrem Ehemann 
angegebenen Grund zuzugeben mit dem ausdrücklichen Hinzu- 
fügen, dafs ihre Tochter sich darüber freue, weil sie in der 
sröfseren und schöneren Stube schliefen. _ 

Über das Verhältnis ihrer Dienstmagd sprach sie sich nicht 
günstig aus, wie umgekehrt diese jener rücksichtlich ihrer Thätig- 
keit in der Wirtschaft kein Lob zu spenden vermochte; sie be- 
klagte sich darüber, dafs die Magd in der letzten Zeit kein Wort 
mit ihr gesprochen, auch unartig und grob gegen sie gewesen, 
ja sie sogar faul genannt und geschubt habe; es mochte sein, 
dals die strengere Beaufsichtigung der Magd durch die Herrin 
rücksichtlich ihres nächtlichen Verkehrs mit ihrem Geliebten ihr 
nicht gefiel. Sie bestätigte auch, dafs die Magd öfters, am Tage, 
wenn sie einmal schlafen wollte, oder auch in der Nacht, wenn 
sie Licht hatte, ihr Kammerfenster von innen mit einer Schürze 
oder einem Tuche verhängt habe. Sie bestritt aber, das Mäntel- 
chen ihrer Tochter Rosa, welches überall, bald im Hause, in den 
Stuben, bald im Hofe u. s. w. herum gelegen habe, sodafs jeder- 
mann dazu hätte gelangen können, vor dem Fenster der Mädchen- 
kammer an den daran oben vorstehenden Nägeln jemals aufgehängt 
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zu haben; wenn auch dieser Mantel unter demselben im Hofe 
gefunden worden sei, so wisse sie nicht, wie er dahin ge- 
kommen. 

In bezug auf das Arbeiten, Lesen und Herumwandern zur 
Nachtzeit äulserte sich die Angeschuldigte in sehr verständiger 
und ruhiger Weise dahin: Wenn es notwendig in der Wirtschaft 
zu thun gegeben, so z. B. wenn sie Mittwoch’s die Butter zu 
Markte zu bringen gehabt, so habe sie vorher des Abends, wenn 
die anderen sich niedergelegt hätten, noch gearbeitet, z. B. ihre 
Butter stets selbst allein geleiert u. s. w.. auch habe sie sich 
dazwischen, während die Schirmlampe in der Stube auf dem Tische 
gestanden und die Küchenlampe an der Küchenthüre aufgehängt 
gewesen, im Hause herum bewegt der Geschäfte halber, sei niemals 
aber im Dunkeln oder zwecklos herumgegangen; dann aber habe 
sie auch öfter nach Vollbringung der Geschäfte noch länger bei 
Licht gelesen; das sei ihr inneres Bedürfnis, weil sie sich münd- 
lich doch so schwer und wenig mit den Leuten unterhalten könne; 
aber sehr tief in die Nacht hinein habe sie weder gearbeitet noch 
gelesen, und wenn sie dann am Tage das Ruhebedürfnis einmal 
durch Hinlegen befriedigt habe, so sei dies höchstens eine halbe 
Stunde lang geschehen, mithin habe sie den Tag nicht zur Nacht 
gemacht. Wenn sie sich aber einmal zu Bett begeben gehabt, 
dann sei sie — ohne Veranlassung — nie wieder vor dem Morgen 
aufgestanden; sie sei sich nicht bewulfst, jemals in der Nacht auf- 
gestanden und im Hofe sich zu schaffen oder gar Reisig geholt und 
in die Nachbarschaft oder in das Haus getragen zu haben, wohl 
aber sei richtig, dafs sie oft vor dem Schlafenlegen noch die 
Mädchenkammer untersucht habe, ob die Magd darin sei. Auf 
Mitteilungen aus der Aussage dieser erwiderte sie lächelnd: „Ich 
bin ganz richtige im Kopfe, ich spreche aber nicht viel mit den 
Leuten, weil ich sie wegen meiner Schwerhörigkeit nicht belästigen 
will.... was sonst die Leute schwatzen, darum bekümmere ich 
mich’ nicht.” 

Ihre Angaben über den Erwerb und Verbleib des Pfand- 
briefes über 1500 Mark waren durchweg klar und übereinstimmend 
mit den sonstigen Ermittelungen; wegen Amortisierung desselben 
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war sie zwei Tage nach dem Brande bei dem Bankhaus C. in 
W. gewesen. In dem zuerst verbrannten Schranke hatte sie nach 
ihren Angaben aufser ihren besseren Kleidern auch noch eine 
Ledertasche, worin ein Zehnmarkstück und noch einige Mark 
sich befanden, ferner ein Dutzend silberne Kaffeelöffel und andere 
Wirtschaftslöffel aufbewahrt gehabt, wovon sich im Brandschutte 
keine Spur vorgefunden hat. Die Schlüssel zu jedem der auf dem 
Vorsaale stehenden Schränke sollen abends gewöhnlich oben auf- 
‚gelegt gewesen sein, während Frau H. am Tage sie stets in der 
Tasche getragen haben will; ob dieses Obenauflegen der Schlüssel 
des Abends der Magd bekannt gewesen, wulste Frau H. nicht, 
indessen sei ihr nicht unbemerkt geblieben, dafs jene zuweilen im 
Vorübergehen, wenn sie einen der Schränke geöffnet gehabt, da- 
nach geschaut habe. Alles, was in den Schränken u. Ss. w. ver- 
wahrt gewesen, sei verbrannt. Mit Ruhe und Sicherheit bestreitet 
die Angeschuldiete den Brand vorbereitet oder angelegt zu haben. 
Sie erzählt, dafs sie am Abend vor dem Brande Schokolade ge- 
kocht und sich um 10 Uhr mit ihrer Tochter zur Ruhe begeben 
habe; die Hausthür würde wohl von ihrem Manne, bevor er sich 
niedergelegt, verschlossen worden sein. Wer die Hausthür eigent- 
lich verschlossen gehabt hatte, war nicht festzustellen gewesen. 
In der Nacht, gegen Morgen hin — erzählte die Angeschuldigte 
— sei sie von der mit in ihrem Bette schlafenden Tochter Rosa 
durch Anstofsen geweckt worden und diese habe ihr in’s Ohr 
geschrieen, dafs sie ein Knistern im Hause höre; darauf sei sie 
eilig aufgestanden und habe die Thür ihrer Schlafstube geöffnet 
und da ihren an der Bodentreppe stehenden Kleiderschrank brennen 
gesehen, auch sogleich. versucht, namentlich zur Rettung des darin 
befindlichen Wertpapieres, an denselben zu gelangen, hätte aber 
der Flamme halber, welche sie zu erhaschen gedroht, davon ab- 
‚stehen müssen und, als sie in die Schlafstube wieder eingetreten, 
in dieser Frau H., welche ihre Tochter eben zum Fenster hinaus- 
zuretten bemüht gewesen, sowie ihren Ehemann darin betroffen, 
der ihr zugeschrieen, sie solle die Kleider der Tochter zusammen- 
raffen. Das habe sie gethan und durch die Stubenthür sei sie 
mit den Kleidern durch die Flamme über den Vorsaal die Haus- 
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treppe hinab und durch die offenstehend gefundene Hausthür in 
den Hof hinabgeeilt, wo mehrere Männer gewesen wären. Diese 
Angaben wurden durch die betreffenden Zeugen, namentlich auch 
durch Rosa H. bestätigt. Seitens des Untersuchungsgerichtes 
wurde zu den Akten noch Folgendes bemerkt: Die Schwerhörig- 
keit der Angeschuldigten sei so stark, dafs sie nur dasjenige zu 
verstehen vermöge, was man ihr in das rechte, noch einzig etwas 
aufnahmsfähige, Ohr mehr hinein schreie als spreche; wenn sie 
etwas nicht verstanden habe, besinne sie sich, wende sich gegen 
den Fragenden und wiederhole die ihr zweifelhaften Worte, be- 
sinne sich und gebe dann, wie auch bereits der Gerichtsarzt hervor- 
gehoben, eine entsprechende Antwort, welche die richtige und 
verständnisvolle Auffassung der Frage erkennen lasse. Mit einer 
bei Schwerhörigen vielfach zu beobachtenden Hast und Unruhe 
frage und spreche sie meist etwas abgebrochen, aber in zusammen- 
hängenden Worten richtig kurze Sätze, eine klare Darstellung 
sebend; wenn sie etwas erregter wäre, stottere sie in Unruhe, 
auch trinke sie von dem auf ihr Ersuchen gereichten Wasser mit 
dem Bemerken, sie müsse immer etwas trinken, wenn sie erregt 
wäre, was besonders hervorgetreten, als sie sich über das Betragen 
ihrer Dienstmagd H. gegen sie geäufsert; mit Lächeln und be- 
ruhigt habe sie sich wiederholt über die ihr bekannten Annahmen 
und Äufserungen der Leute in ihrem Dorfe geäufsert, welche 
ihren Zustand gänzlich verkennten und sogar spotteten, sie hätte 
„Rotz im Kopfe*. Auf die ihr aus den Angaben ihrer Dienst- 
magd gemachten Vorhalte habe sie ruhig mit einem mitleidig 
scheinenden Lächeln geantwortet, aber die Beschuldigungen mit 
einer sittlichen Entrüstung kurz abgewiesen; während der mehr- 
stündigen Vernehmungen wäre ihr ganzes Gebahren als ein natür- 
liches und sicheres, entfernt von jedem Schuldbewulstsein er- 
schienen, nur insoweit unruhig und hastig, als wie es bei aus 
Nervenschwäche schwerhörig Gewordenen oft zu bemerken sei; 
ihre wiederholte Versicherung, dafs sie bis auf ihre Nerven- 
schwäche und Schwerhörigkeit ganz gesund und namentlich „ganz 
richtige im Kopfe“, dafs ihr von einem Schlaf- oder Traumwandeln, 
weder selbst noch durch andere, etwas bekannt geworden sei, 


ja dafs sie solches für entschieden nicht möglich halte, habe den 
Eindruck der Glaubwürdigkeit gemacht. 

Es war zwar vom Physikus anheim gegeben worden, die 
Angeschuldigte einer längeren Beobachtung in einer Heilanstalt 
aussetzen zu lassen, indessen war davon ein Erfolg nicht zu er- 
warten, da derartige Zustände eines Traumwandelns bez. Handelns 
im Schlafe, wie bekannt, bei Erwachsenen äulserst selten zu 
“beobachten sind und auch da nur Zweifel übrig lassen; deshalb 
sowie wegen der Geteiltheit des Verdachts wurde jenem Vor- 
schlage nicht Folge geleistet. 

Von dem Untersuchungsrichter wurde die Voruntersuchung 
mit der Begründung geschlossen, dafs die in hohem Grade Zweifel 
an der Wahrheit erregende Aussage der Dienstmagd dem Gut- 
achten des Gerichtsarztes, soweit es hierauf fulse bei der An- 
nahme einer im Traum- oder Schlafwandeln von der Angeschul- 
digten verübten Inbrandsetzung des Hauses, als Hypothese zu 
Grunde gelegt worden sei und daher jener Annahme der haupt- 
sächlichste thatsächliche Grund durch die Ergebnisse der Vor- 
untersuchung benommen werde. Der von der gerichtlichen Medizin 
als „ganz ungemeine Seltenheit“ bezeichnete Zustand des Schlaf- 
wandelns bei Erwachsenen mache von vornherein milstrauisch 
gegen die Annahme, dafs wirklich in einem schlafähnlichen Zu- 
stande so vollständig durchdachte und gut vorbereitete Hand- 
lungen, wie sie die Dienstmagd von ihrer Herrin als vorgenommen 
beobachtet haben wolle und wie ähnliche doch von anderen als 
seitens der verehelichten H. vorgenommen sonst nicht beobachtet 
werden wären, von dieser, vollends zu ihrem und ihrer Familie 
Nachteile und höchster persönlicher Gefährdung, ausgeführt worden 
sein sollten. Auf den Untersuchungsrichter habe die verehelichte 
FH. den Eindruck einer mit den bekannten Eigentümlichkeiten einer 
tauben Person behafteten, sonst aber nur nervös erregbaren, im 
übrigen gesunden und geistig ungestörten, in ihren Vorstellungen 
klaren, gänzlich unbefangenen und über ihren geistigen Zustand 
sicheren Frau gemacht. Die Wahrscheinlichkeit aber einer be- 
wulsten und gewollten Brandstiftung seitens der Angeschuldigten 
sei eine äufserst geringe und die sonst festgestellten nächtlichen 
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Gewohnheiten derselben könnten von der Dienstmagd nur benutzt 
worden sein, um daraus einen Verdacht der Thäterschaft auf die 
verehelichte H. zu lenken, von welchem sie selbst nicht ganz frei 
erscheine. | 

Auf Antrag des Staatsanwaltes wurde im Mangel ausreichen- 
der Beweise die Angeschuldigte aufser Verfolgung gesetzt. 


IM. 


Was nun den Krankheitszustand des Traum- oder Schlaf- 
wandelns im allgemeinen anbelangt, so können wir uns auf das- 
jenige beziehen, was ein vorzüglicher Kenner der Psychopathologie, 
v. Krafft-Ebing a. a. ©. S. 268, darüber bemerkt hat. Der Über- 
eang der Traumvorstellungen in notorische Akte findet unbewulst 
dem Patienten statt. Der Schlafwandler dämmert entweder planlos 
umher oder er ist zur Vornahme zweckmälsiger Handlungen, zur 
Fortsetzung und Besorgung von Geschäften des wachen Lebens, 
jedoch wie ein Automat, fähig, indem jede Sinneswahrnehmung 
aufgehoben oder auf die dem Inhalte des Traumbewulstseins ent- 
sprechenden Objekte beschränkt ist. Fine Erinnerung an die 
Traumerlebnisse fehlt nach den vorgenommenen Akten ganz oder 
sie ist eine solche, wie nach einem gehabten Traume. Das Schlaf- 
wandeln ist eine chronische Neurose, wahrscheinlich nur Teil- 
erscheinung anderer Nervenkrankheiten (Epilepsie, vergleiche da- 
selbst S. 205—207, Hysterie, status nervosus) und findet sich bei 
Prädispositionen zu solchen Krankeiten vor in Anfällen zu be- 
stimmten Zeiten, vorwiegend im jugendlichen Alter, namentlich 
bei der Pubertätsentwickelung, selbst Jahre hindurch; vorher 
gehen zuweilen leichte Konvulsionen und kataleptische Muskel- 
starre. Die Anfälle gehen in einen Zustand des gewöhnlichen 
Schlafes zurück oder bei Unterbrechung, z. B. durch Namens- 
anruf, in ein kürzeres oder längeres Stadium schlaftrunkenartiger 
Verworrenheit in den wachen Zustand über. Das Erwecken der 
Schlafwandler ist nicht leicht, am leichtesten durch Anrufen beim 
Namen, und es zeigt sich dann ein starrer, amaurotischer Aus- 
druck des Auges. | 
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Dafs eine strafbare Handlung in einem solchen Anfalle 
wirklich begangen worden, mufs aus einer Reihe von Umständen 
erschlossen werden. Das Zustandekommen einer zweckmälsig 
kombinierten That schliefst das Schlafwandeln nicht aus, aber 
der Simulation des Krankheitszustandes gerenüber ist Kriterium 
der Mangel der Sinneswahrnehmung oder deren Beschränkung 
auf den engeren Kreis der Traumvorstellungen, und das gänzliche 
‘Fehlen der Erinnerung an das während des Aktes Vorgefallene 
wie im tiefen Schlafe, auch an das vor- oder nachher Geschehene, 
oder die Beschränkung auf eine Traumerinnerung. Bezüglich der 
That selbst und ihrer näheren Umstände können sich wichtige 
Anhaltspunkte ergeben, insofern zur Ausführung ungewöhnliche 
oder unmögliche Mittel und Wege, wie Überklettern von Dächern 
u.s.w., benutzt wurden oder werden sollten. Ganz besonders von 
Wichtigkeit ist die Feststellung, ob der Akt, um den es sich handelt, 
in die gewöhnliche Zeit eines wiederkehrenden Anfalles fällt. 

Derartige Fälle, wie der vorliegende, sind verschieden von 
„Brandstiftungen in Affekten und Geistesstörungen“* (Dr. W. 
Jessen, Kiel, 1860), wovon C. Stark in der Zeitschrift für 
Psychiatrie, Bd. 43, III einen Fall einer durch eine Hysterische 
im Zustande transitorischer Sinnesverwirrung anführt, desgleichen 
Dr. Pelman in Friedreich’s Blättern, 1881, III. und 1885, III, 
sowie in der: Vierteljahrschrift für gerichtliche Medizin N. F. 
Bd. 47, Heft 1 S. 55 ff. namentlich einen Fall von Pyromanie 
eines an krankhaften Erregungen des Gefälssystems leidenden 
18 jährigen Mädchens während der Menstruationszeit, wo die 
Brandlegung ohne alle Erkennntnis der Strafbarkeit dreimal in 
demselben Hause verübt wurde, in Befolgung eines Triebes, Feuer 
oder Blut zu sehen! 

Aus Casper-Limans Handbuch der gerichtlichen Medizin, 
7. Auflage $ 132 des biologischen Teiles (T) mag nur noch hierher 
bemerkt werden, dafs der der Schlaftrunkenheit nahe verwandte 
Zustand des Nachtwandelns (Somnambulismus) häufig zwar bei 
Kindern*) beobachtet worden, aber bei diesen mit der Entwicke- 





*) Verf. hat selbst Gelegenheit gehabt, in einer Reihe von Nächten an 
seinem 10jährigen Töchterchen ein vollständig unbewulstes Aufstehen zu be- 
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lung. gewöhnlich verschwinde, dafs dagegen bei Erwachsenen das 
Nachtwandeln „ganz ungemein selten“ vorkomme und dafs vor- 
kommenden Falles der Nachtwandler ein Traumwachender, ein 
Schlaftrunkener und wie ein solcher zu behandeln sei. 

Auch E. Hofmann, Lehrbuch der gerichtlichen Medizin, 
3. Auflage 5. 903 leugnet das Vorkommen des Nachtwandelns 
nicht, ebensowenig, dals während eines solchen Zustandes auch 
Verbrechen verübt werden können; es sei jedoch klar, dafs ein- 
schlägigen Behauptungen noch weniger unbedingt Glauben ge- 
schenkt werden dürfe als den rücksichtlich der Schlaftrunkenheit, 
jenes Zustandes der Betäubung, in welchem man sich unmittelbar 





obachten. Einmal stand das Kind auf, stieg barfuls aus dem Bett über einen 
daneben stehenden Stuhl, worauf es seine Morgenschuhe stehen hatte, holte 
aus einer Ecke der Schlafstube einen alten Schuh, legte ihn neben die Morgen- 
schuhe und stieg wieder in das Bett und schlief weiter. Das Kind setzte sich ein 
andermal z. B. im Bett in die Höhe, holte Strümpfe und Strumpfbänder von ihrem 
regelmälsigen Platze, zog erstere an, streifte sie mit der einen Hand glatt und 
die Bänder darüber und stieg nun über das Gitter des Bettes auf den daran 
stehenden Stuhl, wie es stets beim Aufstehen zu thun pflegt. In anderen 
Fällen angeredet, wo es hinwolle? gab es in dreien keine Antwort und folgte 
dem Zureden seiner Mutter, sich niederzulegen, zog nun im Halbschlaf die 
Strümpfe wieder aus und schlief sofort weiter. Einmal antwortete es aber, 
es wolle einen Käfer holen — abends war mit einem Schokoladenkäfer gespielt 
worden — und legte sich dann ohne weiteres wieder nieder. In zwei Fällen 
nahm es sein Deckbett und hantierte damit, legte es auf das hinter dem Kopf- 
ende des Bettes befindliche Fensterbrett und deckte sich mit der zu Fülsen 
liegenden Steppdecke zu; auf Anreden der Mutter stellte es lautlos die vorige 
Ordnung wieder her. In allen Fällen wulste es, am anderen Morgen befragt, 
absolut nicht, was in der Nacht geschehen war. Das Kind ist sehr lebhaft 
und erregbar; schon in den ersten Lebensjahren bis zum sechsten Jahre wurde 
es, wenn es sich alterierte, öfter ohnmächtig mit länger andauerndem Schwäche- 
zustand; sein Schlaf ist ein vorzüglicher und fester. Seine Phantasie ist eine 
besonders lebhafte und daher, wenn sie in einer Vorstellung gefesselt ist, sieht 
und hört es richt, was um dasselbe vorgeht. Im Traum mag es daher eine 
Vorstellung zum bewulstlosen Bewegen und Handeln führen. Bei einer An- 
rede gibt es meist keine Antwort, höchstens, sagt es naiv: „Hm!“ und verfügt 
sich im offenbarsten geistigen Schlaf, ohne weiteren Laut, wieder auf sein 
voriges Lager. Dieses unbewulste Handeln im Schlafe fand zumeist in hellen 
Mondnächten, aber auch kurz vor dem Neumond — doch bei brennendem 
Nachtlicht — statt. 





nach dem Erwachen aus tiefem Schlafe befinde, welcher indessen 
regelmäfsig kaum einen Augenblick, ausnahmsweise einige Augen- 
blicke in Unbesinnlichkeit bestehe; dabei seien die konkreten 
Umstände auf das sorgfältigste zu erwägen aufser der That selbst 
und des Zeitpunktes ihrer Verübung, z. B. die Festigkeit des 
Schlafes, die Art und Zeit des Aufwachens, sowie das Alter des 
Individuums (indem junge Personen zu solchen Vorkommnissen 
mehr zu disponieren schienen), ferner anamnestische Momente des 
bisherigen Verhaltens im Schlafe, und es sei namentlich zu er- 
heben, ob nicht etwa aus pathologischen Gründen (psycho- oder 
neuropathischer Konstitution) eine abnorme Reaktion auf die be- 
treffenden Eindrücke erfolgt sein könnte. Daher seien analoge 
Erscheinungen bei den angeblichen Nachtwandlern mit dem frag- 
lichen Falle, in welchem die That verübt worden, zu vergleichen, 
indem es, wie Maudsley, die Zurechnungsfähigkeit der Geistes- 
kranken, S. 243, richtig bemerke, sehr verdächtig erscheinen 
 mülste, wenn der somnambulische Zustand damals, wo das Ver- 
brechen verübt worden, zum ersten Male aufgetreten sein sollte.) 
Nimmt man in dem hier erzählten Falle an, dafs die Brandstiftung 
von der Dienstmagd, um ihrer Herrin einen Schaden zuzufügen 
oder einen ihr zugefügten Diebstahl zu verdecken, vollführt worden 
wäre, so hatte sie ja die beste Veranlassung in dem nächtlichen 
Treiben der verehelichten H. die dem kritischen vorausgehenden 
analogen Fälle zu benutzen, um das gegenwärtige Nachtwandeln 
wahrscheinlich zu machen; aber gerade das von ihr behauptete 
schon einmal oder mehrmals vorgekommene nächtliche Forttragen 
von Reisig aus dem dafür bestimmten Aufbewahrungsorte in das 
Nachbarhaus seitens der Angeschuldigten ist nicht bestätigt worden; 
überhaupt vermochte die Zeugin H. zur Entschuldigung des von 
ihr angeblich wahrgenommenen, den Brand vorbereitenden Handelns 
der verehelichten H. nur die Vermutung auszusprechen, dafs sie 
in einem bewulstlosen Zustande in diesem Falle gehandelt habe, 
während sie einen solchen in anderen Fällen nicht zu behaupten 
vermochte, für diese vielmehr nur das nächtliche, meist beabsichtigte 
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Herumbewegen im Hause behauptete. Freilich konnte die Zeugin 
mit grofser Sicherheit darauf rechnen, dafs ihre Erzählung bei den 
Leuten Glauben finden würde, da diese ja bereits ihre Herrin für 
„nicht richtig im Kopfe“ hielten, und dafs bei dem allgemeinen 
Urteile auch vor Gericht ihre Herrin nicht zur Strafe gebracht 
werden würde, mithin sie selbst mit Zuversicht allen Verdacht 
von sich auf jene wälzen würde, aber ohne dafs deshalb eine Be- 
strafung erfolgen könnte. 

Nimmt man dagegen an, alles, was die Dienstmagd über die 
Vorbereitungen zum Brande in der Nacht vom 11./12. Juli _be- 
obachtet haben wollte, sei wahr, dann hätte sowohl der Ehemann 
H. als auch seine Frau gegenüber der so bestimmten Bezichtigung 
der letzteren schon während des Brandes und weiter hinterher, 
die beste Veranlassung gehabt, den von der Zeugin H. angebahnten 
Weg weiter zu betreten, um mit Sicherheit die Unterlassung der 
öffentlichen Klage oder im ungünstigeren Falle wenigstens die 
_Setzung aulser Verfolgung zu erreichen, indem sie das allgemeine, 
ihnen bekannte Urteil des Ortspublikums über den geistigen Zu- 
stand der verehelichten H. benutzten und zugaben, dafs analoge 
Erscheinungen, die sich sonst nicht anders erklären liefsen, vor- 
gekommen seien, dafs die verehelichte H. an derartigen vorüber- 
gehenden Schlafzuständen mit instinktiver, bewulstloser Muskel- 
bewegung u. s. w. leide. Deshalb brauchte die verehelichte H. 
noch lange nicht dem Unterbringen in eine Irrenanstalt zu ver- 
fallen. Immerhin aber mulste, wenn man das Vorhandensein 
analoger Präzedenzfälle anzunehmen geneigt war, gerade die wohl- 
berechnete Wiederholung des Reisigtragens an den Schrank, die 
Verschliefsung der Hausthür, das Lichtanzünden und mehrfache 
Hineinleuchten in die Thür der Mädchenkammer — und dann das 
Anzünden des Feuers und Niederlegen zum Schlafen — den ge- 
rechtesten Zweifel erregen, denn man mulste dafür ein Denken 
und Überlegen voraussetzen, wie es mit instinktivem Handeln und 
Bewulstlosiekeit des Handelnden unvereinbar erscheinen dürfte 
und was um so auffälliger wäre als es auf eine perverse. Selbst- 
schädigung hinaus gelaufen sein würde. 
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| Es werden wohl noch viele Opfer fallen müssen, ehe die 
Übertreibung des Liberalismus in der Ausdehnung der Gewerbe- 
freiheit gerade auf dem Gebiet des Heilwesens erkannt wird und 
wieder straffere Grenzen gegen das Unwesen des Kurpfuscher- 
tums gezogen werden; es ist aber kein gutes Zeichen für die 
Aufklärung und Einsicht im Publikum, dafs, während man sonst 
geren Kunstfehler der approbierten Ärzte scharf einzuschreiten 
pflegt, so dafs diese nur gar zu leicht in eine strafrechtliche 
Verantwortung verfallen, so wenig Anzeigen gegen die eigentlichen 
Kurpfuscher gemacht werden, durch deren Unfug oft ein unglück- 
licher Verlauf von körperlichen Leiden der ihnen ins Garn ge- 
fallenen Opfer herbeigeführt worden ist. Das Totschweigen vieler 
fahrlässiger Gesundheitsschädigungen und sogar Tötungen seitens 
der Behandelten bez. ihrer Angehörigen beruht meistenteils in 
dem schlechten Bewulstsein, dafs man sich dem Kurpfuscher in 
die Arme geworfen, teils auch in einem blinden Vertrauen zu 
diesem und nicht selten in einem fatalistischen Mifstrauen, dafs 
ein geprüfter Arzt den Patienten auch nicht erretten könnte, wenn 
einmal das unabwendbare Verhängnis hereinbrechen müfste. Dann 
aber gehen auch gar manche verdächtig gewordene Fälle, über 
welche im Publikum gesprochen wird, unerforscht durch, weil 
letzteres sich fürchtet, mit bestimmteren Behauptungen mangels 
der Beweismöglichkeit hervorzutreten. Ja selbst Ärzte, denen 
solche zu Gehör kommen, scheuen sich wohl gegen die gefähr- 
‚lichen Konkurrenten aufzutreten, weil sie die Schwierigkeiten der 
Beweisführung kennen und vielleicht selbst fürchten, einmal wegen 
eines ihnen von anderen Konkurrenten zur Last gelegten Kunst- 


fehlers in Untersuchung zu kommen, weniger weil sie meinen, 
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dafs durch derartige schief gegangene Kuren das Publikum am 
besten von einer verkehrten Neigung zu Abwegen zu den Kur- 
pfuschern abgehalten werde. 

Mag nun sehr viel Schuld an dem Überhandnehmen der Kur- 
pfuscherei den heutigen Tages fast übertrieben hohen Honorar- 
forderungen der Ärzte, besonders der sog. Spezialärzte, welche oft 
aufser allem Verhältnis zur Leistung — auch eines wirklich be- 
währten kunstverständigen Sachkenners — stehen und geradezu 
wegen Ausbeutung eines Notstandes wie ein wucherliches Geschäft 
betrieben werden können, zur Last zu legen sein, so wird die 
Gesetzgebung kaum wieder zur Feststellung der ärztlichen Ge- 
bühren durch Taxen zurückkehren. Sehr verständig ist daher 
das Übereinkommen der Ärzte, in einzelnen Städten und Bezirken 


gewisse mässige Sätze einzuhalten, wonach das Publikum sich 


richten kann. Dadurch wird jenem Unwesen der ärztlichen Be- 
handlung seitens Unberufener doch am meisten gesteuert, aufser- 
dem dadurch, dafs die strafgesetzlichen Bestimmungen recht fleifsig 
zur Anwendung gebracht werden, und wenn vorsichtig öffent- 
liche Klagen seitens der Staatsanwaltschaft erhoben werden in 
Fällen, die grell zutage getreten sind. Dazu bedarf es aber 
gewöhnlich einer auf sicheren Beweisen fulsenden Anzeige, welche 
zu erstatten vor allen die angestellten Ärzte berufen sind, besonders 
die Gerichtsärzte und Beamten der Sanitätspolizei. Die 
mehr und mehr in den Bereich der Staatsaufsicht gezogene Ge- 
sundheitspflege (Hygiene) wird sich namentlich auch einer Über- 
wachung der Gesundheitsschädigung oder Krankheitsvermehrung 
durch Kurpfuscherei zuzuwenden haben. Vorzugsweise gegen 
diese sind die Vorschriften in SS 222 und 230 Abs. 2 St.-G.- 
B. gerichtet, wie sich aus den Gesetzesmotiven ergibt. 

In dem Nachfolgenden sei ein Fall mitgeteilt, dessen Verlauf 
in der Hauptverhandlung ein eigentümlich überraschender gewesen 
ist und zeigt, wie wandelbar die Beweisführung in medizinisch- 
gerichtlichen Dingen sein kann. 

Von dem Physikus in einem Städtchen Thüringens ging am 
8. August 1883 bei der Staatsanwaltschaft zu W. eine Anzeige 
folgenden Inhaltes ein. Vor 3 Wochen, am 17. Juli, fälit die 


Ehefrau des Handarbeiters W. mit einer Butte voll Wasser zu 
Boden und zerreifst sich in einer Ausdehnung von etwa 4 Finger 
Breite die Haut quer über dem rechten Knie. Es wird sofort 
der mit gewerbsmälsiger Kurpfuscherei sich beschäftigende, mehr- 
fach vorbestrafte Sch., mit der Behandlung der Verletzten: be- 
traut. Derselbe näht die weit klaffende Wunde und nach 5 Tagen 
‘nimmt er die Nähte wieder heraus, weil die Stichkanäle eitern, 
und sucht nunmehr der Wundklaffung, welche wieder entstanden 
durch Anlegung von iHeftpflasterstreifen entgegen zu arbeiten. 
Vierzehn Tage nach Entstehung der Wunde, am 31. Juli, be- 
kommt die Patientin den Kinnbackenkrampf, welcher dem Arzte 
ein deutliches Zeichen höchst ernster Erkrankung ist und in 
chirurgischen Fällen ihn stets zur genauesten Untersuchung der 
Wunden auffordert. Dies scheint völlig unterlassen und die Wunde 
erst mehrere Tage nach dem Auftreten des genannten Krampfes 
von dem sie bedeckenden Heftpflasterverband befreit zu sein. 
Den Kinnbackenkrampf scheint man völlig verkannt zu haben, 
denn er wurde mit Gurgelungen und nachher mit Einreibungen 
behandelt, wie wenn ein gewöhnliches Halsleiden, etwa ein Rachen- 
katarrh, vorläge. Am 4. oder 5. August habe Sch. der Patientin 
je eine Morphiumeinspritzung unter die Haut der Wange gemacht. 
Diese Behandlung, welche zwar dem Kinnbackenkrampf ange- 
messen ist, habe, im Hinblick auf die sonstige stattgefundene 
Behandlung, nicht als Beweis der richtigen Erkenntnis der Krank- 
heit seitens des Sch., sondern nur als straffällige Thatsache er- 
achtet werden können, dafs hier von einem Unbefugten heftig 
wirkende Medizin in der Aussicht auf Vergütung abgegeben 
worden sei. Am 7. August sei der Anzeiger auf Veranlassung 
des anderen, älteren Arztes durch den Ehemann der Patientin zu . 
dieser gerufen worden und habe sie in fast ganz hoffnungslosem 
Zustande angetroffen und seien die dem Leiden entsprechenden 
Mittel nur noch einige Stunden vergeblich angewendet worden, 
worauf die Frau verschieden sei — lediglich infolge mangelhafter 
bez. fehlerhafter Behandlung seitens des Sch. 

Die auf Antrag der Staatsanwaltschaft von dem Amtsgericht 


geleitete und von den beiden Gerichtsärzten zu B. und Bl. vor- 
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genommene Sektion ergab folgenden erheblichen Befund: Ober- 
halb der rechten Kniescheibe verläuft eine 12,50 cm lange, 1 bis 
2 cm. weite, trocken überhäutete Wunde von braunroter Farbe. 
Der Grund der Wunde wird durch aus der Tiefe kommende 
Granulation mit eingetrockneter Oberfläche in der Weise ausge- 
füllt, dafs die umliegende Haut um ein Geringes wallartig über- 
ragt und an manchen Stellen zipfelartig in die vernarbende Wunde . 
hineinragt. Die Ränder derselben liefsen je 5 braunrote trockene 
Punkte wahrnehmen, offenbar von Ein- und Ausstich der Hefte, 
und in der Längsrichtung des Ober- und Unterschenkels auf der 
mit Schmutz trocken bedeckten vorderen Hautoberfläche befinden 
sich drei je 26 em lange und 2 cm breite, gelbe klebrige Streifen, 
wie sie durch Aufkleben und Wiederabziehen von Heftpflaster 
zu entstehen pflegen. Nach Anlegung von zwei’ seitlichen Längs- 
schnitten rechts und links vom Kniegelenk und eines Querschnittes 
10 cm unter demselben wurde die Haut sorgfältig von der unter- 
liesenden Fascie lospräpariert, wobei sich im Unterhautzellgewebe 
eine nach unten zu spitz auslaufende, nach oben breiter werdende 
und in der Nähe der Narbe dieselbe in der ganzen Breite be- 
kleidende, blutig gefärbte Ausschwitzung wahrnehmen läfst, welche 
an den meisten Stellen eine sulzige Beschaffenheit zeigt und von 
3 cm unterhalb der Kniescheibe beeinnend bis an das untere 
Drittteil derselben mit zahlreichen, beim Vorübergleiten des 
Messers knisternden Kieselsteinchen und Schmutzpartikeln durch- 
setzt ist. Es wurden von diesen spitzen Steinchen vier entnommen 
und asserviert, die übrigen in dem Präparate gelassen. Eine 
geröfsere Ansammlung derselben findet sich in einer an der zuletzt 
bezeichneten Stelle der Kniescheibe befindlichen, etwa Haselnufs 
grossen eitrigen Höhle, in deren Grund man deutlich eine teil- 
weise Enntblöfsung der Knochenoberfläche der Kniescheibe wahr- 
nehmen kann. Ein Bruch derselben oder sonstige Spuren von 
Verletzungen sind nicht zu bemerken. Nur zeigt die entsprechende 
Gelenkfläche des Oberschenkels eine zum Teil blutig gefärbte, 
zum Teil sulzige Beschaffenheit mit eingesprengten kleinen fest 
umgrenzten Blutaustritten. Behufs weiterer Untersuchung, be- 
sonders auch mittels des Mikroskops, wurde die rechte Knie- 


scheibe nebst daran hängenden, 10 cm langen Hautlappen der 
Leiche entnommen und von seiten des Gerichts den Obducenten 
übergeben. Die Sektion ergab noch einzelne Residuen älterer, 
überstandener Leiden, welche aber hier nicht weiter in Betracht 
zu ziehen waren, und das vorläufige Gutachten der Sachver- 
ständigen ging dahin: Die verehel. W. sei an einer doppelseitigen, 
hypostatischen Lungenentzündung verstorben, welche im nach- 
weisbaren Zusammenhang mit einer schlecht behandelten Ver- 
‚letzung am rechten Knie stehe. Es sei infolge derselben ein 
mehrwöchiges Krankenlager und eine schwere Erkrankung des 
Zentral-Nervensystems (Wundstarrkrampf) eingetreten, welche in 
Verbindung mit der unmöglich gewordenen Nahrungsaufnahme zu 
der Lungenentzündung und zum Tode geführt habe. Eine weitere 
Motivierung des Gutachtens behielten sich die beiden Sachver- 
sändigen bis nach Prüfung des Präparates und der Kiesel vor. 

Das Gutachten des die Anzeige erstattet habenden Gerichts- 
arztes lautete dahin: 


A. Die wichtigen Erhebungen am Krankenbett 
und am Sektionstisch. 


1. Frau W. stammt aus einer gesunden Familie, in welcher 
speziell nervöse Leiden .nie vorgekommen sind. 

2. Sie hat im ledigen Zustande 12 bis 18 Wochen lang an 
einer infolge eingeklemmten rechtsseitigen Schenkelbruchs ent- 
standenen Kotfistel gelitten und ist vom Amtsphysikus Dr. K. in 
Bl. ärztlich behandelt worden. Sie ist dabei sehr schwer krank 
gewesen, hat aber keine Spur nervöser Erscheinungen während 
ihres Krankenlagers gezeigt. (Die chirurgische Erfahrung lehrt, 
dafs bei eingeklemmten Brüchen u. dgl. öfter Kinnbackenkrampf 
beobachtet wird). Die Kotfistel ist äufserlich so vollständig ge- 
heilt, dafs die Obducenten die bez. oberflächliche Narbe für einen 
Schwangerschaftsstreifen gehalten haben. 

3. Die Frau W. hat sich dann verheiratet und sich als stets 
kräftige und zähe Person gezeigt. 

4. Am 17. Juli erleidet sie einen schweren Fall auf ötfent- 
licher Strafse und zieht sich dadurch eine erofse Hautlappenwunde 
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zu, welche am vorderen unteren Ende des rechten Oberschenkels 
beginnend die ganze vordere Kniegegend einnimmt. Sie wird 
ohne Verzug von dem hingerufenen Sch. behandelt, welcher ohne 
die chirurgisch durchaus notwendige Reinigung der Wunde 
zu bewirken, die Wundränder erst durch Nähte und später durch 
Heftpflasterstreifen vereinigt und so die mit scharfkantigen Kies- 
partikeln übersäeten Wundflächen zur Ver wachsung nötigt. 

5. Am 21. Juli sind die Erscheinungen des Kinnbacken- 
krampfes ausgeprägt vorhanden und es geschieht nichts, denselben 
zu beseitigen oder doch wenigstens einem der dringendsten Symp- 
tome desselben — der Unfähigkeit zum Schlucken — durch 
künstliche Ernährung zu begegnen. 

6. Die vordem kräftige Patientin, die trotz ihres lebhaften 
‚Hungers nichts in den Magen bekommen hat, wird natürlich 
schwach und immer schwächer und nimmt — wie das geschwächte 
Kranke meistens thun — dauernd die Rückenlage ein. 

7. Am 7. August abends tritt bei einer Körpertemperatur 
von 40° Cels. und einer Pulsfrequenz von über 160 Schlägen in 
der Minute der Tod ein. 

8. Die Obduktion findet als nächste Todesursache eine doppel- 
seitige hypostatische Lungenentzündung. 


B. Gutachten. 


Es liegt kein Grund vor, zu zweifeln, dals die am 17. Juli 
entstandene rechtsseitige Oberschenkelwunde der W. ohne übeln 
Zufall ebenso vollständig geheilt wäre, als in früheren Jahren die 
sub 2 erwähnte chirurgisch viel schwierigere Kotfistel, welche 
ebenfalls am rechten Oberschenkel gesessen hat, wenn in der Be- 
handlung hier nicht der folgenschwere Kunstfehler passiert wäre, 
dals die notwendige Säuberung der frisch entstandenen Wunde 
vor ihrer chirurgischen Vereinigung unterlassen wurde. Es blieben 
infolge dieser Fahrlässigkeit des Sch. eine Menge spitzer Kies- 
partikeln in der frischen Wunde zurück und übten einen dauern- 
den Reiz auf die Wundfläche mit ihrem gefäls- und nervenreichen 
Boden. Ein solcher Umstand ist nach allgemein anerkannten 
chirurgischen Erfahrungen ein häufiger Eintstehungsgerund des ge- 
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fährlichen Wund-Starrkrampfes, der mit dem Kinnbackenkrampf 
beginnt, und ich sehe in der Gegenwart der scharfkantigen Fremd- 
körper in der Wunde der verstorbenen W. die sichere Ursache 
des Kinnbackenkrampfes. Ist der Ursprung dieses in einer Fahr- 
lässigkeit des Sch. zu finden, so ist die Behandlung dieses einge- 
tretenen — meistens tötlichen Leidens ebenfalls ein Zeugnis seiner 
Fahrlässigkeit, indem von seiner Seite gar nichts versucht ward, 
dem Kinnbackenkrampf entgegen zu arbeiten oder doch wenigstens 
den drohenden Hungertod von der Patientin abzuwenden. Die 
natürliche Folge davon ist, dafs die Kräfte der Frau W. rasch ab- 
nahmen. Infolge der durch das schwere Allgemeinleiden des 
Kinnbackenkrampfes bedingten Körperschwäche, nimmt die Kranke 
— wie das in solchen Fällen gewöhnlich zu geschehen pflegt — 
lie Rückenlage dauernd ein und es entsteht — ganz entsprechend 
einer täglichen ärztlichen Erfahrung — die Lungenentzündung, 
welche rasch die widerstandslose Kranke wegrafit. Den Zusammen- 
hang des Todes der W. mit der fahrlässigen Behandlung ihrer 
Wunde seitens des Sch. weist das vorstehende Gutachten nach, 
indem es insonderheit die Abhängigkeit der einzelnen Zwischen- 
glieder von einander motiviert und zwar der Reihe nach: Wund- 
reizung, Kinnbackenkrampf, Schwäche, Rückenlage, Lungenent- 
zündung, als auseinander hervorgehend darstellt. Es hat demnach 
die von Sch. unterlassene Reinigung der frisch in seine Be- 
handlung gelangten Wunde der W. mittelbar deren Tod veranlafst. 

Auch der andere Obducent trat diesem Gutachten bei, denn 
die stete Reizung peripherer Nerven durch zahlreiche in der W unde 
befindliche und darin mittels Verbandes eingepresste Steinchen 
müsse als einzige Ursache des tötlichen Wund-Starrkrampfes be- 
zeichnet werden, da die Verletzung selbst nach ihrer Lage und 
Beschaffenheit zur Herbeiführung dieser Komplikationen nicht hin- 
reiche und bei richtiger Behandlung ohne Nachteil geheilt sein 
würde; aufserdem ergebe der Sektionsbefund des Gehirns mehr- 
fache frische Gehirnhautausschwitzungen und die Zeichen inter- 
stitieller Gehirnentzündung. Beide Krankheitszustände seien erst 
im Verlauf des durch die Verletzung bedingten Krankenlagers 
entstanden, aus anderen Gründen nicht erklärbar, wohl aber durch 





die m das Zentralorgan fortgeleitete, empfindliche und andauernde 
Reizung peripherer Nerven zu erklären. Die im vorläufigen Gut- 
achten in erster Linie erwähnte, doppelseitige hypostatische Lungen- 
entzündung sei allerdings die anatomische Todesursache, stehe aber 
vermittels der Entkräftung und dem langen Krankenlager in 
direktem Zusammenhang mit dem Wundstarrkrampf und bilde ge- 
wissermalsen nur den letzten Akt des Krankheitsprozesses unter 
Ausschlufs der Möglichkeit einer anderweitigen Enstehungsart. 
Es erscheine hiernach nicht erforderlich, die sonst an der Leiche 
wahrgeenommenen, im Obduktionsprotokolle näher beschriebenen Ab- 
normitäten einzeln auf den etwaigen Zusammenhang mit dem Tode 
der Frau W. zu prüfen; vielmehr charakterisierten sich dieselben 
entweder als Spuren früherer Krankheiten, die ohne weiteren 
Nachteil für den Gesamtorganismus gewesen und sonach als ir- 
relevant beiseite fielen, so: die pecchionischen Granulationen der 
harten Hirnhaut, das Lungenemphysem und die verkalkten Tu- 
berkeln der Lunge, die Verdickung der rechten Vorhofsklappe 
des Herzens, die Bruchsacksverwachsung und die Bierstockseisten, 
oder es seien die beobachteten Veränderungen in den Körper- 
organen an und für sich von geringer Bedeutung, unterstützten 
aber im Zusammenhang mit den anderen den wissenschaftlichen 
Nachweis, dafs der Tod wesentlich durch den Wund-Starrkrampf 
-und nicht durch sonstige Krankheiten verursacht worden sei. Es 
müsse in dieser Beziehung hingewiesen werden auf die vorgefundenen 
(rerinsel in den @uerblutleitern des inneren Schädels, die Kon- 
traktion des Schlundkopfes, die Verminderung des Magenvolumens 
und die Leerheit des grölsten Teiles des Darmkanals, welche 
beiden letzteren Zeichen durch die verhinderte Nahrungszufuhr 
bedingt sind, als deren Ursache die Krankengeschichte wiederum 
den Kinnbackenkrampf nachgewiesen habe. 

In der nunmehr eröffneten Voruntersuchung behauptete 
der Angeschuldigte, ein 41 Jahre alter, ehemaliger Student der 
Medizin, der es nicht zur Ablegung der Staatsprüfung gebracht 
hatte, die Wunde mit Wasser gehörig gereinigt und dann mit 4 
oder 5 Nähten versehen und mit einer Karbolsäurelösung von 
1:50 behandelt zu haben, auch seien Aufschläge mit Charpie bis 
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zuletzt gemacht worden; nach Verlauf der vorschriftsmäfsigen Zeit 
von 4 Tagen habe er die Nähte herausgenommen und lange Heft- 
pflasterstreifen über die Wunde gelegt, welche bis auf eine Stelle 
in der Mitte gut ausgesehen habe; als aber am 31. Juli Kinn- 
backenkrampf eingetreten, sei eine Rettung nicht mehr mög- 
lich gewesen, da aber seien Gurgelungen von ihm nicht ange- 
ordnet worden, sondern er habe unter die Wangenhaut Morphium- 
_ einspritzungen gemacht. Auf Vorhalt aus dem Wundbefund be- 
harrte der Angeschuldigte dabei, die Wunde vor der Nähung ge- 
hörig sondiert und geremigt zu haben, aber bei einer so zerrissenen 
Wunde, wie die fragliche gewesen, könne es leicht vorkommen, 
dals einige Sandkörnchen trotz der Auswaschung in der Wunde 
zurückblieben; beim Eintritt des Kinnbackenkrampfes habe er die 
Patientin aufgegeben und bei seinem Verhältnis zu den beiden 
Ärzten des Städtehens es gar nieht gewagt, einen derselben noch 
hinzuzuziehen. 

Der Ehemann der Verstorbenen erzählte bei seiner Vernehmung 
folgendes: Er habe sich an Sch., welcher etwa drei Vierteile der 
ärztlichen Praxis im Orte habe, gewendet und abends 10 Uhr sei 
dieser von auswärts eingetroffen und habe für diesen Abend nur 
gute Auswaschung der weitklaffenden Wunde angeordnet; darauf 
habe Zeuge mit seiner Frau, so gut sie es vermocht, mit einem 
leinenen Läppchen die Wunde ausgewaschen; am anderen Morgen 
aber habe sie Sch. — ohne sie noch einmal gewaschen zu 
haben — zusammengenäht und mit Karbolsäure, welche er aus 
der Apotheke geholt, Charpieaufschläge gemacht, welche bis zu- 
letzt fortgesetzt worden seien. Bei Eintritt des Kinnbacken- 
krampfes habe er kalte Umschläge auf Anordnung des Sch. um 
den Hals der Patientin machen müssen, diese habe aber den 
Mund nicht mehr öffnen können; erst nach einigen Tagen habe 
Sch. Morphiumeinspritzungen «gemacht bis zur Übernahme der 
Patientin durch den Amtsphysikus, wenige Stunden vor ihrem Tode. 

Nach Erhebung der Anklage wurde das Hauptverfahren 
gegen den Angeschuldigten auf Grund des $ 222 Abs. 2 des 
R.-St.-G.-B.!s eröffnet, weil er „durch Fahrlässigkeit den Tod eines 
Menschen dadurch verursacht habe, dafs er zur Behandlung einer 


erolsen Hautlappen-Verletzung der verehelichten W. am rechten 
Knie herbeigerufen, die chirurgisch notwendige und unerläfsliche 
Reinigung der Wunde vor ihrer Vereinigung durch Nähte und 
Heftpflaster unterliefs und damit eine Aufmerksamkeit aus dem 
Auge setzte, zu der er vermöge seines Berufes, des gewerbs- 
mälsigen Betriebes der Heilkunde, verpflichtet war, mit der Wir- 
kung, dafs sich bei der verehelichten W., als Folge der in der 
verheilenden Wunde zurückgebliebenen Kiesel und Schmutzpartikeln 
und der durch sie verursachten Nervenreizung, Wund-Starrkrampf 
einstellte, welcher in Verbindung mit einer durch ihn herbei- 
geführten Lungenentzündung am 7. August 1883 den Tod der 
Grenannten zur Folge hatte.“ 

In der Hauptverhandlung trat der Ehemann der Ver- 
storbenen mit einer von seinen Auslassungen in der Vorunter- 
suchung erheblich abweichenden Angabe bei seiner nunmehr eid- 
lichen Vernehmung hervor. Während er dort wiederholt versichert 
hatte, dafs der Angeschuldigte die Wunde überhaupt nicht aus- 
gewaschen gehabt habe vor ihrer Vereinigung, behauptete er nun, 
dals der Angeklagte noch am ersten Abend mit einem Stückchen 
reiner Leinewand die Wunde „ausgetitscht“ und alsdann auch noch 
mit einer „Zange“, d. i. Hohlsonde, untersucht und die los- 
gerissenen Fleisch- und Fettteile abgeschnitten und dasselbe Ver- 
fahren am folgenden Morgen vor dem Zunähen der Wunde wieder- 
holt habe, worauf Karbolaufschläge darüber gemacht worden seien. 
Im übrigen trat nur noch hervor, dafs er auf Anordnung des An- 
Seklagten nach Eintritt des Krampfes der Patientin Ei und Milch 
einzuflöfsen versucht und dies auch einige Male fertig gebracht habe. 

Der Angeklagte wiederholte im übrigen seine Aussage der 
Voruntersuchung. 

Die beiden Obducenten blieben im wesentlichen bei ihrem 
erstatteten Gutachten stehen; ihnen hatte der Angeklagte zwei 
Gegen-Sachverständige gegenüber gestellt, den Amtsphysikus 
Dr. Z. aus W. und einen Professor der Chirurgie Dr. S. aus Jena. 

Über die sich entgegenstehenden Gutachten haben die Gründe 
des Urteils der Strafkammer sich folgendermafsen geäulfsert: 

Die von dem Angeklagten getroffenen Anordnungen werden 
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von den beiden Obducenten als unzureichend bezeichnet. Die 
Leichenöffnnng hat nämlich als nächste Todesursache eine doppel- 
seitige hypostatische Lungenentzündung ergeben und es ist aufser- 
dem festgestellt worden, dafs in der durch den Fall vom 17. Juli 
1883 verursachten Wunde eine Menge spitzer Kies- und Sand- 
partikeln sich befunden haben. Beide genannte Sachverständige 
haben nun ihr übereinstimmendes Gutachten dahin abgegeben, dals 
der Angeklagte sich eines folgenschweren Kunstfehlers, welchen 
er vermöge seines Berufes hätte vermeiden müssen, dadurch 
schuldig gemacht habe, dafs er die Wunde vor ihrer Vereinigung 
durch Nähte nicht genügend gereinigt habe, was eventuell mit 
den Spitzen der desinfizierten Finger hätte geschehen müssen. 
Denn bei einer mit genügender Sorgfalt vorgenommenen Unter- 
suchung hätte die Anwesenheit fremder Gegenstände in der Wunde 
bemerkt werden müssen und der Angeklagte sei danach ver- 
pflichtet gewesen, entweder diese Gegenstände zu entfernen, bevor 
ein Zusammennähen der Wunde erfolgt, oder falls eine genaue 
Reinigung unmöglich gewesen sein sollte, das letztere zu unter- 
lassen. Die Sachverständigen haben weiter ausgeführt, dals die 
infolge dieser fahrlässigen Behandlung in der Wunde zurückge- 
bliebenen Kiespartikeln durch Ausübung eines dauernden Reizes 
auf die Wundflächen mit ihrem gefäfs- und nervenreichen Boden 
und den dadurch herbeigeführten peripherischen Reiz der Nerven 
im Wege des Reflexes den einzigen Entstehungsgrund für den 
mit Kinnbackenkrampf beginnenden Wund-Starrkrampf gebildet 
haben, da kein anderes Zeichen zur Begründung des Trismus sieh 
bei der Obduktion habe entdecken lassen. Dieser aber habe ganz 
notwendigerweise die als nächste Todesursache konstatierte Lungen- 
entzündung im Gefolge haben müssen, da der Angeklagte wäh- 
rend dieses acht Tage dauernden Zustandes es unterlassen habe, 
in genügender Weise für Einführung von Speisen zu sorgen, so 
dals infolge der durch die Sistierung der Ernährung eintretenden 
Schwäche die Kranke genötigt war, dauernd die Rückenlage ein- 
zunehmen, welcher Umstand in Verbindung mit den schweren 
nervösen Erscheinungen des Starrkrampfes jedesmal zum Tode 
durch eine doppelseitige Lungenentzündung führe. 
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Nach diesem Gutachten ist also ein Zusammenhang zwischen 
dem Tode der Frau W. und ihrer Wunde vorhanden, indem die 
genannten Sachverständigen die Abhängigkeit der einzelnen 
Zwischenglieder von einander für erwiesen erachten und der 
Reihe nach Reizung der Wunde, Kinnbackenkrampf, Schwäche, 
kückenlage und Lungenentzündung als auseinander hervorgehend 
darstellen. 

Dieser Auffassung der Sachlage gegenüber steht das Gut- 
achten des Amtsphysikus Dr. Z. und des Professors Dr. 8. 
Beide haben sich übereinstimmend dahin ausgesprochen, dafs dem. 
Umstande, es seien Sand- und Kiespartikeln in der Wunde zu- 
rückgeblieben, jedenfalls die alleinige oder auch nur die vor- 
wiegende Schuld zur Entstehung des Trismus nicht beigemessen 
werden könnte, wenn auch die Möglichkeit vorhanden sei, dafs 
ein solches Zurückbleiben zur Herbeiführung des Trismus gedient 
haben könne.”) Im vorliegenden Falle mülsten jedoch noch 
andere Faktoren in Rechnung gezogen werden und es sei hier 
namentlich zu berücksichtigen die Jahreszeit und die Art und 
Weise der Verletzung. | 

Was den ersten Punkt anlange, so sei gerade der Monat 
Juli, wie überhaupt die heilse Sommerzeit, zur Beförderung einer 
Entstehung des Trismus sehr geeignet, was auch daraus hervor- 
gehe, dafs im Feldzuge von 1870 in den Sommermonaten der 
Starrkrampf eine weit grölsere Anzahl Kämpfer hinweggeraftt- 
habe, als in den Wintermonaten bei einer gleich grolsen Anzahl 
von Verwundungen. 

In betreff des zweiten Punktes lautet das Gutachten dahin, 
dals, wenn schon das unblutige Quetschen eines Nerves den 
Trismus im Gefolge haben könne, dies erst recht der Fall sein 
müsse bei einer Verwundung, wie die vorliegende gewesen, die 
zur Entstehung des Starrkrampfes noch besonders dadurch ge- 
eienet erscheine, dafs die Quetschung eine sehr starke und die 
(Juetschwunde an den unteren Extremitäten befindlich sei. Nach- 





*) Hier liegt die Schwäche der thatsächlichen Feststellung; die faktische 
Prämisse dieser Annahme war anders zu würdigen, wie weiter unten im Ab- 
schnitt II zu zeigen ist. 
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dem hierauf beide Sachverständige noch erklärt hatten, dals es 
auch wohl noch recht wohl denkbar sei, dafs im vorliegenden Falle 
die Sandpartikeln hätten einheilen können, ohne dafs Trismus 
entstanden sei,*) haben sich dieselben noch dahin ausgesprochen, 
dafs der Trismus auch vorzugsweise aus atmosphärischen Ein- 
flüssen entstehen könne, und spreche man in diesem Falle von 
einem pneumatischen oder chronischen Trismus, der ev. heilbar 
‚sei und erst ca. 14 Tage nach dem Empfangen einer Verletzung 
entstehe, so dafs nach Lage der Sache, beim Vorhandensein der 
übrigen Thatumstände, man es im vorliegenden Falle wohl mit 
einem solchen chronischen Trismus zu thun haben könne. Da- 
sesen trete der akute Trismus bereits nach vier Tagen auf und 
führe auch schon meist in diesen Tagen den Tod durch Lungen- 
lähmung herbei. 

Was endlich den von den Obducenten erwähnten Punkt an- 
langt, dafs durch die Unterlassung des Angeklagten, auf künst- 
liche Weise der Frau W., während sie vom Starrkrampf befallen 
war, Speisen zuzuführen, ein erheblicher Schwächezustand und 
durch diesen die horizontale Rückenlare herbeigeführt, durch diese 
Umstände aber Lungenentzündung und endlich der Tod eingetreten 
sei, so weichen auch hierin die Meinungen der Gegen-Sachver- 
ständigen ab; denn wenn auch die vom Angeklasten zur Ernäh- 
rung der W. getroffenen Anordnungen als vollkommen ausreichend 
nicht erscheinen sollten, so haben sich die beiden letztgenannten 
Sachverständigen dahin ausgesprochen, dafs eine künstliche Er- 
nährung überhaupt nur auf eine sehr kurze Zeit, aber nicht mit 





*) Dieser Annahme steht die thatsächliche Feststellung der 
grofsen Menge von Sandpartikeln in der Wunde bez. in dem aus- 
geschnittenen Präparate entgegen, was von den Obducenten hiergegen 
hervorgehoben werden mulste und bei der Würdigung des Gegengutachtens 
von grölster Bedeutung war. Die Nicht-Einheilung lag bewiesen vor und 
in ihr die Ursache der peripherischen Nervenreizung als Veranlassung des 
Trismus; jeder Versuch, von dieser erfahrungsmälsig gewöhnlichen Ursache 
des letzteren abzusehen und zu fern liegenden und unbestimmteren, nicht näher 
indizierten Ursachen abzuschweifen, welche sich nur als Möglichkeiten gegen 
einehohe Wahrscheinlichkeit verhalten, mufs im Sachverständigenbeweis 
wie überhaupt als verfehlt gelten. 
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dem Erfolg des Ausschlusses der Lungenentzündung und damit 
des Todes möglich sei, und endlich, dafs die Lungenentzündung 
nicht als die allgemeine und unmittelbare Folge des Trismus an- 
gesehen werden müsse. Dieselbe erscheine im vorliesenden Falle 
vielmehr wenigstens mitverursacht durch infolge von Schwäche 
der Herzthätiekeit entstandene Stauungen und organische Gerinsel 
in der Lunge, wozu dann allerdings als ein weiterer Faktor die 
durch den Schwächezustand und die Art der Wunde bedingte 
horizontale Rückenlage kommt. | 

Vergleicht man nun — schliefst das Endurteil der Straf- 
kammer — die Aussagen der vernommenen Sachverständigen, so 
ist sofort ersichtlich, dafs dieselben wesentlich von einander ab- 
weichen. Während die Obducenten den im vorliegenden Falle 
erforderlichen Kausal-Zusammenhang unbedenklich konstatieren, 
führen die anderen Sachverständigen eine Reihe von Faktoren an, 
die unabhängige von der Thätigkeit des Angeklagten den Tod der 
Frau W. verursacht haben können, und haben auf wiederholtes 
Befragen seitens des Vorsitzenden und des Staatsanwaltes nicht 
anzugeben vermocht, ob und in welchem Mafse der Angeklagte 
durch seine Art der Behandlung für den Ausgang der Krankheit 
verantwortlich zu machen sei, da selbst bei bester Behandlung 
die Wunde auch ohne das Zurückbleiben fremder Körper in der- 
selben den Umständen nach zum Tode habe führen können. 

Da somit die Aussagen der Sachverständigen in direktem 
Gegensatze zu einander stehen, auch Gründe nicht vorhanden 
sind, welche die Glaubwürdiekeit eines oder mehrerer derselben 
in Zweifel stellen, oder für die Richtigkeit oder Unrichtigkeit des 
Gutachtens sprechen, konnte das Gericht die Überzeugung von 
der Schuld des Angeklagten nicht gewinnen und es. war demge- 
mäls auf kostenlose Freisprechung zu erkennen. 


mM: 


(sehen wir zur wissenschaftlichen Kritik des vorliegenden 
Falles über, so ist davon auszugehen, dafs der Strafrichter, wenn 
er nicht die volle Überzeugung oder Gewilsheit von der Ver- 
schuldung eines Angeklagten hat, diesen freisprechen muls. Zum 
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Beweis einer Anklage gehört mindestens ein so hoher Grad der 
Wahrscheinlichkeit, dafs die Annahme des Gegenteils nach allge- 
meiner menschlicher Erfahrung nicht zuläfsig erscheint, d. h. dafs 
die etwaigen anderen Möglichkeiten nach dem erfahrungsmälsig 
gewöhnlichen Verlauf ähnlicher Fälle und Dinge zurücktreten 
gegen die Summe und das Ineinandergreifen der hier vorliegenden 
Wahrscheinlichkeiten. Solange aber gegen eine wahrscheinliche 
Annahme noch erhebliche Zweifel bestehen, kann der Richter sich 
nicht sagen, dafs er bis zur Gewilsheit oder höchsten Wahr- 
scheinlichkeit überzeugt sei, und der sogen. favor defensionis ge- 
bietet ihm in dubio pro reo sich auszusprechen. In den meisten 
Fällen, wo Sachverständigen-Gutachten sich direkt „egenüber- 
stehen, wird ein Richter, besonders ein Kollegialgericht, in eine 
solche Lage des nicht zu beseitigenden Zweifelns kommen und 
bei der Abstimmung und Entscheidung die Wagschale sich zur 
Freisprechung neigen. Es handelt sich gewöhnlich um Versuche 
der etwa doch möglichen Vereinigung. der vorhandenen W ider- 
sprüche und, wenn diese nicht möglich ist, um Prüfung der 
Richtigkeit der Schlüsse, der Wahrheit in den faktischen Prä- 
missen und der Angemessenheit der verbindenden Mittelglieder, 
welche die Erfahrung und das Sonderwissen darbietet, sowie 
endlich um die logische Richtigkeit der Schlufsfolgerungen. Be- 
kanntlich ist unter dem jetzt herrschenden „System der freien 
Beweiswürdigung“ ein Gericht zur Bildung seiner Überzeugung 
nicht an irgend welche Beweisvorschriften gebunden, wie früher 
zur Zeit der Herrschaft der gesetzlichen Beweistheorien; daher 
kann es die eine oder andere sachverständige Auffassung aus 
eigenen Überzeugungsgründen sich aneignen, oder aus abweichen- 
den Ansichten eine Ausgleichsmeinung sich verschaffen, ja sogar 
unter Verwerfung der einen wie der anderen unter Zuhilfenahme 
eigenen Wissens und eigener Erfahrung sich ein ganz selbstän- 
diges Urteil bilden, wobei es aber (als Strafkammer oder Schöffen- 
gericht), wegen der Notwendigkeit der Begründung sich veran- 
lafst sieht, eine negative Kritik der abweichenden Auffassungen 
der Sachverständigen zu geben, um erkennen zu lassen, weshalb 
es diesen nicht gefolgt ist. 
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In dem vorliegenden Falle vermochte die Strafkammer als 
erkennendes Gericht nicht der Ansicht derjenigen, welche das 
Hauptverfahren durch Beschlufs eröffnet hatte, zu sein, da sie 
durch die in der Hauptverhandlung von dem Angeklagten mitge- 
brachten zwei Gegen-Sachverständigen mehrere Möglichkeiten für 
die Annahme der Todesursache vorgetragen erhalten hatte, welche 
nach dem Gutachten der Obducenten zwar nicht als ausgeschlossen 
erschienen, aber unerwähnt gelassen waren. Die Anerkennung, 
‚dafs jene Möglichkeiten als bestehende nicht ausgeschlossen sein 
könnten, führten das Gericht dahin, an der Richtigkeit der Be- 
hauptung der Obducenten zu zweifeln, dafs nur die peripherischen 
Nervenreizungen, welche von der Menge der in der geschlossenen 
Wunde zurückgebliebenen Sandpartikeln als accidentelle Wund- 
krankheit den Starrkrampf herbeigeführt, also verursacht hätten. 
Damit war es der Verteidigung des Angeklagten gelungen, den 
objektiven Beweis des Kausalzusammenhanges zwischen der dem 
Angeklagten zur Last gelegten Unterlassung der vermöge seines 
Gewerbes ihm obliegenden Sorgfalt und Aufmerksamkeit bei der 
Wundbehandlung und dem Ausgang der hinzugetretenen Wund- 
krankeit bis zu dem Eintritt von erheblichen Zweifeln abzu- 
schwächen — die erste und folgenreichste Verteidigungsweise, 
die Entkräftung des Angriffes der Anklage, welche fallen muls, 
wenn die Wahrscheinlichkeit durch Zweifelserregung von ihrer 
Höhe herabgedrückt und abgeschwächt wird, da es als pro- 
zessualer Grundsatz im Strafverfahren gilt, dafs die Beweislast 
zuerst den Ankläger trifft und ein Beweis der Anklage bis 
zur Gewilsheit oder bis zu einer, die Annahme des Gegenteils 
ausschliefsenden, hohen Wahrscheinlichkeit gebracht sein muls, 
ehe eine Verurteilung durch das erkennende Gericht erfolgen 
darf, während die Strafkammer am Schlufs des Vorverfahrens 
sich zur Begründung des auf Eröffnung des Hauptverfahrens 
lautenden Spruches mit einem hinreichenden Verdacht, einer andere 
Wahrscheinlichkeiten nicht ausschliefsenden, aber doch überwiegen- 
den Schuldannahme vorläufig begnügen darf. Die endgiltige Be- 
weiserhebung und Beweisaufnahme in der Hauptverhandlung dient 
nach dem Grundsatz der Unmittelbarkeit zur fast ausschliefslichen 


1m 
Grundlage für die Beweisführung der Betetligten und die richter- 
liche Beurteilung und Entscheidung. 

Der Ausfall dieser wäre indessen sehr wahrscheinlich einer 
zum Nachteil des Angeklagten geworden, wenn nicht in der Be- 
weisaufnahme in der Hauptverhandlung eine offenbare Lücke”) 
unausgefüllt geblieben wäre, die auf einer nicht ausreichenden 
. Würdigung des Begriffes „kausal“ beruhen mag. Kine Urteils- 
begründung des’ deutschen Reichsgerichts zu dem Erkenntnis vom: 
25. Oktober 1881 mag hier vermittelnd herbeigezoren werden; 
dort handelte es sich um fahrlässige Tötung eines Kindes durch 
Verbrühung, wo die Strafkammer des laandgerichts den notwen- 
digen Kausalzusammenhang zwischen der Verbrühung und dem 
Tod deshalb nicht angenommen hatte, weil der Sachverständige 
erklärt hatte, dafs bei sofortiger Anwendung antiseptischer Mittel 
das Kind wahrscheinlich nicht gestorben wäre. Dagegen aber 
sagte das Reichsgericht: „Kausal ist jede Handlung, welche zur 
. Hervorbringung eines bestimmten Erfolges mitwirksam gewesen 
ist. Dafs die Handlung den Erfolg allein und unmittelbar 
herbeigeführt habe, ist nicht erforderlich, es genügt 
vielmehr, dafs sie in der Weise mitwirkende Ursache 
gewesen sei, dafs ohne dieselbe der Erfolg nicht eingetreten 
sein würde. Hiervon ausgehend, würde der vermilste K.ausal- 
zusammenhang unbedenklich vorliegen, sobald feststeht, dafs die 
Blutvergiftung ohne die Verbrennung des Kindes nicht einge- 
treten wäre. Denn unter dieser Voraussetzung würde der Tod 
des Kindes eine Folge der Blutvergiftung, die Blutvergiftung eine 
Folge der Verbrennung und endlich die Verbrennung eine Folge 





digen darüber, ob ohne die festgestellte Ordnungswidrigkeit der Wundbehand- 
lung mit an Gewilsheit grenzender Wahrscheinlichkeit die Wunde gut verheilt 
und der Trismus nicht eingetreten sein würde? oder ob der Heilung der Wunde 
das vorgefundene grofse Quantum von Sandpartikeln in derselben entgegen- 
stand und die den Trismus gewöhnlich herbeiführenden peripherischen Nerven- 
reizungen verursachen muflsten? Wenn die Gegen-Sachverständigen um die 
Bejahung dieser letzten Frage nicht herumkommen konnten, so mulfsten sie 


auch die erstere -verneinen bez. des Eintrittes des Trismus. 
H. Ortloff, Gerichtlich-mediz. Fälle ete. H. IH. 2 
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In einem anderen Erkenntnis des Reichsgerichts I. Strafsen. 
vom 3. Juli 1884*) heilst es: „Durch den Umstand, dafs hin- 
sichtlich des tötlichen Ausganges nicht ausschliefslich die 
Handlungen des Angeklagten, bez. die Unterlassung derjenigen 
Handlungen, zu deren Vornahme er während der von ihm über- 
nommenen Behandlung des Verletzten als Arzt rechtlich ver- 
pflichtet gewesen, wirksam waren, dafs vielmehr noch andere 
Faktoren, wie namentlich schon die Verwundune an sich und ihre 
unmittelbare Folge, der Bluterguls in die Brusthöhle, mitwirk- 
sam gewesen sind, wird der objektive Kausalzusammenhane 
zwischen dem Verhalten des Angeklagten und dem Tode des 
J. H. nicht aufgehoben (vergl. Entsch. d. R.-G. in Strafsachen. 
Bd. I. S. 373, Bd. IV. S. 24311., Bd VS: 2917), Ausaden- 
selben Grunde können auch diejenigen Ausführungen der Revisions- 
schrift, durch welche auf den Einfluls weiterer Schädlichkeiten, 
insbesondere auf das unzweckmäfsige Verhalten des Verletzten, 
den in der Folge vorgenommenen Transport u. s. w. hingewiesen 
worden, einen Erfolg nicht haben.“ 

Die Gegen-Sachverständigen hatten in unserem Falle die 
Möglichkeit zugegeben, dafs ein Zurückbleiben von Sandpartikeln 
in der Wunde zur Herbeiführung des Trismus gedient haben 
könne, nur wollten sie darin nicht die alleinige und vor- 
wiegende Ursache zur Entstehung des Trismus erkennen; darauf 
kam es aber auch nicht an, sondern darauf, dals festgestellt 
wurde, ob das Zurückbleiben der Sandpartikeln in der Wunde 
eine mitwirksame Ursache des Eintritts der peripherischen Rei- 
zungen der Nerven bis zum Trismus gewesen sei? Und darüber 
hätten sich alle vier Sachverständigen sicher einigen können, wenn 
die Obducenten veranlalst worden wären, sich über den weiteren 
Befund des mit Sandkörnchen bei der Auslösung des Präparates 
gefüllten Kniestückes auszusprechen, das ihnen behufs mikrosko- 
pischer Untersuchung übergeben worden war. Denn nach dem 
Sektionsprotokoll mufs eine so ansehnliche Mengesolcher 





*) Rechtsprech. VI, S. 505. In diesem Falle handelte es sich um die 
Unterlassung eines sogen. antiseptischen Verbandes bez. hermetischen Ver- 
schlusses einer Brustwunde. 
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fremder Körper in der Wunde zurückgeblieben gewesen 
sein, dafs von einer Einheilung derselben, ohne Eiterung 
und Nervenreizung, deren Möglichkeit auch die Gegen-Sachver- 
ständigen andeuteten, gar keine Rede sein konnte, dafs also jenes die 
Nervenreizung notwendig verursachende Zurückbleiben der Sand- 
partikeln eine, wenn man die Ausschliefslichkeit nicht zugeben 
will, wenigstens mitwirkende Ursache gewesen sei, ohne welche 
der Trismus als erfahrungsmälsig gewöhnlicher Erfolg starker 
peripherischer Nervenreizungen nicht eingetreten sein würde, so 
dafs die weiter nur möglicher Weise mitwirkenden Faktoren 
als Beförderungsmittel, wie Hitze der Sommermonate, Art und 
Weise der Verletzung (Nervenquetschung) und atmosphärische 
Einflüsse, subjektive Prädisposition und Verhalten der Patientin 
und was man sonst alles noch beibringen könnte, nach obigen 
Entscheidungen gar nichts ankommt, zumal sie nur als Mög- 
lichkeiten einer hohen Wahrscheinlichkeit gegenüberstehen. 

Daraus, dafs eine Einheilung der Sandpartikel in der Wunde 
nicht erfolgt ist, ergiebt sich gerade, dafs das Verbleiben derselben 
in zu erolser Zahl in der Wunde die accidentelle Wundkrankheit 
mit ihren unabwendbaren Folgen, wie sie die Erfahrung in be- 
stimmter Reihenfolge kennt, Trismus, Schwäche, Rückenlage, 
Lungenentzündung und Tod, vorzugsweise herbeigeführt hat. 

Es ist zwar eine bekannte Thatsache, dass die Lungen zu 
denjenigen Organen gehören, welche im Verlaufe von Verletzungen 
am häufigsten zu erkranken pflegen, wie die hypostatischen Pneu- 
monien, die im Laufe schwerer Verletzungen sehr gewöhnlich 
sich einstellen, ferner die labulären (metastatischen) im Verlaufe 
pyämischer Erkrankungen u. s. w.*); indessen ist die fragliche 
Verletzung nicht zu den schweren zu rechnen gewesen und aus 
ihrer Art und Weise nichts herzuleiten, was zu der Annahme 
führen konnte, dafs ihr Verlauf ohne die die Heilung störenden 
fremden Körperchen in der Wunde ein so gefährlicher hätte 
werden können, wie er geworden ist. Wo solche positiv nach- 
weisbare Ursachen der Störung des Heilprozesses vorhanden sind 


*) E. Hofmann, Lehrbuch der gerichtl. Medizin. Wien. 3. Aufl. 
(1885). S. 967. 
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und eine so naheliegende Erklärung der accidentellen W und- 
krankheit ergeben, ist doch ein weiteres Suchen nach anderen, 
immer doch nur „möglicherweise“ mitwirkenden Ursachen 
entbehrlich und nur geeignet, Zweifel gegen die einfachste und 
natürliche Erklärung aufzuwerfen. Die neuere Chirurgie nimmt 
nach Bergmann an: „Dals jede Verletzung und jede Verwundung, 
wenn sie nur nicht die Funktion eines lebenswichtigen Or- 
ganes aufhebt. ohne Lebensgefahr, ja ohne wesentliche Er- 
schütterung der Gesundheit ausheilen muls und dafs, wenn sie 
das nicht thut, andere, nicht durch das Trauma bedingte Momente 
mitspielen,“ und „ist nur irgend eine Kontinuitätstrennung, gleich- 
viel ob eine unterhäutige oder eine offene Wunde, vorhanden, so 
erols als sie wolle, so ist auch das Leben des Patienten nicht 
anders als durch ein sogen. Accidens bedroht.“ *) 

Wenn nun in dem vorgetragenen Falle die Grundreg An der 
Wundbehandlung, die sorefältigste und reinlichste Auswaschung 
der Wunde, derartig vernachläfsigt worden war, dafs beim Aus- 
schneiden eines Präparatstückes das Messer ein knirschendes Ge- 
räusch und dieses Stück zahlreiche Sandpartikeln erkennen liels, 
so war doch der sonst deutlich von der Natur versuchte Heil- 
prozeis gestört oder verhindert worden und daraus die hinzuge- 
tretene, mit dem Tod endende, Wundkrankheit hervorgegangen 
und zwar in der Weise, dafs jede antiseptische W undbehandlung 
erfolglos sein mufste, obschon die neuere Chirurgie aus den zahl- 
reichsten Erfahrungen die Regel gezogen hat, dafs, wenn die 
Wunde korrekt antiseptisch behandelt worden wäre, höchst wahr- 
scheinlich die betreffende acceidentelle W undkrankheit nicht einge- 
treten sein würde. Die Frage, inwieweit eine Unterlassung der 
antiseptischen Wundbehandlung zur Fahrlässigkeit zuzurechnen 
sei, bleibt hier vorerst beiseite gelassen. In unserem Falle lag 





*) E. Hofmann a. a. O. S. 337, derselbe macht nach v. Nussbaum 
den Wunsch geltend, dafs auch die gerichtliche Medizin die gegenwärtig 
wesentlich geänderten Verhältnisse bezüglich der Auffassung der Wundkrank- 
heiten, „diesen grofsen Fund der Chirurgie“, die antiseptische Wundbe- 
handlung, nicht mehr länger ignoriere, sondern zum Wohle der Beteiligten . 
ausnutze. ; 
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in der Unterlassung der erforderlichen d. h. ganz gründ- 
lichen Wundreinigung, wie die Obducenten angeführt haben, die 
Fahrlässigkeit in dem Mangel an pflichtmäfsiger Aufmerksamkeit 
bei der Ausübung des Heilberufes oder Gewerbes; wenn auch 
der Angeklagte und der Zeuge W. behaupteten, dals eine solche 
Reinigung vor der Vernähung der Wunde geschehen sei mit 
einem leinenen Läppchen, so weils schon jeder Laie, dafs mit dem 
“sogen. „Austitschen“ einer Wunde Sandpartikeln nicht so leicht 
herausgeholt werden, und der Angeklagte kann sich damit nicht 
'herausreden, dafs bei einer so zerrissenen Wunde, wie die fragliche 
gewesen, leicht einige Sandkörner hätten darin zurückbleiben 
können; vielmehr- spricht dies dafür, dafs er um so mehr Veran- 
lassung hatte, zumal ihm bekannt sein mulste, wie der Boden, 
wo die Frau W. gestürzt war, lauter Sand ist, alle Vorsicht bei 
der Auswaschung, wie sie die Obducenten als erforderliche näher 
bezeichnet haben, anzuwenden. Da er dies offenbar nicht gethan 
hat, liegt in seinem Verfahren der Wundbehandlung eine straf- 
rechtlich zu verfolgende Fahrlässigkeit m. E. vor. Das Be- 
wulstsein der Möglichkeit eines Erfolges der Lebensgefährdung 
gehört nicht zu den Erfordernissen bei Annahme dieser Ver- 
schuldungsart,*) indessen wird jeder Heilbeflissene, welcher 
Wunden auswäscht, schon mit Rücksicht auf den bewulsten 
Zweck der Auswaschung, sich sagen müssen, dafs dieser nur 
erreicht werden kann, wenn die Auswaschung ganz gründlich 
und vorsichtig — wie es die Chirurgie und schon der gesunde 
Verstand lehrt — geschieht. Ein die Wundbehandlung Aus- 
übender, welcher den chirurgischen Vorschriften, weil er sie nicht 
kunstmäfsig erlernt hat, nicht genügen kann, verfährt schon dann 
fahrlässig, wenn er eine solche Behandlung unternimmt, mit dem 
unvertilgebaren Bewaulstsein, dafs er nur naturalisiert, oder in der 
Einbildung, dafs er sich so gut darauf verstehe, wie ein ge- 
prüfter Arzt. 

*) Es fragt sich nur, da die Begriffe des Kausalzusammenhanges und der 
Verschuldung sich nicht decken, ob, nach Annahme des ersteren der einge- 


tretene Erfolg bei gehöriger Sorgfalt als real möglich hätte vorausge- 
sehen werden können? R.-G. Il. St.-S. im Urt. vom 25. Oktober 1881. 


Dem letzteren steht das Bewulstsein zur Seite, dafs er die 
Kunst der richtigen Wundbehandlung sich erworben habe; allein 
das schützt ihn nicht gegen den Vorwurf, in einem ähnlichen 
Falle etwa doch die erforderliche Aufmerksamkeit und Vorsicht 
bei der Wundbehandlung nicht angewendet zu haben. Dem Kur- 
pfuscher gegenüber ist, wie sich leicht ergiebt, der Beweis der 
Fahrlässigkeit unschwer zu führen, weil ihm eben das Bewulstsein 
fehlen mufs, dafs er die vom Staate erprobte Befähigung besitze, 
was gerade den geprüften Arzt moralisch und rechtlich unterstützt. 
Es fragt sich daher bei Beurteilung eines Kunstfehlers des letzteren 
wesentlich darum, ob er in gutem Glauben von seinem wissen- 
schaftlich auch anerkannten, wenigstens noch zum Teil aufrecht 
erhaltenen Standpunkt aus auch das Erforderliche gethan und 
beobachtet, oder ob er etwas unterlalsen habe, was er nach seinem 
wissenschaftlich noch nicht von Allen aufgesebenen Standpunkt 
nicht unterlassen durfte. Eine ganz andere Frage ist die, ob 
vom Standpunkt der herrschenden W issenschaftslehre als abstraktem 
Wissensbegriff objektiv (übrigens oft recht subjektiv in der Mei- 
nung einer wissenschaftlichen Autorität beruhend) etwas als not- 
wendig erfordert wird, was unterlassen worden ist, und ob darin 
eine Fahrlässigkeit bei der Berufsausübung zu suchen sei, dafs 
der Arzt nicht mit den Forschungen der Wissenschaft fortge- 
schritten sei, also unterlassen habe, sich die Kenntnisse weiter 
zu verschaffen, welche seine Wissenschaft weiterhin ihm zugäng- 
lich zu machen möglich gemacht habe. Das Reichsgericht I. Straf- 
senat hat in dem Urteil vom 3. Juli 1884 a. a. O. die Frage: 
ob der ausübende Arzt sich soweit auf der Höhe der Wissenschaft 
erhalten müsse, dafs er von einer in der Heilkunde so anerkannten, 
nicht mehr auf blofsen Versuchen beruhenden, Wundbehandlung, 
wie die Antiseptik sei, genaue Kenntnis erlange und deren Regeln 
beobachte? einer näheren Prüfung zu unterziehen, sich in dem 
Falle für überhoben erachtet, weil und wo die Annahme fahr- 
lässigen Verschuldens nicht ausschliefslich auf diesen allgemeinen 
Satz, sondern zugleich auf eine konkrete Würdigung gestützt 
werde, wie z. B. darin: „es unterliege keinem Zweifel, dafs der 
Angeklagte als Arzt, bei gewöhnlicher Aufmerksamkeit habe 
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erkennen müssen, dafs das von ihm beobachtete Verfahren den 
Tod zur Folge haben könne“, durch welche Feststellung einer 
nach den konkreten Umständen zutreffenden fahrlässigen Verschul- 
dung einwandsfrei konstatiert worden sei. 

Indessen hat eine Entscheidung des Reichsgerichts, III. Straf- 
senats vom 12. April 1882“) deutlich erkennen lassen, dafs es 
einem Angeklagten nicht zu statten kommen könne, dafs in älterer 
Zeit oder auch gegenwärtig von einzelnen Ärzten das vom Ange- 
klagten eingeschlagene Heilverfahren als zweckmäfsig angesehen 
worden sei (hier warme Umschläge auf eine Entzündung am Arme 
seitens eines Kurpfuschers). Dort heifst es: „Da, wie die Vor- 
instanz thatsächlich annimmt, nach dem heutigen Stand der Wissen- 
schaft dieses Heilverfahren erfahrungsmäfsig als schlechthin 
schädlich erachtet wird, so war es Pflicht des Angeklagten, 
wenn er sich auf das Heilen von Krankheiten gewerbsmälsig 
einliels, auch solche angeblich neueren Erfahrungsgrundsätze zu 
kennen und anzuwenden. Verabsäumte er dies, so kann un- 
bedenklich schon hierin strafbare Fahrlässigkeit im Sinne des 
S 232 Abs. 2 St.-G.-B. gefunden werden.“ Dieses Urteil mag noch 
als beachtenswert angeführt werden, weil darin auch weiter aus- 
geführt worden ist, dafs die Strafbestimmungen der $S 222 und 
230 Abs. 2 St.-G.-B. auch auf Kurpfuscher zutreffen, welche 
die Heilkunde gewerbsmälsig betreiben und bei Heilung einer 
Krankheit sich gegen anerkannte Regeln der Heilkunde nach dem 
dermaligen Stand der Wissenschaft verfehlen. Aus den amtlichen 
Motiven zum S 222 St.-G.-B. erhelle, dafs es die bewulste Ab- 
sicht der Gesetzgebung gewesen, gerade, um bei dem durch die 
(Gewerbeordnung frei gegebenen ärztlichen Gewerbe die Gefähr- 
dung des Lebens und der Gesundheit durch unqualifizierte, die 
Heilkunde gewerbsmälsig ausübende Personen strenge zu ahnden, 
derartige Kurpfuscher auch für Kunstfehler strafrechtlich ver- 
antwortlich zu machen und man deshalb von der Aufnahme mil- 





*) Rechtsprechung IV. 8. 313ff. Vergl. auch die Urtt. vom 20. Oktober 
1879 und 19. April 1831, worin der fortgesetzte Betrieb der Heilkunst durch 
einen Kurpfuscher als ‚Gewerbe‘‘ im Sinne der SS 222 und 230 St.-G.-B. an- 
erkannt worden ist. 
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dernder Strafbestimmungen zu gunsten solcher speziell ärzt- 
lichen Fahrlässigkeit Abstand genommen habe. 

Wir treten nun der Parallele der Wundreinigung, dem anti- 
septischen Verfahren der neueren Zeit näher, dessen Anwendung 
die neuere Lehre zur Pflicht macht. 

Es ist von Interesse zu erfahren, was eine der hervorragend- 
sten österreichischen Autoritäten auf dem Gebiete der gerichtlichen 
Medizin über diese Frage äufsert”): ob die Zurechnung der Unter- 
lassung der Antiseptik zur Schuld zulässig sei? „Einem aus 
der neueren Schule hervorgegangenen und ihren antiseptischen 
Prinzipien herangebildeten Arzt zweifellos; doch wäre es gewils 
zu weit gegangen, wenn man die Verpflichtung auf ganz bestimmte 
Verbandmethoden, resp. auf die Anwendung ganz bestimmter 
antiseptischer Mittel einengen wollte, da, wie bekannt, über die 
Dignität der einzelnen Methoden und Mittel noch vielfach ge- 
stritten wird und, wie es scheint, durch verschiedene derselben 
Gleiches erzielt werden kann. Ärzten älterer Schule kann, wenn 
sie sonst korrekt vorgegangen sind, die Unterlassung der Anti- 
septik nicht als Kunstfehler angerechnet werden. Kumar 
(Wiedner Spitalbericht pro 1879, Seite 259). fand bei 
Übernahme eines Verletzten die betreffende Kopfwunde vernäht 
und nach Abnahme der Naht Haare und Strafsenschmutz im 
(Grunde der Wunde. Letztere verlief durch aceidentelle Wund- 
krankheiten tötlich und Kumar bringt letztere und daher auch ' 
den Tod des Verletzten mit der Fahrläfsigkeit bei Anlezung des 
ersten Verbandes in ursächliche Verbindung. Gewils mit Recht; 
das Verschulden bestand jedoch zunächst nicht in der Unterlässung 
des antiseptischen Verbandes, sondern in der der gewöhnlichsten 
Forderungen der Reinlichkeit, denen jeder Arzt, mag er dieser 
oder jener Schule angehören, Rechnung zu tragen hat.“ 

Treffend bemerkt aber E. Hofmann a.a.0., dafs trotz der 
grolsartigen Erfolge, welche die Chirurgie mit der Antiseptik auf- 
zuweisen habe, dennoch im konkreten Fall mitunter es recht 
schwer fallen, ja unmöglich sein werde, positiv zu erklären, dafs 


*) B. Hofmann a. a. O. S. 338. 
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das Auftreten der betreffenden accidentellen Wundkrankheit zu 
verhüten gewesen wäre. Dals in dem unter I mitgeteilten Falle 
die vom Angeklagten behauptete Anwendung von Aufschlägen 
mit verdünnter Karbolsäure unter den vorausgegangenen Umstän- 
den wirkungslos sein mufste, lag auf der Hand. Bleiben wir 
vorerst bei diesem Hauptfall der Kunstfehler noch etwas 
stehen. 

Bei der aufserordentlichen Bedeutung, welche seit mehr 
als zehn Jahren die Antisepsis — jenes durch Thesen des 
‘deutschen Ärztetages zu Kassel*) festgestellte Verfahren zur 
Verhinderung des Eintrittes von Fäulnisprozessen, welche den 
Wundverlauf stören — in der Chirurgie erhalten und auch 
für die gerichtliche Medizin erlangt hat,”*) kann wohl nicht be- 
stritten werden, dals ein auch darin nicht geprüfter Arzt, der aber 
doch vermöge seiner Stellung und Lebensaufgabe berufen ist, sich 
mit den nicht mehr zu bestreitenden Regeln der neueren Heilkunde 
vertraut zu machen, sich einer Fahrlässigkeit schuldig machen 
würde, wenn er im einzelnen Falle, wo die antiseptische Behand- 
lung angezeigt erscheinen mülfste, ohne sonstige Entschul- 
dieungen für die Unterlassung zu haben, von der Anti- 
septik keinen Gebrauch machen würde.”*) 

Auch in der trefflichen Schrift Kühners, über die Kunst- 
fehler der Ärzte, wird die Anwendung der Antiseptik „als ein durch 
die Erfahrung erprobtes Axiom der ärztlichen Wissenschaft, als 
eine anerkannte, mit Grund nicht mehr zu bestreitende Regel der 





*) Ärztliches Vereinsblatt, 1881, S. 143, 163—169, 193; vergl. das. 1880 
S. 196 Meusels Abhandlung: ‚Kann dem praktischen Arzte die Beibehaltung 
der alten Wundbehandlung mit Charpie und Salbe unter Umständen als Kunst- 
fehler angerechnet werden? 

**) Wegen der zahlreichen Litteratur wird auf die Schrift von Dr. Kühner, 
die Kunstfehler der Ärzte vor dem Forum der Juristen, Frankfurt a. M., 
Knauer, 1886, S. 12, verwiesen, ferner auf Maschka’s Handbuch der 
gerichtl. Medizin, Tübingen, 1882, III., S. 611ff. Österlen über Kunstfebler. 
Besonders v. Nuflsbaum gebührt das Verdienst, auf die Bedeutung der Anti- 
septik für die gerichtliche Medizin hingewiesen zu haben, zuerst in den Annalen 
der Krankenhäuser zu München, I. 1878, und im ärztlichen Intelligenzblatt für 
Bayern, 1880, Nr. 19 und 20. 


Heilkunde“ im allgemeinen als obligatorisch bezeichnet,*) d.h. 
Ausnahmen in den örtlichen, zeitlichen und sonst besonderen Ver- 
hältnissen müssen zur Entschuldigung dienen, wenn die einen 
günstigen Erfolg versprechenden Vorbedingungen fehlen, oder 
wenn, wie zZ. B. im Krieg, bei Eisenbahn-Ungelücksfällen und 
anderen Massenverletzungen die Umstände verhindern, dafs das 
antiseptische Verfahren nach den strengen Vorschriften der Wissen- 
schaft ausgeführt werde. ‚Jedenfalls aber mag wenigstens die jedem 
Arzte bekannte Vorsicht gefordert werden, dafs er Fäulnis zu 
verhüten suche und vorhandene möglichst beseitige, namentlich 
nur mit desinfizierten Fingern, Verbänden und Instrumenten han- 
tiere und vor allen Dingen, Eiterungen verursachende fremde 
Körper aus der Wunde entferne. Das Notwendigste wird in den 
meisten Fällen der Wundbehandlung zu geschehen haben und es 
kann nur dem betr. Arzt der Entschuldigungsbeweis zur Last 
fallen, wenn er angeschuldigt wird, dafs die Antiseptik von ihm 
gar nicht oder nicht ausreichend, d. i. nach den Vorschriften des 
antiseptischen Verfahrens, angewendet worden sei. Wir können 
mit Kühner daher der strengen Ansicht v. Nulsbaums in seiner 
Monographie: „Einflufs der Antiseptik auf die gerichtliche Medizin, 
München, 1880“, nicht darin beipflichten, dafs überall da Fahr- 
läfsigekeit anzunehmen sei, wo ein ärztlich behandelter Verwundeter 
oder Öperierter an Erysipelas oder Pyämie gestorben sei und der 
behandelnde Arzt entweder gar kein antiseptisches Verfahren ein- 
geschlagen oder wesentliche Fehler in demselben begangen habe, 
weil dieser Satz viel zu allgemein und schon durch die Thatsache 
wesentlich beschränkt wird, dafs trotz antiseptischer Behandlung 
solche Patienten an einer der genannten acceidentellen Wundkrank- 
heiten oder Trismus und Tetanus sterben; es ist daher auch nicht 





*) Vergl. die sehr lehrreiche Besprechung des der Entscheidung des 
Reichsgerichts I. St.-S. vom 3. Juli 1884 zu Grunde gelegenen Falles, S. 110 ff. 
unter No. 12: „Die Antiseptik vor Gericht‘; dort erfolgte die Verurteilung 
eines praktischen Arztes wegen Unterlassung des antiseptischen Verbandes, 
welche den Tod als mitwirkende Ursache herbeigeführt haben sollte. In dem 
ärztl. Vereinsblatt, Jahrg. XIV, No. 156 fand von einem Arzte diese Verur- 
teilung ihre Kritik, welche darzuthun suchte, dafs wahrscheinlich schon vor 
der Behandlung eine Wundinfizierung die Ursache zur Pyämie gegeben hatte. 
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ausführbar, dafs in einem Gesetzesparagraphen eine Verabsäumung 
der Vorsichtsmalsregeln speziell vorgesehen und als Fahrlässigkeit 
gekennzeichnet werde. Kühner a. a. OÖ. S. 46 gibt dem Beur- 
teiler vermeintlicher Fahrlässiekeiten Folgendes zu bedenken: ‚Ja, 
wie manche mögen durch irgend eine persönliche Erfahrung von 
der Waghalsiekeit, mit der man jetzt vielfach an die Behandlung 
schwerer Verletzungen, komplizierter Frakturen herantritt, Kom- 
plizierte in noch kompliziertere verwandelt, abgeschreckt und zu 
ihrer althergebrachten Methode, die bei ihrer Schonung und Ruhe 
oft mehr erhielt, als jene Kühnheit und Vielgeschäftiekeit in der 
Behandlung, zurückgekehrt sein? Was nützt es, wenn man bei 
einer komplizierten Fraktur durch Kolossale Einschnitte, Gegen- 
öffnungen, sämtliche Knochensplitter entfernt, den Verletzten durch. 
Drainage und Antiseptik vor Pyämie und Sepsis schützt und ihn 
an Trismus und Tetanus verliert? Wir halten uns hier, indem wir 
nochmals mit Nachdruck betonen, nur Ausnahmsfälle im Auge zu 
haben, nochmals an Virchow, wenn er sagt: Niemand wird in 
Abrede stellen, dass auch ein Arzt mit zum Teil. veralteten 
Kenntnissen durch seine Approbation geschützt ist, selbst dann, 
wenn er sich eines Verfahrens der Behandlung bedient, welches 
inzwischen von einer grofsen Zahl anderer Ärzte als unzweckmälsie 
oder gar als schädlich verlassen worden ist. Und diejenigen, 
die jetzt den Arzt wegen Nichtbeschränkung der Eiterung be- 
langen möchten, wissen recht wohl und mögen beherzigen, dafs 
man ihn in einer früheren Periode wegen der Beschränkung der 
Eiterung in den Anklagezustand versetzen konnte und, wie die 
Litteratur lehrt, mehrfach versetzt hat!“ 

In letzterer Beziehung müssen wir uns jedoch mehr auf den 
oben bezeichneten Standpunkt des Reichsgerichts, III. Strafsenat, 
in dem Erkenntnis vom 12. April 1882 stellen und behaupten, 
dafs weder ‚die alte Schule“ E. Hofmanns, noch die „Appro- 
bation“ Virchows*) einen Arzt schützt, welcher die Anwendung 
der neueren antiseptischen Wundbehandlung in dem vorliegenden 
Falle, ohne einen zutreffenden Entschuldigungsgrund, 





*) Das preulsische Reskript vom 7. August 1820 wollte die Verfolgung 
eines Arztes durch den Kriminalrichter ausgeschlossen wissen, wenn der Arzt 
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unterlassen oder nicht ausreichend und kunstgerecht angewendet 
hat, für ein aus der Unterlassung oder nicht ausreichenden An- 
wendung nachweisbar entstandenen schädlichen Erfolge strafrecht- 
lich verantwortlich sein muls. 

Im allgemeinen mufs man die Pflicht jedes, auch approbierten 
Arztes, mit dem Reichsgericht anerkennen, dafs er nicht blofs die 
als schädlich von der Wissenschaft verworfenen Heilmethoden 
aufgebe, sondern auch die als notwendig (nicht blofs nützlich) 
aufgestellten kenne, erprobe und anwende, sofern er nicht die 
positiv zu begründende Überzeugung der Unanwendbarkeit 
im vorliegenden Falle gehabt hat.”) 


Il. 


Der Beeritf der Fahrlässigkeit ist in dem Strafgesetzbuch 
des deutschen Reichs nicht festgestellt worden. Die Erklärung 
in dem Reichsgesetz wegen Erhebung der Brausteuer v. 31. Mai 
1872 8 38: „fahrlässig, d. h. nicht mit der Sorgfalt eines ordent-- 
lichen Geschäftsmannes“ ist auf unser Gebiet nicht übertragbar. 
Zum Thatbestand einer fahrlässigen Tötung erfordert das Erkennt- 
nis des Reichsgerichts I. Strafsen. v. 2. Dezbr. 1880: „dafs der 
Thäter durch Anwendung der gewöhnlichen Sorgfalt und Vorsicht 
den eingetretenen Erfolg als eine mögliche Folge seiner Handlung 
hätte vorhersehen können“; nach dem Erkenntnis des Reichsgerichts 
lI. Strafsen. v. 2. Mai 1882 hat die Fahrlässigkeit inbezug auf 
die eingetretene Folge die Möglichkeit zur Voraussetzung, dals 





aus Unwissenheit gefehlt habe, weil er durch die „Approbation“ berechtigt 
sei zu meinen, es fehle ihm nicht an den zur Betreibung der ärztlichen Praxis 
erforderlichen Kenntnissen. 

*) In dem Obigen ist ein Hauptfall der Fahrlässigkeit bei der ärztlichen 
Berufs- und Gewerbethätigkeit zum Ausgangspunkt genommen worden. Ent- 
scheidungen des Reichsgerichts, welche hierher gehören, sind noch folgende: 
Des I. Strafsen. im Urteil vom 21. Oktober 1880 über fahrlässige Tötung 
eines neugeborenen Kindes durch eine Hebamme, des II. Strafsen. im Urteil 
vom 8. Juli 1880 über eine solche durch einen Arzt bei Perforation eines 
Kindes im Mutterleibe, des III. Strafsen. in den Urtt. vom 20. April 1881 
und 4. Mai 1881 über fahrlässige Unkenntnis eines Trichinenbeschauers. 
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der Thäter den Tod als Folge seines Verhaltens bei Anwendung 
der schuldigen Sorgfalt und Vorsicht voraussehen konnte, d. h. 
dafs die Möglichkeit des Eintritts der verursachenden Handlung 
oder ihres Erfolges so naheliegend war, dafs der Angeklagte 
zweifellos sie sich zum Bewulstsein hätte bringen können und 
müssen. | 

Eine erhöhte Verantwortlichkeit aber legt das Strafgesetz 
Personen bei, welche vermöge ihrer besonderen Fach- und 
Sachkenntnis, Ein- und Umsicht eine aus einem Amte, Be- 
ruf oder Gewerbebetrieb*) abgeleitete Verpflichtung über- 
nommen haben, welche sich auf die innerhalb des Kreises liegen- 
den und damit- zusammenhängenden Handlungen (Thun, Lassen, 
Verhalten) erstreckt; daher fordert das Gesetz insoweit eine be- 
sondere Aufmerksamkeit und Vorsicht, indem es eine Strafer- 
höhung zuläfst, wenn der Thäter einer fahrlässigen Tötung 
($ 221 St.-G.-B) oder einer Körperverletzung aus Fahrlässigkeit 
(8 230 St.-G.B.) „zu der Aufmerksamkeit, welche er aus den 
Augen setzte, vermöge seines Amtes, Berufes oder Gewerbes 
besonders verpflichtet war“.**) 

Den Begriff der „ärztlichen K.unstfehler“, wie er in der 
Doktrin üblich und in einzelnen Partikulargesetzen umschrieben 
in Gebrauch war, kennt das Strafgesetzbuch nicht”**) und man 





*) Nach dem Urteil des Reichsgerichts II. Strafsen. vom 14. Jan. 1837 
ist das Gewerbe im Sinne des $ 222 Abs. 2 St.-G.-B.’s nicht auf die Gewerbs- 
thätigkeiten beschränkt, zu deren Betrieb eine Genehmigung des Staats (Kon- 
zession, Approbation, Bestallung) erforderlich und erteilt ist, mithin gehört 
dahin alle Kurpfuscherei. 

**) Der im Reichstag von Dr. Löwe gestellte Antrag, den letzteren Zu- 
satz zu streichen, wurde abgelehnt. Stenogr. Bericht, S. 661-669. 

’»##*) Daher ist es auch überflüssig, sich mit der Festsetzung des Begriffes 
„Kunstfehler* abzumühen; man kann nur die sogen. Kunstfehler als die her- 
vorragendsten Fälle eines fahrlässigen Gebahrens oder Verhaltens bei ärztlicher 
Berufsübung hervorheben. Unrichtig ist, wenn Rubo, Komment. a. a. O. ein 
vorsätzliches Handeln als Bedingung des Begriffes des Kunstfehlers erfor- 
dert und diesen da ausschliefst, wo der Arzt die den nachteiligen Erfolg ver- 
ursachende Handlung aus Unachtsamkeit, d.h. ohne das Bewulstsein dessen 
begangen hat, was er thue. Rubo mufs dabei doch anerkennen, dafs in sol- 
chem Falle eine fahrlässige Handlung vorliege, wenn es dem Arzte möglich 


30 





hat es nur mit Verursachungen des Todes oder einer Körper- 
verletzung seitens eines den Heilberuf Ausübenden zu thun, mit 
Handlungen (einem Thun, Lassen und Verhalten), welche den 
Eintritt des Todes oder einer Körperverletzung allein oder neben 
anderen Ursachen herbeigeführt haben. Was von Fahrlässigkeit 
überhaupt gilt, mufs auch rücksichtlich der ärztlichen Kunstfehler 
gelten; es ist zu unterscheiden zwischen der Fahrlässigkeit, welche 
in der (zu unterlassenden oder anders zu bewirkenden) Vor- 
nahme der verursachenden Handlung besteht, und einer, welche, 
ohne dafs darin schon eine gefährdende Verschuldung läge, erst 
bei der Ausführung dieser Handlung hinzutritt und den schäd- 
lichen, als real möglich voraussehbaren Erfolg herbeigeführt hat; 
so Z. B. kann bei der Vornahme des Kaiserschnittes oder einer 
Zangengeburt schon in dieser, wenn nicht erst alle anderen zweck- 
dienlichen Geburtshilfen angewendet worden oder als nicht an- 
wendbar durchgeführt worden wären, eine fahrlässige Handlungs- 
weise, welche den Tod des Kindes oder der Mutter verursacht 
hat, gefunden werden, oder aber, wenn sie zweifellos als letztes 
Mittel angezeigt erschien, jedoch dieselbe aus einer nachweisbaren 
Unvorsichtigkeit des Arztes milsglückte, so ist der Tod als Folge 
dieser letzteren zur Fahrlässigkeit bei der Ausführung der verur- 
sachenden Handlung, bez. des fehlerhaften Kinzelaktes, zuzu- 
rechnen. Die Verschuldung liegt in dem ersteren Fall mehr in 
der fehlerhaften Beurteilung, mag sie zu übereilt, unüberlegt 
sein oder aus mangelhafter Kenntnis und Erfahrung herrühren, 
indem die erforderliche Aufmerksamkeit vor der Ent- 
schliefsung zur Vornahme ‘oder Nichtvornahme beiseite gesetzt 
war; in dem letzteren Fall dagegen liegt das Schuldhafte in der 
Nichtbeachtung einzelner von der Heilkunst bei Vornahme 
der verursachenden Handlung vorgezeichneter Regeln, welche 





gewesen, Achtsamkeit zu üben, aber er will nur da von einem Kunstfehier 
geredet wissen, wo aus „Unbedachtsamkeit, d. h. aus Anlafs dessen, dafs 
der Handelnde die Folgen seiner Handlung nicht bedacht hat, obgleich ihm 
dies möglich gewesen, die verursachende Handlung vorsätzlich begangen hat.“ 
Die Möglichkeit, das Handeln in Ansehung der schädlichen Folgen zu be- 
denken, solle die Strafbarkeit bedingen. 
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einen schädlichen Erfolg herbeigeführt hat, z. B. das Verordnen 
einer zu starken Dosis eines gefährlichen Arzneimittels, das Über- 
sehen von Idiosynkrasieen bei der Behandlung, alle Ungeschicklich- 
keiten bei chirurgischen Operationen, bei den Impfungen (vergl. 
Impfges. v. 8. April 1874, 8 17) u. s. w. 
Mangels irgend welcher Anhaltspunkte für die nähere Be- 
_ grenzung der besonderen Verpflichtung der Heilkünstler zur Auf- 
merksamkeit hat man sogar zur Peinl. Halsgerichtsordnung Kaisers 
. Karl V. von 1532 zurückgegriffen, welche bestimmt in Art. 134: 
„Straff so eyn arzt durch sein artzenei tödtet. Item so eyn artzt 
aufs unfleifs oder unkunst und doch unfürsetzlich jemandt mit 
seiner artzenei tödet, erfändt sich dann die gelerten und versten- 
digen der artzenei, dafs er die artzenei leichtfertiglich und 
verwegenlich mifsbraucht oder sich ungegründter unzu- 
lässiger ärtznei, die im nit geziembt hat, unterstanden und damit 
eynem zum todt ursach geben“ u. s. w. Hierin ist der Gegensatz 
zum vorsätzlichen Handeln mit „Unfleifs und Unkunst“ und mit 
„leichtfertig und verwegen“ gekennzeichnet und hierzu die Un- 
zulässigkeit und Unbegründetheit des eingeschlagenen ärztlichen 
Verfahrens (vorzugsweise bei der Verordnung von Arzneien, was 
indessen die auf das Heilverfahren überhaupt ausdehnende Aus- 
legung nie abhalten konnte wegen des klaren Zweckes der Be- 
stimmung) hinzugefügt, jedoch nur in bezug auf den Mifsbrauch 
oder Gebrauch eines Heilverfahrens oder Mittels, während in 
bezug auf den tötlichen Erfolg der „Unfleifs* und die „Unkunst“ 
als allgemeine Schuldbezeichnung im Gegensatz zum Vorsatz die 
Fahrlässigkeit — culpa — aufgestellt worden sind, welche kon- 
kretisiert wird in dem leichtfertigen und verwegenen, ungegrün- 
deten und unzulässigen Gebrauch von Heilmitteln.. Berner, 
Lehrb. des Strafrechts, hat unter „Unfleifs“ die schuldhaft unter- 
lassene Anwendung von Kenntnissen oder Geschicklichkeiten, in 
deren Besitz man sich befindet, verstehen wollen und darin einen 
zweifellosen Fall der strafbaren Fahrlässigkeit erkannt; dagegen 
bestehe die „Unkunst“ entweder in Unwissenheit (besonders bei 
inneren Heilungen) oder in Unfertigkeit (besonders bei Operationen) 
und namentlich, wo durch „Unkunst“ ein Nachteil für den Körper 
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herbeigeführt werde, pflege man von „Kunstfehlern“ zu reden, 
welche indessen, nur dann — eine Körperverletzung herbeigeführt 
habend — strafbar seien als Fahrlässigkeitsdelikt, wenn die An- 
wendung der gemeinen Kenntnisse und Fähigkeiten schon aus- 
gereicht hätte, um die Schädigung zu vermeiden, welche jedermann 
in seinem Berufsfach sich anzueignen verpflichtet sei. 
Berners Auslegung*) will m. E. nicht zutreffend erscheinen, 
indem in der Gegenüberstellung von „Unfleils“ und „Unkunst“ 
nur Unachtsamkeit (Mangel an Aufmerksamkeit, Beurteilung, 
Kenntniserlangung) und Ungeschicklichkeit (Mangel an tech- 
nischer Fertigkeit, an Vorsichtsgebrauch u. dergl.) gekennzeichnet 
werden sollte. Denn bei der Bedrohung desselben Gesetzbuches 
bez. der Entweichung von Gefangenen aus des „Hüters Unfleifs“ 
bezeichnet die Karolina keineswegs die Unterlassung von An- 
wendung von Kenntnissen und Geschicklichkeiten, sondern der 
Befolgung der dem Gefangenwärter obliegenden Aufsichtspflichten, 
welche sich in dem Begriff der Achtsamkeit, Aufmerksamkeit, 
Vorsicht, aus welchem die einzelnen Pflichtakte abzuleiten sind, 
zusammenfassen lassen. Der „Unfleifs“ erscheint in Art. 134 
vorzugsweise durch den „leichtfertiglichen und verwegentlichen 
Milsbrauch“ konkretisiert, d. i. die Unüberlegtheit, Unbedacht- 
samkeit wie Unachtsamkeit, Mangel an Vorsicht in betreff der 
real möglichen Folgen der Behandlungsart, während die „Unkunst“ 
vorzugsweise durch den Gebrauch im Fragefall ungegründeter 
und unzulässiger, unziemlicher Mittel und in unfertiger und un- 
geschickter Handhabung näher bezeichnet worden zu sein scheint. 





*) Vergl. auch denselben im Gerichtssaal, XIX. S. 22ff., wo sich auch 
die juristische Litteratur findet. Berner wendet sich hier gegen die An- 
sicht, dals „Unkunst“ keine Fahrlässigkeit enthalte, etwa weil sie ein Fehler 
des Verstandes sei, da man nur Willensfehler strafen solle; er meint aber, dafs 
kein Heilkünstler, auch der approbierte nicht, von einer Präsumtion, alles zu 
verstehen, ausgehen dürfe, sondern im einzelnen Fall sich für dessen Be- 
arbeitung vorzubereiten habe, namentlich sich prüfen müsse, ob er dafür die 
erforderlichen Kenntnisse und Geschicklichkeiten besitze. Das Unterlassen 
dieser Pflichtübung, welches einen Fehlgriff verursacht habe, beruhe nicht auf 
einem Verstandes-. sondern auf einem Willensfehler, einem moralischen 
Mangel. 
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Die Unwissenheit kann bei „Unfleils“ wie „Unkunst“ der 
tiefer liegende Mangel sein, auf welchem unfleifsiges wie 
kunstwidriges Verhalten eines Arztes seinem Patienten gegenüber 
beruht. Um diese wird es sich aber im wesentlichen und an 
erster und letzter Stelle bei Beurteilung der strafrechtlichen 
Verantwortung wegen Kunstfehlern handeln. Ist ein aus- 
reichendes theoretisches wie praktisches Wissen vor- 
- handen, dann wird auch die erforderliche Aufmerksamkeit. Über- 
legung, Um- und Vorsicht davon angerest und der Wille be- 
‘stimmt, gefährdende Akte möglichst zu vermeiden oder unschäd- 
lich zu machen, also, um mit dem Gesetzesausdruck zu reden: 
die besonders pflichtmälsige Aufmerksamkeit nicht aus 
den Augen zu setzen, wobei nicht blofs an das Begehen 
sogen. Kunstfehler zu denken ist.*) 

Darin ist Berner a. a. OÖ. beizustimmen, dafs aus der einem 
Arzte erteilten Approbation nicht das Recht fliefst, die nötigen 
Kenntnisse und Fertigkeiten in jedem einzelnen Fall, der in seinem 
Berufskreis liegt, bei sich zu präsumieren und daher allemal ohne 
besondere Vorbereitung und ohne Mitwirkung anderer Kunst- 
verständiger ans Werk zu gehen, vielmehr habe sich auch der 
Approbierte in allen einzelnen Fällen noch selbst darauf zu prüfen, 
ob er die gerade hier erforderlichen Kenntnisse und Geschicklich- 
keiten besitze; habe er diese Pflicht verabsäumt, so habe er 
strafbar fahrlässig gehandelt. 

Von den hier einschlagenden Gesetzgebungsmaterialien, welche 
zur Auslegung der Tragweite des gesetzgeberischen Willens ver- 
wendbar sind, ist an erster Stelle das von Virchow als Re- 
ferenten ausgearbeitete Gutachten der königl. Wissenschaftlichen 
Deputation für das Medizinalwesen zu Berlin,**) an zweiter 


*) Ganz richtig bemerkte Böcker, Lehrb. der gerichtl. Medizin, $ 58, 
dals die Lehre von den Kunstfehlern in die Lehre von der Beschädigung des 
Menschen durch das Heilverfahren der Medizinalpersonen aufgelöst werden müsse. 

**) In der Anlage d. No. VI und X zu den Motiven des Strafgesetz- 
Entwurfs und abgedruckt in Virchows gesammelten Abhandlungen aus dem 
Gebiete der öffentlichen Medizin, II. S. 514. Vergl. Motive zum St.-G.-B. 
S. 112 und 115; über die Reichstagsverhandlungen s. Stenograph. Berichte, 


S. 661—663, 
H. Ortloff, Gerichtlich-mediz. Fälle ete. H. II. 3 
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Stelle dasjenige aus den Reichstagsverhandlungen über die ein- 
schlagenden Gesetzesparagraphen, was von dem Bundeskommissar 
Dr. Friedberg und den Abgeordneten Dr. Löwe, Dr. Schwarze 
und Evelt vorgetragen worden ist, zu erwähnen. Vorausgegangen 
war eine Schrift des Dr. E.H. Richter in Dresden: „Zur deutschen 
Medizinalreform“, worin Thesis XI. forderte, dafs gesetzwidrige 
Handlungen der Ärzte nach den allgemeinen strafgesetzlichen 
Bestimmungen durch die kompetenten Gerichte geahndet werden 
sollten; es frug sich nun, ob in den $& 184 des preulfsischen 
St.-G.-B.’s eine besondere Bestimmung aufzunehmen sei, wodurch 
ungerechtfertigten Anschuldigungen gegen Ärzte besser vor- 
gebeugt werden könne. Das gedachte Gutachten erklärte, dafs die 
bisherige allgemeine Fassung des preulsischen St.-G.-B.’s nicht „vor 
ungehörigen Eingriffen der Staatsanwälte und Gerichte schütze*“, 
und daher schlug es eine bestimmte Festsetzung darüber vor, unter 
welchen Umständen eine Verantwortlichkeit der Ärzte vor dem 
Strafrichter stattfinden solle. Die strafbaren Kunstfehler sollten 
von den nicht strafbaren durch folgenden Zusatz zu $ 184 aus-- 
geschieden werden: „Auf technische Handlungen oder Unter- 
lassungen, welche approbierte Medizinalpersonen in Ausübung 
ihres Berufes begehen, finden diese Bestimmungen (über fahr- 
lässige Tötung) nur dann Anwendung, wenn dabei aus Mangel 
an gehöriger Aufmerksamkeit öder Vorsicht gegen allgemein an- 
erkannte Regeln der Heilkunst verstolsen ist.‘‘ Ein entsprechen- 
der Zusatz wurde in betreff der Körperverletzung aus Fahrlässig- 
keit durch approbierte Medizinalpersonen vorgeschlagen. 

Was den Verstoss gegen allgemein anerkannte Regeln 
der Heilkunst anlangt, so bemerkte das Gutachten, dafs es zwar 
keinen allgemein anerkannten Kodex der Heilkunde gebe, dals 
jedoch eine gewisse Zahl allgemein anerkannter Regeln vorhanden 
sei,*) eine grolse Menge von Arzneimitteln wirkten bei einer 





*) Das Berliner Obertribunal hatte im Urteil vom 8. September 1873 
(Rechtsprechung XIV, 518) ausgesprochen, dafs für die Strafbarkeit einer 
unter Verletzung der Berufs- oder Gewerbepflicht verschuldeten Tötung auch 
die Verletzung solcher Obliegenheiten in Betracht komme, welche durch 
die Natur des betriebenen Geschäfts von selbst begründet seien. 
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bestimmten Höhe der Gabe gefährlich, ja tötlich und bei solcher 
Anwendung könne weder Unwissenheit, noch Irrtum, noch wissen- 
schaftliche Neuerung vorgeschützt werden, denn. in den Prüfungs- 
vorschriften der Ärzte sei die Forderung enthalten, dafs die zu- 
lässigen Dosen genau gekannt sein mülsten, und jedem FExami- 
nanden sei bekannt, dafs dieses bestimmte Wissen gefordert werde; 
ein Irrtum darüber sei aber ein strafbarer Irrtum, welcher bei 
gehöriger Aufmerksamkeit hätte vermieden werden können, da es 
sich um ein bestimmtes Mittel mit bestimmten Eigenschaften 
handle; und endlich seien wissenschaftliche Neuerungen, wo es 
sich um notwendig tötliche Wirkungen handle, ganz aulser Frage. 
Ähnlich verhalte es sich mit anderen Gegenständen der Heilkunde; 
ein Chirurg könne trotz aller Aufmerksamkeit und Vorsicht bei 
der Operation eines eingeklemmten Bruches den Darm verletzen, 
aber er handle gegen eine allgemein erkannte Regel, wenn er 
den verletzten Darm in die Bauchhöhle zurückbringe; kein Arzt, 
der einer solchen Handlung wegen angeklagt werde, könne sich 
damit entschuldigen, er habe diese Regel nicht gekannt oder sie 
existiere nicht. Gegen den etwaigen Einwand, dafs durch eine 
derartige Bestimmung das Mafs der strafbaren Handlungen zu 
sehr beschränkt werde, weil dann nur die notorisch gefährlichen 
Handlungen der Ärzte unter das Strafgesetz fielen, hat das Gut- 
achten noch Folgendes bemerkt. Ohne eine solche Bestimmung 
werde ein permanenter Konflikt zwischen Wissenschaft und 
Strafrecht herbeigeführt und die ‚freie Kunst‘ des Arztes in so 
‚enge Grenzen der Vorsicht und Besorgnis eingeschlossen, dals der 
gröfsere Schaden der leidenden Menschheit zufallen mülste. 
Weiter verlangte jenes Gutachten, dals zu obiger Zu- 
satzbestimmung auch noch der Nachweis des Mangels an 
gsehöriger Aufmerksamkeit oder Vorsicht und zwar im 
Sinne des Allgemeinen Landrechts T. II. Tit. 20 $ 799, einer 
groben Vernachlässigung der besonderen Amts- oder Berufs- 
- Verpflichtungen beigefügt werden müsse; denn ohne eine solche 
Beschränkung auf nur grobe Fahrlässigkeit würde die Thätig- 
keit des Arztes schwer bedroht sein; eine Reihe entschuldbarer 


Irrtümer und Unglücksfälle würde ihm als Verbrechen oder Ver- 
3* 


36 
gehen wider das Leben angerechnet werden können, es gäbe 
Fälle, wo trotz der gröfsten Aufmerksamkeit und Vorsicht eine. 
derartige Verletzung doch selbst von geschicktesten Männern 
vorkomme; ein anerkannt geschickter und vorsichtiger Chirurg 
werde deshalb nicht leicht auf die Anklagebank kommen, aber 
einem gewöhnlichen Praktiker könne das leicht zustossen und 
für diesen Fall sei der Nachweis einer groben Fahrlässigkeit 
zu verlangen. *) 

Das negative Ergebnis der Bemühungen der königl. Wissen- 
schaftlichen Deputation, dals eine Aufnahme der von ihr bean- 
tragten Zusätze gegenüber den allgemeinen Bestimmungen über 
culpa für überflüssig von den Gesetzgebungsfaktoren erachtet 
wurde, macht indessen jenes Gutachten für die Rechtspraxis nicht 
wertlos. Zunächst ist aus der Ablehnung zu ersehen, dafs die 
Gesetzgebung an den Bestimmungen über die culpa nichts ändern 
wollte, dafs namentlich eine Beschränkung der Strafbarkeit heil- 
künstlerischer Fehler auf die Fälle einer nachweisbar groben 
Fahrlässigkeit nicht als geboten angesehen worden ist, dafs 
vielmehr eine Verschärfung des Gebotes der Aufmerksamkeit 
eintreten sollte für die Berufskreise auch der Heilkunst, wie für 
amtliche und gewerbliche anderer Bereiche, indem ihnen eine 
besondere Verpflichtung durch die Androhung erhöhter Strafe 
für Verletzungen der Pflichtge- und Verbote auferlegt worden ist. 

Indessen ergeben die Materialien der Gesetzgebung weiter, 
dafs man sich im Grunde doch jener beschränkenden Forderung 
in anderer Weise wieder näherte, ohne es aber zum Ausdruck zu 
bringen, indem als Malsstab für die Zurechnung zur Schuld ein 
allgemeinerer aufgestellt wurde, wonach nicht gar zu leicht 
eine Fahrlässigkeit der Heilkünstler bei ihren Verstölsen als straf- 





*) Die ältere gemeinrechtliche Strafpraxis erforderte wenigstens lata culpa, 
während nach römischem Recht imperitia schon strafrechtlich verantwortlich 
machte; L. 6, 8 7, D. de offic. praes. (1, 18). Auch das alte bayer'sche 
St.-G.-B. von 1813, Art. 67, liefs nur wegen grober Fahrlässigkeit strafen, 
wenn ein approbierter Arzt aus Mangel oder aus Vernachlässigung der zu 
seiner Kunst gehörenden gemeinen Kenntnisse oder Fertigkeiten einen 
Schaden verursacht hatte; desgl. hat das Hannov. St.-G.-B. Art. 48, Nr. 8, 
diese Fassung gehabt. 


bare Verschuldung angenommen werden sollte. Grade der Fahr- 
lässigkeit kennt ja die Strafgesetzgebung nicht,*) indessen die 
Doktrin wird sich dadurch nicht abhalten lassen, auch in der Straf- 
rechtspraxis zwischen leichter und grober Fahrlässigkeit, wie auch 
das Reichsgericht in vereinzelten Entscheidungen gethan hat, zu 
unterscheiden. Verstöfse gegen die allgemein anerkannten 
Grundsätze der Heilkunde hat man von jeher als strafbare 
Fahrlässigkeitsakte bezeichnet und auch jenes Gutachten will nur 

solche Handlungen der Ärzte unter das Strafgesetz gestellt wissen, 
_ deren Gefährlichkeit notorisch ist, d. h. jedenfalls innerhalb der 
ärztlichen Berufskreise. Darin muls die objektive Grenze für 
die Anklage wie für die Verteidigung liegen;””) jene muls be- 
haupten und beweisen können, dafs der fragliche Kunstfehler eben 
das Ergebnis einer notorisch gefährlichen, (ordnungswidrigen, 
‘ unachtsamen, unbedachten, regelmäfsig unverantwortlichen) Be- 
handlungsweise sei, bei welcher die erforderte „Aufmerksamkeit“ 
beiseite gelassen und insbesondere, dafs darin gegen eine allgemein 
anerkannte Grundregel der Heilkunde verfehlt sei, die den äulseren 
Malsstab der Beurteilung der Schuldhaftigkeit bildet. Die Ver- 
teidigung wird dagegen das Bestehen eines solchen Mafsstabs für 
den vorliegenden Fall bestreiten, wie man das einer Rechtsnorm 
bestreiten kann, nach welcher der Gegner den Fall bemessen haben 
will; dabei läfst sich nicht nur die Eigenschaft einer Norm, eines 





*) v. Liszt, Lehrbuch des Strafrechts, S 29, benennt die Fahrlässigkeit 
in $$ 222 und 230 St.-G.-B. als „qualifizierte*. Die luxuria oder das blinde 
Daraufloshandeln wird hier kaum vorkommen. 

**) Rubo, Komment. a. a. OÖ. meint dagegen: Die Behauptung, es 
weiche die Handlung des Arztes von der medizinischen Wissenschaft ab, sei 
nicht geeignet, sachlich irgend welchen Einflufs bei der Annahme strafbarer 
Fahrlässigkeit zu üben; denn sie würdige nur die T'hätigkeit in deren Objek- 
. tivität, nicht aber rücksichtlich des Subjekts derselben und dessen Ver- 
schuldung. Was Berner im Gerichtssaal, XIX, S. 30 bemerkt, ist sicher 
das Richtige: „Ein rationelles Heilverfahren ist ohne allgemeine Grund- 
sätze nicht denkbar; spricht man der Medizin die allgemeinen Grundsätze ab, 
so erklärt man sie für eine blofse Quacksalberei. Die allgemeinen Grund- 
sätze müssen freilich, da die Leibesbeschaffenheit der Individuen und die Ge- 
staltung der Krankheiten so gar mannigfach variiert, sehr mannigfach kombi- 
niert werden, damit die Eigentümlichkeit des Falles gehörige Berücksichtigung 
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ärztlichen Ge- oder Verbotes, sondern auch die des allgemeinen 
Anerkanntseins bestreiten. Ganz richtig sagte jenes Gutachten: 
der Staat, welcher einen allgemein giltigen Kodex des medizinischen 
Handelns aufstellen wollte, würde damit in seinen Grenzen die 
Heilkunde zum Stillstande verdammen. Das Bestehen eines mals- 
gebenden. allgemein anerkannten Heilgrundsatzes ist daher. stets 
im einzelnen Fall festzustellen und zwar hat zunächst der Kläger 
dasselbe zu beweisen, während dem Beschuldigten der Gegenbe- 
weis freisteht, einfaches Ableugnen und Behaupten, dafs der fr. 
Satz noch nicht oder nicht mehr allgemein als solcher anerkannt 
ist, oder dafs die Heilkunde, wie das bei ihrem steten Experimen- 
tieren und der unruhigen Neuerungssucht der Neuzeit nicht anders 
zu erwarten steht, selbst in der vorliegenden Frage Unsicherheiten 
zur Zeit erkennen lasse, kurz, dafs die Meinungen geteilt seien. 
Es wird daher jedenfalls Zweifellosigkeit des Bestehens jenes 
normgebenden Grundsatzes vorausgesetzt werden müssen und dar- 
über mufs das Gericht sich vor allem Gewilsheit verschaffen durch 
Hilfsmittel, mögen sie in angesehenen schriftstellerischen Werken 
oder in Gutachten von angesehenen Sachverständigen bestehen. 
Die ausreichende autoritative Grundlage ist hier für die 
richterliche Beurteilung das Wesentlichste und diese wird dann 
weniger schwer zu beschaffen sein, wenn ganz allgemein und in 
der Natur der Sache und dem gesunden Menschenverstand be- 


finde. Jeder Arzt hat überdies seine besonderen Erfahrungen und seine eigen- 
tümliche Auffassungsweise, was ihn bestimmen kann, anders als andere zu 
verfahren und die allgemeinen Grundsätze zu kombinieren. Aber diese Grund- 
sätze sind jedenfalls vorhanden. Sie ruhen auf der Erfahrung von Jahrhun- 
derten und auf der feststehenden Kenntnis einer Reihe von Naturgesetzen. 
Sie bilden in allen Fällen allerdings den allgemeinen Malsstab, an dem 
das Verfahren jedes einzelnen Arztes gemessen werden kann.“ Das hat 
Rubo a. a. O. gänzlich verkannt; wo pflichtmälsiges Verhaiten in Frage 
ist, mufls die Beurteilung nach dem Inhalt des Pflichtge- oder Verbotes 
messen! Dieses verlangt nach unseren Strafgesetzen nicht blofs die allgemein 
erforderte Achtsamkeit, Bedachtsamkeit, Um- und Vorsicht als die „gewöhn- 
liche“, sondern auch die „Aufmerksamkeit“, zu welcher jemand vermöge seines 
Heilberufs besonders verpflichtet sein soll. Also die Berufspflicht be- 
grenzt die „Aufmerksamkeit“, gibt für ihre Erfüllung in concreto den Mals- 
stab her. 


gründete, aber dann auch Grundregeln der Heilkunde, die unab- 
änderlich sind, in Frage stehen, gegen die ein Verstols begangen 
ist; hier bedarf der Richter nur der gewöhnlichen Hilfsmittel zur 
Beweisfeststellung, wie sie in den Gutachten des Gerichtsarztes 
oder mehrerer Gerichtsärzte oder Spezialisten sich darbieten, sonst 
aber wird er Medizinalkolleeien zur Feststellung des Bestehens 
einer allgemein anerkannten Regel zu hören haben. Sobald aber 
ein begründeter Zweifel daran besteht, dann gebricht es dem 
Richter an der Sicherheit jenes objektiven Mafsstabes und damit 
verliert jede weitere Beurteilung, ob ein schuldhafter Verstofs gegen 
eine Regel vorliege, allen Boden, so dafs nach dem favor rei 
eine Freisprechung erfolgen muls — mangels eines sicheren ob- 
jektiven Mafsstabes für die Pflichtverletzung d. i. eines bestimm- 
ten Ge- oder Verbotes der Heilkunde für das ärztliche Verhalten 
in dem fr. Falle. Dahin gehören die Fälle des erwähnten Gut- 
achtens, die jener überaus dehnbaren Kategorie von, Handlungen, 
wie sie in der ärztlichen Praxis oft genug vorkommen, angehören. 
wo es sich um bisher in der Heilkunst unbekannte Arten der 
Behandlung und des Verfahrens handelt, wie sie der Fortschritt 
der Wissenschaft und ihrer Hilfswissenschaften jahraus jahrein 
erzeugt in der Anwendung von Heilmitteln und Operationsweisen, 
wie Chloroformnarkose, die moderne Dosierung von Chinin, die 
chirurgischen Neuerungen, besonders bei der Geburtshilfe, bei 
allerhand Resektionen und Verbandanlegen u. s. w. Hier wird 
es sich bei Verstölsen gegen neuere Regeln sehr oft fragen, hat 
die Neuerung sich zweifellos zur allgemein anerkannten Regel 
durchgearbeitet? Daneben aber weiter entsteht dann die Frage, 
ob ihre Beachtung eine Notwendigkeit und ihre Nichtbeachtung 
ein Verstofs sei, den man zur Schuld zurechnen darf? ob eine 
ältere Behandlungsmethode aufzugeben war, welche den schäd- 
lichen Firfolg herbeigeführt?) 

In den Fällen, wo das Urteil der begutachtenden Sachver- 
ständigen auf absoluter Fehlerhaftigkeit eines schädlich gewor- 





*) Es sei hier z. B. an die alte Wundbehandlung durch Charpie und 
Salbe, an die Behandlung der Lungenentzündung durch Blutentziehung und 
Brechweinstein erinnert. 
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denen Heilverfahrens lautet, hat der Richter leichte Nachprüfung, 
da er in den .meisten Fällen sich soviel eigenes Verständnis ver- 
schaffen kann, dafs er aufser allen Zweifel gesetzt wird; das wird 
namentlich bei Kurpfuschern gewöhnlich eintreten. Dagegen wenn 
das Urteil der Sachverständigen auf eine relative Fehlerhaftigkeit 
hinausläuft, vielleicht dahin, dafs die angewendete Behandlung eine 
sefährlichere für den Patienten, oder eine weniger erfolgreiche, 
als die von der neueren Wissenschaft erprobtere gewesen sei, dann 
kommt der Richter auf die Frage der wissenschaftlichen Konkurrenz 
von Heilmitteln, wie bei einer Rechts- oder Gesetzeskonkurrenz; 
er mufs entscheiden, welche Regel nach dem Stand der Wissen- 
schaft als die ausschliefslich richtige in der Gegenwart gilt? Liegt 
Zweifelhaftigkeit oder Kollision zwischen zwei Regeln, der älteren 
und neueren Kurmethode vor, so wird er zu dem Ergebnis der 
Schuldlosigekeit kommen, wenn die Behandlung überhaupt eine 
kunstverständige oder nicht notorisch den Patienten gefährdende 
gewesen ist. 

Eine daran sich knüpfende Frage ist die, ob die allgemein 
anerkannte Regel der Heilkunde von solcher zwingenden Be- 
deutung sei, dafs eine Abweichung davon oder eine Nichtbeach- 
tung derselben im vorliegenden Falle ein schuldhafter Verstols 
dagegen gewesen sei? Hiermit kommen wir auf die subjektive 
Seite der Beurteilung, d. i. die Verpflichtung des Heilkünstlers, 
jener Norm entsprechend zu verfahren oder sich zu verhalten. 
Den Beweis des Bestehens einer solchen Verpflichtung hat der 
Kläger zu erbringen, den Gegenbeweis des Nichtbestehens, d. i. die 
einfache Ableuenung, und der der Aufhebung oder Begrenzung 
der Verpflichtung überhaupt oder im vorliegenden Falle liegt dem 
Beschuldigten ob. 

Es schliefst sich an die Feststellung des Bestehens jener 
allgemeinen Regel der Heilkunde die der Pflicht des die Heil- 
kunst Ausübenden, sich vermöge des Amtes, des Berufs oder 
(Gewerbebetriebs jene Regel zur Kenntnis und Erprobung 
zu bringen. Wer einen solchen Lebens- und Erwerbsberuf be- 
treibt und das Vertrauen anderer inbezug hierauf in Anspruch 
nimmt, hat auch nach dem allgemeinen Vernunfturteil die Ver- 
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pflichtung, mit der Entwickelung der Heilkunde wenigstens in den 
allgemeinen Grundsätzen, welche als Regeln der Notwendigkeit 
aufgestellt werden, sich bekannt zu erhalten, mögen diese Regeln 
sich nun auf Abwendung von Körper- und Lebensgefährdungen 
oder auf Abkürzung und sicherere Heilung eines Leidens erstrecken. 
Von der Bedeutung einer solchen Regel für das Heilverfahren 
hängt sicher die Notwendigkeit ihrer Beachtung und Ver- 
wendung in der Praxis ab und von deren autoritativer Anerken- 
nung seitens der Sachverständigen wird der Richter meist in seiner 
Beurteilung sich leiten lassen, ob der Heilkünstler im Fragefalle 
die Pflicht hatte, die verletzte Regel nicht nur zu kennen, sondern 
auch zu beachten und anzuwenden. Die einschlagenden Straf- 
gesetze lassen aber auch darüber kaum einen Zweifel, dafs die 
„Aufmerksamkeit“, welche aus den Augen gesetzt wurde, zu der 
aber das Amt, der Beruf, das Gewerbe verpflichtete, nicht blofs 
in dem einzelnen Fall von dem Gesetze in Anspruch genommen 
wird, sondern dafs auch diese Aufmerksamkeit ‘sich auf alles er- 
streckt, was zur ordnungsmäflsigen, das Vertrauen des Publi- 
kums begründenden und erhaltenden Berufsausübung im Laufe der 
Zeit gehört, das ist aber hier die Erhaltung der Bekannt- 
schaft mit den Fortschritten der Heilkunde in den Grund- 
sätzen und Hauptregeln. Hier liegst der Hauptfall und die 
Ursache des „Unfleilses“ und der „Unkunst“, wie Art. 134 der 
P. G.-O. sich ausdrückte. Die Aufmerksamkeit war bei dem ein- 
zelnen Kunstfehler aulser Augen gesetzt, indem der dazu Ver- 
pflichtete es verabsäumte, die Weiterentwickelung der malsgeben- 
den Regeln der Heilkunde sich zu eigen zu machen”). Das Gut- 
achten der Sachverständigen, welches der Richter hier zu Hilfe 
zu nehmen hat, erstreckt sich daher auf die wissenschaftliche Be- 





*) Rubo, Komment. a. a. OÖ. will in dem Falle, wenn die Möglich- 
keit des Bedenkens der schädlichen Folgen vor Vollendung der verursachen- 
den Handlung etwa aus Unwissenheit fehlte, die Zurechnung zur Fahr- 
lässigkeit ebenso ausschliefsen, wie wenn jene Möglichkeit infolge übergrolser 
Anstrengung fehle — ultra posse nemo obligatur —, denn „kannte der Arzt 
die Lehren der medizinischen Wissenschaft nicht, so bot ihm auch diese nicht 
die Möglichkeit, etwa darum an das Gefahrvolle seiner Handlung zu denken, 
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deutung der unbeachteten allgemeinen Regel und auf die Ab- 
leitung der Notwendigkeit ihrer Beachtung als Berufspflicht, 
im allgemeinen und im vorliegenden Falle. Die Beantwortung 
der Frage, ob im letzteren eine Fahrlässigkeit begangen sei, liegt 
allein dem Richter ob. Der klägerische Beweis hat sich daher 
zu erstrecken auf die Behauptung: es liegt eine Regel von all- 
gemeiner Anerkennung der Heilkunde in der Form eines Ge- oder 
Verbotes vor, gegen welche durch Nichtbeachtung oder Zuwider- 
handlung gefehlt worden ist; ihre Bedeutung ist eine solche, dafs 
auf deren Bestehen der Angeklagte seine Aufmerksamkeit zu 
richten, vermöge des von ihm geübten Berufes verpflichtet war. 
Diese letztere Schlulsfolgerung gehört noch in das Sachverständigen- 
gutachten, während die weitere Subsumtion unter das Gesetz, 
namentlich die, dafs im vorliegenden Falle die Aufmerksamkeit 
 aulser Augen gesetzt gewesen, dem Richter zufällt, nämlich die 
Vergleichung der von den Sachverständigen festgestellten Be- 
handlung als Untersatz, mit der von ihnen als Norm aufgestellten 
Regel (Obersatz) und der daraus zu ziehende Schlufls, dafs die 
schuldige Aufmerksamkeit mit der fr. Handlung aufser Befolgunge 
gelassen worden sei oder nicht. | 

Behauptet nun die Anklage, dafs der Beschuldigte seine 
pflichtmäfsige Aufmerksamkeit schon in der Erfüllung der ersten 
Vorbedineung des Heilberufs aufser Augen setzte, indem er sich 
nicht die erforderliche Kenntnis von einer im Fragefall zu be- 
achtenden und zu befolgenden allgemein anerkannten Regel der 
Heilkunde verschafft habe, so kann sich der Beschuldigte nicht 
mit der Einrede entschuldigen, dafs er ja die Vorbedingungen 
der erlangten staatlichen Approbation erfüllt habe, akademisches 
Studium, tentamen physicum, examen rigorosum, die Klassen der 





weil letztere der Wissenschaft widerspräche, kannte er aber die wissenschaft-- 
lichen Lehren und hielt er trotz derselben seine Handlung für die richtige, so 
kann ihm dieselbe auch nicht als eine fahrlässige zugerechnet werden, wenn - 
er bei der ihm möglich gewesenen Bedachtsamkeit zu der Ansicht gelangt 
_ war, dafs die bisherigen Forschungen der Wissenschaft nicht richtig seien. 
Das letztere mag gelten, aber das erstere nimmermehr. Es fragt sich stets 
um Verschuldung der Unwissenheit! 
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Staatsprüfung, Promotion, womit er sich im Besitz der Über- 
zeugung, im guten Glauben, befinden dürfe, auch das zur Be- 
treibung des Heilberufs erforderliche Wissen errungen zu haben. 
Gegenüber der Kurpfuscherei vermag dem approbierten Arzte die 
Erfüllung jener Vorbedingungen nicht nur ein moralisches Sicher- 
heitsbewulstsein zu verleihen, sondern auch das Vertrauen des Publi- 
kums zu seinen Leistungen zu unterstützen, auch bei der Beurteilung 
“ eines Kunstfehlers werden die Aufsichtsorgane und Strafbehörden 
schwerer sich von einer Fahrlässigkeit überzeugen können, welche 
aus Unwilsenheit hervorgegangen wäre. Indessen ein derartiger 
Vorwurf kann namentlich Ärzte treffen, welche, wie man sagt, 
„stehen geblieben“ oder mit den Fortschritten ihrer Heilkunde 
als Wissenschaft sich fernerhin in Bekanntschaft zu erhalten 
unterlassen haben. Inwieweit der Standpunkt der „älteren Schule“ 
hier noch zu schützen vermöge, das wird im einzelnen Fall durch 
Sachverständige festzustellen sein und der Richter darf dabei 
wohl berücksichtigen, was die kgl. preuls. Wissenschaftliche De- 
putation in ihrem erwähnten Gutachten in dieser Richtung hervor- 
gehoben hat: „Man darf endlich bei Beurteilung der Schuld oder 
Unschuld eines Arztes nicht übersehen, dafs die Medizin selbst 
eine veränderliche Wissenschaft ist, insofern noch immer neuere 
und genauere Methoden der Beobachtung und Behandlung ge- 
funden, neue Thatsachen entdeckt und ganz neue Gebiete der 
praktischen Thätigkeit zugänglich gemacht werden. Es kann vor- 
kommen, dafs ein Arzt wenige Jahre, nachdem er alle Prüfungen 
bestanden und die Approbation erlangt hat, in einem oder dem 
anderen Gebiete fremd geworden ist, weil durch ganz neue 
Untersuchungsmittel auch die praktischen Ziele ganz andere ge- 
worden sind. Ist es seine Schuld, wenn er auf einem solchen 
Gebiete nicht dasjenige zu leisten vermag, was ein mit den neuen 
Untersuchungsmitteln ausgerüsteter und mit ihrer Handhabung 
vertrauter jüngerer Arzt leistet? Möglicherweise ist seine ärztliche 
Thätigkeit so sehr in Anspruch genommen, dafs er keine Zeit 
hat, in eine Universitätsstadt zurückzukehren, um sich die neuen 
Kenntnisse zu erwerben; vielleicht findet er nicht einmal die Zeit, 
sich in regelmäflsigem Verkehr mit der fortschreitenden Wissen- 
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schaft zu erhalten. Wer will hier die Grenzen zwischen ver- 
schuldeter und unverschuldeter Unkenntnis ziehen? Niemand wird 
in Abrede stellen, dafs auch ein Arzt mit zum Teil veralteten 
Kenntnissen durch seine Approbation geschützt ist, selbst dann, 
wenn er sich eines Verfahrens der Behandlung bedient, welches in- 
zwischen von einer grofsen Zahl anderer Ärzte als unzweckmäßsig oder 
gar schädlich verlassen worden ist.“*”) Es ist allerdings richtig, 
dafs sich in thesi eine Grenze zwischen verschuldeter und unver- 
schuldeter Nichtkenntnis nicht ziehen läfst; eben deshalb hat es 
auch der Gesetzgeber gar nicht unternommen, eine solche zu 
ziehen. Was im allgemeinen von der Unkenntnis von Thatum- 
ständen bei fahrlässig begangenen Handlungen gilt, findet auch 
auf Zuwiderhandlungen gegen die ärztliche Aufmerksamkeitspflicht 
Anwendung; sie hat nur dann die Wirkungen des Abs. 1 des 
8 59 St.-G.-B.!s, wenn die Unkenntnis nicht durch eigene Fahr- 
lässiekeit, d. h. durch Vernachlässigung des innerhalb des 
Bereichs einer vernünftigen Voraussicht und Berechnung Liegen- 
den verursacht und somit verschuldet wurde. ”*) Gesetzgeberisch 
war die Nichtzurechnung von Umständen in $ 59 St.-G.-B., deren 
Vorhandensein bei Begehung einer strafbaren Handlung dem 
Thäter nicht bekannt war, welche aber zum gesetzlichen Thatbe- 
stande gehören oder die Strafbarkeit erhöhen, wohl soweit gehend 
oedacht worden, als ob gesagt wäre: dafs der Thäter sie weder 
gekannt, noch für möglich gehalten habe. Denn schon der 
Zweifel an dem Bestehen (Erkennen der Möglichkeit) von solchen 

*) Die Approbation soll kein Freibrief sein für Faulheit, Bequemlich- 
keit oder Eigendünkel, oder gar blolsen Gelderwerb. In jedem Berufskreis, 
der auf wissenschaftlichem oder gewerblichem Studium beruht und den Zweck 
der Abwendung von Gefährdungen von Leib und Leben des Men- 
schen zur Lebensaufgabe hat. mufs der Berufsübende als Vorbedingung 
für fortlaufende Befähigung zur Berufsausübung Sorge tragen oder diese 
unterlassen; es gilt der Spruch: „Sehe jeder, wie er’s treibe, sehe jeder wo er 
bleibe, und wer steht, dafs er nicht falle!“ Die Vermutung, dafs der appro- 
bierte Arzt die erforderliche Befähigung besitze, reicht nicht sehr weit über 
die ersten Jahre hinaus, wenn man die rasche Fortentwickelung der Medizin 
in Erwägung zieht. 

**) Olshausen. Kommentar, Anm. 13 zu $ 59 St.-G.-B. 
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Thatumständen mufs zu einer Prüfung, zur. Anspannung 
der Aufmerksamkeit und Vorsicht auffordern; deren Unter- 
lassung ist schuldhafter Willensfehler. — Wie man nun den Irr- 
tum über dem Strafgebiet nicht angehörige Rechtssätze dem Ge- 
biet des Thatirrtums zuweist,*) so werden auch Irrtümer über 
das Bestehen oder Nichtbestehen allgemein anerkannter ärztlicher 
. Regeln dem letzteren Gebiete zuzuweisen sein und man wird 
sagen müssen: Nicht zuzurechnen sind bei einem fraglichen Kunst- 
fehler Verstölse aus Unkenntnis in bezug auf solche Grundsätze 
der Heilkunde als Ursachen schädlicher Behandlungserfolge, wenn 
dem Beschuldigten nicht jener Irrtum und Unkenntnis selbst zur 
Fahrlässigkeit zugerechnet werden kann, also wenn nicht nach- 
weisbar ist, dafs die Aufmerksamkeitspflicht des Beschuldigten 
in der Forterhaltung der Bekanntschaft mit der Weiterentwickelung 
der medizinischen Grundsätze als allgemein anerkannter Regeln 
schuldhafter Weise nicht erfüllt worden wäre. Hier liegt für die 
- Verteidigung ein grolses und weites Gebiet des Entschuldigungs- 
beweises gegenüber der Anklage, welche nur zu behaupten und 
zu beweisen hat, dafs schuldhafte Unkenntnis jener ärztlichen 
Grundsätze die Ursache des fahrlässigen Kunstfehlers sei — auf 
Grund der von Medizinalbehörden deshalb beizuziehender Gut- 
achten, wieweit die Verschaffung der fraglichen Kenntnis nicht 
blofs Pflicht, sondern auch deren Erfüllung für den fraglichen 
Arzt im allgemeinen, etwa durch Lesen von Zeitschriften oder 
Lehrbüchern, oder durch Verkehr mit nahestehenden Ärzten, oder 
durch Beteiligung an ärztlichen Vereinen, an den- auf einzelnen 
Universitäten eingerichteten Kursen zur Erlernung neuerer, als 
notwendig anzuwendenden anerkannter Heil- und Behandlungs- 
methoden u. a. m. möglich war. Es ist gewils richtig, dals ein 
Arzt, wenn er das Bewulstsein hat, dafs seine Kenntnisse und 
Erfahrungen gegenüber anerkannten Grundsätzen. der Heilkunde 
neuerer Zeit, um die es sich meistens bei sogen. Kunstfehlern 
handelt, nicht mehr ausreichen, seine Aufmerksamkeit auf deren 
Erlangung zu richten,**) oder aber, wenn er dies durch irgend 


*) Olshausen a. a. O. Anm. 12 zu 59 eit. 
*”*) Rubo, Komment. zum St.-G.-B. $ 222 bemerkt: „In anbetracht dessen 
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entschuldbar, d.h. nach den Umständen glaubhafte und vernünftiger 
Weise annehmbare Gründe verhindert gewesen zu sein, nachweisen 
könnte, von der Vornahme der Leben und Gesundheit gefährden- 
den Behandlung eines. Patienten abzustehen habe, falls er nicht 
einen mit neuen Methoden bekannten Kollegen zuzuziehen vor- 
ziehen möchte.“*) Jeder Zweifel an dem Zureichen der eigenen 
Kenntnis, Fertigkeit und Kraft, muls — höchstens wenn Gefahr 
im Verzuge wäre, ausgenommen — den Arzt zur Beobachtung 
des vorangeführten Verhaltens veranlassen, denn dann befindet er 
sich nicht mehr im guten Glauben, sondern in dem Bewaufstsein, 
dafs die von ihm erforderte „Aufmerksamkeit“ aufser Augen ge- 
setzt werde. Es gibt ja genug Ärzte, namentlich auf dem Lande, 
welche behaupten, es sei für sie unmöglich, mit den Fortschritten 
der Heilkunde Schritt halten zu können, und man darf das ihnen 
glauben, wenn sie sehr beschäftigt oder sonst aufser Stande 
wären, sich diejenigen Hilfsmittel verschaffen zu können, welche 
erforderlich sind, um sich die allgemein geltenden neueren Grund- 
sätze der Heilkunde zugänglich zu machen;**) sie mögen im Falle 
einer Anklage das Gegenteil der Behauptung dieser, dafs es 
möglich war, die Berufspflicht insoweit zu erfüllen, zu beweisen 


aber, dafs die ärztliche Kunst einen besonderen Zweig des Wissens bildet und 
mithin überhaupt nur von denjenigen betrieben werden kann, die die dafür 
erforderlichen Kenntnisse besitzen, handelt jeder, der eine ärztliche 
Handlung vornimmt. die für dieselbe erforderliche Kenntnis jedoch nicht hat 
und dies bei möglichster Bedachtsamkeit auch erkennen würde, unbedingt 
fahrlässig.“ 

*) Vergl. über die den „Spezialisten* zu überlassenden Operationen: 
Kühner, Acht Thesen, S. 6 und 7. Notlage und Dringlichkeit ‚fordern oft 
auf, von jenen abzusehen, so dafs dem betr. Arzte aus der Unterlassung der 
sonst dem Spezialisten gehörenden Operation mehr ein Vorwurf zu machen 
wäre, als wegen eines unglücklichen Verlaufs der Vornahme jener. 

**) Böcker, Lehrb. der gerichtl. Medizin $ 62 meint, dafs, wenn ein 
Arzt nicht gegen die zur Zeit seines Examens geltenden oder gegolten haben- 
den Regeln der Wissenschaft und Kunst gehandelt habe und nicht vertraut 
mit diagnostischen Hilfsmitteln oder Kenntnissen, die damals noch nicht vor- 
handen waren, sich verfehlt habe, ihm daraus nur ausnahmsweise ein Vor- 
wurf zu machen sei, da der bei weitem gröfste Teil der Ärzte aus pekuniären 
Rücksichten nicht im stande sei, mit der Zeit fortzuschreiten!? 
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unternehmen; das Gericht wird dann recht gut die „verbummelten 
(reister“ von den strebsamen, pflichtgetreuen, aufmerksamen unter- 
scheiden können, so gut wie einen Kurpfuscher von einem appro- 
bierten Arzt. Was das Gesetz aus guten Gründen vermieden 
hat, wird von den Strafbehörden im einzelnen Fall rücksichtlich 
der Begrenzung von schuldhafter und unschuldhafter Unkenntnis 
‚schon herausgefunden werden — auch ohne die Bedenken, welche 
gegen eine zu weitgreifende Strenge der Beurteilung von ärztlicher 
Seite geltend gemacht worden sind.*) Man wird sich vergegen- 
wärtigen, dals es sich nicht blofs um Verstöfse gegen zweifellos 
anerkannte Sätze der Heilkunde, sondern auch nur gegen solche, 
welche die Bedeutung von Grundsätzen und allgemein fest- 
stehenden Regeln allgemeiner und fast selbstverständlicher, wissen- 
schaftlich probabler Natur handelt, **) deren Verletzung durch 
Nichtachtung oder Nichtbeachten eine notorische Gefährdung des 
Patienten mit Schadenserfolg enthält. Ferner wird man nicht 
unberücksichtigt lassen, dafs nach den Gesetzesmotiven auch 
gerade in der Auferlegung jener Aufmerksamkeitspflicht ein 
Schutz des Publikums gegen die ihm von dem Kurpfuscher- 
tum drohenden, aus der Freigabe des Heilgewerbes her- 
vorgehenden Gefährdungen des Lebens und der Gesundheit 
geschaffen werden sollte, also ein Schutz gegen Ausübung der 
Heilkunst ohne das erforderliche Wissen und Können.”**) 


*”) Vergl. Kühner a. a. O. S. 24ff. über das „Verhalten des Arztes“, 
welcher eine Verantwortlichmachung auch hier nur wegen grober Fahrlässig- 
keit, wenn das Mafs der gewohnten Kenntnisse und Fertigkeiten im Einzelfall 
nicht mit gehöriger Sorgfalt in Vollzug gesetzt worden sei. gelten 
lassen will. 

**) Auch in Österreich war „am Tage liegende Unwissenheit“, 
(St.-G.-B. v. 1852 $ 356) der Nichtbesitz von solchen medizinischen Kennt- 
nissen, die nach dem Standpunkt der Wissenschaft nicht hätten fremd bleiben 


sollen, als Fahrlässigkeitsursache anerkannt; vergl. Herbst, Handbuch, II., 
8. 134. 


***) Die Motive zu $$ 217 und 228 des Entwurfs, S. 112 und 115 ergeben 
dies deutlich. Das Berliner Obertribunal hatte im Urteil vom 2. Nov. 1875 
(Rechtsprechung Bd. XV, 705) ausgesprochen, dafs der Eintritt in eine Thätig- 
keit, welche eine bestimmte Kenntnis und Befähigung notwendig voraussetzt, 
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Zu unterscheiden von der Verantwortlichkeit wegen Un- 
kenntnis oder nicht genügender Erfahrung und Erprobung ist 
die wegen eines Irrtums. Es fragt sich hier, ob er ein ent- 
schuldbarer oder nicht entschuldbarer sei; beruht er freilich 
auf einer schuldhaften Unkenntnis, da greift das eben Bemerkte 
Platz; wenn er dagegen bei vorhandener Kenntnis auf Übereilung 
und leichtfertiger Nichtbeachtung der Regelvorschriften beruht, dann 
ist die „Aufmerksamkeit“ in der Bedeutung der Um- und Vorsicht 
bei Anwendung eines geltenden Grundsatzes aus den Augen gesetzt 
und das Schuldhafte liegt dann im Mangel an sorgfältiger Prüfung 
der einzelnen Erscheinungen des Leidens (falscher Diagnose), an 
Überlegung der Behandlung trotz eines erforderlichen Wissens 
seschöpft aus Lehre und Erfahrung. Das mehrfach erwähnte 
(rutachten gibt der Verteidigung insoweit eine breite Unter- 
lage, welche wir den Ärzten, sowie den Verteidigern und den 
(rerichten hier zugänglich zu machen nicht unterlassen wollen. 

„Es ist dabei von allen Seiten anerkannt worden, dals auch 
die beste medizinische Bildung Irrtümer sowohl in Erkennung als 
auch in der Behandlung der Krankheiten nicht ausschliefse. Es 
erklärt sich dies aus der Natur des Gegenstandes, mit welchem 
die Medizin sich beschäftigt: des lebenden menschlichen Körpers. 
Ein an sich höchst zusammengesetzter Organismus, von welchem 
zahlreiche und wichtige Teile einer unmittelbaren Untersuchung 
und Behandlung unzugänglich sind, dessen Einrichtung bei jedem 
einzelnen Menschen wieder gewisse Besonderheiten und Eigentüm- 
lichkeiten besitzt, befindet sich, so lange und weil er lebt, in 
einem fortwährenden Wechsel. Die Krankheit selbst beschleunigt 
diesen Wechsel und auch sie ist ihrerseits m fortwährender Ver- 
änderung begriffen. So sehr die moderne Wissenschaft mit Hilfe 
immer genauerer Methoden der Untersuchung und Beobachtung 
darin fortgeschritten ist, auch den Wechsel der Lebensvorgänge, 





ohne den Beweis einer solchen im Falle eines demnächst eingetretenen un- 
glücklichen Erfolges dieser Thätigkeit den Vorwurf strafbarer Fahrlässigkeit 
begründen könne, wenn der Handelnde sich seiner Unkenntnis bewulst sein 
muflste und sonach den eingetretenen Erfolg voraussehen konnte; vergleiche 
Schwarze, Komment. S. 574. 
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die Succession der krankhaften Veränderungen festzustellen, ja zum 
Teil auf mathematische Formeln zurückzuführen, so ist doch der 
praktische Arzt in der Ausübung seiner Kunst in den seltensten 
Fällen in der Lage, eine ähnliche (senauigkeit seines Verfahrens 
eintreten zu lassen. Er muls sich häufig mit der Feststellung 
gewisser äulserlicher Zeichen, mit summarischen Schlufsfolgerungen, 
mit einer blofsen Schätzung begnügen. Damit ist er aber dem 
‘Irrtum ausgesetzt. Strafbar ist der Irrtum nur dann, wenn eine 
Schuld des Arztes nachgewiesen werden kann. Aber wie schwer 
sind die objektiven Kriterien für eine solche Schuld zu finden! 
Ein mit allen Kenntnissen und Geschicklichkeiten ausgerüsteter 
Arzt kann durch äufsere Umstände, z. B. Mangel an Licht, durch 
Mangel an geeigneten Assistenten, durch Unmöglichkeit, sich mit 
dem Kranken oder seiner Umgebung zu verständigen, zeitweise 
in die Unmöglichkeit versetzt werden, seine Kenntnisse oder Gre- 
schicklichkeit in Anwendung zu bringen.“ Der Verf. des Gut- 
achtens führt noch eine Reihe von Entschuldigungsgründen für 
_ Land- und Hospitalärzte auf, Überbürdung mit Fällen der Be- 
handlung, körperliche und geistige Abspannung des Arztes u. dgl. m. 
und beschwert sich schliefslich darüber, dafs den angeklagten Ärzten 
in dem Verfahren von den Staatsanwälten die Beweislast zuge- 
schoben worden sei, dals sie selbst erkrankt oder erschöpft ge- 
wesen wären, während sie ihrerseits den Beweis hätten liefern 
sollen, dafs die Ärzte weder krank noch erschöpft sein konnten. 
Das ist nun freilich eine eigentümliche Auffassung von der Beweis- 
last und Beweispflicht, welche durchaus unjuristisch, aber auch 
vulgär verkehrt genannt werden dürfte, denn es liegt doch klar 
auf der Hand, dafs derjenige, welcher sich entschuldigen oder ver- 
teidigen muls, auch die Wahrheit der dazu dienlichen Behauptungen 
zu beweisen hat, nicht aber der Gegner das Gegenteil oder die 
Negative, da er ruhig abzuwarten hat, was der Beschuldigte zu 
seiner Rechtfertigung vorbringen wird und beweisen kann. 

Jedes Strafgericht wird in einem solchen Falle ebenso wie 
den Belastungsbeweis auch einen angetretenen Eintlastungsbeweis 
erheben und durchprüfen; es wird ihm zur Beurteilung, ob Ober- 


flächlichkeit, unbegründete Eile in der Behandlung, habsüchtige 
H. Ortloff, Gerichtlich-mediz. Fälle etc. H. III. 4 
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und erwerbsbegierige Betreibung der Praxis”), Vornehmthuerei, 
(Grleichgiltigkeit und dergleichen Untugenden, wie man sie in der 
Neuzeit bei Ärzten in eröfseren Städten und an Universitäten zum 
öfteren vorfindet, einem beschuldigten Arzt im Publikum mit Recht 
oder Unrecht zur Last gelegt werden, leicht möglich, sich Beweise 
zu verschaffen, ebenso wie, wenn seitens des Beschuldigten er- 
hebliche und glaubhafte Entschuldigungsthatsachen vorgebracht 
werden, wie Mangel an zureichenden Hilfsmitteln bei Operationen, 
an Instrumenten, Verbandmitteln, persönlicher Unterstützung, an 
Beleuchtung und geeigneten Räumlichkeiten, wie Beeinflussung 





*) Böcker a. a. O. $ 61 bekennt: „Wie viele Zangengeburten, welche 


durchaus nicht nötig waren und wodurch Kinder das Leben einbüfsten, sind 
nicht gemacht worden blofs der Habgier der Ärzte wegen!“ Ein das grölste 
Aufsehen erregender Fall findet sich in Eulenbergs Vierteljahrsschrift für 
gerichtliche Medizin u. s. w. N. F. Bd. 47, 2. Heft, S. 375—383 mitgeteilt 
in dem Obergutachten der k. Wissenschaftlichen Deputation für das Medizinal- 
wesen zu Berlin vom 12. ‚Januar 1887 (Erster Referent: Geheimrat v+Ger- 
hardt) über angebliche Operationen von Polypen, Geschwüren und Schleim- 
hautwucherungen im Kehlkopf und an den Stimmbändern, wobei acht Patienten 
gegen und ohne ihren Willen von einem Arzt der Zapfen (uvula) weggenommen 
oder verkürzt worden war und die Frage einer vorsätzlichen Körperver- 
letzung in diesen Fällen bejaht wurde, weil in Abweichung von den bisherigen 
wissenschaftlichen Grundsätzen und Erfahrungen durch jene Operationen eine 
in keiner Weise gebotene Körperbeschädigung verursacht worden sei. Dort 
ist ausgesprochen, dals Operationen nur mit Willen und Wissen der 
Kranken geschehen sollen, oder dals, wo der Kranke nicht gefragt 
wurde, der Arzt der nachträglichen Zustimmung sicher sein müsse. Die Ent- 
fernung des Zapfens war in jenen Fällen planmälsig geschehen und keine 
weitere Operation vorgenommen worden, und der betr. Arzt hatte die Kranken 
in den Irrtum versetzt, die herausgenommenen Zapfenstückchen seien exstirpierte 
Polypen oder Geschwüre. Ein Patient, welcher bemerkte, dals ihm der Zapfen 
ohne seinen Willen zum Teil weggenommen sei, hatte statt der geforderten 
40 M. Honorarzahlung nur 30 M. verwilligt, weil ihm statt der behaupteten 
Geschwülste ein Teil des Zapfens weggenommen worden sei! In allen diesen 
Fällen waren den Kranken Schmerzen und vorübergehende Schlingbeschwerden 
verursacht worden, welche ihnen hätten erspart bleiben können; dauernde 
Nachteile waren nicht erwachsen. — Wir teilen diesen Fall mit, um daran 
den Abstand der strafbaren Fahrlässigkeit bei Ausübung der Operierkunst von 
einem verbrecherischen Gebahren aus schnöder Geldgier mittels trügerischer 
Manipulationen an den Opfern zu zeigen. 
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‚seines schuldhaften Handelns durch Gefahr im Verzug, fremde, 
in den Umständen gelegene Einwirkungen, wie Witterungsverhält- 
nisse u.s. w. Namentlich in den Fällen; wo etwa ein gewissen- 
loses Experimentieren an einem Kranken mit schädlichem Erfolge 
den Gegenstand einer Anklage bildet, bleibt dem beschuldigten 
Arzte der Beweis unverwehrt, dafs er bestimmte Gründe hatte, 
das Wagnis zu unternehmen, über deren Zutreifen oder Nicht- 
zutreffen Sachverständige von Ansehen gehört werden müssen, da 
leicht eine Leichtfertigkeit oder Frivolität darin gefunden werden 
‘kann, wenn ein Kranker als Versuchsobjekt aus mehr wissen- 
schaftlichen Rücksichten das Opfer einer irrtümlichen Behandlung 
geworden ist.“) Es fragt sich ja nach dem Strafgesetz stets nur 
darum, ob die pflichtmälsige Aufmerksamkeit im einzelnen Fall, 
nach dessen Eigentümlichkeiten, und nach den die ärztliche 
Behandlung begleitenden Umständen und nach dem Verhalten des 
Arztes solchen gegenüber aulser Augen gesetzt wurde, um einen 
aus Irrtum begangenen Fehler als entschuldbaren Verstols gegen 
allgemeine Regeln der Heilkunde bezeichnen zu können oder nicht. 

Diejenige Finwendung, welche in zweifelhaften Fällen einer 
Verschuldung fahrlässiger Tötung oder Körperverletzung als Mangel 
an erforderlicher Aufmerksamkeit den Vorwurf noch am ehesten 
zerstören kann, ist, dals der Angeschuldigte aus wissenschaft- 
lich-praktischer Überzeugung gerade so gehandelt habe. 
Damit wird der Vorwurf, dafs er die pflichtmälsige Aufmerksam- 
keit aufser Augen gesetzt, umgestolsen, weil eine Überlegung 
und Beachtung der allgemein geltenden Regeln doch voraus- 
gerangen sein mülste. Den Beweis dafür zu erbringen, ist frei- 
lich für den Beschuldigten nicht leicht, weil er ein zweifacher ist. 





*) Berner im Gerichtssaal a. a. OÖ. S. 31 bemerkt richtig: man werde 
neue Versuchsarten nicht ausschliefsen, sondern dem Fortschritt der medizi- 
nischen Wissenschaft Spielraum gewähren, freilich nur unter der Voraus- 
setzung, dals der Arzt seinen Kranken heilen und an ihm nicht blofs Expe- 
rimente machen wollte und dafs er bei dem noch neuen Versuche mit der er- 
forderlichen Vorsicht und Besonnenheit zu Werke ging. Vergl. Kühnera.a.O. 
S. 106: „Gewissenloses Experimentieren an Kranken; Inokulation von Syphilis 
bei einem Knaben mit Kopfgrind*; aus Friedreichs Blättern, 1860, XT. 
S. 304; vergl. Gerichtssaal, XII, 8. 151. 
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Einmal ist zu beweisen, dals die Behandlungsweise in dem Frage- 
falle nicht ganz gegen alle Regeln der Heilkunst verstölst, also 
das Gegenteil von der notwendigen Behauptung zur Begründung 
der Anklage, sondern dafs sie wirklich auch in concreto noch 
einigen Grund gehabt habe, der sich nach dem medizinischen 
Standpunkt des Beschuldigten vor dem Forum der Sachverständigen- 
Autoritäten geltend machen läfst, wenn er auch als wissenschaft- 
licher Irrtum bezeichnet werden mülste.”) Dann aber ist weiter 
zu beweisen, dals der Beschuldigte zur Zeit der Begehung des 
Kunstfehlers wirklich von der angeblichen Meinung ausgegaygen 
war, ob und inwiefern sein Vorbringen als Entschuldigung glaub- 
haft oder einigermafsen wahrscheinlich sei, mdem die Annahme 
zwischen dem Bestehen des vorgeschützten Irrtums zu jener Zeit 
und zwischen der nachträglichen Behauptung dieses Bestehens zur 
Verdeckung der wirklichen Schuldhaftigkeit, eines Mangels der 
pflichtmälsigen Aufmerksamkeit, schwanken kann. Schützt der 
Beschuldigte also diesen Entschuldigungsgrund vor und der Gegner 
bestreitet aus den Umständen dessen Annehmbarkeit, dann hat 
jener einen schweren Wahrscheinlichkeitsbeweis zu führen, der 
doppelt schwer ist, wenn die angebliche wissenschaftliche Über- 
zeugung keine Autoritäten mehr für sich hat oder keine je gehabt 
hat, also im Fall gänzlicher Isoliertheit. Hier liegt der Haupt- 
fall der Verteidigung mit der „älteren Schule“, den das frühere 
badische St.-G.-B. $. 543 als straflos hervorgehoben hatte: „Ist 
die Tötung oder Körperverletzung Folge eines blofsen, auf irriger 
Ansicht beruhenden Kunstfehlers, so wird der Angeschuldigte, 
insofern er innerhalb der Grenzen seiner Kunstberechtigung ge- 
*) Auch Berner a. a. OÖ. S. 31 betont, dafs man bei der Beurteilung 
nicht unterlassen dürfe, der Eigentümlichkeit sowohl des Standpunktes des 
Arztes, als auch der Beschaffenheit des Falles Rechnung zu tragen, dals man 
erwägen werde, ob der Arztnach dem System, dem er einmalanhängt, 
folgerichtig so handeln mufste, und dafs man ihn, trotz berechtigter Zweifel 
gegen das System entschuldigen werde, wenn seine Handlung nur eine Folge 
seines Systems gewesen — freilich unter der Voraussetzung, dals die 
Konsequenz des Systems nicht bei einem Punkt handgreiflicher Absurdidät 
und offenbarer Verleugnung bekannter Naturgesetze angelangt sei. Vergl. 
auch Böcker a. a. OÖ. $SS 58ff. Kühner a. O. S. 42. 
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handelt hat, von keiner Strafe getroffen.“ Eine derartige Be- 
stimmung war, weil ihr Inhalt etwas ganz Selbstverständliches 
entbält, überflüssig und ist wahrschemlich gegeben worden, um 
durch Hervorhebung dieses einzigen Ausnahmefalles der Nicht- 
verantwortlichkeit alle anderen Fälle, z. B. auch die aus Unkennt- 
nis hervorgegangenen Kunstfehler, als strafbare gelten zu lassen 
-— argumento e contrario, d. h. daraus, dafs der Gesetzgeber 
keine weitere Ausnahme erwähnt hat, ist zu folgern, dafs er auch 
eine solche nicht hat weiter gestatten wollen. 

Der Einwand, dafs die fr. Behandlung aus Überzeugung 
und im guten Glauben vorgenommen worden sei”), wird, wenn 
er einigermalsen glaubhaft gemacht werden kann, zur Annahme 
eines entschuldbaren Irrtums führen, sofern nicht etwa der An- 
kläger nachweisen würde, dafs der Irrtum selbst auf fahrlässiger 
Unkenntnis oder Ungeschicklichkeit in der technischen Übung 
beruhe. Darauf kann bei der Beurteilung weiter nichts ankommen, 
ob der Beschuldigte sich im Laufe der Untersuchung durch die 
vernommenen Sachverständigen von seinem Irrtum überzeugen 
liefs oder nicht; sondern darauf, ob der wissenschaftliche oder 
faktische Irrtum wirklich bestanden hat und ob er selbst nicht, 
wie Unkenntnis, auf einer Vernachlässigung pflichtmälfsiger Auf- 
merksamkeit beruht. Indessen wird, da hier in der Mehrzalıl der 
Fälle einiger Zweifel übrige bleiben dürfte, zu gunsten des An- 





*) Darauf legte Mittermaier im Gerichtssaal, 1858, S. 1 ff. bes. 8. 9 
das entscheidende Gewicht. dafs der Arzt da, wo er handeln mulfste, von den 
verschiedenen möglichen Mitteln der Heilung eines wählte, welches er nach 
seiner wissenschaftlichen Überzeugung für das zweckmälsigste hielt. S. aber 
Casper-Liman a. a. O. II. S. 825: „Gewils hat der Arzt ein Recht zu 
fordern, dafs neben den Überlieferungen der Schule auch seine individuelle 
Erfahrung, sein. individuelles künstlerisches Talent und sein Gewissen 
als Leitstern für sein Verfahren respektiert werden Die Erfahrung hat aber 
leider gezeigt, dafs der Begriff Erfahrung gemifsbraucht und falsch verstanden 
wird, dafs Eitelkeit ein Talent als vorhanden wähnt, das gar nicht vorhanden 
ist, dafs das Gewissen ein weiter Mantel, dafs krasse Unwissenheit, dafs Sucht 
zu glänzen, Aufsehen zu erregen und dadurch eine Stellung zu gewinnen, die 
auf rechtlichem Wege schwer voraussichtlich war. und viele andere Ver- 
lockungen auf das Heilverfahren des Arztes zum gröfsten Nachteile des 
öffentlichen Wohles einwirken können.“ 
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geklagten zu entscheiden sein — aus allgemeiner Rücksicht auf 
das errare humanum!, ganz besonders auf die vielen Unsicher- 
heiten der Medizin.”) 

Der in dem Gutachten der königl. Wissenschaftlichen Depu- 
tation herangezogene Ausspruch der Pariser Akademie der Me- 
diziner vom 15. Februar 1831: „Ärzte und Chirurgen sind für 
Irrtümer nicht verantwortlich, die sie bei gewissenhafter Aus- 
übung ihrer Kunst in gutem Glauben begehen. Die Art. 1382 





*) Kühner a. a. S. 28 ff. hält den Richtern als zu beachtenden Satz 
vor: „Die Vernachlässigung oder der Mangel an gemeinen Kenntnissen und 
Fertigkeiten in einem Fall, in welchem das gewöhnliche Mafs ärztlicher 
Wissenschaft und Kunst bei gehöriger Sorgfalt hingereicht haben würde, 
den Kunstfehler zu vermeiden“, sei nur dann strafbar, wenn sie eine grobe 
Vernachlässigung sei. Dafs die Strafbarkeit nicht von dem gröfseren oder ge- 
ringeren Grade der Fahrlässigkeit abhänge, stand schon in der Rechtsprechung 
des vormaligen preufs. Obertribunals (Urt. vom 18. Januar 1866) fest, sowie, 
dals das Strafgesetz nicht zwischen unmittelbarer und mittelbarer Fahrlässig- 
keit unterscheide (Urt. vom 14. Juli 1852). Aber zweifellos verdient die 
Unsicherheit in der Medizin und die gar zu leichte Möglichkeit des 
Irrtums und der Verfehlung in der Beurteilung und in der Technik Berück- 
sichtigung bei der Beurteilung der sogen. Kunstfehler, denn durch Fehler hat 
der Wege zur Erkenntnis und dem Wissen geführt: „Eine Reihe der bedeu- 
tungsvollen Fortschritte, der folgereichsten Erweiterungen auf dem Gebiete 
der Heilkunde wäre nicht zu stande gekommen, wenn ständige Furcht vor 
der Gefahr eines etwa zu begehenden Irrtums den kühnen Forscher in seinem 
Entdeckungsstreben hemmen, wenn er jeden Fehltritt mit einer seinen Mut 
lähmenden Besorgnis, dem Strafgesetze zu verfallen, unternehmen soll.“ An 
diese Worte knüpft Kühner a. a. OÖ. S. 30ff. den Nachweis einer Reihe 
möglicher und entschuldbarer Irrtümer, auch solcher, welche berühmten Medi- 
zinern untergelaufen seien, aber er fordert mit Recht auch, dafs mit gleichem 
Malfse gemessen, dafs nicht ein gleiches Vorgehen und angebliches Vergehen 
unter gesicherten Verhältnissen einer Autorität als excellence und anderwärts 
unter weit schwierigeren Umständen als negligence gelte. Nun gerade der 
Umstand, dafs auch „grofsen Geistern“ ein Irrtum unterlaufen kann und 
untergelaufen ist in einem ähnlichen oder gleichen Falle. wird am meisten auch 
die dii minorum gentium vor der Zurechnung eines ihnen zur Last gelegten 
Irrtums in der Erkennung und Behandlung einer Krankheit schützen; handelt 
es sich aber um einen wirklich verschuldeten Irrtum, dann wird der Richter 
recht wohl nach den Umständen. des Falles zu unterscheiden wissen, dals die 
Ansprüche an die pflichtmäfsige Aufmerksamkeit in thesi dieselben sein sollen, 
in hypothesi aber nicht immer gleich sein können. 
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und 1383 des Code civil sind auf sie nicht anzuwenden“. enthält 
etwas juristisch ganz Selbstverständliches. Die gewissenhafte 
Ausübung und den guten Glauben haben die Beschuldigten dem 
Richter glaubhaft zu machen und die approbierten Ärzte haben 
hier einen grolsen Vorsprung vor den Naturärzten und Kur- 
pfuschern, denen das Selbstbewulstsein der staatlichen Aner- 
‚kennung ihrer Leistungsfähigkeit abgeht, und diejenigen unter den 
approbierten Ärzten, welche sich wirklich bemüht haben, mit den 
Fortschritten der Wissenschaft sich bekannt zu erhalten, haben 
wieder vor denjenigen einen Vorsprung, welche sich dessen nicht 
rühmen können. Die Gerichte werden daher je nach dem Nach- 
weis der wirklichen ernsten Bemühungen eines Beschuldigten, 
seiner Berufspflicht gemäfs alle erforderliche Aufmerksamkeit an- 
zuwenden, den guten Glauben annehmen und einen Irrtum dem 
gegenüber für entschuldbar erachten. 

Aus dem Vorstehenden mag sich ergeben, dafs es für die 
Rechtsprechung ein wertloses Bemühen gewesen ist, den Begriff 
von „Kunstfehler‘‘ aus einzelnen Merkmalen zusammensetzen zu 
wollen, von deren Vorhandensein die Strafbarkeit abhängen sollte.”) 
Von den Gutachten der beigezogenen Sachverständigen wird es 
je nach den Eigentümlichkeiten des Fragefalles abhängen, 
ob ein sogen. Kunstfehler d. h. ein in concreto fehlerhaftes Heil- 
verfahren oder Verhalten überhaupt vorlag, dann aber haben die 
Strafbehörden zu bemessen, ob er sich als die Verursachung 
des schädlichen Erfolges erweisen lälst, endlich, ob jene „Auf- 
merksamkeit“ im Sinne des Strafgesetzes herbeigeführt worden 
ist.“””) Für den Juristen handelt es sich nur um Tötung oder 
Körperverletzung aus Fahrlässigkeit, und zwar mit erhöhter 
Strafbarkeit wegen der Verletzung einer „besonderen“, den 

*) Auch Rubo, Kommentar zum St.-G.-B. $ 222, Kühner.a. a. O. 
S. 13ff. bemühen sich noch um eine Definition. 

**) Bemerkenswert ist, wie Casper-Liman a. a. O. II. S. 830 sich zu 
der Frage über die Begutachtung der doch einen reinen juristischen Begriff 
enthaltenden Fahrlässigkeit im Heilverfahren stellt. Er meint, der Gerichts- 
arzt solle der Beantwortung dieser Frage so viel als möglich ausweichen 


durch Aufstellung allgemeiner, auf jeden derartigen Fall passenden, rein in 
das ärztliche Gebiet einschlagenden Fragen für das Gutachten, sodafs der Be- 








Heilberufsbeflissenen auferlegten Pflicht zur ‚, Aufmerksamkeit“. Für 
den Strafrichter ist insoweit das Gebiet der strafbaren Kunstfehler 
ausreichend begrenzt — wie schon wiederholt bemerkt — ohne 
dals von einer grölseren oder geringeren Vernachlässisung die 
Strafbarkeit abhängig gemacht worden ist.*) Bei fahrlässiger 
Tötung seitens eines zur besonderen Aufmerksamkeit Verpflichteten 
kann die sonst bis zu 3 Jahren ansteigende Gefängnisstrafe bis 
zu 5 Jahren bemessen werden, bei fahrlässiger Körperverletzung 
dagegen ist Geldstrafe bis zu 900 Mark ohne Unterscheidung, **) 
ob die fragliche Berufspflicht verletzt wurde oder nicht, angedroht, 





gutachter schliesslich die richterliche Frage beantworte, dafs nach seiner An- 
sicht („folglich“) Fahrlässigkeit vorliege oder nicht: 1. War nach allgemeiner 
medizinischer Erfahrung überhaupt die vorausgegangene ärztliche Behandlung 
bez. Unterlassung einer solchen geeignet, den Tod herbeizuführen, bez. die 
Chancen der Genesung zu vereiteln? (Kausalzusammenhang), z. B. konnte die 
Unterlassung der Antiseptik den Tod des Verletzten zur Folge haben? 
2. Liegt im Bejahungsfalle ein solcher Zusammenhang im besonderen Falle 
vor oder ist vielmehr nicht der ungünstige Ausgang anderen Ursachen 
als der angeschuldigten Behandlung zuzuschreiben? 3. Hat eine Behandlung 
wie die eingeschlagene und angeschuldigte in ähnlichen Fällen einen un- 
eünstigen Erfolg, wie den vorliegenden, nicht gehabt? Diese Frage sichert 
die Unparteilichkeit des Begutachters und abstrahiert ihn von seinen indivi- 
duellen Kunstansichten. Er wird z. B. gestützt auf die Erfolge der Lister- 
schen Methode der Antiseptik diese anwenden, aber eingedenk sein, dafs 
Todesfälle trotz regelrechter antiseptischer Behandlung Verletzter vorkommen, 
andererseits dafs trotz der Zuversicht und Sicherheit, welche die Antiseptik 
mit Recht gewährt. doch nicht alle nicht antiseptisch behandelten Verwundeten 
an Pyämie oder Erysipelas zu Grunde gehen — cf. Wyss, Die chirurgische 
Antisepsis und die gerichtliche Medizin. Korrespondenzblatt für die Schweizer 
Ärzte, 1881. 4. Ist es, abgesehen von der allgemein ärztlichen Erfahrung, 
wie sie sich in den Lehren und Schriften der Zeitgenossen ausspricht, dem 
angeschuldigten Arzte kraft seines „Systems“, dem er huldigt, und kraft der 
in diesem Systeme angeblich gewonnenen Erfahrungen gestattet gewesen, den 
Kranken (Verletzten, die Kreifsende) gerade so zu behandeln, wie er es gethan? 
*) Der gesetzliche Unterschied zwischen leichter und schwerer Körper- 
verletzung gilt auch für die Bestrafung der aus Fahrlässigkeit verübten 
Körperverletzungen — sogen. objektiver Malsstab der Bestrafung. 
**) Darin ist eine gesetzgeberische Inkonsequenz zu finden gegenüber der 
Erhöhung der Gefängnisstrafe und auch gegenüber der Verletzung der Pflicht 
zur besonderen Aufmerksamkeit. 
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dagegen darf der Richter, wenn er Gefängnisstrafe für geboten 
erachtet, anstatt bis zu 2 Jahren bei Verletzung jener besonderen 
Aufmerksamkeitspflicht bis zu 3 Jahren Gefängnis erkennen. Die 
Strafverfolgung geschieht dort wie hier von Amtswegen, da der 
Staat ein Interesse der Überwachung jener Berufspflichten zum 
Schutze des Publikums hat. Nach & 231 kann in allen Fällen 
‚einer Körperverletzung auf Verlangen des Verletzten neben der 
Strafe auf eine an denselben zu erlegende Bulse bis zu 6000 Mark 
erkannt werden. Nach $ 443 St.-P.-O. hat die Befugnis, sich 
einer öffentlichen Klage als Nebenkläger in Gemäfsheit der 88 
435 bis 442 St.-P.-O. anzuschliefsen, auch derjenige, welcher be- 
rechtigt ist, die Zuerkennung einer Bufse zu verlangen, und mufs 
sich zu diesem Zwecke in einem auf erhobene öffentliche Klage 
anhängigen Verfahren dieser als Nebenkläger, spätestens bis zur 
Verkündung des Urteils erster Instanz, mit einer schriftlich einzu- 
reichenden Anschlufserklärung anschliefsen — 88 435 ff. St.-P.-O. 

‚Gelegentlich sei hier noch einer Parallele mit der zivil- 
rechtlichen Beurteilung der Fahrlässigkeitsfolgen bei Ausübung 
der Heilkunst gedacht. Unter dem System der freien Beweis- 
würdigung ist auch der Zivilrichter nicht an das Gutachten der 
Sachverständigen gebunden und die Beweislast verteilt sich hier 
nach denselben Gesichtspunkten, welche oben angeführt worden 
sind. In materiell-rechtlicher Beziehung aber sind die im Straf- 
rechtsgebiete geltenden Sätze für ihn nicht mafsgebend und dienen 
nur der Vergleichung zur Feststellung zweifelhafter Rechtssätze. 
Nach römischem Rechte”) haftete ein nachlässiger Arzt dem 
(seschädigten wegen Schadensersatzes und wurde wegen imperitia, 
wenn sie den Tod verursacht hatte, gestraft. Es galt die Regel: 
Unus quisque peritiam in arte sua praestare debet (L. 13. D. de 
regul. jur.).. Es wird heutigen Tages da, wo das gemeine Recht 
gilt, eine Fahrlässigkeit wohl unter denselben Gesichtspunkten, 
welche oben geltend gemacht worden sind, angenommen werden 
können; wo aber im Zivilrecht eines Staates grobe Fahrlässig- 
keit nur als Schadensersatz-V erpflichtungesgrund angenommen wird, 

*) 86.7. J. de lege Aquilia (4, 3). L. 7 $S 8 D. ad leg. Aquiliam 
(9.2). 1.606,87. D.: de office... praes. (1, 18). 
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da wird der Zivilrichter sich an die insoweit eingehaltenen Grenzen 
der Beurteilung zu halten haben. So war z. B. in dem unter 
Nr. 20 bei Kühner a. a. O. mitgeteilten Alimentenprozels von 
der königl. Wissenschaftlichen Deputation in Berlin ausgesprochen: 
„Man darf, man mufs sogar ein gesundes Glied amputieren, wenn 
diese Amputation das einzige Mittel ist, einem grofsen oder 
kleinen Menschen oder beiden zugleich das Leben zu erhalten; 
der Geburtshelfer hat kein Versehen, am allerwenigsten ein 
grobes begangen, als er dem Kläger den Arm abschnitt.“ *) 


IY. 


Es mögen nun noch eine Reihe praktisch-kasuistischer Fragen 
zur Besprechung kommen. 

1. Im preufsischen St.-G.-B. $ 200 stand die Bestimmung, 
dafs „Medizinalpersonen, welche in Fällen einer dringenden Gefahr 
ohne hinreichende Ursache ihre Hilfe verweigern‘ mit Geldstrafe 
von 20 bis 500 Thalern zu bestrafen seien; ähnlich verfügten fast 
alle deutschen Strafgesetzbücher. In den Motiven zum braun- 
schweigischen St.-G.-B. $ 287 findet sich die Bemerkung: „Es 
kommt leider vor, dals die Gesundheitsbeamten ihren Beruf 
mehr darin finden, Geld zu erwerben, als den Bedrängten 
Hilfe zu gewähren, und dafs sie auch in dringenden Fällen 
mit augenscheinlichem Nachteil den Leidenden ihre Hilfe ver- 
sagen, wenn sie nicht der Zahlung gewils sind. Ein so 
hartherziges und pflichtwidriges Verfahren verdient unstreitig Strafe.“ 

In dem deutschen R.-St.-G.-B. hat eine derartige Bestimmung, 
über welche vorher die Ärzte sich stets gereizt geäufsert haben 
sollen, **) nicht Aufnahme gefunden und die Folge davon ist für 





*) Hier klagte 23 Jahre nach der Geburt der seines Armes bei der Ge- 
burt durch Operation Beraubte gegen den Geburtshelfer, weil er ihn nicht 
sewendet gehabt, sondern um den Arm durch voreilige Amputation ge- 
bracht habe. 

**) Berner im Gerichtssaal, 1867, a. a. OÖ. S. 19. Diese Bestimmung 
mulste mit der Gewerbeordnung für das deutsche Reich vom 21. Juni 1869 
fallen, welche in $ 144 ausdrücklich die Bestimmungen aufhob, durch die den 
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das Publikum sehr empfindlich geworden; denn es kommt oft ge- 
nug, besonders des Nachts, vor, dafs gerade in grölseren Städten 
drei- bis fünfmal und mehr vergebliche Aufforderungen an Ärzte 
ergehen, weil sie irgendwie verhindert seien. In Städten, wo 
mehrere Ärzte wohnen, kann der Hilfesuchende sich doch noch 
anderweit helfen, und darauf rechnen auch die ablehnenden Ärzte, 
aber es vergehen darüber Stunden, ja die Nacht, und die Gefahr 
für einen Patienten kann inzwischen das Leben bedroht oder ver- 
nichtet haben, ehe es gelingt, einen Arzt herbeizuholen. Auf 
dem Lande aber ist wegen Mangels an Medizinalpersonen die 
Gefährdung des Patienten doppelt grols, weil auch die Entfernung 
noch hinderlich ist; es wird dort eine Verweigerung der Hilfe 
seltener, aber eine ungerechtfertigte Verzögerung eher vorkommen, 
welche immerhin gefahrbringend sein kann. 


Die nicht entschuldbare Hilfeverweigerung der Medizinal- 
personen ist also nicht mehr ein Vergehen, das strafrechtlich 
_ verfolgt werden kann, wohl aber auf dem Disziplinarwege sollte 
es rügbar sein; sie kann dadurch sehr wohl eine fahrlässige 
Tötung oder Körperverletzung verursachende Handlung als 
Verweigerung einer Pflichterfüllung sein, sofern der schädliche 
oder schädlichere Erfolg dadurch nachweisbar herbeigeführt worden 
ist. Nur der Kurpfuscher sollte sich damit entschuldigen können, 
dals er vermöge der Gewerbefreiheit Arbeit annehmen könne, 
welche er wolle, solche aber, die ihm nicht passe, ablehnen dürfe; 
da er nicht den staatlich approbierten ärztlichen Beruf hat, son- 
dern ohne solchen nur die Heilkunst auf sein Risiko ausübt als 
ein freies Gewerbe, so kann er zweifellos ablehnen, wo und 
wann er will, ohne dafs die Unterlassung ihm als Pflichtver- 
weigerung und als verursachende Handlung zur Last gelegt 





ärztlichen Personen bei Androhung von Strafen ein Zwang zur Hilfeleistung 
auferlegt wurde. Die durch die Gewerbeordnung geschaffene Freiheit der 
Bewegung und des Erwerbes mufste aber besondere Strafbestimmungen gegen 
diejenigen zur Folge haben. welche diese Freiheit zum Schaden anderer und 
damit des gemeinen Besten mifsbrauchen. Die Erzwingung der Pflicht- 
erfüllung an sich durch Strafe ist gefallen, aber die Pflicht als solche 
besteht fort. 





werden kann. Dagegen haben die Medizinalpersonen, wenn auch 
nicht mehr ausdrücklich, so doch nach der Natur der Sache 
selbstverständlich, nach ihrer Approbation die Pflicht über- 
nommen, der leidenden Menschheit Hilfe zu leisten und ohne hin- 
reichende Ursache ihre Hilfe nicht zu verweigern, denn dadurch 
allein wird das allgemeine Vertrauen zu ihnen doch begrün- 
det.“) Es kommt hier also die im Volke anerkannte und gefor- 
derte besondere Berufspflicht und deren Verletzung, welche 
erstere sich aus der Natur des Verhältnisses der staatlich appro- 
bierten Personen ergiebt, welche übrigens jedenfalls auch in der 
besonders in den SS 222 und 230 St.-G.-B. hervorgehobenen 
„Aufmerksamkeit‘ mit enthalten ist, in betracht. Die Heil- 
künstler von Beruf haben nach einer unvertilgbaren Anschauung 
im Volke die Pflicht, nicht nur an sie ergangenen Aufforderungen 
zur Hilfeleistung im allgemeinen nachzukommen, sondern auch 
ihre Patienten, so bald und so lange sie der Hilfe bedürfen, nicht 
aulser Augen zu lassen. Verletzungen dieser Pflicht mit nachweisbar 
ursachlich zusammenhängenden schädlichen Folgen können sehr 
wohl als verursachende strafbare Handlungen, entweder zum 
Vorsatz (eventueller) oder mindestens zur Fahrlässigkeit zuge- 
rechnet werden,””) nur wird der Beweis, dafs der schädliche Er- 
folg bei rechtzeitigem ärztlichen Eingreifen hätte vermieden werden 
können, schwer zu erbringen sein. Der Hilfeverweigerung steht 





*) Was hat denn die staatliche Approbation der Medizinalpersonen nach 
Einführung der Gewerbefreiheit für eine andere Bedeutung als die, dafs im 
allgemeinen Interesse vom Staate den Geprüften die Ausübung der Heilkunst 
mit allen sich daran knüpfenden Pflichten überlassen wird? Diese 
sind nicht mehr in einer Pflichtnotul formuliert wie früher und werden auch 
nicht mehr kontrolliert durch Disziplinaraufsicht. Die Stellung der geprüften 
Medizinalpersonen zum Publikum ist gegenüber der Gewerbeordnung keine 
konsequente; gerade das, was es im Notfalle sucht, kann es, wenn die Medi- 
zinalpersonen nach Belieben ablehnen, nicht finden, wodurch ein wahrer 
Notstand erzeugt wird. 

**) Ganz ähnlich verhält es sich z. B. bei versagter Aufnahme in ein 
Wirtshaus in Notfällen, wo der Unterkommen Suchende aus Mangel an solchem 
Schaden an seinem Körper nahm, etwa in Schneestürmen, bei Gewittern, starker 
Kälte oder in Krankheitsfällen. 
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die Säumigkeit in der Auftragsvollführung als verursachendes 
Unterlassen gleich. *) 

Für die Beurteilung derartiger Fälle in foro bleibt immer 
noch dasjenige praktisch, was sich insoweit an die ältere Gesetz- 
gebung anschlofls, nämlich was früher als Entschuldigungs- 
grund gegolten hat, wenn eine Medizinalperson ihre Hilfe rechts- 
widrig, d. h. „ohne eine hinreichende Ursache in Fällen einer 
dringenden Gefahr“ verweigerte. Dort war ein Gefährdungs- 
‚delikt (ohne Rücksicht auf einen aus der Verweigerung ent- 
standenen Schaden) in Frage, hier und jetzt aber ist nur noch 
eine aus der Verweigerung oder: Säumnis hervorgegangene 
Schädigung an Leib und Leben in Frage, aber die Ent- 
schuldbarkeit der verursachenden Handlung ist nach der Natur 
‘des Verhältnisses ganz dieselbe geblieben. Man wird jene Pflicht- 
verletzung nicht in gewöhnlichen, leichteren Fällen annehmen, 
welche dem Arzte nicht gefährlich scheinen, deren Dringlichkeit 
vielleicht nur in der Vorstellung der Hilfesuchenden beruhte oder 
vom Arzte nicht erkannt zu werden vermochte. Bedenklich bleibt 
indessen jene Hilfeweigerung oder Säumnis immer, wenn nach- 
weisbar ein anderer Arzt nicht herbeigerufen werden konnte und 
doch durch ärztliche Hilfe eine Rettung oder vielleicht Heilung 
möglich gewesen, denn auch eine durch ärztliche Säumnis ver- 
ursachte Krankheitsverschleppung oder Verursachung einer acci- 
dentellen Krankheit kann leicht zur Fahrlässigkeit zugerechnet 
werden.”*) Die dringende Gefahr auf die des nahen Todes zu be- 
schränken, wie unter Caspers Führung in die preulsische Praxis 





*) Über die natürlichen Grenzen der Beurteilung einer Pflichtversäumnis 
in dieser Richtung hat sich ausführlich Kühner a. a. O. 8. 24ff. ausge- 
sprochen. Die Häufigkeit der Besuche ist selbstverständlich dem Urteil und 
pflichtmäfsigen Ermessen des Arztes zu überlassen; schuldhaftes Übersehen 
oder Gehenlassen kommt hier nur in Frage. 

**) Später eintretende Ärzte sind leicht geneigt, wenn der Fall unglück- 
. lich verläuft, die Schuld davon ihrem verspäteten Eintreten und der Verzögerung 
ärztlichen Beistands zuzuschieben; schon in der Befürchtung dieses Umstandes 
sollte ein Grund für den angerufenen Arzt liegen, möglichst seine Hilfeleistung 
nicht zu versagen oder leere Ausflüchte zu seiner Entschuldigung nicht zu 
wählen. 
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einzuführen versucht wurde, mulste entschieden zurückgewiesen 
werden”); wenn auch ein ausdrückliches Gebot und eine straf- 
rechtlich begrenzte Pflicht heute insoweit nicht mehr besteht, so 
besteht sie doch sicher als Berufspflicht und es muls im einzelnen 
Fall von Sachverständigen festgestellt werden, ob sie erfüllt worden, 
ob die angerufene Medizmalperson die Dringlichkeit ihrer Hilfe- 
leistung nach den Umständen,. Mitteilungen des Hilfesuchenden, 
nach dem geschilderten Sitz und der Art des Leidens, nach der 
Möglichkeit grofser Gefäfsverletzung u. dgl. zu erkennen ver- 
mochte, indem schon die Annahme der Wahrscheinlichkeit 
einer Gefahr den Willen zur Pflichterfüllung aufrufen mufs. 

Was nun die Entschuldigung einer Hilfeleistung oder Ver- 
säumnis durch „hinreichende Ursache“, anlangt, so ist dies dehn- 
bar genug, um die schwierigen Lagen der Medizinalpersonen, in 
welche sie durch Umstände versetzt werden können, auch gehörig 
berücksichtigen zu können, wie eigenes Unwohlsein, Erschöpfung, 
Überhäufung mit Aufträgen, vorgehende Dringlichkeit der Hilfe- 
leistung in einem gefährlicheren Falle, oder Unzugänglichkeit 
des Ortes, ohne sich selbst einer Gefährdung auszusetzen, wie bei 
Überschwemmungen, Schneetreiben u. s. w. | 

Recht fraglich ist, ob und inwieweit die heutigen Tages 
oft vorkommende Abweisung weiterer Hilfeleistung durch Ver- 
weisung des Patienten an einen Spezialisten, etwa zu einer not- 
wendigen und eiligen Operation, wenn Gefahr im Verzuge ist, 
oder dem Arzte die Unmöglichkeit der Ausführung eier Vor- 
führung des Patienten dorthin oder der Herbeischaffung jenes zu 
letzterem aus pekuniären Gründen vor Augen geführt worden ist, 
zur Fahrlässigkeit zugerechnet werden kann? Das sogen. „Im 
Stiche lassen“ des Hilfsbedürftigen in Notfällen ist durchaus nicht 
entschuldbar aus erklärtem Mangel an eigenem Vertrauen zu der 
etwa nicht für vollkommen genug erachteten eigenen Kunst; ver- 





*) Bernera.a. O.S. 20; heutzutage handelt es sich ja stets nur um die 
Zurechnung eines am Körper eingetretenen schädlichen Erfolges bez. des 
Todes und es fragt sich, ob der Eintritt dieses bei der Aufforderung zur 
Hilfeleistung oder bei Versäumnis dieser als real möglich voraus gesehen 
werden mu/[ste — wenn nicht schon konnte. 





langt der Patient trotzdem die ärztliche Behandlung, so ist der 
Arzt, wenn er sie gewährt, aufser jeder Verantwortung, falls sie 
nieht wegen zweifelloser Fahrlässigkeitsakte besonders eintritt; 
wenn er sie aber nicht gewährt, so kann wegen des aus dem 
Verlassen in dem Notfall nachweisbar hervorgegangenen Schadens 
eine Anklage erhoben werden, sofern dieser individuell vorher- 
sehbar gewesen ist, denn der Mangel an eigenem Vertrauen zur 
Leistungsfähigkeit in dem vorliegenden Fall ist dann kein aus- 
‚reichender Entschuldigungsgrund, wenn der Spezialist oder ein 
anderer berufenerer Arzt nicht beigezogen werden kann oder will, 
also der Patient in seinem Notstand mit jedweder ärztlichen, 
namentlich der angerufenen Hilfe zufrieden sein will. 

2. Selten sind Anklagen wegen verübter Fahrlässigkeit bei 
dem inneren Heilverfahren, ob schon hier zweifellos schon wegen 
mangelhafter, oberflächlicher oder einseitiger, Diagnostizierung der 
Grund und Sitz des Übels, also wegen einer Beiseitelassung der 
pflichtmälfsigen Aufmerksamkeit, eine Verantwortung des Heil- 
künstlers sehr oft gegeben sein mag”); eben wegen der Schwierig- 
keit des Nachweises eines ursächlichen Zusammenhanges des in 
Frage stehenden ungünstigen Erfolges mit einem angeblich fehler- 
haften Heilverfahren unterbleiben Anzeigen, wenn nicht gerade in 
erellem Widerspruch mit allgemein geltenden Regeln verfahren 
worden ist. Wie grols hier die Unsicherheit ist, ergiebt sich aus 
dem, was man bei Böcker, Lehrbuch a. a. ©. $ 59 findet, dafs 
es keine einzige innere Krankheit gebe, welche nicht bei günstigem 
diätetischen Verfahren von selbst heilen, und hinwiederum auch 
kein einziges Arzneimittel, durch welches eine Krankheit unter 
allen Umständen sicher geheilt werden könnte, so dafs also die 


*) Casper-Liman a. a. OÖ. S. 826 bemerkt, dafs die Derbheit der 
Fälle nicht immer vor Augen liege, namentlich nicht bei Anschuldigungen 
gegen innere Behandlung von Ärzten, wo die Schwierigkeit und Unsicher- 
heit der Diagnostik, die Unfolgsamkeit und der Unverstand der Kranken, der 
- Grad der Sorgsamkeit des Apothekers, die Meinungsverschiedenheiten in den 
ärztlichen Schulen, die Berufung auf einzelne ähnliche, glücklich ausgelaufene 
Fälle, welche immer möglich sein werde, und viele andere Momente mit Glück 
von der Verteidigung herangezogen würden, welche der begutachtenden ge- 
richtsärztlichen Behörde eine schwere Stellung bereiten könnten. 
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Nichtdarreichung desselben dem Arzte als Fahrlässigkeit ange- 
rechnet werden könnte, wenn man daraus einen gewissen ein- 
getretenen schädlichen Erfolg als bestimmt herrührend behaupten 
wollte; es lasse sich nicht einmal mit Sicherheit nachweisen, dafs 
bei Vergiftungen durch die Darreichung eines sogen. Gegengiftes 
der Vergiftete unfehlbar gerettet sein würde, da man, auch.selbst 
wenn man die Art des Giftes kenne, nicht zu berechnen vermöge, 
wieviel davon resorbiert worden, wie weit es in den Organismus 
eingedrungen und ob es mit den sogen. Gegengiften noch erreich- 
bar sei”); es lasse sich daher nie mit Bestimmtheit behaupten, 
dals eine vergiftete Person nicht gestorben sein würde, wenn sie 
ein bestimmtes Gegengift bekommen oder der Arzt ein gewisses 
Heilverfahren eingeschlagen haben würde; nur in dem Falle, wenn 
mit grolser Wahrscheinlichkeit nachgewiesen werden könnte, dafs 
ein bekanntes Gegengift den nachteiligen Erfolg abgewendet haben 
würde, könne in dem Nichtverabreichen desselben eine ärztliche 
Fahrlässiekeit erkannt werden. Weit leichter seien Verfehlungen 
durch zu grofse Gaben von Giften als Heilmittel zu beweisen an 
sich und mit Rücksicht auf die Individualität eines Patienten; . 
solche Überschreitungen gegen die gewöhnlichen Regeln kämen 
sehr oft vor. Wenn auch das Arzneimittel gesetzlich zulässig 
war, kann es schon in der Verordnung aus Unüberlegtheit, Zer- 
streutheit oder Vergessenheit in unzulässiger, aber auch für das 
Individuum (Kinder, Schwächliche, Frauen) in nicht passender 
Weise, auch selbst aus Unwissenheit verordnet, oder bei nicht 
zureichender Wirkung übermälsig verstärkt worden sein, so dals 
ein derartiges Mittel je nach Alter, Konstitution u. s. w. gerade 
das Gegenteil von dem, was es wirken soll, bewirkt.**) 





*) Böcker führt noch an, wie unsicher die Erfahrungen über die Wir- 
kung einzelner Antidota sei, z. B. das Chlorwasser gegen Blausäurevergiftung, 
ja dals sogar in Lehrbüchern der Toxikologie Gegengifte als Mittel angegeben 
seien, welche den tötlichen Ausgang einer Vergiftung beschleunigten, wie 
Opium bei Colchikumvergiftungen. 

**) Vergl. die Fälle fahrlässiger Vergiftungen durch Morphium, Chloro- 
form u. s. w. bei Kühner a. a. O. S. 84—91. Es gehören hierher auch die fahr- 
lässigen Übertragungen von Gift- und Krankheitsstoffen seitens der Medizinal- 
personen, die sogen. Ansteckungen aus Unterlassung gehöriger Desinfizierung, 
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Böcker bemerkt weiter, dals bei inneren, aus anderen all- 
gemeinen Ursachen entstandenen Krankheiten kein Arzt ver- 
pflichtet werden könne, gegen bestimmte Krankheitsformen be- 
stimmte Heilmethoden oder bestimmte innere Arzneien anzuwenden, 
es gebe Vorschriften, welche zu ihrer Heilung angegeben sich 
oft als nachteilig erwiesen hätten. Durch Darreichung innerer 
Mittel würden Gesundheitsschädigungen öfter herbeigeführt, zumal 
_ wenn different wirkende Arzneien gegen Krankheiten verordnet 
‚würden, ..deren Diagnose noch gar keine klare und zweifellose sei, 
in welchem Falle ein gewissenloses, strafbares Heilverfahren vor- 
liege. Dagegen erachtet Böcker ein angeblich aus dem sogen. 
exspektativen Verfahren oder ein bei nur diätetischer Pflege 
hervorgegangenes ungünstiges Ergebnis, wenn sonst nach wissen- 
schaftlicher Überzeugung und gewissenhafter Prüfung, ohne Ver- 
nachlässigung des Patienten, verfahren worden sei, in der Regel 
für straflos; denn der Beweis, dafs durch Nichtdarreichung 
innerer Mittel bei innerer Krankheit ein wirklicher Schaden zu- 
gefügt worden, könne nach dem heutigen Stand der Heilwissen- 
schaft nicht geliefert werden; es müfsten zur Annahme einer sträf- 
lichen Pflichtverletzung vier Requisite feststehen: 1. dafs die Krank- 
heit nie von selbst heile, 2. dafs durch ein anzuwendendes Mittel 
ohne einen Zweifel die Krankheit geheilt, oder abgekürzt oder 
die Sterblichkeit im Vergleiche zu der diätetischen Pflege be- 
deutend vermindert werde, 3. dals die anzuwendenden Mittel der 
Gesundheit oder dem Leben des Kranken nie Gefahr oder Schaden 
bringen, 4. dafs unter den Ärzten selbst keine Meinungsver- 
schiedenheit bestehe, dafs bei einer bestimmten Krankheitsform 
ein bestimmtes Mittel angewendet werden müsse. Böcker be- 
hauptet nun, dafs der Beweis aller dieser Erfordernisse zu- 
sammen nicht zu erbringen sei, indem gerade gegenteilige oder 
‚abschwächende Erfahrungen jenen vier Punkten entgegenständen. 
Dieser Auffassung kann beigetreten werden. 

Endlich ist auch das gewils.richtig, dafs, wenn auch durch 





z. B. durch Hebammen die Verschleppung des Kindbettfiebers, bei Impfungen 
durch untaugliche Lymphe’ oder durch Abimpfung von skrophulösen Geimpften, 


-bei Operationen durch schlecht gereinigte Instrumente u. s. w. 
H. Ortloff Gerichtlich-mediz. Fälle ete. H. IH. 5 
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viele Versuche und Erfahrungen der Nachteil gewisser Kur- 
methoden nachgewiesen werden könne, es doch sehr schwer ist, 
im einzelnen Falle zu beweisen, wie irgend ein Mittel schäd- 
lich gewirkt habe; .mit höherer Wahrscheinlichkeit könnte die 
schädliche Wirkung nur dann angenommen werden, wenn das 
Mittel in vergiftenden Gaben gegeben worden und die bestehende 
Krankheit die tötliche Wendung, welche sie nach dem Gebrauche 
ddes Mittels genommen, durch sich selbst nicht hätte nehmen können. 

3. Die häufigeren Klagen und Anklagen werden wegen 
Tötung oder Körperschädigungen aus Fahrlässigkeit bei Aus- 
übung eines chirurgischen oder geburtshilflichen Heilver- 
fahrens erhoben, weil namentlich bei den ersteren die angeblichen 
und wirklichen Fehlgriffe mehr und leichter zu Tage treten; dabei 
ist der Beweis im allgemeinen leichter als bei einem inneren Heil- 
verfahren, abgesehen von dem Falle, wenn die Klage dahin lautet, 
dafs der vorliegende, unerwünschte und als fehlerhaft bezeichnete 
Erfolge ein besserer hätte sein müssen oder können, wenn eben 
der Wundarzt oder die Hebamme die erforderliche Aufmerksam- 
keit nicht aulser Augen gesetzt gehabt hätte. ‚‚Die Begehungs- 
sünden der Wundärzte sind auch zahlreich, wie sich denn bei 
manchen eine gewisse Operiermanie entwickelt. Der Leichtsinn, 
mit welchem Trepanationen, sogar sogen. prophylaktische, Para- 
centhesen der Brust und des Unterleibs, Amputationen u. s. w. 
verrichtet, und gar nicht selten die Operierten unnötiger Weise 
des Lebens oder der Glieder beraubt worden, ist bekannt; es 
läfst sich demselben aber nur der Damm entgegensetzen, dafs man 
zeigt, dafs,ebenso wie innere Krankheiten, auch viele chirurgische 
Übel ohne eingreifende Operation von selbst heilen.“*) Die Ver- 





*) Böcker a. a. O. 8 60. Casper-Liman a.a.O. II. S. 821 bemerkt 
richtig, dafs bei Unterlassungen selten die Fahrlässigkeit nachgewiesen 
werden könne, weil der Beweis nicht zu liefern sei, dafs bei kunstgemälsem 
Verfahren die Krankheit in Genesung übergegangen wäre; aber aussprechen 
könne man, dafs durch Unterlassen zweckmälsiger Eingriffe die Chancen even- 
tueller Genesung verändert resp. hintangehalten worden seien. „Andererseits , 
hat die neuere Zeit einen Nihilismus entstehen lassen, welcher die wissen- 
schaftliche Seite der Medizin der künstlerischen weit voranstellend, der Natur- 
heilkraft in ungebührlichem Mafse ein Recht einräumt, das er durch Dar- 
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antwortung wird also hier weit eher eine solche wegen eines un- 
glücklichen Verlaufs bei einer nicht wohl zu begründenden Vor- 
nahme einer Operation als eine wegen Unterlassung einer solchen 
da sein, wo nicht mit Sicherheit auf einen guten Erfolge zu rech- 
nen war oder wenigstens das Ergebnis für den Kranken aulser 
allem Verhältnis zu der Gefährdung seines Lebens oder Körpers 
‚stand. Es fragt sich hier immer, ob der Heilkünstler die Grenzen 
der Kunstberechtigung mit pflichtmäfsiger Aufmerksamkeit beachtet 
und eingehalten hat, z. B. bei Luxationen diese richtig erkannt, 
bei einfachen frischen Verrenkungen den Versuch der Einrenkung 
gemacht”), Knochenbrüche richtig ausgeheilt hat u. dgl. Bei ge- 
fährlichen Operationen wird der Wundarzt sich gegen den Vor- 
wurf fahrlässiger Behandlung sichern, wenn er sein Nachdenken 
und Erwägen des Falles durch Besprechung mit anderen Personen, 
etwa einem Arzt oder Gehilfen, selbst mit dem Patienten oder dessen 
Angehörigen darzuthun vermag und etwa, dals ungeachtet seiner 
Vorstellungen des gefährlichen Verlaufs, die Operation in der vor- 
senommenen Weise begehrt oder gebilligt worden ist, denn für 
einen unglücklichen Ausgang kann bei kunstgerechter Vornahme 
kein Arzt zur Rechenschaft gezogen werden. Hier tritt für den 
Richter oftmals die Frage der Beurteilung mitwirkender und 
sogen. Zwischenursachen für den Eintritt des schädlichen Er- 
folgs heran, indem der beschuldigte Heilkünstler das schuldhafte 
Verhalten des Kranken oder andere äufsere und innere Ein- 
wirkungen als eigentliche Ursachen des bei seiner ärztlichen 
Behandlung eingetretenen ungünstigen Erfolges vorbringt.”*) Wir 
haben oben im Abschnitt I und IL solcher Entschuldigungen ge- 
dacht und auch desfallsige Entscheidungen des Reichsgerichts an- 
geführt und verweisen auf die auch am Ende dieses Abschnittes 
reichung von Heilmitteln zu beschränken verbietet. So ist es jetzt jedenfalls 
schwieriger für den Gerichtsarzt, in seinem Gutachten betreffenden Falles 
durchzuführen, dafs ein Kunstfehler durch Unterlassen, als dafs er durch 
Handeln begangen worden ist“ u. Ss. w. 

*) Vergl. Kühner a. a. O. S. 101, No. 7: Angebliche Verrenkung des 
Öberarmes. 

**) Ein grofses Register führt Kühner a.a. O. S. 78—8l auf. Skrzeczka, 


„Über konkurrierende Todesursachen* in d. Vierteljahrschr. (1866) V. S. 284 ff. 
De 
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noch anzuführenden. Die eigentümliche Körperbeschaffenheit und 
das das Heilverfahren störende Verhalten bilden hier ein Haupt- 
mittel der Verteidigung, während andererseits das schuldhafte 
Verkennen und Nichtbeachten der Idiosynkrasieen einen Grund 
zu Anklagen bilden, wogegen die Verstecktheit der letzteren 
wieder als Entlastungsmoment vorgeschützt wird. Der unvor- 
sichtige Gebrauch der Chloroformnarkose z. B. gerade bei Idio- 
synkrasieen hat schon oftmals zur fahrlässigen Tötung oder nach- 
haltiger Gesundheitsschädigung geführt und hier ist es recht 
schwierig, den Beweis der Verschuldung in der Nichtbeachtung 
der möglichen besonderen Einwirkung der Narkose auf den 
Patienten bei seiner Eigenartigkeit und in der Anwendung der 
Choroformierung zu finden.”) 

Bei der Geburtshilfe kommen bekanntermalsen ungünstige 
Verläufe vor, welche leicht zur Fahrlässigkeit zugerechnet werden 
können, und es fragt sich namentlich nicht selten, ob ein Ein- 
greifen des Arztes, welches zu einer Verletzung führte, notwendig 
gewesen oder ob der Verlauf der hier mehr als sonstwo heilsamen 
Natur zu überlassen gewesen sei;"*) allerdings mag von Seiten 
mancher Kreifsenden ein Drängen und Bitten den Geburtshelfer, 
der nicht Mut genug hat, demselben zu widerstehen, zu einem 
vorzeitigen Eingreifen öfter verführen, was bei der Beurteilung 
der Strafzumessung unter Umständen mit in die Wagschale fallen 
kann; wenn aber eine unglücklich verlaufene Operation nachweis- 
lich nur gemacht worden ist, damit der Geburtshelfer nicht lange 
an das Bett der Gebärenden gefesselt werde, dann mag darin 
eine Überhastung gefunden werden. Andererseits kann aber das 
Unterlassen einer notbehelflichen Handlung des Geburtshelfers oder 
der Hebamme eine strafbare Fahrlässigkeit mit sich bringen, wie 





*) Vergl. E. Ungar „Über tötliche Nachwirkung der Chloroforminha- 
lation* in Eulenbergs Vierteljahrsschrift. N. F. Bd. 47 Heft 1. S. 98 ff. 

**) Böcker a. a. O. $ 61 stellt seinen Kollegen insoweit kein günstiges 
Zeugnis aus, wenn er bemerkt, dals Fahrlässigkeiten und Vernachlässigungen 
seitens der Geburtshelfer wohl nur dann vorkämen, wenn die Gebärende 
zahlungsunfähig und arm gewesen, wogegen die Geschäftigkeit der Geburts- 
helfer eine übergrofse sei, wenn ein bedeutendes Honorar in Aussicht stehe. 
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z.B. das unzeitige Verlassen der Kreifsenden in der kritischen 
Zeit, das Unterlassen der Beiziehung eines (reburtshelfers seitens 
der Hebamme, *) oder seitens dieser das Nichtbeachten der in 
dem Hebammen-Lehrbuche enthaltenen Verhaltungsregeln gegen- 
über der Mutter und dem Kinde, weshalb gerade insoweit ein 
Beweis des fahrlässigen Entbindungsverfahrens leichter zu erbringen 
ist, als bei Geburtshelfern, für welche die Vorschriften, weil sie - 
nicht amtlich normiert sind, zweifellos dehnbarer sind. 

Gerade dem Geburtshelfer kommen zu seiner Entschuldigung 
mancherlei Rücksichten zu gute. Wenn auch, wie man im all- 
gemeinen annimmt, die Natur, wenn sie nicht gestört wird, selbst 
nicht blofs eine Wohlthäterin, sondern auch die „gröfste Gewalt- 
thäterin““ bei Geburten sei, so bleibt es doch oftmals zweifelhaft, 
ob ohne Einwirkung des Geburtshelfers nicht auch dieselben 
Schädirungen, die diesem zur Last fallen sollen, von selbst ein- 
getreten wären, indem sie leicht bei normal verlaufenden Ge- 
. burten vorkommen, z. B. Verletzungen der Mutter, wie die ge- 
wöhnlichen Risse des Mittelfleisches, der Gebärmutter u. dergl. 
oder bei Kindern Blutunterlaufungen, Knochenbrüche u. a. m. 
Was auf Rechnung der Natur oder der ‚„Unkunst‘ zu setzen sei, 
läfst sich anerkanntermafsen schwer entscheiden. Dazu kommt 
weiter, dals ungünstige Erfolge in der Geburtshilfe selbst bei 





*) Durch die Gewerbeordnung für das deutsche Reich vom 21. Juni 1869 
mulste auch S 201 des preulsischen St.-G.-B.’s fallen, wonach das Unterlassen 
der Zuziehung eines approbierten Arztes in wichtigen Fällen als Gefährdungs- 
delikt mit besonderer Strafe. bedroht war, da die Geburtshilfe freigegeben 
worden. Damit war aber nicht ausgeschlossen, dals ein aus einem solchen 
Unterlassen nachweisbar hervorgegangener Nachteil für die Mutter oder das 
Kind zur Fahrlässigkeit unter Umständen zugerechnet werden kann, nämlich 
da, wo die Kunst der Hebamme nicht mehr ausreicht und sie in der Erkenntnis 
dessen doch die Aufmerksamkeit auflser Augen setzt, welche ihr ihr Beruf 
gebietet, dafs sie anderweite und zwar ärztliche Hilfe, z. B. zur Vornahme 
einer Zangengehurt, herbeischaftt. So ist z. B. die instruktionswidrige gewalt- 
same Entfernung der Nachgeburt seitens einer Hebamme unter Belassung eines 
Stückes derselben an der Gebärmutter, wodurch die Zusammenziehung dieser 
und das Aufhören ihrer Blutung gehindert und folgeweise eine Verblutung 
der Mutter verursacht würde, als Tötung aus Fahrlässigkeit bestraft worden; 
s. Olshausen, Komment. zu $ 222 St.-G.-B. in Anm. 4. 





der gröfsten und anerkanntesten Kunstfertigkeit und Sorgfalt vor- 
kommen, weil es eben der mitwirkenden Umstände zu viele gibt; 
„nirgends wie hier werden in den begleitenden Umständen, in 
zufälligen äulseren Verhältnissen, in dem körperlichen und geistigen 
Zustand des Arztes so mannigfache und wichtige Momente geltend 
gemacht werden können, welche in Mitwirkung treten und für die 
Beurteilung zu verwerten sind. Jeder Arzt in einer beschwer- 
lichen Landpraxis, die gerade für geburtshilfliche Fälle meist eine 
grölsere räumliche Ausdehnung gewinnt, wird aus eigenster Er- 
fahrung Belege für die Richtigkeit unserer Anschauung bringen. 
Weleher Arzt hätte nicht unter derartigen Verhältnifsen nach 
schweren Entbindungen Frauen sozusagen unter der Hand ver- 
bluten sehen, weil die infolge gänzlicher Erschöpfung gelähmte 
Hand die erschwerte Nachgeburtslösung nicht zu vollführen ver- 
mochte und eine Beihilfe augenblicklich nicht zu beschaffen war‘‘.*) 
Weiter kommt hinzu, dafs gerade für die Geburtshilfe die Be- 
mühungen, das einzelne Verhalten des Geburtshelfers durch all- 
gemein zu befolgende Grundsätze zu regeln, wegen der mannig- 
fachen Umstände und Eventualitäten, welche der einzeine Fall 
mit sich bringt, oft recht fruchtlos erscheinen; daher können auch 
die in den Instruktionen für Hebammen aufgestellten Regeln eben 
auch nur die Natur dehnbarer Anweisungen haben und Ver- 
letzungen derselben nur unter die allgemeinen Gesichtspunkte der 
Fahrlässigkeit gefalst werden.””) 

4. Die Sachverständigen sind beigezogene Gehilfen des 

*) Kühner a. a. OÖ. S. 81 bis 83, 1435—159. 


**) Der $S 222 Abs. 2 St.-G.-B.’s findet auch auf diejenigen Hebammen 
Anwendung, welche die Geburtshilfe ohne das in $ 30 der Reichsgewerbe- 
21. Juni 1869 

1. Juli 1883 
als Hebammenpfuscher, betreiben. Wollen „Hebammen“ aber der Strafvor- 
schrift des $ 147 Nr. 1 jener Gewerbeordnung nicht unterliegen, so bedürfen 
sie des in $ 30 das. erforderten Prüfungszeugnisses, während Männer auch 
ohne Approbation gemäls $ 29 das. die Geburtshilfe gewerbsmälsig ausüben 
dürfen, ohne jener Strafvorschrift des $ 147 No. 3 G.-O. zu unterfallen, so- 
fern sie sich nur nicht als „Arzt, Wundarzt, Geburtshelfer* bezeichnen oder 
etwa mit einem gleichlautenden Titel; s. R.-G. II. St.-S. im Urt. v. 14. Jan. 1887 
(in den Entscheidungen, Bd. XV. No. 57). 








ordnung vom vorgesehene Prüfungszeugnis gewerbsmälsig, 
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Richters wie der sonst am Prozefs Beteiligten, der Parteien. 
Hier ist es an erster Stelle der Gerichtsarzt, welcher dem, öffent- 
lichen oder Privatkläger die erste Auskunft über den Zusammen- 
-hang der Frage zu geben hat, und dann von dem Gericht als ‚‚Be- 
weismittel‘‘ gehört wird, oder es sind unter Umständen auch andere 
beigezogene Medizinalpersonen, Wundärzte, Hebammen, andere 
‚ praktische Ärzte und Professoren der Heilkunde — immerhin 
einzelne Sachverständige, ausgenommen bei Obduktionen, welche 
‚von zwei Ärzten vorgenommen werden, die gewöhnlich überein- 
stimmende Gutachten abgeben. In wichtigeren und in Zweifels- 
fällen werden Medizinalkollegien (staatlich zusammengesetzte in 
Provinzen oder für den Staat, oder medizinische Fakultäten an 
Hochschulen) gehört, nachdem ihnen die Krankengeschichte, Ob- 
duktionsbericht und sonstige Thatbestandsermittelungen zugänglich 
gemacht worden sind. | 

Die Angaben der Sachverständigen geben dem Richter für 
den Fragefall den Mafsstab an die Hand, nach welchem er die 
rechtserheblichen Thatsachen des Falles beurteilen und bemessen 
soll. Es tritt hier der Fall ein, dafs ähnlich einem Pairsgericht 
— judicium parium — die Sachverständigen mittelbar über die 
Verschuldung eines Genossen urteilen, indem sie ihr technisches 
Gutachten dem Gericht unterbreiten. Das Gericht wird daher 
hier mehr als irgendwo nach den allgemeinen Regeln über Prüfung 
der Glaubwürdigkeit von Auskunftspersonen verfahren, ob per- 
sönliche oder sachliche V oreingenommenheiten oder Einseitigkeiten 
das Sachverständigenurteil beeinflussen, namentlich ob die that- 
sächlichen Unterlagen, wie sie am besten nur dem Beschuldigten 
bekannt sind, auch den Sachverständigen bekannt geworden sind 
als die notwendigen Prämissen zur Schlufsfolgerung; denn es han- 
delt sich für den Belastungsbeweis um das Verhalten des 
behandelnden Arztes gegenüber der Krankheitsnatur, 
gegenüber der kranken Persönlichkeit und deren Ver- 
halten, und gegenüber dem nach den begleitenden Um- 
ständen einzuschlagen gewesenen Verfahren, dem gegen- 
über einzelne Entlastungen geltend gemacht werden können.*) 

*) Kühner a. a. O. S. 23. 
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Die Zurückführung des ungünstigen Erfolges auf jenes Verhalten 
als Ursache einer voraussetzbaren Wirkung ist die Heel des 
Kausalzusammenhanges. 

Was nun die Beschaffung und Feststellung jenes Malsstabes, 
nach welchem das Verhalten einer Medizinalperson, welches Ver- 
anlassung zu einer prozessualischen Verfolgung wegen fahrlässiger 
Gesundheitsschädigung oder Tötung gegeben hat, anlangt, so ist 
dies zweifellos der schwierigste Punkt für die Beweiserhebung und 
Beweisführung. Der von Casper in seinem Lehrbuch der gericht- 
lichen Medizin ausgesprochene Satz, dals ein Verfahren mit schäd- 
lichem Erfolge strafbar sei, wenn es von demjenigen ganz und 
gar abweiche, welches die überwiegende Mehrzahl aller Ärzte 
seiner Zeit in eben solchem oder ganz ähnlichem Falle befolgt 
und das die überwiegende Mehrzahl aller medizinischen Autori- 
täten für solchen Fall als das richtige bezeichnet, ist von medi- 
zinischen wie juristischen Schriftstellern entschieden verworfen 
worden.”“) Es ist nämlich gar nicht möglich festzustellen, wie ein 
gegebener Fall von der Mehrzahl der Ärzte und Lehrer be- 
handelt sein würde, denn dann würde der Staat, in welchem der 

*) Kalisch, Kunstfehler der Ärzte, Leipzig, 1860, S. 160#.;, Böcker 
a. a. O. 8 59; Mittermaier im Gerichtssaal, X. S. 16ff. Casper-Liman, 
Handbuch der gerichtl. Medizin, 7. Auflage. II. $ 95. 8. 828 erkennt die: 
Grenzen für Ausübung der Heilkunst in den ewigen Naturgesetzen und der 
allgemeinen ärztlichen Erfahrung. Als Grundlage für die gerichtsärztliche 
Beurteilung der Anschuldigungen gegen Arzte sei der Satz festzuhalten: „Die 
nach einer ärztlichen (wundärztlichen, geburtshilflichen) Behandlung erwiesener- 
malsen eingetretene Gesundheitsbeschädigung oder Tötung eines Menschen ist! 
dem Arzte anzurechnen, wenn seine Behandlung ganz und gar abweichend 
war von dem, was in Lehren und Schriften seiner wissenschaftlich anerkannten 
Zeitgenossen für einen solchen oder einen diesem ähnlichen Fall als allge- 
meine Kunstregel vorgeschrieben oder durch ärztliche Erfahrung der Zeit- 
genossen als richtig anerkannt ist. Das Tribunal der ärztlichen Erfahrung der 
Zeitgenossen an sich aber wird man hiernach als das entscheidende anerkennen 
wollen .... es muls vorausgesetzt werden, dafs die Mehrzahl der ärztlichen 
Praktiker und Lehrer sich an das durch Wissenschaft und Erfahrung Geprüfte: 
und Bewährte als das einzig Richtige und Ersprielsliche hält. So bildet sich 
die immerhin sich fortwährend neu entwickelnde, allgemeine Schule aller 
&ebildeten Länder und Völker, deren Gesetze für den Einzelnen bindend sind 
und als bindend anerkannt werden.“ 
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Fall zur Beurteilung vorläge, noch lange nicht die Mehrzahl der 
Ärzte liefern können, da die Medizin eine internationale Wissen- 
schaft ist, auch würde man aus den Schriften medizinischer 
Autoritäten aller möglichen Länder noch keine Mehrzahl fest- 
stellen können, da gar manche sich nicht über die Frage ausge- 
sprochen haben können. Mittermaier a. a. O. bemerkt daher, 
.der bescheidene, den Fortschritt der Wissenschaft achtende Arzt 
werde, wenn es dem Präsidenten eines Gerichts einfalle zu fragen, 
was die Mehrheit der Ärzte billige, die Beantwortung der Frage 
ablehnen, weil er fühle, dafs er das Dasein der Mehrheit nicht 
bezeugen könne, während der mit gehöriger Selbstgenügsamkeit 
ausgestattete Sachverständige etwas als Mehrheit hinstelle, was 
ihm so scheine, denn woher könne er wissen, dafs seine Be- 
hauptung die Mehrheit der Ärzte für sich habe? Dazu kommt 
weiter, dals die Verantwortlichkeit eines Arztes nicht dadurch 
bestimmt werden könne, was die Mehrzahl seiner Kollegen für 
_ wahr halte, während er seiner Überzeugung folgen müsse. Nach 
Casper’s Ansicht aber würde damit die im rastlosen Fortschritt 
begriffene Naturwissenschaft zum Stillstand verdammt werden; 
denn bei neuen Entdeckungen könne man darauf rechnen, dals 
die Zahl der Mutigen, welche von ihr Gebrauch machten, eine 
geringe sein werde, da die Mehrzahl konservativ schon aus Be- 
quemlichkeit oder Hals gegen alle Neuerungen sich ablehnend 
dagegen verhalten würde, und nur mit Angst und Furcht vor 
der der neuen Entdeckung abholden Mehrzahl seiner Kollegen 
werde der am meisten fortschreitende mutigste Arzt von einer 
Neuerung Gebrauch machen, wenn er sich der Gefahr aussetzen 
mülste, im Fall eines unglücklichen Verlaufes seines Heilver- 
fahrens von der damit noch nicht vertrauten Mehrzahl seiner 
Kollegen verdammt zu werden. Bedenkt man nun die grofse 
Menge von zweifelhaften Fragen der Heilkunde und die Ver- 
änderlichkeit der auf Versuchen von oft recht subjektiver Beur- 
teilung beruhenden Ergebnisse, so kommt man dahin, dafs die 
Mehrzahl der Heilkundigen sich nicht immer an das durch ihre 
Wissenschaft und Erfahrung als bewährt Befundene als das allein 
Richtige hält und der Casper’sche Grundsatz für die Praxis 
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nicht blofs unausführbar, sondern auch. ungerecht und unsicher 
ist; wie Dr. Dommer*) sich ausdrückte, würde er „eine gefähr- 
liche Waffe medizinischer Handwerker und Speichellecker gegen 
selbstdenkende und gewissenhafte Kollegen“ sein; nach demselben 
könnte nach Böckers Meinung z. B. eine homöopathische Be- 
handlung in jedem ungünstig verlaufenen Falle strafbar sein, weil 
dieses Heilverfahren von der überwiegenden Mehrzahl der Ärzte 
verworfen wird, wie auch z. B. neuerlich die Blutentziehung bei 
Lungenentzündung gegenüber der wohl meistens anerkannten Ver- 
werfung derselben seitens der Mehrzahl der Ärzte.”*) Der Richter 
selbst vermag im Falle der Bestreitung der allgemeinen Geltung 
eines ärztlichen Grundsatzes die Stimmen der Mehrzahl der Ärzte 
nicht zu sammeln, sondern er kann nur von den Sachverständigen 
die Versicherung entgegennehmen, dals ein gewisser Regel- 
satz in der Heilkunde nach dem Zeugnis von wissen- 


schaftlichen Autoritäten als alleemein giltiger — Aus- 
nahmen nicht ausgeschlossen — befolgt oder eine bestimmte Be- 


handlungsweise als schädlich oder gefährlich verboten oder beseitigt 
sei. Dabei werden die Autoritätenstimmen im Falle der Ab- 
weichung nicht gezählt, sondern, wie überhaupt bei dem Sach- 
verständigenbeweis, gewogen. Die Individualität des Falles 
und des Beschuldigten ist es, welche, wenn ein Malsstab für 
die objektive Beurteilung des fraglichen Heilverfahrens festgestellt 
werden kann, auf dessen Anwendung hin in thesi das Urteil die 
Reprobierung eines fraglichen Heilverfahrens bestimmen mülste, 
an zweiter Stelle in Frage kommt. Konnte ein Heilkünstler nicht 
mit Bestimmtheit den ungünstigen Erfolge seines von den Regel- 
sätzen abweichenden Verfahrens als einen real möglichen vor- 
hersehen, weil ihm die begleitenden Umstände und die persönliche 





*) In Hencke’s Zeitschrift für die Staatsarzneikunde, 1857, Heft 3, 
S. 208 ff. 

**) Es sei hier auch an die hydropathischen Heilmethoden erinnert, ferner 
an die Fieberbehandlungen mit kaltem Wasser bei Nervenfieber, Scharlach, 
an die Behandlung mit Wärme oder dem Gegenteil, Entziehung von Stärkungs- 
und Erregungsmitteln oder das Gegenteil — welcher Wechsel in den Kur- 
methoden!? 
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Beschaffenheit des Kranken, sowie die Natur der Krankheit nach 
seiner wissenschaftlichen Überzeugung die Zuversicht be- 
gründeten, dals seine Behandlung von gutem Erfolge sein werde, 
und, was die Hauptsache für die Bemessung der Individualbe- 
handlung ist, konnte und durfte, nach dem Urteil der beige- 
zogenen Sachverständigen, der Beschuldigte gegenüber den 
. Sätzen der Wissenschaft und Erfahrung zu einer solchen. Zu- 
versicht gelangen, dann ist er aulser Verantwortung wegen 
‚der ihm zur Last gelegten Fahrlässigkeit. Fehlt es aber an der 
Zuverlässigkeit jenes objektiven Mafsstabes, dann fällt jede weitere 
Prüfung weg und eine Freisprechung mufs erfolgen. 

5. Zum Schlufs seien für die Benutzung in der Praxis aus 
den einschlagenden Entscheidungen des deutschen Reichs- 
gerichts mehrere für die Beurteilung der Fahrlässigkeit er- 
hebliche Ausführungen mitgeteilt. 

Über das Wesen der kriminalistischen Fahrlässigkeit äufserte 
sich der Strafsen. III im Urteil vom 15. Febr. 1882 dahin: Es 
bestehe dieses Wesen darin, dafs durch Nichtanwendung der nach 
den gegebenen Umständen gebotenen Sorgfalt und Umsicht von 
dem Handelnden ein vom Recht ‚reprobierter Erfolg seines Han- 
delns herbeigeführt worden ist. Ob durch Gesetz oder Verordnung 
ein Handeln oder Unterlassen mit Rücksicht auf die derselben 
regelmässig beiwohnende Gefährlichkeit verboten worden ist, ent- 
scheidet nicht über das Vorhandensein der Fahrlässigkeit im kon- 
kreten Fall. Weder läfst sich behaupten, dafs durch ein solches 
Verbot das Handeln oder Unterlassen immer zu einem fahrlässigen 
in Beziehung auf einen bestimmten Erfolge gemacht wird, da es 
möglich ist, dafs die besonderen Umstände des einzelnen Falles 
die Möglichkeit, den Erfolg vorauszusetzen, oder die Möglichkeit 
seines Eintrittes ausgeschlossen haben; noch wird umgekehrt die 
Frage nach der Fahrlässigkeit einer kronkreten Handlung oder 
_ Unterlassung in verneinendem Sinne durch den Umstand ent- 
schieden, dafs ein derartiges Verbot nicht bestand, da nicht alle 
Handlungen und Unterlassungen allgemein verboten sein können, 
die unter gewissen Verhältnissen schädlich zu wirken vermögen. 
Eben dieses ist die Grundlage der für die Materie der Fahr- 


lässiekeitsdelikte bestehenden Strafgesetze, welche, ohne einzelne 
Handlungen oder Unterlassungen wegen ihres zu befürchtenden Er- 
folges zu verbieten, vielmehr die Herbeiführung des Erfolges 
selbst verbieten, sofern sie auf Fahrlässigkeit beruht. 

Wenn die Gesetzes-Motive sagen: Unkenntnis einer Vorschrift 
aus Fahrlässigkeit schütze nicht, so ist dieser Ausspruch nicht 
dahin zu verstehen, als liege in det Nichtbeachtung der Vorschrift 
kraft Rechtssatzes eine. Fahrlässigkeit, sondern dahin, dafs 
darin regelmälsig ein genügender Beweisgrund für die Fahr- 
lässiekeit zu finden sein werde. Das Gegenteil ist nicht unmög- 
lich, denn es kann der Beteiligte eine Prüfung durch solche, von 
der Vorschrift abweichende Mittel angestellt haben, die nach dem 
sorgfältigsten sachverständigen Ermessen eine gleiche Garantie 
der Entdeckung der Wahrheit darboten, wie die vorgeschriebene 
Art der Untersuchung bez. Behandlung. Auch hat das Gesetz 
“den Entlastungsbeweis nicht abschneiden wollen, dafs die vorge- 
schriebene Prüfung unter den Umständen des konkreten 
Falles, auf die es bei fahrlässigen Vergehen immer an- 
' kommt, unvermögend gewesen sein würde, die Dual der 
Gesundheitsgefährlichkeit herbeizuführen. 

Der Strafsen. II im Urteil vom 30. Juli 1885 äulsert sich; 
wie folgt: Die Fahrlässigkeit beruht immer auf einem Irrtum 
über die Kausalität des Handelns, den der Thäter nach Lage der 
Umstände und insbesondere nach seiner Individualität vermeiden 
konnte. Das Strafgesetzbuch kennt keine Abstufungen der culpa 
nach Graden, wie das preulsische Recht (culpa lata, levis, levissima) 
und die Vorschriften des Zivilrechts über culpa können schon des- 
halb nicht einmal in das Strafgesetz hineingetragen werden, weil 
die im Reiche geltenden Rechtssysteme in betreff der Zahl der 
Grade des zu vertretenden Versehens nicht übereinstimmen. Das 
Mafs der vom T'häter zu beanspruchenden Aufmerksamkeit unter- 
liegt der Beurteilung des Thatrichters, welcher dabei auch .den 
Grad der Urteilsfähigkeit und Einsicht des Thäters in be- 
tracht zu ziehen hat, aber auch nach den Umständen des 
Falles bald eine gröfsere, bald eine geringere Anspannung der 
Geisteskraft für geboten erachten darf, z. B. bei.einem Zeugen 
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eine geringere bezüglich eines Nebenpunktes, eine grölsere bezüg- 
lich eines nach Auffassung des Zeugen bedeutungsvollen Punktes, 
auf welchen die Aufmerksamkeit des Zeugen vom Richter be- 
sonders hingeleitet wird, welchenfalls mit Recht eine aulserge- 
wöhnliche Aufmerksamkeit erwartet werden darf, zumal wenn die 
Vernehmung ein durch Studium und Erfahrung dem Zeugen ver- 
trautes Gebiet betrifft. 
Die Entscheidungen des Reichsgerichts betr. den Kausal- 
zusammenhang bei Fahrlässigkeitsvergehen sind zum Teil oben 
im Abschnitt Il erwähnt worden. Hier mögen nur noch folgende 
erwähnt werden. Strafsen. III im Urteil vom 28. Septbr. 1881 
sagt: Nach richtigen strafrechtlichen Grundsätzen kann nur ver- 
langt werden, dafs die Handlung des Thäters sich unter den- 
jenigen Faktoren befunden habe, auf welche der Erfolg als 
Ursache zurückzuführen ist, dafs nicht die Wirksamkeit des Thuns 
durch fremde Kausalität unterbrochen worden ist. 
Ä Die bedeutsamste von allen bisherigen, hier einschlagenden 

Entscheidungen ist die des Strafsen. III vom 20. Dezember 1886 
in einem Falle, wo ein Apotheker der fahrlässigen Tötung aus 
‘Vernachlässigung der ihm obgelegenen Sorgfalt angeklagt war, 
da er eine auf ärztliche Verordnung gefertigte, zur Regeneration 
der Knochenbildung bei englischer Krankheit (Rachitis) bestimmte 
phosphorhaltige Arzneimischung, noch viermal, ohne ärztliche 
Genehmigung, auf Verlangen der Mutter angefertigt hatte, 
worauf, obschon die Einzeldosen, wie verordnet, dem 3'/,jährigen 
Kinde gegeben worden waren, dasselbe an Phosphorvergiftung 
trotz noch gereichter Gegenmittel verstarb. Es entstand nun die 
Frage: ob auf dem Gebiete der Fahrlässigkeitsvergehen der 
Kausalzusammenhang zwischen der die V-erletzung einer Be- 
rufspflicht enthaltenden Handlung und dem eingetretenen rechts- 
widrigen Erfolge dann als ausgeschlossen zu erachten sei, wenn 
feststeht, dafs der letztere auch ohne das Vorliegen der 
ersteren eingetreten sein würde? Nach dem erstinstanzlichen 
Urteil bestand die fahrlässige Handlungsweise nicht sowohl in der 
' positiven Handlung der viermaligen Erneuerung der Arznei, als 
vielmehr in der Unterlassung der nach den vorliegenden Um- 


ständen gebotenen Vergewisserung über das Vorliegen ärztlicher 
Genehmigung der stattgehabten Erneuerungen der Arznei. Um 
aber zu einer Verurteilung des Angeklagten zu kommen, bedurfte 
es der Feststellung des Kausalzusammenhanges zwischen dem ein- 
getretenen Tode und dieser schuldhaften Unterlassung, d.h. 
der Feststellung, dafs der erstere gerade auf diese letztere als 
seine Ursache zurückzuführen sei. Dies, meint nun das Reichs- 
gericht, sei anscheinend in der Vorinstanz verkannt worden. „Der 
ursachliche Zusammenhang zwischen einem schuldhaften mensch- 
lichen Handeln (diesen Begriff in dem weiteren, die Unterlassung 
mit umfassenden Sinne verstanden) und dem eingetretenen schäd- 
lichen Erfolge erfordert nicht, dafs das erstere die alleinige Ur- 
sache für den Eintritt des letzteren gewesen sei; ist der Erfolg 
durch eine Reihe ineinandergreifender und mitwirkender Faktoren 
herbeigeführt, so genügt es, wenn das schuldhafte Handeln auch 
nur eine der mehreren ursachlichen Bedingungen geschaffen hat. 
Andererseits liegt es aber im Begriffe des Verursachens, und so- 
mit auch des Mitverursachens, dafs eine Handlung dann nicht als 
kausal wirkend angesehen werden kann, wenn der konkrete Erfolg 
auch ohne dieselbe eingetreten wäre. Ist dies der Fall, so hat 
eben die Handlung nicht eine der verursachenden Bedingungen 
gesetzt, sondern der Erfolg ist auf eine andere Ursache, als die 
Handlung, zurückzuführen. Allerdings ist dies nicht dahin zu ver- 
stehen, dafs, wenn im konkreten Falle der Nachweis vorliegt, dafs 
das schädigende Ereignis thatsächlich als Wirkung eines’ mensch- 
lichen Handelns eingetreten ist, zur Beseitigung des damit her- 
gestellten Kausalzusammenhanges schon die blofse, schwer oder 
gar nicht zu berechnende Möglichkeit einer Ursache genüge, 
welche die gleiche Wirkung hätte haben können, wenn jene 
thatsächlich wirksam gewordene Ursache nicht vorhanden 
gewesen wäre. Liegt dagegen Gewilsheit, oder, was auf dem 
- hier fraglichen Gebiete in der Regel als gleichwertig zu erachten 
sein wird, ein an Gewilsheit angrenzender Grad von Wahrschein- 
lichkeit vor, dafs der vom Gesetze bezeichnete Erfolg auch ein- 
getreten sein würde, wenn das schuldhafte Handeln nicht voraus- 
gegangen wäre, so ist damit zugleich der Beweis geliefert, dafs 





dieses Handeln den auch ohne dasselbe eingetretenen Erfolg 
nicht verursacht habe.“ 

Nun sei, heifst es weiter, mit dem Vorderrichter auf Grund 
seiner Feststellungen anzuerkennen, einerseits, dals der Tod des 
Kindes durch Phosphorvergiftung nicht eingetreten sein würde, 
wenn nicht das tötlich wirkende Gift seinem Körper in der vom 
. Angeklagten viermal erneuerten Arznei zugeführt worden wäre, 
dals also der Erfolg des Todes auf die Thatsache dieser vier- 
‚maligen Erneuerung zurückzuführen sei, andererseits, dafs die un- 
mittelbare Folge der schuldhaften Unterlassung des Ange- 
klagten — des Unterlassens jedesmaliger Einholung der speziellen 
Autorisation des Arztes zur Erneuerung — die gewesen, dafs der 
den Tod verursachende fortgesetzte Gebrauch der Arznei that- 
sächlich ohne ärztliche Kontrolle erfolgt, die ärztliche Beob- 
achtung des Knaben während dieser fortgesetzten Phosphorkur 
unterblieben sei. Damit sei aber noch nicht der Kausalzusammen- 
hang zwischen diesem schuldvollen Unterlassen und dem Tode des 
Kindes konstatiert. Dieser würde unbedenklich vorliegen, wenn 
anzunehmen wäre, es würde bei pflichtmäfsigem Handeln des 
Angeklagten der Tod des Kindes unterblieben sein, sei es, 
dafs dann die erbetene ärztliche Genehmigung zur Erneuerung 
der Arznei versagt, die Kur also nicht fortgesetzt worden wäre, 
sei es, dals bei Fortsetzung derselben die durch Einholung der 
ärztlichen Genehmigung herbeigeführte ärztliche Kontrolle der 
Kur den Tod verhütet hätte. Wäre dagegen nach Lage der 
Sache zu konstatieren, dals auch bei pflichtmäfsigem Handeln 
des Angeklagten die Erneuerung der Arznei und die Fortsetzung 
der Kur ganz in gleicher Weise, wie sie thatsächlich stattgefunden 
habe, sich vollzogen haben und von demselben Erfolge begleitet 
gewesen sein würde, so mülste dies zur Verneinung des 
Kausalzusammenhanges führen. Es würde hierdurch zwar 
an dem Vorliegen schuldhaften Verhaltens des Angeklagten als 
solchem nichts geändert; das Gesetz stelle aber ein solches, 
wenngleich den Begriff der Fahrlässigkeit erfüllendes 
Verhalten nicht an sich, sondern nur unter der Voraus- 
setzung unter Strafe, dafs in ihm die Ursache eines bestimmten 
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rechtswidrigen Erfolges gegeben sei, und dies sei eben nicht der 
Fall, wenn der letztere in ganz gleicher Weise auch ohne 
das schuldhafte Verhalten eingetreten wäre. 

Das Reichsgericht bezeichnet es mit vollem Recht als einen 
Mangel des Verfahrens in erster Instanz, dafs in der bezeichneten 
Richtung jede Erörterung unterlassen worden sei, obwohl solche 
nach den weiter getroffenen Feststellungen dringend geboten ge- 
wesen. Als erwiesen bezeichne das Instanzurteil nämlich, dafs 
die Zusammensetzung der Arznei durchaus vorschriftsmälsig, die 
Gröfse der verordneten Tages- und einmaligen Dosen sachgemäls 
gewesen sei, auch die Anwendung der Arznei bei einem Kinde 
an sich wissenschaftliche Bedenken nicht erregen könne; es er- 
wähne jenes Urteil ferner bei der Erörterung der wissenschaft- 
lichen Zulässigkeit der Phosphorkur bei Rachitis „die ernsten Be- 
denken“, zu denen diese Kur an sich Anlafs gebe, womit offen- 
bar die besondere und spezifische Gefährlichkeit der- 
selben gemeint sei, welche an anderer Stelle der Gründe dahin 
festgestellt worden, dafs bei fortgesetztem Gebrauche von Phos- 
phorarznei nach anscheinend eben vorhanden gewesenem guten Be- 
finden der Kranke ganz plötzlich — also unvorhergesehener und 
auch vom Arzte nicht vorherzusehenderweise*) — von Vergiftungs- 
erscheinungen befallen werde, die trotz Anwendung von Gegen- 
mitteln zu raschem Tode führten. Die Vorinstanz habe ferner 
festgestellt, dafs ein auf Grund fortgesetzter Beobachtung und 
sorgfältiger Erwägung des Arztes fortgesetzter Gebrauch der fr. 
Arznei auch bei unglücklichem Ausgange der Kur keinen Vor- 


2 De dürfte freilich sehr in Zweifel zu ziehen sein; bei so gefährlichen 
Kuren mufls der Arzt stets — erfahrungsmälsig — auch den plötzlichen 
Eintritt des Todes als realmöglich befürchten können und es fragt sich daher 
stets, ob eine derartige Kur mit solcher Gefährlichkeit im Verhältnis stand 
zu den damit zu erreichenden, auch sicheren Erfolgen für die Gesundheits- 
erlangung? Man kommt hier leicht auf das Gebiet des gesundheitsschäd- 
lichen Experimentierens, wo die Frage zwischen Fahrlässigkeit und 
eventuellen Dolus (Einwilligung des Thäters auch in den Eintritt des schäd- 
lichen, als realmöglich ihm bekannten Erfolges) auf der Spitze steht; hier ver- 
mag auch der „gute Glaube“, die Zuversicht der wissenschaftlichen Überzeugung 
nicht zu helfen. 
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wurf gegen den Arzt begründen könnte, womit die Behauptung 
‘ der. Revision in Verbindung stehe, dafs die Sachverständigen in 
der Hauptverhandlung ihr Gutachten dahin abgegeben, bei Rachi- 
tis müsse nach der Natur dieser Krankheit der Phosphor unbe- 
dingt längere Zeit hindurch angewendet werden, wenn er über- 
haupt etwas nützen solle..... Nun schliefst das Reichsgerichts- 
urteil: „Aus alledem geht soviel hervor, dafs die unternommene 
Kur an sich, wie in ihrer Fortsetzung während des erwähnten 
. Zeitraums (2. bis 20. März) sachgemäls und den Grundsätzen 
der Wissenschaft zuwiderlaufend nicht gewesen ist. 
Irgend welche nachteilige Veränderungen in dem körperlichen Zu- 
stand des Knaben bis zur Einstellung des Gebrauchs der Medizin, 
welche den Arzt auch bei fortgesetzter und sorgsamer Beobachtung 
zur Unterbrechung der Kur hätten veranlassen müssen oder können, 
sind nicht‘ konstatiert. In deren Ermangelung erscheint aber auf 
Grund der über die spezifische Gefährlichkeit der Kur getroffenen 
Feststellung die Annahme indiziert, jedenfalls aber nicht aus- 
geschlossen, es sei im vorliegenden Falle der Eintritt der Ver-. 
giftungssymptome unvorhergesehen, bei anscheinend gutem 
Befinden des Knaben erfolgt, es würde also auch ein Anlals, die 
Kur vorher zu unterbrechen. für den Arzt nicht vorhanden ge- 
wesen sein. Ist aber dies der Fall gewesen, dann würde auch 
der Tod des Kindes nicht als die Folge der in concreto wirkungs- 
los gebliebenen schuldhaften Unterlassung des Angeklagten, son- 
dern als die Folge der der Kur innewohnenden Gefähr- 
lichkeit eingetreten sein, und es würde für den durch diese 
verursachten unglücklichen Ausgang der Kur, sowenig wie der 
Arzt, wenn er dieselbe kontrolliert hätte, ebensowenig der An- 
geklagte, strafrechtlich verantwortlich gemacht werden können.“ 

Zum Schlufs sei noch aus dem Urteil des Reichsgerichts, 
1I. Strafsenat, vom 8. Juni 1880, ein Fall erwähnt, in welchem 
in einem Mangel an erforderlicher Ausdauer eines Geburtshelfers 
die Fahrlässigkeit gefunden wurde. Derselbe hatte, nach vergeb- 
lichem Versuch, die festgestellte Querlage des Kindes durch Wen- 
dung zu beseitigen, den bereits bei seiner Ankunft aus der Scheide 


hervorgetretenen einen Arm des Kindes durch einen Messerschnitt 
H. Ortloff, Gerichtlich-mediz. Fälle ete. H. II 6 


beseitigt, bei seinen weiteren Bemühungen, die Frau zu entbinden, 
zunächst den andern Arm, sodann den Unterkiefer des Kindes 
abgerissen, das abgebrochene aus der Scheide hervortretende 
Knochenstück des Kiefers mittelst einer Kneifzange herausge- 
holt u. s. w., kurz, das Kind perforiert. Die fahrlässige 
Tötung des Kindes fand die Strafkammer darin, dafs, wenn 
Angeklagter das Kind wirklich bereits für tot gehalten haben 
sollte, diese Annahme nach den vorliegenden Umständen auf einem 
groben Verstols gegen die Regeln der Arzneiwissenschaft beruht 
habe, indem sie auf Anzeichen hin erfolgt sei, welche wissen- 
schaftlich einen solchen Glauben nicht rechtfertigten, übrigens auch 
an sich eine Notwendigkeit zur Tötung behufs Rettung der, bald. 
nach ihrer Entbindung durch einen herbeigezogenen anderen Arzt, 
sestorbenen Mutter nicht vorgelegen, vielmehr die erforderliche 
Ausdauer in der Wiederholung des Wendungsversuchs 
durchaus sachwidrig verabsäumt worden sei. 
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Nach. dem Abschlufs der vorstehenden Arbeit kamen dem 
Verf. noch zwei Schriftchen des Dr. A. Kühner, Gerichtsarzt a.D. 
in Erankfurt a. M., zur Hand, welche sich auf die mehrfach im 
Vorstehenden erwähnte und benützte Schrift desselben stützen. 
Das erstere trägt den Titel: „Acht Thesen nebst Motiven und 
Fragestellung betreffend die rechtliche Verantwortung der Ärzte.“ 
Das darin an die Spitze — seltsamer Weise — gestellte Verbot 
des Nachdrucks der Thesen und der Fragestellung benimmt die 
Möglichkeit eines genaueren Eingehens auf dieselben. Vorgeheftet 
ist dieser Schrift ein Separat-Abdruck aus dem „Ärztlichen Zentral- 
Anzeiger f. D.“ vom 1. Februar 1887. Inzwischen war für den 
in Dresden am 4. Juli v. J. abzuhaltenden deutschen Ärztetag 
zum Gegenstand der Erörterungen die Stellung der Ärzte zu 
88 29 und 147 der deutschen Gewerbeordnung und zu den 
88 222 und 230 des deutschen Strafgesetzbuches, wobei die Kur- 
pfuscherei und die Kunstfehler der Ärzte mit zur Sprache kom- 
men. mulsten, gemacht worden und zwar in fünf Thesen. Dies. 
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gab Veranlassung zu dem zweiten Schriftchen Kühners unter 
dem Titel: „Kritische Bemerkungen als Gegenstand der Tages- 
ordnung für den in Dresden abzuhaltenden XV. Deutschen Ärzte- 
tag in Aussicht genommene fünf Thesen betreffend: Die Kunst- 
fehler der Ärzte samt Gegenüberstellung der von mir veröffent- 
lichten Acht Thesen betreffend: Die rechtliche Verantwortung der 
Ärzte.“*) Das Resultat dieser Kritik war, dafs Kühner dem 
Ärztetag die Annahme seiner acht Thesen en bloc empfahl, des- 
- gleichen die der von ihm vorgeschlagenen Ordnung und Stellung 
von Fragen, welche von juristisch kompetenten Beurteilern (wohl 
besonders v. Holtzendorff) und medizinischen Sachverständigen 
gebilligt worden seien und welche zu einer gerechten Beurteilung 
kunstwidrigen Verfahrens nicht blofs für den begutachtenden und 
den angeklagten Arzt, sondern namentlich für den Richter ver- 
helfen würden. Dazu empfiehlt Kühner die Aufnahme der eben 
erwähnten Bestimmung des vormaligen Badischen St.-G.-B.s in 
das Deutsche R.-St.-G.-B., wonach Straflosigkeit eintreten solle, 
wenn die Tötung oder Körperverletzung die Folge eines blofsen, 
auf irriger Ansicht beruhenden Kunstfehlers wäre, sofern 
nur der Angeklagte innerhalb der Grenzen seiner Kunstberech- 
tigung gehandelt habe.**) | 

Um zunächst hierbei stehen zu bleiben, so ist auf das im Ab- 
schnitt III oben bei Erwähnung der wissenschaftlichen Über- 
zeugung als Entschuldigungsgrund Dargelegte zu verweisen, wo 
jene Bestimmung des Badischen St.-G.-B.s in S 543 als etwas 
Überflüssiges, weil Selbstverständliches enthaltend, bezeichnet 
wurde. Dals nur ein entschuldbarer Irrtum in der Richtig- 
keit und Haltbarkeit einer Ansicht, woraus der fr. Kunstfehler 
mit schädlicher Wirkung hervorgegangen, straflos machen kann, 





*) Beide Schriftchen sind in Kühner’s Selbstverlag erschienen. 

**) Kühner nimmt auf S. 19 der Schrift: Kritische Bemerkungen u. s. w. 
den Ruhm in Anspruch, diese Bestimmung der Vergessenheit entrissen und 
ihre Annahme dem Arzt und Richter empfohlen zu haben. Dafs Berner 
a. a. OÖ. ihm in ersterer Beziehung zuvor gekommen war, mag ihm unbekannt 
sein; dessen Abhandlung hat er nicht gekannt; in letzterer Beziehung aber 
war jene Empfehlung ein offenbarer Milsgriff, wie sich aus dem im Text 
Ausgeführten ergeben mag. 
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liegt auf der Hand; der nicht entschuldbare in der Befolgung 
einer einen schädlichen Erfolg verursacht habenden, falschen An- 
sicht ist eben zur Fahrlässigkeit zuzurechnen und das Nichtent- 
schuldbare kann in mancherlei Unterlassungen der Aufmerksam- 
keit, wie sie einem Heilkünstler zur Pflicht zu machen ist, liegen, 
namentlich, was oben weiter ausgeführt worden, in dem sogen. 
Stehenbleiben auf veralteten Lehrstandpunkten, in dem leicht- 
fertigen Verschliessen gegen neuere Forschungen, Proben u. s. w., 
wobei also dem Heilkünstler die bona fides abgeht oder abgehen 
muls nach einem objektiven Malsstab. Man wird auch in Baden 
früher stets bei der Anwendung jener Bestimmung danach gefragt 
haben, wenn ein Arzt wegen einer fahrlässigen Tötung oder 
Körperverletzung zur strafrechtlichen Verantwortung gezogen 
wurde und er sich mit einer „irrigen Ansicht“ als Ursache des 
folgenschweren Kunstfehlers entschuldigen wollte, ob eben dieser 
Irrtum selbst auf einer Unterlassung oder einem Verhalten des 
Angeschuldigten beruhte, welches an sich eine Fahrlässigkeit ent- 
hielt — also ob der Irrtum entschuldbar gewesen oder nicht? 
Aber diese Frage war und ist bei jedem Irrtum zu stellen, auf 
den jemand sich zu seiner Verteidigung berufen möchte. 

Nun macht jene Bestimmung die Straflosigkeit eines auf 
irriger Ansicht beruhenden Kunstfehlers auch noch besonders von 
der Voraussetzung abhängig, dafs und „insofern der Angeschul- 
digte innerhalb der Grenzen seiner Kunstberechtigung gehandelt 
hat.“ Die Übertragung dieser Voraussetzung auf die neuere Ge- 
setzgebung pafst durchaus nicht, weil eben jene damaligen „Grenzen 
der Kunstberechtigung‘““ mit der deutschen Gewerbeordnung ge- 
fallen sind; zwischen dem Wundarzt, der nicht innere Mittel ver- 
ordnen durfte, und dem Arzt überhaupt, zwischen der Hebamme 
und dem Arzt, zwischen diesem und dem Afterarzt, dem einfachen 
und dem gewerbsmäfsig praktizierenden Naturarzt und Kurpfuscher, 
dem Apotheker und Droguenhändler und Balsamträger und dergl. 
@Quacksalbern bestehen keine Abgrenzungen der Kunstberechtig- 
ungen mehr*), seit das Heilgewerbe freigegeben ist, wenn sich nur 


*) Insoweit wird bei Casper-Liman, Handbuch a. a. O. D. $ 90, 
zwischen Medizinal-Pfuscherei i. w. S. und i. e. S. unterschieden; letztere sei 
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der nichtapprobierte nicht den Namen eines Arztes, Wundarztes, 
einer Hebamme u.s. w. beilegt. Eine Aufnahme jener Bestimmung, 
von der sich Dr. Kühner für seine Reformpläne soviel versprochen 


hat, kann mithin — trotz seiner Berufung auf juristische Autori- 
täten — absolut nicht in die heutige Gesetzgebung stattfinden, 


und würde, was nicht zu erwarten steht, eine Abgrenzung der 
ärztlichen Kunstberechtigungen wieder eingeführt werden, wonach 
man vielleicht streben möchte, so wäre immerhin jene Bestimmung 
als selbstverständlich für die Strafbehörden recht überflüssig, 
wenigstens angesichts der heutigen Tages in der Doktrin ausge- 
bildeten Lehre von der Rechtswirkung des Irrtums. | 

Aulserdem aber würde der Begriff des „Kunstfehlers“ in das 
(zesetz gebracht werden, der sich, wie anerkannt, nicht begrenzen 
läfst und, wie oben erwähnt, für die Strafrechtspraxis ebenfalls 
überflüssig ist, da jedes fahrlässige Verfahren mit tötlichem oder 
gesundheitsschädlichem Erfolge strafbar ist und zwar erhöht straf- 
bar unter Hinzutritt der Verletzung der vom Gesetz besonders 
bei Ausübung der Heilkunst als Gewerbe erforderten Aufmerk- 
samkeit. 

An die Spitze der fünf im XV. deutschen Ärztetag zu ver- 
handeln gewesenen Sätze war der nicht mehr bestreitbare gestellt: 

These I: „Ein allgemein gültiger Satz zum Zweck der De- 
finition eines Kunstfehlers oder als Grundlage für die erichts- 
ärztliche Beurteilung läfst sich nicht aufstellen.“ 

Für den Richter und die Parteien im Strafprozels ist, wie 
oben ausgeführt, auch ganz gleichgiltig, was etwa bei den Medi- 
zinern für einen Kunstfehler gehalten werden möchte: daher wird 
auch ein Gerichtsarzt nicht in die Lage kommen, sich über den 
fr. Kunstfehler oder eine Verfehlung gegen die Heilkunst in thesi, 
die Überschreitung der für gewisse einzelne Zweige der Heilkunst gesetzten 
Grenzen einer beschränkteren Approbation, als die vollständige Licenz zur 
Ausübung aller und jeder ärztlichen Thätigkeit enthält, also der Medizinal- 
personen niederer Kategorie, wie Hebammen; erstere hingegen sei die Aus- 
übung der Heilkunst seitens eines vollständigen Laien in medizinischen Dingen 


ohne alle staatliche Genehmigung zur Pflege von Kranken, Verwundeten oder 
Kreiflsenden. AEeE 
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d. h. über deren Begriff, aussprechen zu sollen. Er wird das 
strafbar fahrlässige Verhalten oder Verfahren eines Bezichtigten 
der Kürze halber als „Kunstfehler“ bezeichnen können, wie auch 
im Vorhergehenden und im Nachfolgenden in dieser Bedeutung 
der Ausdruck gebraucht sein und werden mag. 

These 2: „Das gerichtsärztliche Gutachten bei Anklagen 
wegen Kunstfehlers mufls eine sorgfältige klinische Darstellung 
des fraglichen Krankheitsfalles und ärztlichen Verfahrens sein, 
welcher unter möglichster Objektivität die auf den konkreten Fall 
anzuwendenden, unbestrittenen medizinischen Thatsachen und’Grund- 
sätze gegenüber zu stellen sind. Auf Grund dieser Gegenüber- 
stellung mufs seitens des Richters die Entscheidung der Frage, 
ob eine „Fahrlässigkeit“ vorliegt. möglich sein.“ 

Dieser Satz enthält nichts anderes als die Anforderung an 
jeden Sachverständigen in Rechtssachen, da jeder Rechtsfall eine 
Störung eines Gesundheitsverhältnisses des Rechtsverkehrs ist. 
Man hat bisher in der Rechtspraxis stets auf eine sorgfältige 
klinische Darstellung des unglücklich verlaufenen Krankheitsfalles 
als faktische Unterlage der Beurteilung gehalten und das inkri- 
minierte ärztliche Verfahren nach unbestrittenen medizinischen 
Thatsachen und Grundsätzen als dem allein möglichen Mals- 
stab der Vergleichung und Beurteilung der konkreten Be- 
handlungsart bemessen — selbstverständlich unter möglichster 
Objektivität! Was also hier als Heischesatz aufgestellt wird, 
liegt so sehr in der Natur der Sache und ist von den Strafbe- 
hörden bisher stets beobachtet worden, dafs darüber nicht ein 
Wort mehr zu verlieren ist. Dafs auf Grund jener Vergleichung 
(„Gegenüberstellung“) dem Richter die Entscheidung über das 
Vorliegen einer Fahrlässigkeit „möglich sein mufs“, mag ein 
frommer Wunsch für die gedeihliche Begutachtung der Gerichts- 
ärzte bleiben; der Richter kommt dem gegenüber leider recht 
oft in die Lage, die Sachverständigen_auf die Brennpunkte auf- 
merksam machen zu müssen und sich bei der Unsicherheit der 
meist aus Experimenten entlehnten Grundsätze anderweiten Rat 
und Belehrung zu erholen und in Zweifelsfällen sich seinen Stand- 
punkt für die Beurteilung erst selbst zu suchen, worauf es ihm 


87 





erst möglich wird, zu entscheiden, ob der Angeklagte fahrlässig 
überhaupt und speziell unter Verletzung der besonderen Aufmerk- 
samkeitspflicht gehandelt habe. 

Legen wir daher auch diesen Satz ruhig beiseite als einen 
nur Selbstverständliches enthaltenden. 

These 3 lautet: „Die wichtigste Aufgabe des Gerichtsarztes 
ist die Entscheidung der Frage des ursächlichen Zusammenhanges 
zwischen entstandener Gesundheitsbeschädigung oder Tod und 
dem Verfahren des angeschuldigten Arztes.“ 

Zweifellos die wichtigste auch für die Strafbehörden und 
die Verteidigung! Um deren Erfüllung dreht sich bekanntlich 
das ganze Bestreben in Strafprozessen dieser Art von alters her 
und der Sachverständige soll dieses Bestreben durch seine Kennt- 
nisse und Findigkeit im Zusammenhang der natürlichen Ursachen 
und Wirkung, in Grund und Folge, in Darlegung der bloisen 
Begleiterscheinungen und Zufälligkeiten u. s. w. unterstützen. 
Die Lehre vom Kausalzusammenhang in der Strafrechtswissen- 
schaft kann den Gerichtsärzten allerdings nicht genug zum Studium 
empfohlen werden — und das beabsichtigte wohl diese These 3. 

These 4: „Eine Umgrenzung des Grebietes erlaubten ärzt- 
lichen Handelns entweder durch gesetzliche Bestimmungen oder 
durch Aussprüche ärztlicher Autoritäten ist unstatthaft.“ 

Dafs dieser Satz an Unklarheit bez. an Mehrdeutigkeit leidet, 
ist von Kühner, Kritische Bemerkungen S. 6 ff. nachgewiesen 
worden. Erlaubtes "und unerlaubtes ärztliches Handeln ist ein 
ganz unbestimmter Begriff; um wissenschaftlich oder moralisch 
verwerfliche Fehlgriffe kann es sich, wo die weltliche Straf- 
würdigkeit in Frage kommt, nicht handeln, sondern um krimi- 
nelles Unrecht in der ärztlichen Behandlung; dieses hat die 
Strafgesetzgebung umgrenzt, wie oben von uns nachgewiesen 
worden und die Aussprüche ärztlicher Autoritäten geben den 
Strafbehörden den Mafsstab für die Beurteilung des im Fragefall 
als unerlaubt angesprochenen Verhaltens eines Heilkünstlers. Im 
Voraus oder in thesi, etwa in einem Kodex, läfst sich allerdings 
das Gebiet des erlaubten ärztlichen Handelns durch Gesetzesworte, 
wie oben bereits dargelegt worden, nicht begrenzen, und was 


an Aussprüchen ärztlicher Autoritäten in Lehr- und Handbüchern, 
Monographien und Abhandlungen in Fach-Zeitschriften vorhanden 
ist, mag als allgemeine Umgrenzung in. thesi. gelten, nach welcher 
in hypothesi das Verhalten eines Angeschuldigten — aber. nach 
den Eigentümlichkeiten des Fragefalles — zu bemessen ist. Dals 
eine derartige Umgrenzung des unerlaubten ärztlichen Handelns 
entschieden statthaft sein muls, hat auch Kühner in seinen drei 
Schriften nachgewiesen, dabei aber betont, dafs Notlage, Dring- 
lichkeit des Falles u. s. w. — kurz die Eigentümlichkeiten des 
einzelnen Falles den Arzt zum eigenen Gesetzgeber in concreto 
werden lassen und ihm gewissermalsen die Verteidigung oder 
Entschuldigung seiner Ausnahmestellung gegen die Anwendung 
der Regelsätze seiner Kunst und Wissenschaft, welche von 
Autoritäten aufgestellt werden, in die Hand drücken. Das alles 
ist oben bereits ausführlich erörtert worden. Dagegen hat Kühner 
a.a. 0.8.17 im Anschlufs an die erste Forderung einer gesetz- 
lichen Umgrenzung des erlaubten ärtztlichen Handelns, eine solche 
nicht blofs für statthaft, sondern sogar für notwendig erklärt, da 
gewisse Forderungen genau zu kennzeichnen seien, welche der Arzt 
zu seiner Sicherstellung an das Strafgesetz machen müsse; dieses 
aber begrenze das Gebiet des erlaubten ärztlichen Handelns deshalb 
nicht scharf genug, weil es die Verfehlungen der Ärzte mit denen 
in der Ausübung anderer Ämter, Berufsarten und Gewerbe in 
eine Kategorie zusammenfasse, ohne den besonderen Schwierig- 
keiten und Eigentümlichkeiten, von denen der Arzt in seiner Be- 
rufsübung umgeben sei, gebührend Rechnung zu tragen, weil 
aber auch die Handlungen der Afterärzte und Kurpfuscher straf- 
rechtlich mit demselben Maise semessen würden, wie die der 
Medizinalpersonen, während doch eine grölsere Strenge des Straf- 
gesetzes gegen jene am Platze gewesen und noch sei. Zur Ab- 
und Aushilfe empfiehlt daher Kühner die Aufnahme der vorer- 
wähnten Bestimmung des Badischen St.-G.-B.'s; weshalb damit 
nicht geholfen werden kann. ist vorstehend dargelegt worden. 
Die Wurzel alles Übels liegt in der Freigabe der Heilkunst 
und deren Gleichstellung als Gewerbe mit anderen Gewerben nach der 
Gewerbeordnung von 1869, welche im Eingang als eine der grölsten 
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Übertreibungen eines falschen Liberalismus bezeichnet werden 
konnte. Ganz konsequent mulste dann auch die strafrechtliche Ver- 
antwortlichkeit wegen fahrlässiger Tötungen und Körperverletzungen 
eine gleiche werden, wie die der anderen Gewerbe und ähnlicher 
Berufsarten; mochte auch die Spitze der $8 222 und 230 St.-G.-B. 
besonders gegen die Kurpfuscher gerichtet sein, so werden doch 
davon nicht minder auch approbierte Medizinalpersonen getroffen. 
Ja, man hat sogar behauptet, dafs die Kurpfuscher rücksichtlich 
.der von ihnen begangenen strafbaren Fahrlässigkeiten nach der 
gegenwärtigen Strafgesetzgebung zünstiger gestellt wären als die 
Approbierten, indem ihnen nicht das Mafs von Aufmerksamkeit 
bei dem fr. Gewerbebetrieb zugemutet werden könne, wie letzteren. 
Das ist jedoch ein Irrtum*). Ein objektiver Malsstab für die 
Bemessung der Sorgfalt und Aufmerksamkeit bei Ausübung der 
Heilkunst kann allein der Berufsübung seitens einer staatlich 
approbierten Medizinalperson entnommen werden, als der Mini- 
malforderung für sachgemäfsen Betrieb der Heilkunst. Wer 
diese, ohne approbiert zu sein, „gewerbsmälsig“ ausübt, mufs 
jene Sorgfalt und Aufmerksamkeit anwenden, welche sich an die 
bewiesene Befähigung zum Betrieb der Heilkunst als Pflicht 
knüpft. Was von vornherein den Approbierten vom Afterarzt 
und Kurpfuscher gegenüber der strafrechtlichen Beurteilung unter- 
scheidet, ist die jenem vom Staate beigelegte Vermutung, 
dafs er nach dem Befähigungsnachweis auch die Heilkunst zum 
Vorteile der leidenden Menschheit betreiben werde. Mit der 
Approbation wird nicht blofs dem hilfesuchenden Publikum der 
befähigte und damit berechtigte Heilkünstler vom Staate präsen- 
tiert zur Beilegung des Vertrauens in seine Kunst, sondern es 
wird auch dem Approbierten selbst der gute Glaube beigelegt, 
dals er seiner bewiesenen Befähigung gemäls nach bestem Er- 
messen ordiniere und handle; dieses Selbstvertrauen geht von 
vornherein dem Kurpfuscher ab, aber auch steht ihm jene Ver- 
mutung für ein pflicht- und sachgemälses Handeln nicht zur Seite, 





*) Nur Kurpfuscher, welche nicht „gewerbsmälsig‘‘, also nur ab und zu 


einmal medikastern und dabei eine Person an der Gesundheit schädigen, unter- 
liegen nicht auch der Straferschwerung in $$ 222 und 230 St.-G.-B.'s. 
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mithin kann er sich im Fragefalle nicht wie ein Approbierter mit 
dem Einwand gegen den Vorwurf einer strafbaren Fahrlässigkeit 
schützen, dafs er das nachweisbar eine Schädigung verursachende 
Verhalten in diesem. Falle nach bester, auf seiner bewiesenen 
und anerkannten Befähigung beruhenden, Üeberzeugung gerichtet 
habe. Eine gute Überzeugung, d.h. nach seinem Ermessen, mag: 
der Kurpfuscher, welcher Erfahrungen gesammelt, wohl auch 
haben und gern vorschützen, allein sie kann nicht bestehen vor 
(dem objektiven Mafsstab der Begründung, welcher aus dem Be- 
fähigungsnachweis, den der Staat und die bürgerliche Gesellschaft 
fordert, zu entnehmen ist. Während also der Approbierte die 
Vermutung des richtigen, sach- und pflichtgemäfsen Handelns in 
concreto bis zum Beweise des Gegenteils, den er erwarten kann, 
für sich hat, ist die Vermutung im Fragefall gegen den Kur- 
pfuscher und das ist für die Beweislast bei Anklagen wegen 
strafbarer Fahrlässiekeit von Bedeutung; denn, während dem 
Approbierten der Kläger nachweisen mufs, dals er im Fragefall 
die schädliche Behandlung nicht m gutem Glauben, d. h. nach 
bestem Wissen und unter Berücksichtigung der Erfahrungssätze 
seiner Wissenschaft nach der Sachlage vorgenommen und sogar 
die berufsmälsige Aufmerksamkeit aulser Augen gesetzt habe, hat 
dem Kurpfuscher gegenüber die Klage nur zu behaupten, dafs 
er nicht staatlich approbiert sei, dafs mithn Handlungen, welche 
einen Befähigungsbeweis voraussetzen, um als erlaubte gelten zu 
können, zu unterlassen gewesen seien und in deren Vornahme 
schon ein unbefugtes und fahrlässiges Gebahren, wenn es einen 
schädlichen Erfolg hatte, zu erachten ist. Der Kurpfuscher ver- 
mag also nicht den ihm obliegenden Beweis, dals er bona fide 
gehandelt habe, zu erbringen, weil ihm mangels des staatlichen 
Befähigungsnachweises das Rechtsbewulstsein fehlt, er werde 
regelmäfsig eine Schädigung nicht vornehmen, vielmehr ihm das 
Bewulstsein zur Seite stehen mufs,. er könne, ohne bewiesene 
Befähigung, einen menschlichen Körper schädigen. Um nun nicht 
strafrechtlich verantwortlich zu werden, soll er Menschen gefähr- 
dende Kuren unterlassen, welche besondere Kenntnisse voraus- 
setzen. Der Straferschwerungsgrund der $S 222 und 230 St.-G.-B. 


trifft ihn umsomehr, als er es gewagt hat, ohne jenen guten 
Glauben eines Approbierten „gewerbsmälsie“ zu kurieren, und 
dabei umsomehr Gefahr lief, die schon von diesem besonders er- 
forderte Aufmerksamkeit aulser Augen zu setzen. ”) 

Es liegt ein merkwürdiger Widerspruch in der Freigabe des 
‚Heilberufs einerseits und in dem Erfordern eines Befähigungsnach- 
‚weises von Staatswegen; sollte der letztere nur dazu berechtigen, 
sich Arzt, Wundarzt, Apotheker, Hebamme nennen zu dürfen, 
‚während dies der ungeprüfte Heilkünstler nicht durfte, sich aber 
vielleicht anders. etwa ‚Spezialist‘ oder „‚Operateur‘‘ oder ähnlich 
nannte, wodurch das Vertrauen des Publikums geködert wurde? 
Damit erkannte die Gesetzgebung auf der einen Seite an, dafs nur 
Befähigte zur Betreibung der Heilkunst berufen sein können, auf 
der anderen Seite aber überliels sie es den Nichtbefähigten deren 
Betrieb zu riskieren, auf ihre eigene Gefahr hin dem Strafgesetz 
zu verfallen — leider zum Nachteile der leidenden Menschheit; 
ganz richtig bemerkt Kühner a. a. O. S. 14, dafs man dabei von 
einer Überschätzung des Bildungsgrades und des gesunden Urteils 
der grolsen Menge sich habe leiten lassen, indem das Volk dieser 
Freiheit nicht mündig, nicht fähig sei, wissenschaftliche Heilkunde 
von gewerbsmäfsiger Pfuscherei zu unterscheiden. „Da das Ver- 
trauen zu einem Medikaster eben kein thatsächlich berechtigtes, 
sondern durch bewulste oder unbewulste Täuschung erschlichenes, 
da dieses Vertrauen stets auf einem Irrtum, auf einer Täuschung 
des Publikums beruht, so kann und darf es nicht Aufgabe des 
Staates sein, diesen Irrtum zu begünstigen und gesetzlich zu sank- 
tionieren. Ebenso wie der Staat die Beschaffenheit der Nahrungs- 
mittel, Wohnungen. Grund und Boden, Wasserläufe u. s. f. allent- 
‚halben kontrolliert, ohne erst abzuwarten, bis Schaden durch die- 


*) Hieraus ergibt sich die Grundlosigkeit der Beschwerde Kühners 
a. a. O0. S. 17, dafs das Strafgesetz sich, anstatt eine strenge Handhabung 
gegen Afterärzte und Kurpfuscher zu finden, in dieser Strenge gegen die 
‚approbierten Medizinalpersonen richte. Der gedachte Straferschwerungsgrund 
greift nur gegen solche Kurpfuscher nicht Platz, welche nicht „gewerbs- 
mälsig‘‘ kurieren; ihnen fällt nur die gewöhnliche Fahrlässigkeit zur Last 
und die einfache Strafe der $$ 222 und 230 St.-G.-B. hat sie zu treffen. 
Darin liegt aber keine Unbilligkeit! 
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selben hervorgebracht, wie er andererseits gegen Betrug und be- 
trügerische Vorspiegelungen unter Strafandrohung vorgeht, so hat 
er. gewils ae das Recht und die Pflicht, solchen no 
vorzubeugen.“ 

Allmälig scheint man mehr und mehr zu der Erkenntnis zu 
kommen, dafs die Freigabe des Heilgewerbes ein Mifsgriff ge- 
wesen, wie überhaupt eine Rückschrittsbewegung im gewerblichen 
Bereichen zu älteren, sich bewährt habenden Einrichtungen 'statt- 
gefunden hat. Unter dem Einfluls österreichischer Einrichtungen 
ist auch in Deutschland die Strömung für Wiedereinführung 
des Befähigungsnachweises bemerkbar geworden und zwar 
nicht blofs für Gewerbe, bei denen die öffentliche Sicherheit und 
das Gemeinwohl in Frage kommt, wenn auch nicht das Bedürfnis. 
für alle Handwerke hervorgetreten ist.”) Der von der deutschen 
Gewerbeordnung für Medizinalpersonen (Ärzte, Apotheker, Heb- 
ammen) aufrecht erhaltene Prüfungszwang mulste zum gesetzlichen 
Ausschlufs der Nichtgeprüften führen. Dahin streben neuerdings 
auch die Ärzte wieder zu gelangen. In einer 1887 von der 
Berliner medizinischen Gesellschaft gemeinsam mit den ärztlichen 
Bezirksvereinen abgehaltenen Sitzung wurde Stellung genommen 
zu der an den Reichstag gerichteten Petition des Dresdener Ärzte- 
vereins um Einführung von Strafbestimmungen zur Unter- 
drückung des Kurpfuschertums. Freilich nur mit einer ge- 
ringen Stimmenmehrzahl (168 gegen 164 Stimmen) wurde der 
Satz angenommen: dafs die Wiederherstellung des Verbotes der 
gewerbsmälsigen Kurpfuscherei durch Aufnahme bezüglicher Be- 
stimmungen in das Deutsche Strafgesetzbuch im Interesse des all- 
semeinen Wohles notwendig sei. 

Auch wurde auf dem XV. Deutschen Ärztetag, an welchem 
105 Delegierte als Vertreter von 146 Vereinen mit 8217 Stimmen 
teilnahmen, der Antrag des ärztlichen Bezirksvereins Dresden 
(Stadt) wegen einer Petition an den Reichstag und Bundesrat 
betr. Änderung des $ 29, 1 und $ 147, 3 der Gewerbeordnung 
vom 21. Juni 1869 zum Zwecke einer wirksamen Bekämpfung 





3) G. Meyer- Jena, in No. 17 der „Gegenwart”, über „Befähigungs- 
nachweis im Handwerk“. 


der Kurpfuscherei mit 61 gegen 34 Stimmen abgelehnt, dagegen 
der von Dr. Aub aus München und Gen. aufgestellte Satz ange- 
nommen: „Die Wiederherstellung des gesetzlichen Verbots der 
Ausübung der Heilkunde durch nicht dazu approbierte Personen 
ist anzustreben unter der Voraussetzung, dafs die vom X. deut- 
schen Ärztetag in Nürnberg 1882 bei Beratung der Grundzüge 
einer deutschen Ärzteordnung als fundamental bezeichneten Rechte 
der approbierten Ärzte (Freizügigkeit, Freiwilligkeit der Hilfe- 
leistung und der freien Vereinbarung des ärztlichen Honorars) 
ungeschmälert aufrecht erhalten werden.“ 

Es will uns scheinen, als ob man namentlich die Prewwilli g- 
keit der ärztlichen Hilfeleistung lieber nicht opfern will, 
als der Kurpfuscherei das Ende bereiten; aber gerade darin lag der 
Grund der Repressalie, dafs gegenüber dem Anspruch auf das 
Recht der freiwilligen Ablehnung ärztlicher Hilfeleistung 
die Freigabe des Heilgewerbes bewilligt wurde. Die Re- 
nitenz der Ärzte gegen Übernahme der Pflicht, jeden Kranken 
zu jeder Zeit auf ergangene Aufforderung in Behandlung zu 
nehmen, mufste notwendig dazu führen, den Hilfsbedürf- 
tigen die Möglichkeit zu schaffen, Hilfe zu suchen, wo 
sie dieselbe finden würden, um einem Notstand abzu- 
helfen. Nur auf diese Weise sind die Strafbestimmungen gegen 
den Betrieb der Kurpfuscherei oder gegen die Anmafsung per- 
sönlicher Verhältnisse eines Arztes, Wundarztes, eines Apothekers 
und einer Hebamme mit der Freigabe des Heilgewerbes und, 
man möchte sagen, mit der Herabsetzung eines wissenschaftlichen 
und Kunstberufes zu einem Gewerbe gleich dem Handwerk, be- 
seitigt worden; damit aber wurde die Kurpfuscherei grols gezogen 
zu einer Blüte, wie sie nie bestanden hat.*) 

Fragt man weiter nach dem, was jene Freiwilligkeit ärztlicher 





*) Man beobachte nur die Wallfahrten, selbst der den gebildeten und 
. vornehmen Kreisen Angehörenden, an den Kurtagen, welche der oder jener 
Kurpfuscher, bald ein Schäfer, ein Scharfrichter, bald ein Holzhauer, ein 
Balsamträger, ein Barbier, bald eine alte Kartenschlägerin, ein Sympathieweib, 
eine Kupplerin u. s. w. abhalten — und welch’ unsägliches Elend durch den 
Vertrauensmilsbrauch angerichtet, aber meist verschwiegen wird! 


Eh 





Hilfeleistung mit ihrer praktischen Seite, d. i. die Ablehnung der 
Hilfe nach Belieben, im Publikum für eine Stimmung hervor- 
bringt, so sollte man schier vermeinen, kein verständiger Arzt 
möchte noch länger darauf bestehen wollen, aufser etwa die vor- 
nehmen und bequemen Ärzte. Im Volke lebt immer noch die 
Überzeugung fort, dafs die approbierten Medizinalpersonen vom. 
Staate nicht blofs zugelassen, sondern auch zur Heilhilfe, wo sie 
erfordert wird, verpflichtete Personen, also jeden Kranken zu 
jeder Zeit, sofern nicht ein gerechter Entschuldigungserund vor- 
liegt, in Behandlung zu nehmen haben, dafs dagegen der Kur- 
pfuscher dies nicht zu thun brauche. Man fragt sich, was soll 
aus einer beliebigen mehrfachen Ablehnung ärztlicher Hilfe im 
Fall von Epidemieen werden? Wer einen Beruf hat, mufs desselben: 
auch warten, selbst gegen seine Neigung; der Soldat muls ins 
Feuer, der Feuerwehrmann der Selbstgefährdung entgegen arbeiten, 
der Zollbeamte gegen die Grenzpascher vorgehen, der Richter an 
das Krankenbett eines Cholerakranken zur Testamentsaufnahme 
u.s.w. Die Ärzte berufen sich gern auf die Parallele der Rechts- 
anwälte, welche nicht verpflichtet werden können, einen Auftrag 
anzunehmen; allein es gibt Fälle, wo der Staat sie doch ver- 
pflichtet zur Annahme da, wo ein Notstand eingetreten, als Armen-: 
oder Offizialanwalt zu fungieren. Nun ist aber das ganze Heil- 
verfahren der Medizinalpersonen nur ein aus Notfällen den Be- 
dürftieen heraushelfendes, mögen auch viele eingebildete darunter. 
sein; ohne innere Not wird kein Mensch ärztliche Hilfe suchen 
-— Simulationen können hier nicht entgegen gehalten werden — 
und diesem Notstand gegenüber mufs eine Pflicht derer allgemein 
anerkannt worden, welche sich den Beruf des Heilverfahrens er- 
wählt und dazu die staatliche Approbation erlangt haben. Glück- 
licher Weise gibt es noch viele Ärzte, welche diese in der Volks- 
anschauung ruhende Überzeugung teilen und nicht blofs aus Klug- 
heit ihnen gewordene Heilansinnen nicht ablehnen, obschon es 
ihnen freistände. 

Nur unter der Voraussetzung, dals die staatliche Ver- 
pflichtung der approbierten Medizinalpersonen — deren Freizügig- 
keit und Freiheit der. vertraesmälsigen Honorarbestimmung vor- 
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behalten, — auf Anfordern jeden Kranken zu jeder Zeit in Be- 
handlung zu nehmen, sofern nicht gerechtfertigte Entschuldigsgründe 
vorliegen, wieder eingeführt wird, kann auch die Wiederauf- 
nahme eines strafgesetzlichen Verbotes der Kurpfuscherei 
befürwortet werden, entweder als eines Gefährdungsdelikts oder 
eines Vergehens wie im vormaligen Thüringischen St.-G.-B. Art. 247 
unter dem Begriff: „Anmaflsungen und betrügerische Handlungen 
in Bezug auf persönliche Verhältnisse“, welches mit Gefängnis 
oder, sofern die Gefängnisstrafe die Dauer von 6 Wochen nicht 
überstiege, mit verhältnismälsiger Geldstrafe bedroht war. Da- 
neben bestand in Art. 246 noch die Bestimmung: „Wer durch Ver- 
anlassung des Irrtums eines Anderen das Leben oder die Gesund- 
heit einer Person in Gefahr setzt, ist mit Gefängnis bis zu 
2 Jahren zu bestrafen, vorbehältlich der sonst etwa begründeten 
höheren Strafe, wenn ein Nachteil; wirklich eingetreten ist“. 


Darüber aber, ob eine ärztliche Pflicht verletzt sei — abgesehen 
also von der strafrechtlichen Verantwortung — sollten, parallel: 


der deutschen Anwaltskammern, wie neuerlich auch bereits mehr- 
fach verlangt wird, Arztekammern*) die staatliche oder beruts- 





*) Solche Ärztekammern bestehen in Sachsen, Bayern, Württemberg, 
Baden und sind auch in Preufsen durch höchste landesherrliche Verordnung 
vom 25. Mai 1887 als Standesvertretung ins Leben getreten. Allein der 
Erlafs des Ministers der p. p. Medizinal-Angelegenheiten an die königlichen 
ÖOberpräsidenten vom 27. Mai 1887 hebt ausdrücklich hervor, dafs disciplinare 
Befugnisse den Ärztekammern über die Ärzte ihres Bezirks nicht beigelegt 
worden seien, sondern dals es nur auf eine staatlich anerkannte Standesver- 
tretung der Berufsinteressen abgesehen sei; es sei nur der Gefahr vorgebeugt 
worden, dafs unwürdige Mitglieder des ärztlichen Standes an der Organisation 
Anteil erhielten, dadurch, dafs dem Vorstande der Ärztekammer das Recht 
beigelegt ist, derartigen Ärzten, soweit sie nicht einer staatlichen 
Disciplinarbehörde unterstellt seien, das Wahlrecht und die Wähl- 
barkeit für die Ärztekammern dauernd oder auf Zeit zu entziehen (85 V.O.) 
Unter Zuziehung eines von dem Oberpräsidenten zu ernennenden Kommissarius 
und nachdem dem Betroffenen vorher Gelegenheit gegeben worden ist, sich 
‚über die gegen ihn erhobenen Anschuldigungen zu äufsern, erfolgt die Be- 
schlufsfassung des Vorstandes über jene Entziehung des aktiven und passiven 
Wahlrechts, das nach $S 4 V. O. an sich jedem Arzte, welcher innerhalb 
des Wahlbezirks seinen Wohnsitz hat, Angehöriger des Deutschen Reichs ist 
und sich im Besitze der bürgerlichen Ehrenrechte befindet, zusteht. Auf diese 
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I. 


| Der Fall der zwölfjährigen Raubmörderin Marie Schneider 

in Berlin ist schon mehrfach besprochen worden. Vergl. Friedmann- 
— Verteidiger der Angeklagten — im „Tribunal“ (Zeitschrift für 
praktische Strafrechtspflege), Jahrgang II, Heft 11; Belmonte 
ebendaselbst; Lindau in „Nord und Süd“ (Novemberheft 1886). 

Wenn ich mir trotzdem noch ein Wort in dieser Sache ge- 
statten möchte, so findet dies vielleicht darin seine Rechtfertigung, 
dals zur Zeit jener Erörterungen die Akten noch nicht geschlossen 
waren; die schriftlichen Gründe des landgerichtlichen Erkenntnisses 
waren noch nicht bekannt und das Reichsgericht hatte noch nicht 
gesprochen. Das letztere hat inzwischen die gegen das Urteil 
der Berliner Strafkammer eingelegte Revision, welche die Ver- 
letzung der $$ 51, 56 St.-G.-B. und des & 266 St.-P.-O. rügte, 
verworfen. 

Das Landgericht hatte ja die Frage, ob die Angeklagte die 
zur Erkenntnis der Strafbarkeit ihrer Handlung erforderliche Ein- 
sicht besessen habe, bejaht. Diese Feststellung wird von Fried- 
mann und Lindau für unhaltbar erklärt. Wenn das Gesetz, sagt 
der letztere, mit so wunderbarer Klarheit sich ausdrücke, wie in 
diesem Falle, so dürfe wohl auch der Nicht-Rechtsgelehrte, der 
sich die begriffliche Bedeutung des Ausdrucks klar zu machen 
im stande sei, ohne anmassend zu erscheinen, mitsprechen. 

Dafs das Gesetz sich im vorliegenden Falle recht klar aus- 
drückt, ist allerdings nicht zu verkennen, um so überraschender 
aber, dafs Lindau, obgleich er (S.238) die in Betracht kommenden 
(resetzesworte ganz richtig citiert, gleich darauf alles Gewicht 
nicht auf das Wort „Einsicht“, sondern auf die ‚Erkenntnis‘ 


legt, welche ihren Sitz im Herzen habe, ein Vermögen der 
H. Ortloff, Gerichtlich-mediz. Fälle ete. H. IV. 1 
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„Seele“ sei und ohne rege Mitthätigkeit der edlen Empfindungen 
und Gefühle, des Gemüts, des Herzens nicht gedacht werden könne. 

Gewissermalsen als Replik hierauf können die nachstehenden 
Ausführungen des Reichsgerichts dienen, aus denen zugleich er-- 
hellt, wie die Revision in dieser Richtung motiviert ist: 

„Die Strafkammer hat eingehend die Frage erörtert, ob die 
Angeklagte bei Begehung der That die geistige Reife gehabt hat, 
welche erforderlich war zur Erkenntnis der Strafbarkeit des Dieb- 
stahls, Raubes und Mordes und ist dabei von den Rechts- 
anschauungen ausgegangen, welche den Urteilen des ILI. Straf- 
senats des Reichsgerichts vom 18. Januar 1882 (Entscheidungen 
Band 5, Seite 394) und des II. Strafsenats desselben vom 
10. Juli 1833. 1541/83 zu Grunde liegen. Damit ist der in 8 56 
Absatz 1 Strafgesetzbuchs vorgesehene Fall ausgeschlossen. Die 
Revision macht dagegen geltend, die zur Erkenntnis der Strafbar- 
keit erforderliche Einsicht liege auch dann nicht vor, wenn dem 
jugendlichen Angeschuldigten ‚die Ausbildung des sittlichen 
Bewulstseins, die Fähigkeit, Handlungen und Begehren nach 
ihrem sittlichen Werte zu qualifizieren, und vor allem die Fähig- 
keit, die abstrakte Erkenntnis des Sittlichen in Verbindung zu 
setzen zu den inneren Trieben, die Fähigkeit, sein Verhalten nach 
dem als recht Erkannten einzurichten‘, gefehlt habe. Dieser An- 
sicht kann indes nicht beigetreten werden. Zunächst ist es nach 
8 56 Absatz 1 ganz unerheblich, ob der Thäter zu erkennen ver- 
mochte, dafs seine That dem Sittengesetze widerstreitet; viel- 
mehr mufs der Thäter im stande sein, die Strafbarkeit zu er- 
kennen. Aufserdem fordert das Gesetz die zu solcher Erkenntnis 
erforderliche Einsicht, also denjenigen Grad der Verstandes- 
entwickelung‘, welcher nötig ist, um die Strafbarkeit der Hand- 
lung zu erkennen, nicht aber dasjenige Mals sittlicher Bildung, 
welches erforderlich ist, um das Verhalten nach dem als recht 
Erkannten einzurichten. Durch die Vorschrift des $ 56 Absatz 1 
war also der erste Richter nicht mit der Frage befalst, ob der 
Angeklagten „die Fähigkeit der sittlichen Würdigung“ ihrer That 
beiwohnte. Irrig ist die fernere Annahme der Revision, dals 
jene Vorschrift zur Strafbarkeit die Erkenntnis des Verbrechens- 
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begriffs erheische; das Gesetz fordert nach seinem klaren W ort- 
laute nicht, dafs der Angeschuldigte die Strafbarkeit seiner 
Handlung ‘eingesehen habe, sondern nur, dafs er vermöge der 
ihm beiwohnenden Einsicht im stande gewesen sei, die Strafbarkeit 
»zu erkennen. Im vorliegenden Falle hat der erste Richter sogar 
noch das Bewulstsein der Angeklagten festgestellt, dafs sie sich 
durch ihre Thaten solcher Handlungen schuldig mache, die mit 
Strafe bedroht sind. Danach ist der Vorwurf einer irrigen Auf- 
fassung des $ 56 Strafgesetzbuchs unbegründet und damit fällt 
auch die Rüge eines Verstosses gegen 8 266 Strafprozessordnung, 
insoweit sie darauf gestützt ist, dals der erste Richter bei Prü- 
fung der Frage, ob der Angeklagten die Vorschrift des 8 56 
Absatz 1 Strafgesetzbuchs zu statten kommt, lediglich die intellek- 
tuelle Entwickelung der Angeklagten, nicht auch deren Fähig- 
keit, ihren Willen pflichtgemäls zu bestimmen, in Betracht zieht.“ 

Wenn Lindau diese Ausführungen und in Verbindung damit 
die Bemerkungen Belmontes (a. a. O. S. 563—565) liest, so wird 
er den „Steg“ finden, der von den Worten des Vorsitzenden, die 
er der Marie Schneider zurief: „Du hast kein Herz, Du hast 
kein Gemüt!‘ hinüberführt zu der Grundlage ihrer Verurteilung. 
Dieser Steg, sagt Lindau, fehle ihm, denn ohne Herz, ohne Ge- 
müt, gebe es keine Erkenntnis. 

Die zu der letzteren erforderliche Einsicht hat eben mit dem 
Herzen, dem Gemüt nichts zu thun. 

Auch bei erwachsenen Verbrechern wird ja jene Einsicht in 
derselben Weise und in demselben Sinne erfordert, wie bei 
jugendlichen, der Unterschied liegt nur darin, dafs sie bei den 
ersteren ohne weiteres als vorhanden angenommen wird, während 
sie bei jugendlichen Personen in jedem einzelnen Falle besonders 
festgestellt werden muls; man hat daher den 8 56 St.-G.-B. ganz 
passend ein prozessuales Privilegium für die letzteren genannt. 
Nun fällt es aber doch niemandem ein, bei einem Erwachsenen 
die zur Erkenntnis der Strafbarkeit seiner Handlung erforderliche 
Einsicht nur dann als vorliegend anzusehen, wenn derselbe edler 
Empfindungen und moralischer Gefühle fähig ist. Wie viele völlig 


herz- und gemütlose Verbrecher giebt es, die derartiger Gefühle 
1* 
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absolut unfähig sind und denen deshalb doch kein Mensch die 
gesetzlich erforderliche Einsicht absprechen wird. Das Gleiche 
muls aber für Jugendliche gelten, deren ‚Einsicht‘ sich von der- 
jenigen der Erwachsenen nicht begrifflich, sondern nur äulfserlich, 
nämlich in der soeben angedeuteten prozessualen Beziehung, unter- 
scheidet. 

Dasselbe Privilegium geniessen ja die Taubstummen, da sie, 
canz abgesehen vom Alter, häufig in ihrer „geistigen Entwicke- 
lung“ hinter anderen Personen gleichen Alters zurückbleiben 
(Motive zum $ 58 St.-G.-B.); und auch bei ihnen wird sich die Fest- 
stellung doch immer nur darauf zu richten haben, ob die geistigen, 
die Verstandes-Kräfte genügend entwickelt sind, nicht etwa auch 
darauf, ob der Thäter edler Empfindungen und Gefühle fähig ist. 

Im Anschlufs an die Einsichtsfrage und zum Teil in Ver- 
bindung mit derselben hat das Landgericht auch die Frage der 
Zurechnungsfähigkeit im allgemeinen eingehend geprüft, ausführ- 
lich erörtert und dahin entschieden, dafs keinerlei Anhalt für die 
Annahme vorliege, es sei wegen fehlender geistiger Gesundheit 
die freie Willensbestimmung der Angeklagten ausgeschlossen ge- 
wesen. Die hierauf bezüglichen Ausführungen sind so inter- 
essant, dals ich sie, wenigstens teilweise, hier mitteilen möchte. 

Nachdem das Urteil des Lehrers der Angeklagten über deren 
geistige Begabung gewürdigt worden ist, werden die Gutachten 
der Sachverständigen referiert, zuletzt das des Dr. Lewin, welches 
dahin ging, dafs Marie Schneider zwischen gut und schlecht, 
zwischen moralisch und unmoralisch nicht zu unterscheiden ver- 
möge, dafs sie überhaupt zur Bildung sittlicher Gefühle, Vor- 
stellungen, Urteile nicht gelangt sei. „Dies würde nun aller- 
dings“ — sagen die Gründe unter Hinweis auf Krafft-Ebing, 
Grundzüge der Krimimalpsychologie, 2. Aufl., S. 107 — einen 
psychischen Mangel, eine psychische Unreife darstellen, welche 
die Zurechnungsfähigkeit der Angeklagten und die Zulässigkeit 
ihrer Bestrafung ausschlösse.“ 

„Es mufs jedoch‘ — heifst es dann weiter — „diese An- 
nahme des Sachverständigen an der Hand der festgestellten That- 
sachen zurückgewiesen werden. Denn es bietet hierfür die 
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Angeklagte aus ihrem bisherigen Leben, aus ihrem nachgewiesenen 
Verhalten vor, bei und nach der That, und aus ihren nieder- 
gelegten Anschauungen keinen hinreichenden Anhalt. Es erhellt 
vielmehr aus alledem, dafs sie bei Begehung ihrer That nicht 
blofs das Bewulstsein gehabt hat von vorhandenen, als Pflicht 
zu befolgenden, von ihr aber verletzten Sittengesetzen (Günther, 
Handbuch .der gerichtlichen Psychologie, 88 66, 67), sondern dafs 
ihr auch die kriminalrechtliche Strafbarkeit ihrer hier in Frage 
kommenden Handlungen klar war. 

Die Angeklagte, — deren Geisteszustand seit den wenigen 
Monaten ihrer Verhaftung nicht wesentliche Änderungen erfahren 
haben kann, resp. nach dem Gutachten der Sachverständigen 
auch nicht erfahren hat, — weils genau und spricht sich klar 
darüber aus, dafs und wie sie gefehlt, als sie vor Jahren unter 
falschen Vorspiegelungen Geldbeträge von anderen Frauen erzielt 
hat, um sich hiervon Näschereien zu kaufen. Sie weils, dafs ihre 
verstorbene Schwester etwas derartiges nicht gethan, also besser, 
als sie, gewesen, deshalb auch mehr von der Mutter geliebt 
worden ist. Und aus diesem Grunde hat sie auch — wie sie 
sich ausdrückt — diese Schwester „sehr lieb nun gerade nicht“ 
gehabt. Sie hat also wegen der Liebe, welche die Mutter dieser 
Schwester mehr zuwandte, letztere beneidet; sie weils demnach 
auf der einen Seite den Wert der Mutterliebe wohl zu würdigen, 
erkennt andererseits aber auch die vorerwähnten Handlungen, 
welche sie um einen Teil der Mutterliebe brachten, als schlechte 
Thaten. 

Aber auch hinsichtlich der ihr jetzt zum Vorwurf gemachten 
Handlungen ist ihr klar, dafs dieselben schlechte seien, — über 
die man am allerwenigsten lachen darf. Denn sie verwahrt sich 
hiergegen, als ihr dies vorgehalten wird, und hebt hervor, dafs 
sie nur gelacht habe, weil die Frauen, mit denen sie zuletzt in 
einer Zelle verhaftet gewesen, so komische Fragen an sie ge- 
richtet, insbesondere ob sie auch bei dem Conradschen Morde 
dabei war. Mit Geistesüberlegenheit, wie man fast sagen könnte, 
bespöttelt sie die eigentümlichen Kombinationen der mitverhafteten 
Frauen, und bejaht lachend deren Fragen. 
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Bei dieser Gelegenheit resp. im Anschlusse hieran hat die 
Angeklagte in der Hauptverhandlung auch hinreichend bewiesen, 
dafs sie die Bedeutung und Tragweite eines Mordes kenne, sowie 
die kriminalrechtlichen Strafen, welche ein Mörder zu gewärtigen 
hat. Ihr sind die kürzlich in Berlin vorgekommenen Mordfälle — 
betreffend die Conradsche Familie, die Ehefrau Paepke und die 
Schillingschen Eheleute — bekannt, da sie Berichte in den 
Zeitungen hierüber ihrer Tante hat vorlesen müssen. Sie weils, 
dafs solche Mörder hingerichtet werden, Conrad auch hingerichtet 
worden ist; und ihre Auslassungen nach dieser Richtung waren 
keineswegs derart, als ob sie unklar wäre über die unmoralische 
und straffällige Seite solcher Thaten. Ebenso ist der Angeklagten 
der Begriff des Stehlens durchaus klar; sie weils, dafs man solche 
Thaten nicht verüben soll, andernfalls bestraft wird, und nach 
ihrem Auftreten, ihren Erklärungen und ihren geistigen Fähig- 
keiten ist zweifellos, dafs auch schon zur Zeit der That diese 
Einsichten hei ihr vorhanden waren. Sie erklärt ja auch aus- 
drücklich, dafs sie die Tötung des Kindes geplant und ausgeführt 
habe, weil sie die Ohrringe haben wollte und — sofern das Kind 
am Leben blieb, zu befürchten hatte, dafs dasselbe sie verrate. 
Sie war sich also bewulst, dafs das Stehlen, und selbstredend 
auch ein Stehlen mit Gewalt oder Drohung, das Rauben ein 
Unrecht sei, geahndet werde; und deshalb ist sie behufs Ver- 
nichtung des ihr gefährlich erscheinenden Beweismittels zu dem 
Verbrechen des Mordes geschritten. 

Dafs ihr die That im ganzen Umfange als etwas Böses, als 
eine verbotene, strafbare That erschienen ist, wird des weiteren 
auch durch ihr Verhalten am folgenden Tage klargelegt. Sie 
wirft die Ohrringe in einen Lichtschacht, weil sie eine Unter- 
suchung ihrer Taschen, in welchen sie die Ohrringe hat, be- 
fürchten zu müssen glaubt. Sie scheut also die Entdeckung ihrer 
That, deren bösen Charakter sie erkennt; sie stellt auch in Ab- 
rede, etwas von dem Kinde zu wissen, als ein Schutzmann sie 
danach frägt, und erst bei der Einmischung eines zweiten Schutz- 
mannes, der ihr Schläge droht, sieht sie sich zu einem Geständnis 
ihrer That veranlafst. Und bei der Reife der Angeklagten kann 
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nicht angenommen werden, dafs sie die That nur geleugnet, weil 
sie eine Züchtigung seitens der Mutter befürchtete. Denn eine 
solche Züchtigung ist überhaupt nicht sehr häufig erfolgt, ins- 
besondere auch nicht damals, als sie die Geldschwindeleien mit 
den Frauen im Hause vorgenommen hatte. Es liest aber ferner 
auf der Hand, dafs ein im Berliner Verkehrs- und Strafsenleben 
anfgewachsenes Mädchen von der Reife der Angeklagten schon 
weils, dafs Handlungen, wie die vorliegenden nicht durch Strafen 
im Hause und in der Schule gesühnt werden. Das Auftreten 
eines Schutzmannes, welcher die auf der That ertappten Inkul- 
paten zur Polizei, zum Gericht führt, belehrt die heranwachsende 
Jugend beizeiten über die Staatsautorität und die Strafgewalt der 
Behörden, — resp. über die Handlungen, welche der Kriminal- 
strafe unterliegen; — und Raub, Mord, Diebstahl sind Thaten, 
die schon früh die Gedanken, die Phantasie der Kinder be- 
schäftigen. 

Auffällig und wahrhaft erschreckend war allerdings die 
thränenlose Kälte, mit welcher die jugendliche Angeklagte den 
sanzen Vorgang zur Darstellung brachte, auch die Fragen, ob 
sie die That bereue, niemals während der Untersuchungshaft be- 
reut habe, ebenso verneinte, wie die weitere Frage, ob sie auch 
bei der Leichenschau, als sie die kleine Grete tot vor sich sah, 
keine Reue verspürt habe. Ein solcher Mangel jeglicher Ge- 
wissensregung und Reue wird zwar in der Theorie (Krafft-Ebing 
a. a. O.S8. 110) als eine notwendige Konsequenz des mangelnden 
ethischen Sinnes der Individuen, als ein Symptom des „moralischen 
Irreseins“ angesehen, doch aber wird das Vorhandensein des letz- 
teren verneint, wenn nicht gleichzeitig das Vorhandensein intellek- 
tueller Defekte zu konstatieren ist, resp. die moralische Gefühl- 
losigkeit sich auf eine pathologische Ursache, auf eine fehlerhafte 
psychische Organisation zurückführen läfst (vergl. Hofmann, ge- 
richtliche Medizin, S. 847, 3. Aufl). Solche Defekte sind aber 
nach der Überzeugung des Gerichtshofes bei der Angeklagten 
nicht vorhanden, auch von den vernommenen Sachverständigen 
nicht aufgedeckt worden. — Hierzu tritt, dafs die Angeklagte auf 
Grund eigenen Nachdenkens wohl dazu gekommen sein mag, dafs 
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sie bei ihrer Jugend nicht der sonst gesetzlichen Todesstrafe 
unterliege, also nicht werde hingerichtet werden. Sie folgert 
offenbar, dafs ihr schlimmsten Falles die Gefängnismauern drohen, 
— oder etwa die Verweisung in eine Erziehungsanstalt, wie die 
Wadzecksche Waisenanstalt, wo sie eine ihrer Strafsenfreundinnen 
weils; und in dieser Beziehung mag die Angeklagte schon früher 
oder auch durch die Gespräche mit den mitverhafteten Frauen in 
der letzten Zeit ihrer Untersuchungshaft belehrt worden sein. 
Erwägt man nun, dafs die Angeklagte, und vielleicht mit Grund, 
zu Hause keine grofse Liebe fand, sich dort auch in ihrer 
Efsbegier wenig befriedigt sah, immerhin aber im Haushalt wie in 
der Schule fleifsig sein und sich anstrengen sollte, so kann es bei 
dem Charakter der Angeklagten erklärlich erscheinen, wenn sie 
das ihr jetzt drohende Los von ihrem Gesichtspunkte aus nicht 
so schreckenerregend findet; — und dies ist es, was sie dazu 
führt, die Frage über das Vorhandensein einer Reue zu verneinen. 
Keineswegs aber will sie damit sagen, dafs ihr der Vorgang mit 
dem Kinde, die verübte That gleichgültig sei, dafs sie es nicht 
vorgezoren hätte, die That nicht verüben zu dürfen, sofern sie 
ohne dieselbe in den Besitz der Ohrringe, und somit in die Lage 
gekommen wäre, ihre Naschbegier zu befriedigen. 

Die Angeklagte weils, dafs man nicht stehlen, nicht rauben, 
nicht töten darf, dafs Sitte und Gesetz dies verbieten, auch öffent- 
liche Strafen darauf stehen. Ihre unmoralische Seite aber liegt 
darin, dals sie sich wissentlich darüber hinwegsetzt, indem ihr 
das eigene Wohlbefinden, — hier ist es der in Aussicht ge- 
nommene Besitz der Ohrringe und die erhoffte Befriedigung ihrer 
Naschbegier, — wichtiger erscheint, als das Leben eines Mit- 
menschen. Ihr Egoismus unterdrückte jedes Bedenken, dafs das 
Kind Schmerzen erdulden werde und dafs der Tod desselben bei 
den Angehörigen die tiefste Trauer hervorrufen müsse. Und dies 
beherrscht sie auch nachträglich derart, dafs sie verneint, Reue 
über den T'od des Kindes, über die ganze That zu haben. Diese 
Anschauungen geben aber nur ein Zeugnis ab für die frühzeitige 
moralische Verderbtheit, für die bewufste Bösartigkeit der Ange- 
klagten. Ein Ausfluls hiervon ist auch die zugestandene That- 
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sache, dals sie vor nicht langer Zeit ihre. Finger der kleinen 
Emilie Stolle derart in die Augen drückte, fast einbohrte, dafs 
letztere eine Entzündung davon trugen; und die Angeklagte 
mulste weggerissen werden von dem Körper des anderen Mäd- 
chens. Nun war hierbei ihre Absicht allerdings die, dafs die 
Emilie Stolle raten sollte, wer ihr die Augen zuhalte. Aber 
hart in ihrem Gefühle hinsichtlich der Schmerzen anderer mils- 
handelt sie unbarmherzig das andere Kind, indem es ihr vor 
allem darauf ankam, ihren Zweck zu erreichen, d. h. zu bewirken, 
dafs die Stolle keinenfalls die Augen öffnen und sie, die Ange- 
klagte, erkennen könne. — 

Es erhellt aus alledem zwar, dafs die Angeklagte auf einer 
moralisch tiefen Stufe steht, von einem moralischen Idiotismus 
aber, von einem „moralischen Irresein“ ist nicht die Rede, also 
auch nicht von einer die Strafbarkeit der Angeklagten aus- 
schliefsenden Moral-Krankheit, welche die Verteidigung für die 
Angeklagte geltend macht. Die Angeklagte ist also voll verant- 
wortlich für die ihr zur Last gelegten und auch erwiesenen Thaten. 
Dieselben enthalten alle Requisite des Raubes und des Mordes.“ 

Es folgen dann rechtliche Erörterungen, die hier weniger 
interessieren. 

Die Revision dagegen stellte folgende Grundsätze auf: Nur 
da könne von einem verantwortlichen strafbaren Handeln die 
Rede sein, wo die durch Erziehung gegebene sittliche Erkenntnis 
derartig in das Wesen der Person aufgegangen sei, in der Person 
so tiefe Wurzeln geschlagen habe, dafs sie im stande sei, das 
Wollen und Handeln zu bestimmen. Mit anderen Worten: Sitt- 
liches Bewulstsein sei nicht schon vorhanden, sobald das Gefühl 
die Begriffe von gut und böse aufgenommen oder selbst schon 
urteilend auf äufsere Erscheinungen anzuwenden gelernt habe, 
sondern erst dann, wenn es zu den das Wollen bestimmenden 
Trieben sich in Beziehung gesetzt habe, wenn es, sozusagen, so in 
Fleisch und Blut des Menschen übergegangen sei, dals es auf 
seine Entschliefsungen überhaupt einen Einfluls zu üben vermöge. 
Die blofse Kenntnis der sittlichen Grundsätze begründe nicht die 
Zurechnungsfähigkeit, und wo diese Kenntnis keinen Einfluls auf 
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das Empfinden und Wollen zu erringen vermöge, weil in der sitt- 
lichen Entwickelung des Individuums die Bedingungen nicht ge- 
geben seien, deren die sittliche Erkenntnis bedürfe, um das 
Wollen bestimmend beeinflussen zu können, da sei eine krank- 
hafte Störung der Geistesthätigkeit, d. h. im weitesten richtigen 
Sinne des 8 51 St.-G.-B. der Seelenthätigkeit, vorhanden. 

„Dieser Standpunkt ist nicht der des Gesetzes“, bemerkt 
hierzu das Reichsgericht, worauf es zunächst die Ausführung, 
durch welche in dem Gutachten der Königl. Preufsischen Wissen- 
schaftlichen Deputation für das Medizmalwesen (Anl. 3 zu den 
Motiven des Entwurfs) der Ausdruck „Zustand von krankhafter 
Störung der Geistesthätiekeit“ begründet wird, citiert und dann 
fortfährt: 

„Die neuere Theorie hat das Vorhandensein von Irreseins- 
zuständen angenommen, in welchen die logischen Prozesse unge- 
stört von statten gehen, die äulsere Besonnenheit erhalten ist und 
Wahnideen und Sinnestäuschungen ganz fehlen, gleichwohl aber 
die Bedingungen der Zurechnungsfähigkeit geschmälert sind bis 
zur Aufhebung derselben, insofern das Individuum statt ethisch 
rechtlicher Motive nur Begriffe der Nützlichkeit und Schädlich- 
keit zu verwerten weils, das Strafgesetz von diesem eigenartigen 
inferioren Standpunkt nur als eine Art polizeilicher Vorschrift zu 
beurteilen vermag und bei diesem sittlichen und intellektuellen 
Defekt mehr oder weniger widerstandslos seinen egoistischen un- 
sittlichen Antrieben preisgegeben ist. Ob diese Theorie von dem 
„moralischen Irresein“ für eine spätere Gesetzgebung verwertet 
werden kann, muls hier ungeprüft bleiben. Soviel ist indes klar, 
dals nach den dem deutschen Strafgesetzbuch zu Grunde liegenden 
Anschauungen durch den von der Theorie angenommenen Mangel 
jeglichen moralischen Haltes die Zurechnungsfähigkeit nur dann 
für ausgeschlossen gelten kann, wenn der Mangel aus krankhafter 
Störung zu erklären ist. Zu demselben Ergebnisse führt die 
Auslegung des Gesetzes nach seinem Wortlaute. Nach 8 51 ge- 
nügt keineswegs die blofse Unfähigkeit zur freien W illensbestim- 
mung einem Anreize gegenüber, es muls vielmehr die freie 
Willensbestimmung durch einen Zustand von Bewaulstlosigkeit 
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oder krankhafter Störung der Geistesthätigkeit ausgeschlossen 
sein. Von. einem Zustande der Bewulstlosigkeit ist im vor- 
liegendeh Falle nicht die Rede. Unzweideutig verneint aber 
auch der erste Richter das Vorhandensein einer krankhaften 
Störung der Geistesthätigkeit bei der Angeklagten. Die Be- 
hauptung der Revision, dafs er dabei unter „Geistesthätigkeit“ 
lediglich die Bethätigung des Denkvermögens, nicht auch die 
Seelenthätigkeit im Auge gehabt, wird durch die Ausführungen 
des ersten Urteils widerlegt. Eine irrige Auffassung des $ 51 
läfst sich daher dem ersten Richter nicht nachweisen.“ 

Die „moralische Idiotie“ der Angeklagten bildet auch den 
Ausgangspunkt -der Beweisführung Lindaus. Dieser beant- 
wortet die seinem Aufsatze zur Überschrift gegebene Frage: 
„Verbrechen oder Wahnsinn?“ im Sinne der letzteren Alternative. 
Er verweist „bei diesem Anlasse“ auf das Werk von Sander und 
Richter: „Die Beziehungen zwischen Geistesstörung und 
Verbrechen“, aus welchem zu ersehen sei, wie oft schon krank- 
hafte Geisteszustände richterlicherseits nicht als solche erkannt 
worden seien, und er knüpft hieran die Bemerkung, auch in Fällen, 
wo eine Übereinstimmung der Ärzte nicht vorhanden gewesen sei, 
habe sich gezeigt, dafs man gewisse bedenkliche, für Zurechnungs- 
unfähigkeit sprechende Symptome unterschätzt habe. Beispiel: 
Der Fall Chorinsky. — 

Bei Prüfung der verschiedenen Ansichten wirft sich zunächst . 
die Frage auf: ist bezw. war bei der Angeklagten in der That 
ein absoluter moralischer Defekt als Symptom für moralisches 
Irresein*) vorhanden? 

Dafür angeführt wird ja besonders ihr gänzlicher Mangel an 
Reue. Wie die Berliner Strafkammer sich die diesbezüglichen 
negativen Auslassungen der Angeklagten erklärte, wissen wir. 
Ich stelle zur Erwägung, ob nicht auch die Thatsache Berück- 
sichtigung verdienen möchte, dafs das Gewissen und im Zu- 





*) Ob das „moralische Irresein* überall als besondere Wahnsinns-Spezies 
anzuerkennen sei, ist bekanntlich kontrovers. Vergl. hierüber (ausser dem, 
was das Reichsgericht in dieser Beziehung ausführt) Casper-Liman gericht]. 
Medizin, 7. Aufl., S. 762 ff. 
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sammenhange damit die Fähigkeit, wahre innere Reue zu em- 
pfinden, im allgemeinen bei Kindern lange nicht so entwickelt 
ist, wie bei Erwachsenen. Ich berufe mich in dieser B&ziehung 
auf einen der Herren Sachverständigen, den Physikus Dr. Long. 
In dem schriftlichen Gutachten desselben wird u. a. hervor- 
gehoben, wie die Angeschuldigte ohne besondere Veränderung 
in ihrem Wesen und mit dem heitersten Gesicht über alles ge- 
sprochen habe und auch bei der Leiche ihres Opfers so ruhig 
geblieben sei, dals man nach ihrem Benehmen sie nicht für die 
Mörderin gehalten haben würde. „Auf Grund aller meiner Wahr- 
nehmungen“ — so falst Long dann sein Urteil zusammen — 
„habe ich die Überzeugung gewonnen, dafs sich Marie Schneider 
auch in psychologischer Beziehung als ein Kind erweist. Bei 
Kindern ihres Alters aber beherrscht die Sinnenwelt und die 
lebendige Phantasie die geistigen Vorgänge fast allein. Im kon- 
kreten Falle hat die Angeschuldigte die betreffenden Ohrringe 
gesehen und der Trieb, sich dieselben anzueignen, durchdrang sie 
in unwiderstehlicher Weise. Da nun, was wissenschaftlich fest- 
steht, das Gewissen solcher Kinder noch in der Entwickelung 
begriffen ist und nur für den aus der Erfahrung ihnen bekannten 
Fall und dessen leichter erkenntliche Analogieen sozusagen ein- 
geübt ist, erwachte dieses bei der p. Schneider nicht, um sie vor 
der Strafthat und deren Folgen zurückschrecken zu lassen“. In 
. konsequenter Weiterentwickelung dieses Gedankens könnte man 
vielleicht so fortfahren: „und um sie ihre That bereuen zu lassen“. 

Betont werden ferner — als Anzeichen für moralischen De- 
fekt — die Diebereien und Betrügereien, die Grausamkeiten gegen 
andere Kinder und gegen Tiere, die Trägheit und Verlogenheit 
der Angeklagten. 

Anscheinend nicht mit Unrecht; hebt doch Krafft-Ebing 
(a. a. OÖ.) als charakteristische Merkmale eines „Defektmenschen“ 
speziell hervor: schon in der Kindheit zu Tage getretene Ge- 
meinheit, Faulheit, Lügenhaftigkeit, monströse Grausamkeit gegen 
Altersgenossen und Tiere. 

Aber auch hier ist ein Passus aus dem Longschen Gutachten 
beachtenswert: „Da ihr von den Zeugen nachgesagt wird, dafs 


13 





sie — und zwar reichen diese Anschuldigungen bis in ihre zarteste 
Kindheit zurück — gelogen und betrogen hat, dafs sie den Hang 
zeigte, sich fremdes Eigentum anzueignen, dals sie in übermütiger 
Weise gegen Schwächere gewaltthätig war und mit ca. drei Jahren 
gegen Tiere grausam gewesen sein soll, dals sie gern genascht 
hat und tolle Streiche machte, indem sie z. B. sich Tinte über 
das Gesicht gols, so will ich doch bemerken, dafs wir der- 
artige Wahrnehmungen bei ganz normalen Kindern 
häufig machen. Ihre Besonnenheit ist eben wegen der ge- 
ringen sittlichen Reife noch schwach und das rasch vor sich 
gehende Wachstum erzeugt das Bedürfnis, die Körperkräfte zu 
bethätigen. Aus diesen Gründen kommt es zu unsinnigen Ein- 
fällen, mutwilligen Streichen und zu den Versuchen, mancherlei 
sinnliche Regungen, wie die Genufssucht ete. zu befriedigen.“ 
Ganz unbegründet ist es jedenfalls, wenn Lindau die in 
frühester Kindheit verübten Grausamkeiten ohne weiteres für 
Zeichen einer „offenbar krankhaften Veranlagung‘ erklärt: sie 
beweisen an sich hierfür nichts, könnten sogar vielleicht eher für 
das Gegenteil verwertet werden, insofern nämlich, als sie zeigen, 
dafs das hier in Rede stehende ‘Verbrechen keineswegs ‚isoliert‘ 
im psychischen Leben der Thäterin dasteht, vielmehr ganz ihrem 
Charakter und ihrem Vorleben entspricht, so dafs man sich bei 
ihr sehr wohl der That versehen konnte; ein Kriterium, auf 
welches bekanntlich Casper zu Gunsten der Zurechnungsfähigkeit 
ein besonderes, allerdings wohl zu grofses Gewicht legte. 
(resetzt aber auch, das Vorleben der Angeklagten und ihr 
Benehmen vor, bei und nach der That wären als zwingende 
Indicien für moralischen Defekt anzuerkennen, so würde der 
letztere doch immer nur ein einziges und noch dazu ein höchst 
unsicheres Symptom für moralischen Wahnsinn bleiben, solange 
es nicht gelingen sollte, jenen Defekt auf einen Zustand psychischer 
Entartung zurückzuführen. Die nächste Frage wird also nach 
dem Vorhandensein gleichzeitiger intellektueller Defekte ge- 
richtet sein (Krafft-Ebing a. a. O., S. 112). Solche bei der 
Schneider zu entdecken, dürfte aber schwer halten. Alle betonen 
ja die grolse Fähigkeit des Intellekts, die ungewöhnliche geistige 
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Reife, die hervorragende Klarheit und Klugheit dieses „durch 
und durch gescheiten Mädchens“, wie der Sachverständige 
Dr. Lewin sie genannt hat. Der letztere hat allerdings trotzdem 
— wie wir aus Friedmanns Darstellung im ‚Tribunal“ erfahren 
— auch in intellektueller Beziehung einen Defekt konstatiert: 
obwohl ihr als mindeste Strafe jahrelanger Aufenthalt in einer 
Besserungsanstalt mit wenig Kost und vieler Plage bekannt sei, 
begehe sie die That, welche ihr die Strafe verschaffe, die Er- 
mordung des Kindes, nur um den Schlägen der Mutter für den 
Diebstahl an den Ohrringen zu entgehen; es sei diese Unfähig- 
keit, das kleinere und das grölsere Übel gegeneinander abzu- 
wägen, sogar ein Intellektsdefizit. | 

Dies dürfte indes schon insofern ein psychologischer Fehl- 
schluls sein, als wohl die wenigsten Verbrecher vor und bei 
Ausführung ihrer That viel an die sie etwa erwartende Strafe 
denken werden. Ihre Gedanken richten sich vielmehr, wenn 
nicht ausschliefslich, so doch in erster Linie auf den Zweck, 
der ihnen vorschwebt, auf die Vorteile, die sie von dem Ver- 
brechen erhoffen, nicht aber auf das Strafübel, dessen mög- 
liches Eintreten sie zwar kennen, dem sie aber zu entgehen ge- 
denken. — 

Lindau rügt es, dafs von wichtigen Einzelheiten, auf deren 
Feststellung die Irrenärzte das grölste Gewicht zu legen pflegten 
und die in der That sehr oft zur Beurteilung eines Falles von 
entscheidender Bedeutung seien, in diesem Prozesse überall nicht 
die Rede gewesen, dafs insbesondere die Frage der erblichen Be- 
lastung nicht einmal berührt worden sei. ‚Vom Vater‘, sagt 
Lindau, ‚haben wir nur erfahren, dafs er gestorben ist, sonst 
wissen wir nichts über ihn. Es wäre doch aber gewils sehr 
wichtig gewesen, festzustellen: ob dieser oder der Grolsvater 
seelisch gesund oder krank gewesen, ob der eine oder der andere 
Potator gewesen ist, ‚ob in der nahen Blutsverwandtschaft Fälle 
von Epilepsie oder Paralyse zu konstatieren sind? Zu den Quellen 
einer möglichen Entartung, nach denen der Psychiater immer mit 
besonderer Gewissenhaftigkeit forscht, ist man nicht aufgestiegen. 
Für die gewöhnlichen Sachverständigen des Gerichts schien ja 
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auch eine besondere Veranlassung dazu nicht vorhanden zu sein, 
da sie eben sämtlich von der Zurechnungsunfähigkeit des Mäd- 
chens schon an und für sich durchdrungen waren.“ 

Den letzten Satz werden die Herren Sachverständigen schwer- 
lich unterschreiben. Mochten sie auch noch so sehr ‚von der 
Zurechnungsunfähigkeit schon an und. für sich“ durchdrungen 
sein, so waren sie doch deshalb nicht weniger verpflichtet, thun- 
lichst viele relevante Momente in dieser Richtung festzustellen. 
Sie konnten ja nie wissen, ob der Richter die Gesichtspunkte, 
aus welchen sie die Sache ansahen, acceptieren und die von ihnen 
für ihre Ansicht beigebrachten Momente auch seinerseits als ge- 
nügend ansehen- werde. Und wenn sie auch zunächst vor die 
Frage nach der ‚erforderlichen Einsicht“ gestellt waren, so hatten 
sie darum doch dringende Veranlassung, die Person der Ange- 
klagten auch aus dem Greesichtspunkte des $ 51 St.-G.-B. ins 
Auge zu fassen, und dies umsomehr, als die Bejahung einer 
Frage aus $ 51 die absoluteste Verneinung einer solchen aus 
8 56 involviert haben würde; denn ein im Sinne des erstgedachten $ 
Unzurechnungsfähiger kann nie die gesetzlich erforderliche Ein- 
sicht haben. 

Keineswegs aber waren die Sachverständigen verpflichtet — 
und dadurch erklärt und rechtfertigt sich ihre Unterlassung in 
der hier fraglichen Richtung —, nach solchen Momenten zu 
forschen, die sie von vornherein für irrelevant erachten mulsten. 
Zu diesen gehörten eben die von Lindau angedeuteten. Denn 
angenommen auch, es hätte sich konstatieren lassen, dafs der Vater 
schwer trunkfällig, die Mutter epileptisch, der Grofsvater paralytisch 
und verschiedene Tanten hysterisch gewesen seien, so würde dies 
doch nichts weiter bewiesen haben, als höchstens die Möglich- 
keit einer erblichen Disposition der Marie Schneider. Von da 
bis zur wirklichen Geisteskrankheit ist aber glücklicherweise noch 
ein weiter Schritt. Wie mancher bleibt trotz einer solchen Dis- 
position sein Leben lang geistesgesund! begegnet man doch gerade 
in Familien, in denen einzelne Mitglieder am Irrsinn leiden, anderen 
von ausgezeichneter, hervorragender Intelligenz; eine grölsere Er- 
regbarkeit der cerebralen Prozesse, geistige Eigentümlichkeiten, 
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die bei jenen zur Überspanntheit und Bizarrerie werden, sprechen 
sich hier als erhöhte Aktivität und Energie der Intelligenz und 
als Originalität des Denkens aus (Griesinger, Pathologie und 
Therapie der psychischen Krankheiten, 3. Aufl., S. 158). 

Soll jemand als geisteskrank hingestellt reiten so müssen 
zunächst und vor allen Dingen erhebliche in der Person des 
angeblich Kranken begründete Symptome festgestellt werden. 
(relingt es, derartige Anzeichen aufzufinden, dann können auch 
aulserhalb der Person des Betreffenden liegende Momente, wie 
z. B. die Möglichkeit oder Weahrscheinlichkeit einer Familien- 
Disposition, zur Ergänzung und Bestätigung des Beweisergeb- 
nisses herangezogen werden; bis dahin aber sind sie ohne 
diagnostische Bedeutung. 

Sucht man nun nach solchen Symptomen in der Person 
der Angeklagten, so findet man aulser einem vielleicht vor- 
handenen, an sich nichts beweisenden moralischen Defekt gar- 
nichts derart, wohl aber manches, was für vollkommene Geistes- 
gesundheit spricht. 

Dr. Long schildert sie — in seinem schriftlichen Gutachten — 
als ebenmäfsig und kräftig gebaut, für ihr Alter hoch gewachsen, 
ziemlich gut genährt, von gesundem Aussehen, in der Haltung 
etwas schlaff, in ihren Bewegungen aber und ihrem ganzen Wesen 
rasch und lebhaft, sowie in jeder Richtung intakt. Und dafs in 
diesem durchaus gesunden Körper nicht auch ein gesunder Geist 


wohne — wofür doch offenbar eine starke Vermutung streitet —, 
das ist in dem Longschen Gutachten mit keinem Worte in Zweifel 
gezogen. 


Als geeignet, Bedenken gegen die geistige Gesundheit der 
Thäterin zu erregen, wird von Lindau u. a. auch ‚die Unver- 
hältnismäfsigkeit des grausigen Verbrechens und des damit er- 
strebten Zwecks“ hervorgehoben. Aber ist denn das Milsver- 
hältnis zwischen Motiv und That hier wirklich so grofs, wie es 
auf den ersten Blick erscheint? Um eine verbrecherische That 
zu verstehen und psychologisch richtig zu würdigen, mufs man 
sich vor allem auf den Standpunkt des Thäters stellen 
(Casper-Liman, a. a. O., S. 421), und im vorliegenden Falle 
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haben wir ein gefräfsiges, naschhaftes, „stets hungriges‘ (so wird 
sie einmal in den Akten genannt) Kind vor uns, für welches die 
Hoffnung, ungestraft die zur Befriedigung seiner Frefssucht nötigen 
Mittel zu erlangen, wohl ein hinreichend starkes Motiv zur That 
abgeben konnte. Unterscheidet sich denn diese Mörderin hin- 
sichtlich der causa facinoris gar so sehr von dem Strolche, der 
seinen Kameraden erschlägt, um ihm seine geringe Barschaft 
abzunehmen? 

| Freilich, sie war ein zwölfjähriges Kind, — und auch auf 
das „jugendliche Alter der Thäterin‘‘ wird von Lindau besonderes 
Gewicht gelegt —, aber ein geistig ungewöhnlich entwickeltes 
Kind. Und was schon bei Kindern heutzutage alles möglich ist, 
das zeigt aufser vielen anderen ein Fall, welcher gerade in diesen 
Tagen (Mitte Mai 1888) aus Württemberg berichtet wurde. Ein 
neunjähriger Knabe ermordete seinen achtjährigen Mitschüler, 
um sich dessen neue Stiefel anzueignen. Er lockte ihn 
vor das Dorf hinaus, führte ihn in einen Steinbruch, schlug ihn 
hier mit einem schweren Steine zu Boden und warf ihn in einen 
mit Wasser gefüllten Graben. Mit einem im Steinbruch liegenden 
Stück Hebeisen brachte er ihm dann noch mehrere Wunden im 
Gesicht und am Kopf bei, worauf er seinem Opfer, das er für tot 
hielt, die neuen Stiefel auszog. Der schrecklich zugerichtete Knabe 
wurde noch lebend im Steinbruch gefunden, auf dem Transport 
nach dem Dorf gab er seinen Geist auf. 

Ich weils wohl, für die vorliegende Sache beweist dieser 
Fall nicht viel, und ich bin auf den Einwand gefafst: jener neun- 
jährige Mörder ist ja gewils ein Opfer der moral insanity. Für 
so selbstverständlich oder auch nur von vornherein wahrscheinlich 
halte ich das letztere aber gar nicht. Unsere heutige Jugend ist 
eben zum Teil arg verwahrlost und furchtbar entarte. Davon 
weils nicht nur der Strafrichter, davon weils auch der Vormund- 
‘schaftsrichter manches zu erzählen, der das (preufsische) Gesetz 
vom 13. März 1878, betr. die Unterbringung verwahrloster Kinder, 
zu handhaben hat. Man soll daher nicht allzu geneigt sein, sich 
zu wundern und haarsträubende Dinge psychologisch unerklärlich 


zu finden. Diese Neigung war es ja, welche seiner Zeit zu der 
H. Ortloff, Gerichtlich-mediz. Fälle ete. H. IV. 2 
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berüchtigten, jetzt glücklicherweise längst als irrig erkannten Lehre 
von den „Monomanieen“ führte, der so mancher ruchlose Böse- 
wicht seine Freisprechung vördanlee) — 

Wie Lindau speziell auf den Fall Chorinsky, so möchte ich 
meinerseits auf einen Fall hinweisen, welcher in dem auch von 
ihm eitierten interessanten Werke von Sander und Richter: „Die 
Beziehungen zwischen Geistesstörung und Verbrechen“, S. 187 
bis 195, von ersterem mitgeteilt wird. Derselbe ist gewisser- 
malsen e contrario beweisend. 

Die fünfzehnjährige Anna R. war seit ihrer frühesten Kind- 
heit, sowohl bei ihrer Mutter, als auch in verschiedenen Anstalten, 
störrisch, widerspenstig, eigensinnig, lügenhaft, diebisch, dabei un- 
sauber und unordentlich. Wenn sie bei ihren in raffinierter, ver- 
schlagener und herzloser Weise ausgeführten Diebstählen ertappt 
wurde, leugnete sie und gestand erst nach langer Züchtigung, 
versprach auch Besserung, wurde aber alsbald wieder rückfällig. 
Reue zeigte sie nie. 

In seinem die Anna R. für blödsinnig erklärenden Gutachten 
sprach sich Sander dahin aus, dafs hier ein Fall von moral 
insanity vorliege. Zur Begründung dieser Ansicht weist er aller- 
dings zunächst hin auf das frühzeitige Auftreten der verkehrten 
Handlungen und des perversen Charakters bei einem .nicht durch 
schlechte Beispiele verdorbenen Kinde, auf den fast triebartigen 
Charakter der Handlungen und die Erfolglosigkeit jeder Erziehung. 
Sodann aber führt er aufser den Thatsachen, dafs der lügenhafte 
und verschwindelte Vater der Anna R., nachdem er viel an Kopf- 
schmerz gelitten, 35 Jahre alt am Gehirnschlag gestorben und 
dafs die Mutter in hohem Grade nervös sei, ferner an, dafs die 
AnnaR. selbst als Kind an Skrophulose gelitten, im achten 
Jahre ein gastrisches Fieber bestanden habe, auch in ihrem körper- 
lichen Verhalten einige Merkmale der neuropathischen Disposition 
zeige. Sie sei in ihrer Entwickelung zurückgeblieben, leide seit 
frühester Jugend an Schwindel, es werde ihr schwarz vor den 
Augen, und in Zeiträumen von 3 bis 4 Wochen trete ein jedes- 
mal einen Tag anhaltender Kopfschmerz mit Übelkeit und Brech- 
neigeung ein. Anlangend sodann die Intelligenz der R., so wird 
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es als unzweifelhaft bezeichnet, dafs sie in der geistigen 
Entwickelung bedeutend hinter ihren Jahren zurück- 
geblieben sei. Dies wird näher ausgeführt und thatsächlich 
begründet. Es wird u. a. erwähnt, dafs die R. ebenso in den 
eigentlichen Unterrichtsgegenständen, wie in den Dingen, die man 
im Verkehr mit anderen lernt, weit zurück sei, dafs sie viele 
Fragen gar nicht, andere falsch auffasse, dals man die Fragen, 
wie bei Kindern, dem Niveau ihres Verständnisses anpassen 
‚müsse, ferner, dafs die R. über ihr Vorleben nur ungenügende 
und unpräzise Auskunft geben könne und dafs ihr offenbar die 
richtige Schätzung für die Zeiträume fehle, da sie meist vom 
Jahre spreche. Ihr Benehmen wird dann weiter geschildert, ver- 
kehrte bezw. sinnlose Antworten, die sie gegeben, werden mit- 
geteilt und zum Schlusse wird noch als für die pathologische 
Natur der in Rede stehenden Handlungen angeführt, „dafs die- 
selben zeitweise weniger hervortreten, so dals, wie dies derartigen 
Zuständen eigen, periodische Remissionen sich bemerklich machen, 
und dafs mit einer Steigerung der Verkehrtheit des Charakters 
auch die anderen nervösen Erscheinungen stärker aufzutreten 
scheinen. 

Dafs Sander hier moralisches Irresein für hinreichend in- 
diciert hielt, kann nicht Wunder nehmen; und doch rechnet er 
auch diesen Fall zu den „schwieriger zu beurteilenden“. Nun 
aber vergleiche man mit jener Anna R. die Marie Schneider, 
dieses anscheinend kerngesunde Mädchen, bei dem vieles für 
geistige Gesundheit, für Geistesgestörtheit aber nichts zu sprechen 
scheint! 

Nach alledem kann ich Lindau wohl darin beipflichten, dafs 
Marie Schneider „eine menschliche Mifsbildung der grausigsten 
Art“ ist, nicht aber darin, dafs sie ins Irrenhaus gehört. „Wir 
würden befriedigter aufgeatmet haben“ — sagt er — „wenn diese 
zwölfjährige Raubmörderin, anstatt auf eine bestimmte Zeit ins 
Gefängnis zu wandern, hinter Schlofs und Riegel des Irrenhauses 
geborgen, solange festgehalten worden wäre, bis sie als voll- 
kommen gesundet der Gemeinsamkeit wieder übergeben werden 


könnte; und sollte dieser Augenblick nie eintreten, nun so würde 
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sie eben bis an ihr Lebensende im Irrenhause unschädlich ge- 
macht sein.‘ 

Das letztere würde, wie ich fürchte, auf praktische Schwierig- 
keiten stofsen und sich im Resultat leicht zu einer Art wider- 
rechtlicher Freiheitsberaubung gestalten. Denn sowie niemand 
auf einen ganz vagen, durch thatsächliche Momente nicht be- 
gründeten Verdacht hin verhaftet werden darf, so darf man auch 
niemanden lediglich deshalb auf ganz unbestimmte Zeit in ein 
Irrenhaus sperren, weil man der subjektiven Meinung ist, er sei 
wahnsinnig oder könne es im Laufe der Zeit werden (vergl. auch 
Belmonte a. a. O. S. 564). — 

Mancher, der Lindaus Aufsatz Iiost, wird geneigt sein, in 
dem Urteil ads Berliner Landgerichts einen Justizmord zu er- 
blicken. Der Eindruck, den ich aus den — mir gütigst zur Ein- 
sicht und Benutzung verstatteten — Akten gewonnen habe, ist 
ein durchaus anderer; meines Erachtens ist das angefochtene Urteil 
ein glänzendes Zeugnis für die psychologische Durchbildung und 
wissenschaftliche Selbständigkeit preussischer Richter. Eine Koryphäe 
der psychiatrischen Wissenschaft, Krafft-Ebing, rügt bekanntlich 
die häufige Unkenntnis richterlicher Personen in psychologischen 
Dingen. Wäre es anders, sagt er, so würden Richter und Staats- 
anwalt die Aussprüche der Sachverständigen besser würdigen und 
nach ihrem Wert prüfen können. Ich möchte glauben, dafs Krafft- 
Ebing aus dem Falle Schneider mit Genugthuung ersehen haben 
wird, dafs seine Ermahnungen nicht ganz fruchtlos geblieben sind 
und dafs wenigstens die Richter, welche über Marie Schneider 
zu urteilen hatten, auch mit psychologischen Kenntnissen hin- 
reichend ausgerüstet waren, um die Aussprüche der Sachverstän- 
digen richtig würdigen zu können. — 

Wenn es mir gelungen sein sollte, durch die hier gegebenen 
Mitteilungen und die daran geknüpften Bemerkungen zur richtigen 
Auffassung dieses psychologisch immerhin sehr merkwürdigen 
Falles ein Scherflein beizutragen, so würde mein Zweck er- 
reicht sein. 
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Nach Abschlufs des vorstehenden Aufsatzes hat der Geist- 
liche des Grefängnisses, in welchem Marie Schneider sich seit 
Anfang Oktober 1886 befindet, mir über die letztere einige sehr 
beachtenswerte Mitteilungen gemacht. „Es ist mir“ — so schreibt 
derselbe u. a. — ‚mit vieler Mühe, Arbeit und Geduld, aber auch 
mit scharf strafendem Ernste gelungen, den besseren Geist in dem 
Mädchen zu wecken. Beim Begehen der grausigen That hat sie 
kein Mitleid für das Kind, wohl aber Furcht vor den Folgen der 
That für sich gehabt; heute empfindet sie Reue, dafs sie solches 
hat überhaupt thun können; was Sünde war, wulste sie nur aus 
den Mahnungen der Mutter und den Regungen ihres Gewissens; 
dem Religionsunterrichte in der Schule ist sie fast immer, wie sie 
sagt, aus dem Wege gegangen; heute weils sie, was Sünde ist und 
dafs sie Sünde gethan hat, sie erkennt ihre Schuld und empfindet 
es tief schmerzlich, dafs sie ihrer Mutter, an der sie sehr hängt 
und die es stets gut mit ihr gemeint, solche Sorge und Schande 
bereitet. Wenn sie zu jemand Vertrauen gefafst, spricht sie offen 
und aufrichtig von ihren Übelthaten, ihre Stimmung kann man 
nicht mehr vorwiegend heiter und gleichmütig nennen, es kommen 
ihr selbst dabei die Thränen. Ihr altes böses, unbändiges Wesen 
bricht wohl hier und da wieder durch, doch scheint seine Herr- 
schaft gebrochen; sie meint: schimpfen und schlagen könnte sie 
jemanden im Ärger, aber das Leben nehmen möchte sie keinem 
wieder. Ihr fast unbezähmbarer Hunger ist der erste Anlafs mit 
zu ihren Diebereien und Betrügereien gewesen und verfolgt sie 
auch heute noch, sie ist aber dabei erofs und stark geworden. 
Die grausige Geschichte dieses Kindes zeigt, wohin es mit einem 
solchen kommen kann, wenn es in einer Grolsstadt, wie Berlin, 
sich selbst überlassen ist, weil die Mutter ihr Brot auflser dem 
Hause suchen mufs; Versuchungen und Versucher scheinen da auf 
allen Ecken zu lauern, und eine solche geweckte Natur, wie diese, 
wird dann leicht zur gewandten und wohl überlegenden Ver- 
brecherin.* 

Aus einem späteren Schreiben desselben Herrn geht hervor, 
dafs die Schneider auf geschlechtlichem Gebiete in einer bei ihrem . 
Alter schreckenerregenden Weise zu Hause ist. In diesem 
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Schreiben heifst es ferner: „wie ich aus den Untersuchungsakten 
ersehen, hat sie von der Gesetzwidrigkeit, ja Sündhaftigkeit ihrer 
Unthat doch mehr Bewulstsein gehabt, als sie mich glauben 
machen wollte; sie ist nach meiner Überzeugung keineswegs 
geistig irre, sondern so verwahrlost und so zu sagen im Bösen 
verrannt gewesen, dals es von Stufe zu Stufe soweit nicht bloss 
kommen konnte, sondern kommen mulste.“ 

Diese Auffassung ist gewils durchaus zutreffend. — 

Was ich inzwischen über den oben beiläufig erwähnten 
jugendlichen Württemberger Mörder erfahren habe, bestärkt mich 
in der Vermutung, dafs auch hier eine arge sittliche Verwahr- 
losung, nicht aber moralisches Irresein vorliegt. 

Erwähnenswert ist zunächst noch, dafs der Mörder nach voll- 
brachter That, bekleidet mit den seinem Opfer abgenommenen 
Stiefeln, als wäre nichts geschehen, sich nach Hause trollte, mit 
srölstem Appetit als und später den besorgt nach ihrem Kinde 
fragenden Eltern gegenüber rundweg ableugnete, von diesem etwas 
zu wissen, selbst als man ihn daran erinnerte, dals sie doch beide 
zusammen zum Dorfe hinausgewandert seien. Auch noch nach 
Auffindung der Leiche fuhr er fort, zu leugnen und erst nachdem 
er durch den Besitz der Stiefel überführt und an den Ort des 
Verbrechens gebracht worden war, legte er mit grolser Kalt- 
blütigkeit das Geständnis seiner gräfslichen That ab. 

Dieser — am 7. Juni 1879 geborene, jetzt in einer Besserungs- 
anstalt befindliche — Knabe besuchte vom Mai 1886 bis dahin 
1888 die Volksschule zu Oberndorf. „Derselbe ist“ — heifst es 
in einem bei den Akten befindlichen Bericht des dortigen Pfarrers 
— „seinem Alter entsprechend in intellektueller Hinsicht ein 
aufgeweckter Knabe und der Unterzeichnete hat nie bemerkt, 
dafs sein geistiger Zustand irgendwie anormal wäre. Was sein 
sittliches Verhalten betrifft, so kam derselbe grundverdorben 
in die Schule, weil die häusliche Erziehung eine ganz schlechte 
ist, wie denn auch seine anderen Geschwister dem Geistlichen 
und den Lehrern viel zu schaffen machen. Er ist lügnerisch, 
abgeschlagen, diebisch, zeigte sich wiederholt roh gegen Mitschüler 
und Tiere. Trotz der vielen Mahnungen, die ihm deshalb gegeben 
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wurden, und trotz der Züchtigungen, die ihm zu teil wurden, 
konnte wenig an ihm gebessert werden, weil er von Haus aus 
namentlich wegen der rohen Milshandlungen, die die Kinder von 
seiten des Vaters bei Züchtigungen zu erdulden haben, wie man 
zu sagen pflegt, verschlagen ist. Überhaupt machten Warnungen, 
‚Mahnungen und Strafen auf sein verdorbenes Herz wenig Ein- 
druck. Der Schuldisziplin wulste er sich wohl zu fügen, weil er 
vor etwaigen Strafen wegen Nichtbefolgung derselben Furcht 
hatte.‘ 

Der Klassenlehrer des Knaben ist der Meinung, ‚dafs der- 
selbe ohne Zweifel das Verbrecherische seiner That hat einsehen 
können und dafs von Anormalität seines Geistes nicht die Rede 
ist.“ Seine Leistungen in der Schule waren normal; nicht selten 
aber mulste er wegen seines frechen Benehmens, seiner Lügen- 
haftiekeit und seiner Roheit gegen Mitschüler empfindlich ge- 
züchtigt werden. ‚Eines solchen Verbrechens aber‘‘ — so schliefst 
der Lehrer — „hat ihn der Unterzeichnete nie für fähig gehalten 
und sucht derselbe den Grund der Fähigkeit zu einer solchen 
That nur in der schlechten elterlichen Erziehung.‘ 

Die häuslichen Verhältnisse scheinen allerdings für die sitt- 
liche Entwickelung des Knaben so ungünstig wie möglich ge- 
wesen zu sein. Die Mutter ist eine wiederholt wegen Diebstahls 
bestrafte Person, eine Schwester hat mehrfach gestohlen und be- 
trogen, ein Bruder plünderte im Alter von 13 Jahren eine Laden- 
kasse. Das Haupt dieser Familie endlich, ein Tagelöhner, hat 
bereits wegen Totschlags eine längere Gefängnisstrafe erlitten. 
Als eines Tages eins seiner Kinder vom Ortsgeistlichen eine — 
sicherlich wohlverdiente -—— Züchtigung erhalten hatte, rannte der 
hierüber wütende Vater in Hemdsärmeln ins Pfarrhaus und drohte 
dem Pfarrer, wenn das noch einmal wieder vorkomme, dann ‚„hoble 
er mit ihm die Stiege“ (d. h. werfe er ihn die Treppe hinunter). 

Dafs ein ohnehin bösartig veranlagtes Mitglied einer solchen 
Familie so, wie geschehen, entarten konnte, darf nicht so sehr 
Wunder nehmen. — 





11. 


Von der Fahrstrafse, welche die Dörfer Thurnau und Lim- 
mersdorf verbindet, biegt ein Fulsweg, der sog. Wiesenweg, ab, 
der in ziemlich gerader Richtung auf das im Süden aufserhalb 
Limmersdorfs liegende Haus der Steinhauerswittwe Näther zu- 
führt, während man auf der Fahrstrafse erst in gröfserem Bogen 
dorthin gelangt. Dieser Wiesenweg durchschneidet zunächst die 
von Berndorf nach Limmersdorf führende Strafse, dann einen von 
Reuthof ebendahin führenden Fufssteig. Folgt man dem letzteren 
in der Richtung nach Osten, so ist man in kurzer Zeit bei der 
am äulsersten Ende Limmersdorfs liegenden Wohnung des Ge- 
meindedieners Eber; bleibt man dagegen auf dem zuerst er- 
wähnten Fufswege, so durchschreitet man bis an das Näthersche 
Haus eine hügelige Wiese, welche in der Richtung dorthin etwas 
aufsteigt und von einem einhalb, zuweilen auch ein bis zwei Fuls 
breiten, in Schlangenwindungen sich dahinziehenden natürlichen 
Wassergraben durchzogen ist. In diesem Graben befindet sich 
etwas abseits vom Wiesenwege, 270 Schritt vom Nätherschen 
Hause entfernt und von da aus deutlich sichtbar, eine einen 
kleinen Wassertümpel darstellende Ausbuchtung. Da, wo durch 
ein schmales (kaum einen halben Fuls breites) Rinnsal das Wasser 
in diesen Tümpel einflielst, steht ein Weidenbaum, um welchen 
herum sich das Wasser windet. Der ganze Tümpel hat eine 
Länge von 1,70 m und ist an der breitesten Stelle 90 cm, an 
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der schmalsten 64 em breit. Oben beim Einflufs des Wassers 
bis gegen die Mitte zu hat er eine Tiefe von 31, von da bis an 
die Ausflulsstelle eine solche von 23 m. 

Nachstehende Skizze wird die Sache anschaulicher machen. 


/Purnau 





a\ 
=: 
in 
zZ 
an 
N 
Q 
Berndorf 
Qp S» 
S 
& 
u 
N 
| N 
Keurfkof | me 


be] Jusssleig ! \ 
azz 1.9 I 


N Yale en, 
RS jene 


Werden - H x) 
baum. \Lber I 
/ 12, „, 


je ES 
f HÜHne Närker 
A 


Am Nachmittage des 14. März 1883 schickte die Witwe 
Näther ihr neunjähriges Töchterchen Margareta nach Thurnau, 
um dort dürres Reisig zu verkaufen und für den Erlös ein Stück 
Kochzucker einzukaufen. Das Kind kehrte nicht zurück. Die 
Umgegend wurde abgesucht, — vergebens. Das einzige, was 
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die Mutter in Erfahrung brachte, war, dass Margareta nachmittags 
in Thurnau mit dem Knaben Conrad Eber, einem Sohne des Ge- 
meindedieners Eber in Limmersdorf, gesehen worden sei. Sie 
sing daher noch abends 10 Uhr zu Ebers, um hier Erkundigungen 
einzuziehen; Conrad wollte aber von nichts wissen. 

Am andern Morgen fand man die Vermifste in dem oben 
beschriebenen Wassertümpel. Sie lag auf dem Rücken, das Ge- 
sicht nahe beim Weidenbaum nach oben gekehrt, und füllte mit 
ihrem Körper den ganzen Tümpel aus*); das Wasser rieselte 
sacht über die Leiche hinweg. 

Die demnächst vorgenommene Oheirkiior ergab, dafs das (für 
sein Alter kräftig gebaute) Kind ertrunken war, dals ihm aber 
noch bei Lebzeiten äufsere Verletzungen beigebracht worden 
waren. | 

Der Verdacht, die Kleine ermordet zu haben, lenkte sich so- 
gleich auf den Conrad Eber, der tags zuvor mit ihr gesehen worden 
und als ein böser Bube allgemein bekannt war. Da er sich da- 
mals gerade in der Schule befand, ging der Gensdarm dorthin. 
Eber erklärte ihm gleichgültig und ruhig, er sei während des 
gestrigen Nachmittags mit anderen Knaben, die er namhaft machte, 
nicht aber mit der Margareta Näther zusammen gewesen; und 
als in seiner Joppentasche ein in Papier gewickeltes Stück K.och- 
zucker gefunden wurde, wollte er dies für Geld. gekauft haben, 
das ihm sein Vater gegeben. Nachdem aber der letztere diese 
Angabe für unwahr erklärt hatte, gab Eber zu, dafs er die kleine 
Näther des Zuckers beraubt und dann, um nicht von ihr ange- 
zeiet zu werden, ertränkt habe. In Nebenpunkten log er auch 
noch während der Voruntersuchung verschiedentlich; sein schliefs- 
liches, mit anderweit ermittelten Umständen übereinstimmendes 
Geständnis ging im wesentlichen dahin: 

„Nachmittags begleitete ich die kleine Näther von Limmers- 
dorf nach Thurnau, wo sie, wie sie mir unterwegs erzählte, für 





*) In dem Protokoll über die demnächst stattgehabte Einnahme des 
richterlichen Augenscheins heifst es: „Der Tümpel hat genau die Gröfse einer 
nach dem Körper der M. Näther gefertigten Badewanne und mulste der 
Körper den ganzen Tümpel nach Länge, Breite und Tiefe ausgefüllt haben. 
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ihre Mutter ein Reisigbüschel, den sie bei sich trug, verkaufen 
und mit dem dafür erhaltenen Gelde Zucker kaufen sollte. Während 
sie dies besorgte, bettelte ich in Thurnau und wartete dann auf 
die Näther. Als sie kam, lag in ihrem Korbe, den sie auf dem 
Rücken trug, ein Stück Zucker. Wir traten den Heimweg an. 
Aulserhalb Thurnaus gesellte sich eine Frau zu uns, die eine 
Strecke Wegs mit uns ging. Unterwegs beschlofls ich, der N. 
den Zucker abzunehmen; ich hob von der Erde einen faustgrolsen 

Stein auf und steckte ihn zu mir, um ihn nötigenfalls gegen die 
N. zu gebrauchen. Wir bogen auf den Wiesenweg ab (es war 
damals, wie jene Frau bekundet, gegen 5'/, Uhr). Als wir bis 
in die Nähe des Reuthofer Fulssteigs gekommen waren und die 
Frau — die auf der Landstralse in der Richtung nach Limmers- 
dorf weiterging — uns nicht mehr sehen konnte, forderte ich die 
N. auf, mir den Zucker zu geben; sie weigerte sich und als ich 
ihn mir selbst aus dem Korbe nehmen wollte, wehrte sie sich. 
Ich falste sie an, warf sie zu Boden uud nahm den Zucker an 
mich. Als die N. mich deshalb ausschalt und mit Anzeige be- 
drohte, schlug ich sie mit dem vorhin von mir eingesteckten Stein 
auf den Mund, die Stirn und den Kopf, worauf sie weinend an 
den Bach hinab ging. Ich lief nun nach Hause und holte eine 
Liste über Gemeindeumlagen, die ich für meinen Vater bei den 
darauf verzeichneten zahlungspflichtigen Personen herumtragen 
sollte; schlug dann wieder die Richtung nach dem kurz zuvor 
verlassenen Wiesenwege ein und sah jetzt, wie die kleine N., die 
ihren Korb auf die Seite gestellt hatte, über den Wassertümpel 
gebeugt ihr blutiges Gesicht wusch. Nun beschlofs ich, sie zu 
töten, damit sie mich nicht anzeigen könne; ich schlich mich 
daher leise an sie heran, packte sie hinten am Grenick, stiels sie 
vornüber in den Tümpel und drückte ihren Kopf solange in das 
Wasser, bis ich sie für tot hielt. Hierauf wollte ich mich ent- 
fernen, im Fortgehen jedoch bemerkte ich, dafs die N. sich noch 
einmal umgedreht hatte. Ich ging deshalb wieder zurück und 
drückte die jetzt mit dem Gesicht nach oben Liegende wiederholt 
in das Wasser hinein, bis sie ganz leblos zu sein schien. Darauf 
trug ich ruhig die Liste herum. Ich weifs und wufste wohl, dafs 
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der, welcher einen Menschen beraubt oder tötet, ein grolses Ver- 
brechen begeht und schwer bestraft werden kann.“ — 

Conrad Eber ist geboren am 16. April 1874, hatte also zur 
Zeit der That das 14. Lebensjahr noch nicht vollendet. Als er 
mit sieben Jahren zuerst in die Limmersdorfer Schule kam, war 
er — wie der Lehrer, der ihn seither unterrichtet hat, bekundet — 
geistie so schwach entwickelt, dafs er um ein Jahr zurückgestellt 
werden mulste. Im nächsten Jahr war es nicht viel besser, und 
da er auch schwerhörig war, so profitierte er nicht viel vom Unter- 
richt; teils hörte er nicht, was gelehrt wurde, teils begriff er das 
(sehörte nicht. So lernte er denn in den ersten vier Jahren des 
Unterrichts nicht viel mehr, als notdürftig lesen und schreiben. 
Dann machte er etwas bessere Fortschritte, wozu wesentlich der 
Umstand beitrug, dafs seine Schwerhörigkeit sich allmählich ver- 
minderte und endlich ganz verschwand. Gering blieben seine 
Leistungen aber auch jetzt noch, zumal da er faul war. Sein 
Betragen gab während der ersten beiden Jahre zu besonderem 
Tadel keinen Anlafs; später war er lügenhaft, diebisch, trotzig 
und eigensinnig. Bei der letzten Schulprüfung wollte er nicht 
lesen, und alle Bemühungen, seinen Eigensinn zu brechen, blieben 
fruchtlos. Vor etwa zwei Jahren wurde er dabei ertappt, wie er 
einige Kerzenstumpfen aus der Kirche stahl. Gegen jede Be- 
strafung zeigte er sich vollkommen gleichgültig. Der Lehrer ist 
der Ansicht, dafs der Angeklagte, wenn er auch geistig beschränkt 
und nicht so normal wie andere Kinder entwickelt sei, doch die 
zur Kenntnis der Strafbarkeit seiner Handlung nötige Einsicht zur 
Genüge besitze bezw. zur Zeit der That besessen habe. 

Letzteres nimmt auch der Pfarrer in Berndorf an, welcher 
seit zwei Jahren als Schulinspektor für Limmersdorf häufig Ge- 
legenheit gehabt hat, den Knaben zu beobachten. Er bezeichnet 
die geistigen Anlagen desselben als zwar nicht hervorragend, aber 
doch genügend für einen gedeihlichen Unterricht, und betont be- 
sonders den Mangel an Eifer und gutem Willen. 

Der Bürgermeister in Limmersdorf nennt den Eber einen 
bitterbösen, boshaften, lügenhaften und diebischen Burschen, roh 
und gewaltthätig gegen andere Kinder, wenn sie sich nicht seinem 


29 





Willen fügen wollten. Wie dieser Zeuge ferner mitteilt, sind die 
häuslichen Verhältnisse der Eberschen Familie sehr unerfreulich 
und ist die Erziehung des Knaben ganz vernachlässigt worden. 

Dorfgenossen des Angeklagten schildern ihn als roh und 
grausam und erzählen davon, wie er häufig Gänse, die er zu hüten 
gehabt, geschlagen, umhergetrieben oder in anderer Weise bar- 
barisch gemifshandelt habe. 

Im Herbst 1887 hat er sich wiederholt unzüchtige Griffe 
gegen die kleine Margareta Näther erlaubt, was diese ihrer Mutter 
klagte. Und wie gern er auch in Gedanken sich mit derartigen 
Dingen beschäftigte, zeigt folgendes Vorkommnis: im Februar 1888 
fand sich auf seinem Platze in der Konfirmationsstunde ein an 
einen Mitschüler adressierter Brief, in welchen er diesen eines 
unsittlichen Attentats gegen eine Konfirmantin beschuldigte; wie 
die sofort eingeleitete Untersuchung ergab, war diese Beschul- 
digung vollständig aus der Luft gegriffen. 

Eber hat früher an skrophulösen Augenentzündungen und 
— wie schon erwähnt — an Schwerhörigkeit gelitten, ist aber 
im übrigen nicht krank gewesen und auch jetzt gesund und kräf- 
tiv. Wenn er zu sprechen beginnt, stottert er heftig; ist er aber 
erst mit der Sprache im Zuge, so spricht er meist in flie[sender Rede. 

Vom ersten bis zum letzten Verhör bewahrte er eine voll- 
kommene Ruhe. Zur Leiche der Margareta Näther geführt, zeigte 
er nicht die geringste innere Erregung und wiederholte mit völligem 
Gleichmut sein Geständnis. Ebenso ruhig und gleichgültig be- 
nahm er sich in der Einzelhaft des Gefängnisses; er las zeitweilig 
in einem ihm gegebenen Gebetbuch, schleifste Federn, als und 
schlief ganz wie ein mit sich selbst zufriedener Mensch. Von 
irgend welcher Gewissensregung und Reue Keine Spur. Als der 
Staatsanwalt und der Gerichtsarzt ihn einmal in seiner Zelle be- 
suchten, erkundigte er sich, ob er jetzt nicht bald wieder nach 
Hause komme. 

Der Sachverständige, Landgerichtsarzt Dr. L., gelangt zu dem 
Resultat: ‚dafs Eber zwar das nötige Mafs von Intelligenz und 
geistiger Entwickelung besitzt, um im allgemeinen unterscheiden 
zu können, was erlaubt und was verboten ist, dafs ihm aber alle 
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die ethischen Anlagen und Kräfte, Gemüt und Gewissen, fehlen, 
die einen normalen Menschen, auch wenn er noch im Kindesalter 
steht, mahnen und abhalten, ein Verbrechen zu begehen. Er hat 
ein Vergnügen daran, Tiere zu quälen, vor Strafen fürchtet und 
schämt er sich nicht, sie erregen bei ihm nur Spott und Hohn, 
er begeht und denkt sich unsittliche Handlungen aus, deren man 
ihn bei seinem jugendlichen Alter gar nicht fähig halten sollte, 
er mifshandelt Kinder und ermordet schliefslich eines mit einer 
Kälte und Überlegung sonder Gleichen.“ ‚Nach meiner Über- 
zeugung‘“ — fährt der Sachverständige fort — „ist bei dem 
Burschen neben mäfsig entwickelten intellektuellen Anlagen ein 
angeborener moralischer Defekt, ein Mangel des Gewissens vor- 
handen, schlechte Erziehung, Mangel an Aufsicht und gutem Bei- 
spiel im elterlichen Hause reicht gewifs nicht hin, um eine solche 
moralische Verworfenheit zur Erscheinung zu bringen, wie sie 
dieser Junge an den Tag gelegt hat. Im Gegensatz zu diesem 
Defekt findet sich bei ihm eine gesteigerte Entwickelung der sinn- 
lichen Triebe und der Begierde nach materiellen, ja sogar nach 
sexuellen Genüssen; ihnen zu widerstehen, dazu fehlen ihm die 
nötigen moralischen Kräfte und Anlagen, wenn er auch wissen 
kann und nach dem Unterricht, den er genossen hat, wissen muls, 
dafs er in Strafe verfällt, wenn er diese Triebe befriedigt.‘ 

Das schriftliche Gutachten beschränkt sich auf diese ‚‚psycho- 
logische Analyse des Falles“ und überläfst die Beantwortung der 
Einsichtsfrage nach 8 56 St.-G.-B. dem Richter. Bei der Haupt- 
verhandlung aber sprach sich der Sachverständige mit voller Be- 
stimmtheit dahin aus, dafs, wenn auch der Angeklagte an einem 
moralischen Defekt leide, doch seine intellektuelle Ent- 
wickelung eine derartige sei, dafs ihm die zur Erkenntnis der 
Strafbarkeit seiner Handlung erforderliche Einsicht innewohne 
bezw. innegewohnt habe. 

Die Strafkammer war derselben Ansicht und verurteilte den 
Angeklagten wegen Raubes und Totschlags zu einer zehnjährigen 
Gefängnifsstrafe, die sofort angetreten wurde. 

Der Verteidiger hatte unter Hinweis auf den konstatierten 
moralischen Defekt für Mangel an Einsicht plaidiert. Hierzu be- 
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merken die Urteilsgründe: ‚ein etwa vorhandener moralischer De- 
fekt kommt im Strafrecht nicht in betracht.“ 

Die Frage: „Verbrechen oder Wahnsinn?“ hat, soweit er- 
sichtlich, hier niemand aufgeworfen. Und doch hat dieser Fall 
mit dem der Marie Schneider gerade in psychologischer Beziehung 
eine zum Teil ganz frappante Ähnlichkeit. Die ‚„Unverhältnis- 
mälsigkeit des grausigen Verbrechens und des erstrebten Zweckes‘“ 
ist hier nicht weniger schreiend, als dort; die cynische Gefühl- 
losigkeit und Ruhe bei und nach der That (insbesondere auch an- 
gesichts der Leiche) in beiden Fällen dieselbe; monströse Grau- 
‚samkeit gegen Altersgenossen und Tiere zeigte sich, wie bei der 
Schneider, so auch bei Eber schon in frühester Kindheit, und 
wenn sie bei der Ersteren ohne weiteres als Symptom einer „offen- 
bar krankhaften Veranlagung angesprochen werden darf, warum dann 
nicht auch hier? Ein ‚Intellektsdefizit‘‘ endlich hätte sich ja ganz 
in derselben Weise wie dort konstruieren lassen und hier um so 
schwerer ins Gewicht fallen müssen, als Ebers Intellekt ohnehin 
nicht hervorragend ist. Die Parallele liefse sich wohl noch weiter 
ziehen. 

Dennoch ist, wie gesagt, die Zurechnungsfähigkeit dieses 
jugendlichen Scheusals anscheinend von keiner Seite in Zweifel 
gezogen worden. Man wird sich gesagt haben: mag auch Conrad 
Eber in moralischer Beziehung noch so verkommen und defekt, 
mag er auch eine menschliche Mifsbildung der grausigsten Art 
sein, — für einen vernünftigen Zweifel an seiner geistigen 
Integrität fehlt jeder Anhalt. — 
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III. 


Am 6. Mai 1. Jahres, einem Sonntag, kehrte der acht Jahre alte 
Ludwig B. abends nicht nach Hause zurück, so dafs zuletzt 
mehrere Personen aufbrachen, um ihn in Feld und Wald zu 
suchen. Um 10 Uhr kamen die Suchenden unverrichteter Dinge 
wieder nach Hause zurück. Nun aber wurde auf energischen 
Betrieb des ÖOrtsvorstandes die Nachsuchung mit verstärktem 
Nachdruck wieder aufgenommen. Aber auch dieses Mal lange 
vergebens. Erst gegen Mitternacht lohnte der Erfolg. Leise 
wimmernde Töne leiteten die Suchenden zu dem etwa einen Kilo- 
meter vom Orte entfernten mitten im Nadelwald gelegenen Stein- 
bruch hin. Hier endlich fand sich auf dem ziemlich ebenen 
Grunde der Vermifste zwischen zwei grölseren abgesprengten 
schräg gegeneinander liegenden Steinmassen liegend, bewulstlos 
aber noch atmend, den Kopf völlig mit Blut überströmt, die 
Kleider vollständig durchnäfst, die Füflse blofs mit Strümpfen 
bekleidet und dem Knaben zur Seite ein 15 Pfund schweres blut- 
beflecktes Hebeisen. Er wurde um Mitternacht nach Hause ge- 
bracht und verschied hier gegen 5 Uhr morgens. Dafs der Knabe 
totgeschlagen worden sei, daran konnte unter den vorliegenden 
Umständen niemand zweifeln. Die Entdeckung des Thäters liefs 
denn auch nicht lange auf sich warten. Sie erfolgte am andern 
Morgen frühzeitig. Es hatten Leute den Verunglückten ‘abends 
5 Uhr in Gesellschaft seines Schulkameraden, des noch nicht ganz 
neunjährigen, übelbeleumundeten Robert St. vom Orte weg in 
der Richtung gegen den Steinbruch gehen sehen. Hierzu kam 
aber noch ein mehr greifbarer Verdachtsgrund. Der soeben be- 


zeichnete sonst immer barfuls gehende Knabe stellte sich zu dem 
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auf diesen Tag festgesetzten Bittgang mit Stiefeln bekleidet ein. 
Seine Kameraden, mit dem in solchen Dingen sich oft bewährenden 
Scharfsinn begabt, riefen ihm alsbald zu: „Diese Stiefeln sind 
nicht dein, sie gehören dem Ludwig“ und sonderten sich ohne 
weiteres von ihm ab. Er wurde sofort verhaftet, gestand jedoch 
von dem Ortsvorstand vernommen, an diesem Tage noch nichts, 
wohl aber bekannte er sich andern Tags dem Stationskomman- 
danten (schon dieser Zug erinnert an M. Schneider) als Mörder 
des Ludwig B. unter Angabe der en ananaar Umstände sowie 
des Beweggrundes. 

Beim Bittgang sollte jeder mit Stiefeln erscheinen. Robert, 
nicht im Besitz dieser aristokratischen Kleidungsstücke, warf den 
Tag zuvor den verlangenden Blick auf die seines schwächeren 
Kameraden als höchst wünschenswertes Besitztum, brachte es 
auch schon mittags dahin, die ersehnten Stiefel sich anprobieren 
zu dürfen und siehe da, sie pafsten wie angemessen. Von diesem 
Augenblick an war es bei dem Begehrlichen eine beschlossene 
Sache, sich dieselben um jeden Preis anzueignen. Er bestimmte 
sofort den Kameraden mittelst eines Versprechens ihn abends 
5 Uhr nach dem Vesperbrot in den Steinbruch zu begleiten. 
Dieser willfährige Knabe wurde mir von dem ÖOrtsvorstand als 
schwach bezeichnet, dies wurde aber vom Ortsgeistlichen in Abrede 
gestellt, vielmehr geltend gemacht, dafs zwischen beiden Knaben 
nur ein dem Alter entsprechender intellektueller Unterschied 
stattgefunden habe. Indes scheint doch der Jüngere eine jener 
passiveren, von aufsen leichter als von innen bestimmbaren Naturen 
gewesen und gerade deshalb von dem Schlaukopf Robert zum 
Opfer ausersehen worden zu sein. 

Am vordern Eingang des Steinbruchs ist ein etwa 5—6 Fuls 
langer, 2'/, Fufs breiter und kaum über 3 Fuls tiefer, zur Zeit 
der That mit Wasser gefüllter Graben, demselben quer vor- 
gelagert. Was hier geschehen, ist wenigstens durch die Angaben 
des sehr lügenhaften Buben nicht ganz klar gelegt. Indessen 
darf man doch mit höchster Wahrscheinlichkeit annehmen, dafs 
hier von seiten des Thäters ein Versuch, den Ludwig zu er- 
tränken, gemacht worden sei; dies ergiebt sich schon aus der 
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völligen Durchnässung der Kleider des Ermordeten. Zwei Dinge 
sind aber als gewils zu betrachten; 1. dafs der letztere die Stiefel 
schon vorher ausgezogen, 2. dals er aufrechten Schrittes den 
Steinbruchgrund bis zur Mordstätte begangen habe. Nicht nur 
waren die Sohlen seiner Strümpfe mit Pfützenschlamm überzogen, 
sondern es fanden sich auch dementsprechende Fufsspuren auf 
dem Wege dahin. Auch gab Robert mir an Ort und Stelle an, 
er habe dem Ludwig vom Eingang aus die Hand gereicht und 
ihm auf diese Art zur Betretung des Steinbruchs verholfen. . Dieser 
Eingang ist nämlich nicht eben leicht zugänglich. Er erhebt sich 
mehrere Fuls hoch über den Graben und ist mit grolsen ab- 
gesprengten Steinmassen blockiert, so dafs man sich mühsam durch- 
winden muls. Von hier bis zu der gegenüberliegenden Steilwand 
hat man etwa 20 Schritte zurückzulegen. Der Grund ist ziemlich 
eben, aber am Fulse jener Wand befinden sich zwei grolse ab- 
gesprengte Steinmassen, die schräg gegeneinander liegend, ein 
für den Erwachsenen kaum noch bequemes Lager zwischen sich 
liefsen. In diesem Felsenbette lag der zu Tod verwundete Knabe, 
aber hierher konnte er erst nach der Verwundung geschleppt 
worden sein. 

Bei der am 10. Mai vorgenommenen gerichtlichen Sektion 
fanden sich auf der linken Schädelseite zwei leicht voneinander 
zu unterscheidende Verletzungen, die eine über der Schläfe und 
dem Jochbogen, die andere weiter hinten über dem Ohre. Die 
Haut war nirgends getrennt, liefs aber Knochenbrüche durchfühlen. 
Man fand denn auch eine grolse fast ringförmige Fraktur, welche 
in zackiger Linie von einer Schläfe zur andern lief und aus fünf 
völlig aus ihrem Zusammenhang gelösten Knochenstücken bestand. 
Durch diesen Erfund wurde die Angabe des Mörders bestätigt, 
dafs er dem L. zwei Streiche mit dem Hebeisen versetzt habe. 
Auf den ersten sei er sogleich zu Boden gestürzt und den zweiten 
habe er demselben erst versetzt, als er schon auf dem Boden 
gelegen sei. Letzteres erklärt auch die umfassende Zertrümme- 
rung des Schädels, da dieser auf dem harten Felsgrund der 
Wirkung des Schlages ohne alle Abschwächung durch das Aus- 
weichen des Kopfes ausgesetzt war. An der Mordstätte war es 
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auch, dafs Robert im ruhigsten Tone dem Berichterstatter sagte: 
den zweiten Schlag ua ich dem L. versetzt, dafs er vollends 
tot sein solle. 

Dafs es ihm an Mordwerkzeugen an Ort und Stelle nicht 
fehlen werde, dessen war Robert gewils. Bei meinem Besuch 
der Mordstätte am 22. Mai fand ich daselbst eine reiche Auswahl 
von Geräten jeder Art. Auf einer Steinplatte lag ein Handbeil, 
dessen wirkungsvollste Handhabe selbst einem neunjährigen Buben 
ein leichtes gewesen wäre und in einer Felsennische fanden sich 
Stemmeisen, Hebeisen und ad in friedlichem Vereine zu- 
samennuhene 

Bei meinem Besuche des Orts am gedachten Tage liefs ich 
mir vor allem die persönliche Untersuchung des Thäters angelegen 
sein. Da derselbe aufser gerichtlicher Verfolgung stand, durfte 
ich mir diesen Eingriff in ein fremdes Territorium ohne amtliche 
Ermächtigung um so mehr gestatten, als mir der Ort durch ärzt- 
liche Berührungspunkte zugänglich geworden war. 

‘Der Gesamteindruck des Knaben nach Gröfse und Gestalt 
ist dem Alter vollkommen entsprechend. Insbesondere zeigt der 
Kopf eine ganz normale Bildung. in der Mitte zwischen Dolicho- 
und Brachycephalie stehend, und ein richtiges Grölsenverhältnis zum 
übrigen Leibe. Die Stirn ist gewölbt, jedoch nicht vorzugsweise 
über der Stirnhöhle und den Augenbrauen, sondern infolge Ent- 
wickelung der beiden Stirnhöker, und weder zu schmal noch zu 
niedrig. Auch die Gesichtsbildung ist regelmäfsig. Stirne, Nase, 
Mund, Kinn und Jochbogen stehen in durchaus harmonischem 
Verhältnis zu einander. Die niedlichen Ohren legen sich glatt an 
den Schädel. Nur der unheimliche, tückisch ausweichende Blick 
nimmt dem regelmälsigen Gesicht den sympathischen Ausdruck. 
Auch die Zahnbildung ist nicht die normale, weniger durch Über- 
einanderstehen als durch sehr ungleiche Gröfse der Schneidzähne 
auffallend. Vollständig ausgekleidet zeigte der ganze Leib das- 
selbe Gleichmafs der Teile wie Schädel und Gesicht, und liefs 
nur folgende Normabweichungen erkennen: 1. der Rückgrat ist 
so stark einwärts gebogen, dafs der untere Teil des Rumpfs, ins- 
besondere der Bauch eine starke Kurve nach vorn bildet. 2. der 
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verschwindend kleine Hodensack enthält nur einen wie eine Brokel- 
erbse sich anfühlenden Testikel, während der andere sich inner- 
halb. des Leistenrings verborgen hält. 3. die Vorderfülse haben 
eine zu gerade, fast mehr noch nach innen gerichtete Stellung, so 
dafs es den Knaben einige Mühe kostet, seine Fülse in die bei 
der Militärparade geforderte Auswärtsstellung zu bringen, ein Um- 
stand, der den sonst elastisch leichten Gang des Knaben etwas 
beeinflufst. Die Gesamternährung ist sichtlich mangelhaft, dessen- 
ungeachtet sind die Arm- und Beinmuskel gehörig ausgebildet 
' und fühlen sich ziemlich straff an, sodals sie die Kraftentwicklung 
des Knaben erklärlich machen. Hände und Fülse sind mädchen- 
haft niedlich und zierlich gebildet und machen es begreiflich, dafs 
dem Buben die Stiefel seines ein Jahr jüngeren Kameraden wie 
angemessen palsten. Er war nach Aussage seiner Mutter als Säug- 
ling so schwächlich, dafs man ihm nach dem Rate des Arztes 
stärkende Bäder geben mulste.. Auf diese ursprüngliche Schwäche 
läfst sich die starke Einbiegung des Rückgrats ursächlich zurück- 
führen. Bei der ganzen Untersuchung zeigte der Knabe eine solche 
Befangenheit und Schüchternheit, dafs es dem beständig anwesenden 
(remeindevorstand der sonstigen Frechheit des Buben gegenüber 
höchst befremdend war und das Ergebnis der psychischen Ex- 
ploration dadurch Not litt. ‘ Deshalb werde ich mich hier um so; 
kürzer fassen, als die Lücke durch anderwärtige Mitteilung ge- 
nügend ausgefüllt wurde. R 

Das Vaterunser sagte er mit vollendeter Geläufigkeit aber 
ebenso grofser Tonlosigkeit her. Nicht so gut ging es bei den 
zehn Geboten. Die Fertigkeit reichte _eben gerade. noch bis 
zum fünften Gebote, das er deutlicher als anderes, aber ebenso 
accentlos wie das übrige hersagte: du sollst nicht töten. Die. 
letzten Gebote waren seinem Gedächtnis nicht präsent. Ver- 
schiedene, die Ausforschung des sittlichen Zustandes bezweckende 
Fragen beantwortete er mit leisestem Tone, zögeernd, dürftig, meist 
mit einfachem Ja oder Nein. Seine Eltern „liebt“ er, doch die 
Mutter mehr als seinen Vater, wozu er freilich, wie wir weiter 
unten hören werden, allen Grund hatte. Unter seinen Geschwistern 
weils er. keinen Unterschied zu. machen. Das Arbeiten liebt er 
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nicht, das Beten zieht er allem andern vor. Hier war er ent- 
schieden aufrichtig. Die That ‚reut‘ ihn, aber der gleichgültige 
Ton straft ihn Lüge. Sein Vater, den wir später einführen werden, 
wulste anderes hierüber zu sagen. Das sichere Ergebnis dieses 
unbefriedigenden Teils meiner Untersuchung kann ich in die beiden 
allgemeinen Sätze zusammenfassen: Die Gemütsseite ist eine im 
hohen Grade verkümmerte, die Intelligenz dagegen ist genügend, 
um ihn die Grölse seines Verbrechens erkennen zu lassen und 
entspricht nach Ausbildung und Umfang der Altersstufe. 

Um so gröfseres Gewicht fällt auf die Mitteilungen des Orts- 
geistlichen, eines intelligenten und der Seelenkunde beflissenen 
Mannes. Seine Angaben glichen auf ein Haar den von mir im 
voraus konstruierten Charakterzügen. Erst gab er mir sie münd- 
lich, dann bekam ich sie in dem Konzepte seines amtlichen Prädi- 
katszeugnisses zu lesen. Ich gebe sie hier ganz in der Reihen- 
folge, wie ich sie herausgelesen habe. Vor allem wird die ab- 
solute Gemütslosigkeit des Buben hervorgehoben. Er hat für 
nichts Interesse, weder für Personen noch für Dinge. Sodann 
nennt er ihn diebisch, lügnerisch, abgeschlagen, tückisch, 
roh gegen seine Kameraden und grausam gegen die in seine 
Hände gefallene Tiere. Alles dies belegte er im Gespräch durch 
spezielle Angaben. Er berichtete, dafs R. einst ingrimmig mit 
einem Beil auf einen zwölfjährigen Kameraden losgegangen und 
diesem es kaum gelungen sei, durch schleunige Flucht dem Ver- 
derben zu entrinnen. — Sei ein Vogel in seine Gewalt gekommen, 
so habe er demselben alle Federn aus Leib und Flügeln ausge- 
rupft und ihn dann in die Höhe geworfen: So jetzt flieg’. Der- 
gleichen Excesse haben ihm derbe Züchtigungen in der Schule 
zugezogen, nicht aber seine Leistungen innerhalb der Schule; 
seinen Aufgaben sei er stets nachgekommen, überhaupt entspreche 
seine Lernfähigkeit, seine Intelligenz im ganzen vollkommen seinem 
Alter. Dieselbe gehöre den Mittelstufen an. 

Auch die Geschwister seien diebisch und lügnerisch, und es 
sei nicht ihre Bildungsfähigkeit, ihre Fassungskraft und Aufmerk- 
samkeit, sondern nur ihre sittliche Aufführung, wodurch sie der 
Schule wiederholte grofse Unannehmlichkeiten bereiteten. 
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An all diesem trage die Erziehung die Hauptschuld. Die 
- Mutter insbesondere sei zu nachsichtig, sehe bei ihren Diebereien 
zu sehr durch die Finger und der Vater überschreite in seinen 
Züchtigungen alles vernünftige Mafs und mache dadurch seine 
Kinder tückisch. Seinen ältesten Sohn habe er einst wegen einer 
allerdings grofsen Unart so barbarisch mifshandelt, dafs die ganze 
(semeinde darob empört gewesen sei. 

Mit diesen Urteilen stimmte der Lehrer, der übrigens erst 
seit einem Jahr den Robert in seiner Schule hatte, im wesentlichen 
überein. Er bezeichnet denselben als frech, tückisch, lügnerisch, 
roh, erklärt aber gleichfalls seine Intelligenz für eine gut mittlere. 

Nachdem ich in Begleitung eines Sohnes des Ortsvorstands 
und des stets munter voranschreitenden Verbrechers die Stätte des 
Mordes besichtigt hatte, wobei der Letztere sich durchaus unbe- 
fangen und sogar etwas offener benommen, auch sein Verfahren 
an Ort und Stelle seinen vor Gericht abgelegten Geständnissen 
entsprechend angegeben, beschlofs ich meine Untersuchung des 
Falles mit einem Besuch des Elternhauses unseres Verbrechers. 

Den Familienvater, dem mein Besuch wegen des sogleich zu 
erzählenden Ereignisses aus seinem Vorleben vorzugsweise galt, 
traf ich vor dem Hause mit Holzsägen beschäftigt. Ich hatte 
aulser jener Begebenheit nichts von ihm gehört als das sehr ge- 
. mälsigte Urteil des Ortsvorstandes, man könne eigentlich dem 
Manne nichts Schlechtes nachsagen, nur sei er ein arger Hitzkopf, 
wobei die Mifshandlungen seiner Kinder erwähnt wurden. Er 
empfing mich, der ihm von einem mir befreundeten Nachbar vor- 
gestellt wurde, anständig, sogar freundlich, unerachtet er bereits 
mit dem Zweck meines Besuches bekannt war. Was mich als 
Craniologen nicht unangenehm überraschte, war seine sehr aus- 
geprägte Oxycephalie (Spitzkopf). Schon von den Augenbrauen 
an beginnt die Stirne zurückzuweichen und verschmälert sich nach 
oben sehr augenfällig. Das aber, was man beim Menschen Hinter- 
haupt nennt, fehlt eigentlich ganz. Sieht man den Schädel von 
der Seite an, so hat er das Ansehen, als wäre ihm der Hinter- 
kopf mit einem Säbel abgehauen worden. Das Gesicht dagegen 
hat regelmälsige Bildung, doch fehlt ihm der sympathische Aus- 
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druck,. was ohne Zweifel in dem funkelnden Blicke seinen Grund 
hat. Sein Wuchs ist regelmälsig; die Statur kräftig. 
Der Eintritt in das Haus liefs mich in enge Räume und ärm- 
liche Verhältnisse blicken. Die Unterredung mit dem Manne gab 
einen einfachen gesunden Verstand zu erkennen und liefs nicht 
einmal das Gremüt vermissen. Dies trat mir besonders aus der 
Art, wie er sich über diese Seite im Charakter seines Sohnes 
aussprach, deutlich hervor; er hätte nicht beredter sein Befremden 
über das Benehmen seines Robert am Tage der That ausdrücken 
können. ‚Man merkte ihm nicht das mindeste an: er war gleich- 
gültig wie sonst und ganz unbefangen.“ Dafs er auch in der 
folgenden Nacht den Schlaf der Gerechten genossen habe, hob er 
noch besonders hervor mit dem Zusatz: das alles sei ihm geradezu 
unbegreiflich gewesen. Diese Verwunderung darf man mit Fug 
höchst naiv nennen, wenn man weils, dafs er selbst früher (1867) 
eines Totschlags schuldig geworden ist, der ihm eine dreijährige 
Kreisgefängnisstrafe zugezogen hat. Da es sich wohl verlohnte, 
das Motiv und die näheren Umstände dieses Verbrechens kennen 
zu lernen, erbat ich mir vom K. Justizministerium die Unter- 
suchungsakten, die mir auch in liberalster Weise bewilligt wurden. 
Das wesentliche Ergebnis der Aktendurchsicht ist folgendes. In 
S. als Bauernknecht im Dienst, damals 21 J. alt, wurde Martin St. 
von einem ledigen Bauernsohn des Ortes aufgefordert, mit ihm ge- 
meinschaftlich einen Metzger aus B., welcher wegen Vieheinkaufs 
im Orte eingekehrt war und sich mit einem Konkurrenten aus R. 
eben auf der Strafse herumbalgte, tüchtig durchzuprügeln. Die 
beiden Burschen bewaffneten sich mit tannenen Scheiten, die sie 
einer Holzbeuge entnahmen und schlugen nun auf den wegen 
seiner grolsen Körperstärke gefürchteten Mann, der eben seinen 
(Gregner aufs neue geworfen hatte, aber noch mit ihm beschäftigt 
war, aus Leibeskräften so nachdrücklich ein, dafs dieser Simson 
bewulstlos weggetragen werden mulste und im nächsten Wirtshaus 
bald darauf verschied. Es war ein Racheakt von Seite beider 
Bursche. Martin St. war aus seinem Dienste in Unfrieden ge- 
schieden und auch der Andere hatte einst des Simsons schwere 
Hand zu fühlen. bekommen. Aber der Verführer nahm sich die. 
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Sache zu Herzen und erhängte sich. Martin war nun der einzige 
Aneeklagte und hatte seine Schuld zu verbüfsen. War jener der 
Verführer, so war der kräftige Martin vielleicht der eigentliche 
Totschläger. 

Die Mutter Roberts ist äufserlich eine sehr ansprechende Er- 
scheinung und scheint ein hübsches Mädchen gewesen zu sein. 
Wollte man sich jedoch ihrer erfreuen, so dürfte man es zu keinem 
Gespräch mit ihr kommen lassen. Mit einer durchaus normalen 
Schädelform und regelmäfsigen Gesichtsbildung vereint sich bei ihr 
_ eine tiefe sittliche Unkultur, die über das Sinnliche nicht hinaus- 
ragt. Als ich sie fragte, was sie denn zur Unthat ihres Sohnes 
gesagt habe, antwortete sie im Tone des tiefsten Plebeismus: ‚oh, 
der ist eben unnaithig (unnötig, unartig, ausgelassen), alle Kinder 
sind unnaithig.‘‘ Im weiteren Gespräch wulste sie doch noch eine 
besondere Unart ‚geltend zu machen: ‚Er ist schleket, ja recht 
schleket“ (leckermaulig). Zuletzt sprach sie in Übereinstimmung 
mit ihrem Manne das dringende Verlangen aus, dafs derselbe so 
bald als möglich in der Anstalt untergebracht werde. Als be- 
sonderer Beweggrund dieses Wunsches machte sich Mitleid mit 
ihm geltend: Er dürfe nicht mehr in die Schule und auf der Gasse 
werde er von allen Kindern verschimpft. 

Noch wurden drei anwesende Schwestern Roberts ins Auge 
gefalst. Sie teilten mit dem Bruder die normale Schädelform mit 
den entwickelten Stirnhökern, das Erbstück der Mutter. Zwei 
Mädchen zwischen fünf und acht Jahren sahen unbefangen und 
heiter in die Welt hinein. Das jüngste Mädchen, etwa drei Jahre 
alt, ist stark skrophulös. 

. Eine Schwester der Mutter starb als habituelle Diebin im 
Zuchthaus. — Epilepsie ist der ganzen Familie fremd. — 

So hat sich denn bei Robert eine vielfache erbliche, aber nur 
sittliche Belastung herausgestellt. Der Vater ein Totschläger, die 
Mutter den Diebessinn der Kinder durch Nachsicht hegend, ihre 
Schwester eine habituelle Diebin. Das Verbrechen des Vaters 
ging aus Rachsucht hervor, wozu noch Verführung kam. Die 
Rachsucht, als Erzeugnis des Zornes, wurzelt im cholerischen 
Temperament, nicht in schlechter Gesinnung. Die Mutter des 
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Robert ist unbescholten, hegt aber den Diebstahl der Kinder und 
ermangelt des sittlichen Gefühls in ziemlich hohem Grade. Robert 
ist absolut gemütlos und des Gewissens ermangelnd, überdies bös- 
artig im eminenten Sinn des Wortes. 

Wie verhalten sich nun diese Thatsachen zum Vererbungs- 
gesetz? Die nächstliegende und bequemste Antwort wäre: Robert, 
der Mörder, hat den verbrecherischen Hang von seinem Vater, 
dem Totschläger, empfangen und ist gelegentlich nur um eine 
Stufe höher gestiegen. Und die Mutter? Hatte diese mit der 
Frucht ihres Leibes gar nichts zu schaffen? Nicht durch ihre 
schlechte Erziehung, sondern durch ihren Anteil an dem Zeugungs- 
akte? Die Grundeigenschaft des kleinen Mörders, die Gemüts- 
und Greewissenslosigkeit findet sich beim Vater nicht, oder doch 
nur in einem weit geringeren Grade als bei der stumpfsinnigen 
Mutter. Man ist sonach vollberechtigt zu sagen: der Grundzug 
des Mörders ist dem mütterlichen Boden entkeimt, es 
kam aber der Gewaltsamkeitstrieb als väterliche Mit- 
gift dazu. Wie nun aber aus dieser unheilvollen Paarung die 
höchste Blüte sittlicher Ausartung, die Lust, Tiere und Menschen 
zu martern und zu töten, ganz allein um ihrer selbst willen, sich 
entwickeln konnte, kann uns nur der sagen, der dieses Menschen- - 
geschlecht mit allen seinen Rätseln in die Welt gesetzt hat. Die 
Erziehung, selbst die denkbar schlechteste, hatte an diesem Er- 
zeugnis keinen oder doch nur geringen Anteil. 


Der hier mitgeteilte Fall, schon an und für sich höchst denk- 
würdig durch das Frühalter des Verbrechers, durch die doppel- 
seitige erbliche Belastung, durch die Raffiniertheit des Entwurfs 
nicht minder als durch die kolossale Frechheit oder Unbesonnen- 
heit nach der That, sowie durch die Geringfügigkeit des Motives, 
gewinnt höheres Interesse durch die grolse Analogie der That 
und der verbrecherischen Anlage mit dem so allgemein bekannt 
gewordenen Fall „Marie Schneider“ (12 Jahre 2 Monate alt), 
und weist auf einen gemeinsamen moralischen Defekt hin. Es ist 
dies die ausgeprägte Gemütlosigkeit, derselbe negative Charakter- 
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zug, der sich bei allen geborenen Verbrechern, den grofsen wie 
den kleinen, findet und eine ursprüngliche Verkümmerung ihrer 
seelischen Organisation offenbart. 

Dieser Defekt besteht in dem Mangel derjenigen Gefühle, 
welche das unentbehrliche Hypomochlion des im engeren Sinn so- 
genannten menschlichen Charakters, des Humanismus, bildet, deut- 
licher gesagt: in dem Mangel der sympathischen Gefühle, der 
Fähigkeit zu lieben, und der sittlichen Gefühle, des Rechts- und 
Pflichtgefühls, welche beide insofern unzertrennlich sind, als die 
sittlichen Gefühle von den sympathischen abhängen. 

Wer nicht lieben kann oder gar vollends die Menschen hafst 
und verachtet, wie kann denn der ein Gefühl dafür haben, ob den 
Menschen Recht oder Unrecht widerfährt? welches Pflichtgefühl 
kann er für sie empfinden? Vermöge seiner Intelligenz, und wäre 
sie auch nur eine mittlere, ist er zwar im stande, die Notwendig- 
keit sittlicher und gesetzlicher Lebensordnung einzusehen, aber 
diese Einsicht bleibt unfruchtbar, wenn sie keinen Reflex im Ge- 
müte findet, somit also der lebendige stimulus zum rechtlichen und 
pflichtlichen Handeln, zum Unterlassen des Unrechts fehlt. Das 
alles klingt nun freilich stark an den vielcitierten goldenen Aus- 
spruch des Apostels an, mit welchem das 13. Kapitel des ersten 
Korintherbriefes eingeleitet wird: „Wenn ich mit Menschen- oder 
Engelszungen redete und hätte der Liebe nicht, so wäre ich ein 
tönend Erz, eine klingende Schelle“. Gleichwohl ist der Stand- 
punkt des Referenten von dem des Apostels grundverschieden. 
Was diesem ein unbedingtes sittliches Gebot, ein dem Munde des 
Meisters entnommenes unerläfsliches Dogma ist, das bescheidet 
sich bei Ref. ein ganz einfacher psychologischer Erfahrungssatz zu 
sein. Nach des Letzteren Bedünken ist zwar die Liebe die wirk- 
samste sittliche Triebfeder, aber sie kann da, wo sie von Hause 
aus fehlt, nicht durch einen trockenen inneren Befehl herbeschieden 
werden, sie muls ohne alles Zuthun des sittlichen Willens schon 
da sein, ehe man es sich erst zur Pflicht macht, ihren Geboten 
nachzuhandeln. In der grofsen Menschenmasse hat nun freilich 
dieses souveräne Grefühl so verschiedene Stärkegrade, dafs dadurch 
die unendlich lange Stufenleiter der Sittlichkeit bedingt ist und es 


2 





bei Vielen fortwährend sanfterer oder derberer Rippenstöfse von innen 
oder aulsen bedarf, um die Liebe lebendig oder werkthätig zu machen. 
Man glaube indes ja nicht, dafs selbst dem Gemütlosesten die Fähig- 
keit zu lieben so vollkommen, wie das schnellgesagte Wort absolut . 
es meint, fehle. Nein! sie kondensiert und konzentriert sich nur 
auf ein anderes Objekt als den Nebenmenschen und die ganze 
Menschheit, nämlich auf das eigene Ich, und diese Eigenliebe muls 
notwendig um so grölser sein, je weniger ihr die Liebe zu Anderen 
Konkurrenz macht. Hier haben wir die Wurzel des Egoismus. 
Es ist dies keine andere als die Schwäche oder der Mangel des 
Andergefühls und die aus dieser Negation gleichen Schrittes sich 
hervorbildende Selbstsucht ist das ausschliefsliche Prinzip des 
Despotismus, des Hochmuts, des Geizes und aller übrigen grofsen 
und kleinen Leidenschaften, folglich der absolute Gegensatz des 
Sozialismus und der Sittlichkeit. 

Der Egoismus ist zwar allgemeiner Charakterzug des Menschen, 
eben weil das Ich dem Menschen näher steht als das Nichtich 
(das Hemd ist mir näher als der Rock), aber er bildet infolge der 
vielstufigen Fähigkeit, Andere Zu lieben, eine unendliche Stufen- 
leiter vom Nullpunkt bis zu seinem höchsten Gipfel. Auf dieser 
Höhe kommt im Bewulfstsein des Menschen nichts mehr zur Gel- 
tung, als was sich auf das Ich und seinen Interessenkreis bezieht. 
Jede andere Empfindung, wäre sie auch im Keime vorhanden, 
wird von dem dickgeschwollenen Ich erdrückt und erstickt. Ge- 
wohnt, alles das ohne Aufschub zu thun, was das augenblickliche 
Bedürfnis erheischt, jedes auftauchende Gelüste, jede leise An- 
wandlung momentaner Laune schnurstracks zu befriedigen, alles 
das aber zu unterlassen, was ihm gerade unbequem ist, das eigene 
Interesse nicht fördert oder gar schädigt, setzt sich der Egoist zu- 
letzt auch wohl über das positive Gesetz weg, wofern es ihm 
hinderlich im Wege steht und zwar um so leichter, als es ihm im 
Grunde seiner Seele stets fremd geblieben ist, dessen Notwendig- 
keit er zwar für alle übrigen Menschen geltend zu machen weils, 
von welchem aber selbst exemt zu sein, ihm als eine selbstver- 
ständliche Sache erscheint. 

Wer diese egoistische Entartung sich deutlich vor Augen 
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stellt, für den kann die ruchloseste That kein Rätsel mehr sein. ' 
Nie darf man sich hierbei einfallen lassen, beim grölsten, ver- 
'härtetsten Egoisten absolute Gefühllosigkeit vorauszusetzen. Was 
Andere fühlen, versteht er vollkommen, weils es leise mitzu- 
empfinden, wenn es auch nie zu tiefem Mitgefühl bei ihm kommt. 
Er selbst weils ja aus eigener Erfahrung recht gut, was Lust 
und Unlust, Freude und Schmerz, Befriedigung und Nichtbefrie- 
digung ist. Steht ihm auch nur die geringste Dosis Phantasie zu 
Gebote, so hat er weiter nichts zu thun, als die ihm aus seiner 
inneren Erfahrung wohlbekannten Empfindungen und Gefühle auf 
andere überzutragen, um sie vollkommen zu verstehen. 

Die Eigenliebe an und für sich darf, sofern sie, gerade wie 
die Sinnlichkeit, der menschlichen Natur immanent ist, nicht als 
das absolut Unsittliche angesehen werden. Sie wird es erst da- 
durch, dafs sie sich in Gegensatz zu den sozialen Interessen setzt. 
Sie kann ja selbst sittliche Formen annehmen, sich den Interessen 
Anderer, der allgemeinen Wohlfahrt wirklich aufopfern, aber auch 
hier ist sie in Gefahr, sich aufzublähen, manches nur des eitlen 
Ruhmes wegen zu unternehmen, am Ende als Ehrgeiz von reinstem 
Wasser aus der Komödie des sittlichen Heroismus hervorzugehen. 

Unsittlich wird der Egoismus erst dann, wenn er stets auf 
Kosten der Rechte Anderer sich grofszieht; zum Fluch für die 
Menschheit aber wird er, wenn er mit vollem Bewulstsein der 
Gesellschaft feindlich, zerstörungssüchtig sich gegenüberstellt, wenn 
er jener dämonischen Bosheit sich hingibt, deren höchster Lebens- 
senuls die raffinierteste Marter, die langsame Abtötung lebender, 
empfindender Kreaturen ist. Schützt gegen den übermächtigen 
Reiz des dem Menschen innewohnenden Zerstörungstriebes weder 
die Reife des Verstandes noch die höchste Bildung des Geistes, 
die ausgebildete Vernunft, wie uns die Geschichte aller Zeiten, 
nicht blofs die der Verbrechen belehrt, um wieviel weniger wird 
dann jugendliche Unreife und die wohl nie ganz fehlende, aber 
leise genug flüsternde Stimme eines erst heranwachsenden Gre- 
wissens die grauenvollen Begierden eines abnormen Naturells zu 
überwinden vermögen! 

In dieser Beziehung stehen die beiden kindlichen Verbrecher, 
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die wir oben zusammen genannt haben, auf völlig gleicher Stufe. 
Beide ermangelten in demselben Grade der Fähigkeit zu lieben 
und der sittlichen Gefühle. Beide sind deshalb vollendete Egoisten. 
Dies erweist sich zunächst in dem frühzeitigen Triebe, sich fremden 
Eigentums zu bemächtigen, ihre unnatürlichen Gelüste an wehr- 
losen Tieren zu befriedigen. Beiden fehlt es nicht an der. zu- 
reichenden Intelligenz, das Unrecht zu erkennen, wenn auch nicht 
zu fühlen. Sie sind zwar beide geistig träge und lieben alles 
andere mehr, als methodischen Unterricht, Anstrengung des Denk- 
. vermögens überhaupt, wofern es sich nicht um böse Streiche 
handelt; gleichwohl sind sie bildungsfähig im mittleren Grade. 
Wulste ja doch Marie Schneider ihren Richtern geistig so zu 
imponieren, dafs sie ihr — freilich zum grofsen Erstaunen sach- 
verständiger und psychologischer Beurteilung fähiger Männer — 
die Ehre der Verurteilung erwiesen. 

Die Altersverschiedenheit beider kindlichen Mörder ist zwar 
in Betracht des Umstandes, dafs in dieser Lebensperiode drei 
Jahre schon einen bedeutenden Vorsprung der geistigen Entwicke- 
lung in allweg begründen, eine keineswegs unbeträchtliche, aber 
doch entfernt keine so bedeutende, dass es rationell zulässig‘ ware, 
den neunjährigen Mörder aufser Verfolgung zu lassen, die drei 
Jahre ältere Verbrecherin aber trotz des grolsen Defekts ihrer 
seelischen Organisation blofs deshalb zu verurteilen, weil sie die 
Altersgrenze der Strafbarkeit um zwei ganze Monate überschritten 
hatte. Hier bewahrheitete sich wieder einmal der alte Spruch: 
der Buchstabe tötet, der Geist macht lebendig. Dieser gewaltige 
Verstols gegen den Geist des Gesetzes hat nun die fatale Folge, 
dals das zwölfjährige geistig verkümmerte Kind dereinst als 
24jährige ausgereifte Verbrecherin aus dem Gefängnis in 
die Gesellschaft zurückkehren wird. 

Die Raffiniertheit des verbrecherischen Entwurfs ist bei 
beiden Kindern gleich grofs, aber ebenso grols ihre Unvorsichtig- 
keit nach vollbrachter That und die Wahrscheinlichkeit ihrer 
frühzeitigen Entlarvung. 

Im Zutotmartern wehrloser Tiere haben beide kindlichen 
Verbrecher gleich Grofses geleistet. Dabei wurden sie beide als 
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Leckermäuler bezeichnet. Worin aber Robert St. die Marie 
Schneider überragt, ist die doppelte direkte Erbbelastung und die 
Art und Weise der Ausführung des Mordes. Während M. Schneider 
die Tötung des noch sehr zarten Kindes nicht selbst vollzieht, 
sondern die Exekution dem Gesetz der Schwere überläfst, tritt 
Robert St., ein zweiter Kain, am hellen Tage mit der Eisenkeule 
vor seinen fast gleichalterigen Kameraden und erschlägt ihn mit- 
telst der Kraft seiner Fäuste. Und worin er zugleich alle 
wenigstens mir bekannte jugendliche Mörder überglänzt, das ist 
sein Alter von noch nicht voliendeten neun Jahren. 

Aber worin unser Paar einigen Mördern dieser Altersstufe 
nachsteht, das ist die völlige Unmotiviertheit des Mordes und der 
Kannibalismus der Abtötung ihrer Opfer. Wir wollen unserm 
Paar deshalb ein exotisches, dem reichen Füllhorn romanischer 
Länder entnommenes Pärchen an die Seite stellen. *) 

Vimont erzählt von einem elfjährigen Buben, dafs er einen 
fünfjährigen Knaben zu einem Sumpfe gelockt, ihn hier genot- 
züchtigt, dann ihm einen Stecken in das Rektum gesteckt, schliefs- 
lich ihn ertränkt habe. Deshalb angeklagt, habe er wenigstens 
anfangs hartnäckig geleugnet und den Mord andern zugeschoben. 
| In der Stadt Bellesme wurde 1834 der Leichnam eines 
zweijährigen Mädchens, zwei Tage darauf der eines zweieinhalb- 
jährigen Knaben aus einem Brunnen gezogen. Der Verdacht fiel 
auf ein elfjähriges Mädchen, welches wegen seiner Bösartigkeit 
berüchtigt war und nicht leicht ein jüngeres Kind an sich vor- 
überliefs, ohne es irgendwie zu mifshandeln. Es stellte sich in 
der That heraus, dafs dieses Mädchen beide Kinder in den Brunnen 
seworfen hatte. | 

Im letzten Falle ist es in Wahrheit nur noch der Mord 
selbst, der als das Ziel der Mordlust betrachtet werden mulßs. 

Robert Stähle wurde nach allerdings etwas langwierigen Ver- 
handlungen schliefslich in der für katholische Knaben bestimmten 
Korrektionsanstalt „Conradi-Haus“ in Schelklingen, O.-A. Blau- 
beuren, untergebracht. 





*) Der Verbrecher. Von Cesare Lombroso, übers. von Fränckel. 
1887, p. 112, 


Verlag ı von Siemenroth & Worms, Berlin SW. 48. 





Zu beziehen durch jede Buchhandlung: 


Gerichtlich-medizinische Fälle 


und 


Abhandlungen. 


Unter Mitwirkung von Arzten und Juristen 
herausgegeben von 


Dr. Hermann Ortloff, 


Landgerichtsrat in Weimar: 





1. Heft. Kind oder Fötus? VomHerausgeber. Preis2Mark 40 Pfe. 
2. Heft. I. Versuch eines Mordes oder Selbstmordes? Erwürgen 

und Erdrosseln. Von Arno Siefert, erstem Staatsanwalt in Weimar. 
— HH. Verbrechensverübung im Traumwandeln. Vom Herausgeber. 
Preis 1 Mark 60 Pfg. 

3. Heft. Strafbare Fahrlässigkeit bei Ausübung der Heilkunst. 

Vom Herausgeber. Preis 2 Mark 40 Pfg. 


. „Die im Anschluss an diesen sowie an die übrigen erörterten 
Fälle gebrachte einschlägige Materie ist dem Studium der Gerichtsärzte wohl 
zu empfehlen. Bei ihrer gründlichen Bearbeitung unter Benutzung der be- 
kannten gerichtlich-medizinischen Lehrbücher einer- und der Heranziehung der 
neuesten bezüglichen Reichsgerichtsentscheidungen andererseits wird der Leser 
über den ihn besonders interessirenden Gegenstand leicht orientirt werden. 
Ueber die medizinisch-technischen Fragen jedoch, die bei den einzelnen Fällen 
aufgeworfen werden, wird er von der Meinung der betreffenden Gutachter so- 
wohl, als auch von der Auffassung des jeweiligen Verfassers vermuthlich in 
gleicher Weise hie und da abzuweichen sich veranlasst sehen, wie es seitens 
des Referenten geschehen ist. Gerade hierin aber liegt ein Grund mehr für 
die Anerkennung der Nützlichkeit des Unternehmens im Prinzip. 
Denn an der abweichenden wissenschaftlichen Anschauung des Andern wird man 
sein eigenes Urtheil mehr schärfen und bilden, und es kann der Allgemeinheit 
nur nützen, wenn auch wir als Gutachter uns mit unserem Urtheil einer wissen- 
schaftlichen Controle bewusst sind.“ (Zeitschr. f. Medizinal-Beamte 1888.) 


A . Ortloff’s Darstellung, die sich auf eine höchst fleissige Ver- 
arbeitung des gesammten wissenschaftlichen Materials, der gesetzlichen Be- 
stimmungen und praktischen Erfahrungen stützt, hehandelt in bündiger, klarer, 
übersichtlicher, sachlicher Weise alle wichtigen, in Betreff strafbarer Fahr- 
lässiekeit bei Ausübung der Heilkunst in Betracht kommenden, so vielfach 
concurrirenden und complieirten Fragen und wird gewiss den Forderungen 
sämmtlicher Betheiligten gerecht .... Die Schrift wird den Gerichtsärzten, 
wohl auch Juristen unentbehrlich, den Aerzten gewiss willkommen sein. 

(Schmidt’s Jahrb. 1888, S. 112.) 


Wir empfehlen die Schrift dem eingehenden Studium der Collegen. Die 
bisherigen Abhandlungen Ortloff’s, denen immer ein concreter Fall zu 
Grunde gelegt ist, zeichnen sich hauptsächlich dadurch aus, dass sie an der 
Hand einer vergleichenden Zusammenstellung aus der bekannten Literatur 
eine vollkommen erschöpfende epikritische Klarlegung der strittigen Momente 
bringen. (Münchener mediz. Wochenschrift.) 


Fr. Richter, Leipzig. 
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